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1. GemäB 5 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung eines 
Sadiverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lidien Entwiddung vom 14. August 1963 in der Fassung vom 
8. November 1966 und vom 8. Juni 1967') legt der Sadiver- 
ständigenrat hiermit sein sedistes Jahresgutaditen vor'). 

2. Die westdeutsche Wirtsdiaft befindet sidi gegenwärtig, nadi 
zweieinhalb Jahren stürmisdien Aufsdiwungs, mitten in der 
Hodrkonjunktur. Die bwrnartige Ausweitung der Nadifrage 
hat dazu geführt, daO das Produktionspotential seit dem Früh- 
jahr 1969 voll ausgelastet ist. Von den wirtsdiaftspolitisdien 
Zielen. die die Riditsdinur für die Tätigkeit des Sadiverständi- 
genrates bilden. sind das Ziel hoher Besdiäitigung und das Ziel 
angemessenen Wadistums derzeit nictit gefährdet. 

Dagegen ist es der Wirtschaftspolitik audi in den vergangenea 
zwölf Monaten, über die hier zu beriditen ist, nidit gelungen. 
das Problem des auBenwirtsdiaftlioien Ungleioigewidits zu 
lösen. Die steuerlidien ~bsidieningsmaßnahmen vom Novem- 
ber 1968 haben nicht ausgereioit. bei der anhaltenden Hooi- 
konjunktur in den wioitigen Partnerländern die auOenwirt- 
sdiaftlidien Uberschüsse auf ein erträglidies MaO abzubauen. 
den Inflationsimport zu stoppen und auf diese Weise die Bin- 
nenwirtsdiaft zu entlasten. Unter diesen Umständen nimmt es 
nicht wunder, daO sioi der Anstieg der Preise und der Löhne in 
den letzten Monaten siditbar beschleunigt hat. Die Aufwertung 
im Oktober 1969 bat zwar fürr erste die außeowirtsdiaftlidie ~ - ~- ~ -~~ 

Flanke gesidiert; dodi ist die binnenwirtsoiafllidie Stabilität. 
besonders die des Preisniveaus. nadi wie vor und mehr als 
jemals in den seduiger Jahren gefährdet. 

3. Angesidits dieser Fehlentwidclung sah sidi der Sadiver- 
ständigenrat im vergangenen Jahre dreimal veranldt,  gemäß 
5 6 Abs. 2 Satz 1 seines Gesetzes ein zusätzlioies Gutaoiten zu 
erstellen: 

- Das Sondergutachten vom 30. Juni 1969 "Binnenwirtsctiaft- 
lime Stabilität und auOenwirtschaftlidies Gleidigewioit' 
(SG 69 1); es  wurde am 11. Juli veröffentlioit J). 

1) Das Gesetz mit den Anderungen durm dar Anderungrgerelz vom 8. No- 
vember 1966 und durch die den Sadiverständigenral belreflenden Beslim- 
mungen des .Gereber zur Förderung der Stabilität und des Wa&slumi 
der Wlrtedmlt' vom 8. Juni I967 (im folgenden Slabililäti- und W a h -  
tvmsgereb genannl) und die pp l bis 3 dieses Cerelrer sind als Anhang I 
und 11 angefügt. 
Widitige Bestimmungen des Sadiveratändigenratsgesetze~ sind im Vor- 
wort der früheren Jahrerguia&len erläutert. 

) Eine Liste der bisher errdienenen Jahrergutadilen und der Sonder- 
gutaditen is l  im Anhang 111 abgedrudrl. 

8 )  Zugleldi mit  diesem Sondergutamten hat der Sarbverständigeniat den 
Wortlaut des Sondergutaditens vorn Juli 1968 verölfentli&t. dar dem 
Herrn Bundeskanzler arn 3. Juli 1968 rnündlidi vorgetragen worden war. 
Beide Gutamlen sind als Anbang I V  dieaem Jahresgutaditen beigefilgi. 



- Das Sondergutachten vom 25. September 1964) .Zur lohn- 
und prelspolitbd~en Situation h d e  September 1069' (SC 
69 11). 

- Das Sondergutachten vom 4. Oktober 1969 .Zur wiibungs- 
politiden Situation Anfang Oktober 1969' (SC 69 In). 

Die beiden zuleizt genannten Sondergutsmten werden lm An- 
hang ver6ffentllcht '), zusammen mit einem Sdudben des Rates 
an den Herrn Bundesminister für Wirtschaft, in dem MLBver- 
stäudnisse klargestellt werden, die lm Zusammenhang mit die- 
sen beiden Sond6rgutachten aufgetaucht w a w .  

4. Darüber hinaus hatte der Sachvenitändigenrat Gelegenheit, 
die anstehenden wirtscbaftspolitlden Probleme mit Mitglle- 
dem des Deutden Bund&ages. den Bundesministern fllr Wirt- 
d a f t  und der Finanzen, deren Mitarbeitern sowie den Verire- 
tern der Deutden Bundesbank, des Bundeskarteilamtes, der 
Sozialpartner, des Deuts&en Industrie- und Handaktages und 
des Bundesverbandes der Deuts&en Induarie zu erörtern. 

Mitglieder des Rates haben auöerdem regelmäfiig an den Ge- 
sprächen im Rahmen der .Konzertierten Aktion' belm Bundes- 
minister f i h  Wirtschaft teilgenommen. 

5. Staatsmiuister a.D. Dr. Haraid K d .  Dortmund. dessen 
Amtszelt entsprediend der gesetzlichen Regelung am 1. Mäm 
1969 abgelaufen war. und den der Bundespräsident auf Vor- 
schlag der Bundesregierung fiir eine weltere Amtsperiode be- 
rufen hatte, schied am 27. Mal 19ö9 aus dem Sachvenitändigen- 
rat aus. Dr. Koch hatte dem Rat seit dessen Bildung angehöR 
Die Mitteilung an die Presse, die der Rat anliißlich des Aus- 
de ldens  von Dr. Koch abgegeben hat, ist lm Anhang V11 
abgedruckt. 

L Dr. Norbert Kloten. Professor an der Unlveniltllt iübingen, 
wurde zum 1. Juni 1969 auf V o d a g  der Bundesreglenmg 
vom Bundespräsldenten in den Sachverstllndigenrat berufen. 
Er Ist an die Stelle von Rofessor Dr. Wolfgang Stükel getreten, 
der Mitte September 1968 aus dem Rat a u g d e d e n  M. 

7. Zahlre lh  Piihningskräfte aus fait allen Bereidwn der 
Wlrtscbaft haben dem Sachverstllndigemat umfasende und 
sadiche Auskünfte aber elne Relhe für dle Arbelt den Rates 
wichtiger Fragen gegeben. AUen, die hierbel mitgewirkt haben. 
sagt der Rat besonderen Dank. 

L Die Gespriiche. die der Rat mit Vertretern der Wlrtschaita- 
wlasenschaft an den Hochdulen und an den Fonichungslnati- 
tuten im Laufe des Jahres führen konnte, haben ihm iür seine 
Arbelt wertvolle Erkenntnisse vermittelt. AUen Beteiligten gilt 
der Dank des Rates. 

1) I k r  Buiidamlabier f(Lr WiriKbalt h d  der Verilflentlld~u~~p d h m  Gm- 
arbtm, M 24. 0kiob.r 1868 zngwlmmr 



@. DarUber hinaus dankt der Sachventllndigenrat wiederum 
besonders seinem früheren Generalsekretär, Professor Dr. Olaf 
Sievert. Dortmuad, und einem früheren Mitarbeiter Dr. Ger- 
hard Fels, Kiels beide haben dem Rat bei seiner Arbelt wert- 
volle Hilfe geleistet 

Die Rofesaoren Dr. Hans Besters, Bochum, Dr. Edwin von 
Böventer, M(lndien. Dr. Hans Dürr. Nümberg, Dr. William 
Qellner. New Haven, und Dr. Kurt Schmidt. Mainz, sowie 
Dr. Timotby Josling, London, haben dankenswerterweise 
schriftlich zu Einzelfragen Stellung genommen und damit die 
Vorbereitung diese. Gutachtens erleichtert. 

Seinem frühem Mitarbeiter Wolfgang Kasper, Kiel. verdankt 
der Rat Untersuchungen über we&selkurspoliiische Probleme, 
vor allem eine Simulationsstudie, die Teilen des Vierten und 
Fiinften Kapitels zugrunde liegen. Albert Bunge. Saarbrücken, 
hat dem Rat eine Expertise über Ragen der Agrarpolitik zur 
Verfügung gestellt, die in den entsprechenden Abadinitt des 
Fünften Kapitels eingegangen Ist 

10. Die VolLswiris&afUche und Statistische Abteilung der 
Deutschen Bundesbank hat freundlicherweise für den Sach- 
ventändigenrat wiederum umfangreiche statistixbe Arbelten 
durcbgefiihrt; darüber hinaus hat sie M in vielen Einwlfragen 
beraten. 

Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war auch 
in diesem Jahre sehr gut; der weit über das Normale hinaus- 
gehende Einsak vieler Angehariger des Amtes, insbesondere 
der stllndigen Mitarbeiter der Geschäftsstelle, hat dle Arbeiten 
des Rates sehr erleichtert. 

11. Auch dieses Jahresgutachten hatte der Sachverständigen- 
rat ohne die unermüdliche Hilfe seiner Mitarbeiter nicht ferüg- 
stellen können. Beim AbstMui3 dieses Gutaditens gehörten dem 
wissenschaftlichen Stab des Rates an: Dr. Manfred Feldsieper, 
D1pl.-Volkswirt Dietmar Gebert. Dip1.-Volkswirt Klaus-Dieter 
Smmidt, Dip1.-Vokswirt Bemd Stecher und Dip1.-Volkswirt 
Hont Tomann. 

Ein besonderes MaS an Verantwortung hatte der Generalsekre- 
tär des Sachventhdigenrates. Dr. Horst Sdiulmann. zu tragen. 
Alle Fehler und Mängel, die dieser Bericht entbält, gehen in- 
dessen allein zu Lasten der Unteneichneten. 

Wiesbaden. den 19. November 1969 

W. Bauer H. Giersdi N. Klolen M. W e r  
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Angaben aus der amtlidien Statlrtlk filr dle Bundearepublik Dnilsl-  
land stammen, sowelt nldit &en vermerkt, vom Sta(iitii(10 
Bundesamt, Diese Angaben beziehen s l l  aul d w  Bumiewblei eln- 
idilieBLidi Berlin (West18 andere Oabletsstbnde itnd audrürtiidi 
angemerkt. Angaben litr die Industrie gellm 101 Betriebe mit im 
allgemeinen 10 und mehr BesQ(Llt1gten. 

Material itber das Auslad wwde Ln der Regel internatlonakn Ver- 
blfentlidiungen entnommen (SLaUsttsQn Amt der Eumpalscben 
Cemeinsdiaften. Ornanlsation f(Lr WiMiQaflUdm iusamwnarbeit 
und Litwirtiung. ~ e k i n t e  Nationen, lntemaUonaler W&hningdonda). 
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gutad~tung der gesamtwirta&aftü&n entwlddung 
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forsdiung, Essen 

Vereinte Nationen 

Verein DeutsQer Minenbmans ta l t en ,  Frank- 
furVM. 
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-oder 1 - Der zeltiidte Vergleidt iut durh g d i ä h l l h e  
Aodemgen beehtiähtigt 

X = Nahweis Ist nL&t dnnvoll oder Qrage3teUung trlllt 
ulht zu 



Für die gesamtwirtsdiaftlidie Enlwidllung im Jahre 
1969 ergibt sidi aus unserer Diagnose folgendes 
Bild: 

- Nadi einem stürmisdien Konjunkturaufschwung 
befindet sidi unsere Wirtsdiaft im Herbst 1969 
mitten in der Hodikonjunkturphase ihres fünften 
Wadislumszyklus. Kennzeidinend flir die Lage 
sind: Eine boomartige Nadifrageexpansion, eine 
nadifrageindurierte Lohnwelle, ein besdileunig- 
ter Preisanstieg und ein anhaltend hoher Lei- 
stungsbilanzübersdiu8. 

- Das reale Bruttosozialprodukt wird 1969 voraus- 
siditlidi um 7'livH und damit ebenso stark 
zunehmen wie 1968; diese Zuwadisrate übertrifft 
alle Erwartungen. Der Auslastungsgrad der Sadi- 
kapazitäten war 1969 wieder s o  hodi wie 1960 
und um gut l'h vH höher als 1965. 

- Die Anzahl der besdiäfligten Arbeitnehmer ist 
1969 um 600 000 höher als 1968. die Arbeitslosig- 
keit ist auf den Tiefstand von 1965166 zurück- 
gegangen. Seit Herbst 1968 wurden I00000 Ar- 
beitslose und 4W OW ausländisdie Arbeitskräfte 
in den Produktionsprozeß eingegliedert. 

- Das Ziel eines stabilen Preisniveaus wurde 1969 
nidit erreidit. Der Preisindex für die Lebenshai- 
tung aller privaten Haushalte war im Oktober 
1969 um 2,8 vH, der Index der industriellen Er- 
zeugerpreise um 3.9 vH höher als zwölf Monate 
zuvor. Seit September 1969 zeigt sidi audi bei 
dem Preisauftrieb der industriellen Verbraudis- 
güter eine deutlidie Beschleunigungstendenz. 

- fnlolge eines sehr langen Lohn-Lags waren die 
Verteilungsproportionen bis in die zweite Hälfte 
des Jahres 1969 hinein zugunsten der Gewinne 
verzerrt. Eine Lohnwelle im Herbst 1969 hat be- 
wirkt, daß die Elfektivlöhne im vierten Viertei- 
jahr 1969 um rund 5 v H  höher liegen als im 
Durdisdinitt des Jahres (und um rund l2vH 
höher als ein Jahr zuvor); sie hat dazu beige- 
tragen. daß Anlang I970 die Verleiiungspropor- 
tionen keine konjunkturbedinglen Verzerrungen 
mehr aufweisen werden. 

- Der Uberrdiuß im Waren- und Leistungsverkehr 
1969 wird voraussidiliidi um 2.5 Mrd. DM 
niedriger sein als im Vorjahr. Mit I6 Mrd. DM 
ist der .Außenbeitrag' jedodi erheblidi höher. 
als es den mittelfristiaen Zielvorstellunaen der - 
Bundesregiemng entspridit. Die Karten- und 
Preisdisparität gegenüber dem Ausland wurde - 
durdi die steuerlidien Absidiemngsmaßnahmen 
vom November 1968 etwas verringert; aber erst 
die Aufwertung vom Oktober L969 war. was die 
Kosten- und Preisdisparitäl anlangt. ein wesent- 

lidier Schritt in Riditung auf das außenwirt- 
sdiaiilidie Gleidigewidit. 

- Obwohl dem Leialungsbiianrubersdiuf! ein hoher 
langfristiger Kapitalexport gegenuberstand. 
mußte die ~ u n d e i b a n k  im Zuge Zweier Speku- 
lationswellen eine flutartlge Lipuidisierung der 
westdeutsdien Wirtsdiaft hinnehmen. Die Geld- 
i m ~ o r t e  durdikreuzten ihren Restriktionskum, s o  
daß eine spdrbareKonjunkturdämpfung ausblieb. 
Der Rddlstrom von Austandsgeldern n a h  der 
Aufwertung sdieinl der Geldpolltik zur Wirk- 
samkeit zu verhelfen. Durdi eine Senkung der 
Mindestreservesätze hat sidi die Bundesbank 
der neuen Lage vorsiditig angepaßl. 

Für die gesamlwirlsdiaftlidie Entwicklung im Jahre 
1970 ergibt sidi aus unserer Prognose folgendes 
Bild: 

- Die Hodikonjunktur wird im ersten Halbjahr 
hödistwahrsdieinlidi nodi anhalten; denn sehr 
hohe Auftragsbestände dürften die volle Aus- 
lartung der Kapazitäten zumindest bis zur Jah- 
resmitte sidiern. Für das zweite Halbjahr re&- 
nen wir mit einer Konjunklurberuhigung. 

- Wie in früheren Zyklen steht zu erwarten. da0 
die Expansion I970 nadi Ubersdireiten des kon- 
junkturellen Höhepunktes liberwiegend von der 
Binnennadiirage und dabei vornehmlidi von der 
Verbraudiskonjunklur getragen wird. Die Bau- 
konjunktur wird voraussiditlidi weiter aulholen. 
die Expansion der Nadifrage nadi Ausrüstungs- 
gülern abklingen. 

- Das reale Bruttosozialprodukt wird I970 
weniaer zunehmen als 1969. zunädist weil die - - 

Grenzen des ~rodukt ions~ot~nt ia1 .  erreidit sind. 
und dann - in der zweiten Jahreshälfle - weil 
die Nadifrageentwicklunq etwas hinter dem 
Wadistum des Produktionspotentials zurilckblei- 
ben wird. 

- Anders als in den Spätphasen früherer Zyklen 
besteht dank der Aufwertung eine edite Chance. 
daß sidi der Koslen- und Preisauftrleb nldit 
wesenilidi beidileunigt. falls es zu der geplanten 
Agrarpreissenkung kommt und diese auf die 
Nahrungmittelpreise durdisdilägt. Dodi ist die 
Gefahr einer spiraiförmigen Kosten- und Preis- 
bewegung nodi nidit gebannt. 

Unter dem Einfluß der Aufwertung. einer leidil 
abgesdiwäditen Weltkonjunktur und einer nadi 
wie vor guten hlandskonjunktur wird sidi der 
außenwirtsdiaftlidie Ubemdiuß 1970 vermutlidi 
weiter zurückbilden, w e m  audi nur langsam. 



ERSTES KAPITEL 

Zur Konjunkturlege 

I. Dle Weltkonjunktur 18BB 

1. Die Weltkonjunktur war 1969 gekennzeidinet 

- durdi eine krältige Expansion in den meisten 
groCIen Industrieländern (Ziffern 2 11.). 

- durdi eine Berdileunigung des Preisauftriebs 
(Ziffern 7 f.). 

- durdi ein Anhalten der außenwirtsdiaftlidien 
Ungleicbgewidite (Ziffern 9 11.) und 

- durdi eine Welle von Zinrsteigerungen (Ziffern 
16 ff.). 

Boom In Konllnniibumpi. gabmmit. Expansion 
In den Venkilgien SLaiten 

2. In den Ländern Kontinentaleuropas vollzog sidi 
die konjunkturelle Expansion reit Mitte 1968 unge- 
wöhnlidi gleichläufig. In den drei groaen EWG- 
Ländern - der Bundesrepublik (Ziffern 21 ff.) ,  
Frankreidi und Italien - stieg dar reale Brultoso- 
zialprodukl ungefiihr im gleidien Tempo. 

Nadi den Maiunruhen 1968 verstärkte sidi der wirt- 
sdiaftlidie Aufsdiwung in Frankreidi. Die Expansion 
hielt bisher unvermindert an. Sie wurde zunähst 
getrieben von den privaten Verbraudisausgaben. 
die nadi der Lohnwelle kräftig anstiegen. Dem Nadi- 
fragesog und dem Kostendruck folgte seit Herbst 
1968 eine Investitionrwelle. Die Geld- und die 
Fiskalpolilik setzte der ansdiließenden Preiswelle 
wenig Widerstand entgegen; mit zunehmendem In- 
flalionrlempo ging die Sparneigung erwartungsge- 
mäß zurük. Eine massive Lageraufstodcung heizte 
den Boom weiter an. Die GesamtnaMrage wird 
1969 um 15vH höher sein als 1968, das reale 
Bruttosozialprodukt um rund 8,s vH. 

Audi Italien befindet ridi in einem bwmartigen 
Aufsdiwung. Da8 reale Bruttosozialprodukt dürfte 
1969 um rund 6.5 vH über dem des Vorjahres liegen. 
Haupttrüger der Expansion waren hier die Exporte 
und die Investitionen. Nadidem die Löhne seit dem 
Frühjahr 1969 kräftig erhöht worden sind. setzt nun 
audi eine Konsumwelle ein. 

3. In den übrigen kontinentaleuropäisdien Ländern 
wurden die internen Auftriebskräfte durdi die 
krältige Importnsdifrage aus der Bundesrepublik, 
Frankreidi und Italien verrtdrkt. Die Zunahme des 
realen Bruttosozialprodukts wird in den meisten 
dieser Länder 1969 wesentlidi höher sein als 1968 
(Sdiaubild I). 

sowie die ngorose Restrlktionspolitik der Bank von 
England nidil ohne Wirkungen geblieben. Der pri- 
vate Verbraudi und die Investitionen sind, real ge- 
redinet. vom zweiten Halbiahr 1968 zum ersten . - ~ ~ ~  ~~ ~ - ~ - ~ - ~ -  

~ a l b j a h r  1969 leiht  zurüdcgegangen; die Arbeits- 
losigkeit hat seit Anfanq 1969 wieder zuqenommen. 
Seit Mitte 1969 zeidinetiidi eine leidite ~esdileuni- 
gung der Expansion ab, die weitgehend auf die 
günstige Entwidclung der Exporte zurüdczuführen 
ist. Das reale Bruttosozialprodukt wird 1969 etwa 
um 2.5 vH über dem des Vorjahres liegen. 

5. In den Vereinigten Staaten hat sidi, nidit zu- 
letzt wegen der restriktiven Geld- und Piskalpolitik, 
die Expansion erwartungsgemäß verlangsamt. Sdion 
seit Anfang 1969 nahm die private Wohnungsbau- 
tätigkeit ab. Der Anstieg der gewerblidien Anlage- 
investilionen und der Staatrausgaben sdiwädite ridi 
in der ersten Hälfte 1969 ab. Obwohl Lagerauibau 
und privater Verbraudi nodi rreoi lebhaft waren, 
kam es seit Anfang des Jahres zu einem lelditen 
Rüdcgang in der Auslastung des gesamtwirtrdiait- 
lidien Produktionspotentialr. Die Arbeitslosigkeit 
nahm reit Man  1969 wieder zu, und die Industrie- 
produktion stagnierte ab August 1969. 

0. Japan befindet sidi in der längsten Expansions- 
phase nadi dem Zweiten Weltkrieg. Der Aufsdiming 
hält seit Anfang 1966 unaebrodien an. Die Zuwadis- 
rate des reale; ~n t t t~S&ia~~rodUkis  llegt 1968 mit 
gut 12vH nur wenig unter der des Vorjahres. 
nidit zuletzt dank kräftig expandierender Exporte. 
Der Uberrdiuß der Leirtungrbilanz wird folglidi 
1969 nodi wesentlidi größer sein ala 1988. Im 
Gegensatz zu früheren Zyklen. als sidi dle Lei- 
alungsbilanz bei einer anhaltenden Expansion ns&- 
haltig verrdilediterte, gab er in diesem Aufsdiwung 
keine zahlungsbilanzpolitisdien Gründe Mr eine 
Restriktion. Die japanische Regierung unternahm 
sogar Sdiritte zur Llberalisierung von Einfuhren. 

7. Die Inflationsrate ist in den meisten Ländern 
1969 nodimals gestiegen. Das Niveau der Ver- 
braudierpreise erhöhte sidi im Durdisdmitt der drei- 
zehn widitigsten Induslrieländer sdiähungsweise 
um 5 vH. n a h  4 vH im Jahre 1968. Die Streuung 
der Inflationsraten hat sidi nidit verringert (Ta- 
belle t ) ;  die Preisdisparitäten zwisdien den elnzel- 
nen Ländern sind 1969 bis zu den Wediselkumände- 
rungen in Frankreidi und der Bundesrepublik eher 
nodi größer geworden. 

4. In Großbritannien sind die wirtsdiafispolitischen 8. Unter diesen Umständen erhielten Bemühungen 
Maßnahmen vom November 1968 und März 1969 zur Eindämmung der Inflation in v i e l e n . h d e m  



Die Weilhonjunhtui 1969 

S c h a u b i l d  I Priorität. So versuditen die Verelniaten Staaten ab - -  ~ ~-~~~ ~ ~ 

~~~ - ~~ ~~~ 

Mitte 1969. mit einem befristeten. aber kräftigen 
Zurdilag zur Einkommensteuer und einer seit An- 
fang 1969 zunehmend restriktiven Geldpolitik. die 
das Zinsniveau auf eine seit der WeltwiNdiafts- 
krise nidit mehr erreidite Höbe ansteigen ließ 
(Ziffer 16). den Preisauftrieb zu dämpfen. Eine Wir- 
kung ist bisher nidit festzustellen. ~ i t  einer wesent- 
lidien Verringerung des Anstiegs der Preise kann 
audi bis Anlang 1970 kaum gerechnet werden. Im 
Jahresdurdisdinitt dürfte das Verbraudierpreis- 
niveau um etwa 5'1s vH höher sein als 1968. 

In Frankreidi setzte sidi der starke Anstieg der 
Verbraudierpreise 1969 weiter fort. Die Abwertung 
dürfte den iniiatorisdien Trend zunädist sogar 
weiter verstärken, obwohl zusammen mlt der Ab- 
wertung finanzpolitisdie Restriktionsma8nahmen 
und eine Kontingentierung und Verteuerung der 
Kredite besdilossen wurden. 

In Italien stiegen die Verbraudierpreise. die von 
Mitte 1967 his Ende 1968 nahem stabil geblieben 
waren, wieder an. seit Anfang 1969 mit einer Jah- 
resrate von über 4 vH. Angesidits einer kräftigen 
Lohnwelle ist für die kommenden Monate zu er- 
warten. da8 sidi der Preisanslieg Weller besdileu- 
nigt. 

In den Niederlanden kam es nadi dem Ubergang 
zum Mebrwertsteuersyslem Anfang 1969 zu großen 
Preissteigeningen - bereits im März 1969 lag der 
Verbraucherpreisinder um gut 5 vH über dem Stand 
von Dezember 1968 -. so daü die Regierung Anfang 
April einen Preisstopp verkünden muate. Seitdem 
ist der Preisindex nidit mehr gestiegen. 

In Gronbritannien hat ridi die Inflationsrate trotz 
einer restriktiven Geld- und Finanzpolitik kaum 
verringert. Die Verbraudierpreise stiegen im ersten 
Halbjahr 1969 mit einer Jahresrate von 7vH; dies 
ist zu einem Teil allerdings auf die Erhöhung der 
indirekten Steuern zurüdrzuführen. 

B. Mehr als in früheren Jahren ist 1969 der Kon- 
flikt zu Tage getreten, der im heutigen Währungs- 
system rwirdien auBenwirtsdiaftlidien und binnen- 
wirtrdiaftlidien Zielsetmngen besteht: 

- InFrankreid betriehen die wirtroiaftspolitirdien 
Instanzen seit Ende L968 einen vorsiditigen Re- 
rtriktionskurs. in der Hoffnung, damit sowohl 
eine Abwertuna des Franken als audi oröBere 

i - 1 .  I 
- 

berdiäftigungspolitide Naditeile vermeiden zu 
können. Als sidi im Laufe des Jahres 1969 immer 
deutlider zeiqle. da8 beide Abriditen nidit mit- 
einander vereinbar waren. wertete die franz6- 

4 U rirdie Regiening den Franken ab. Dadurd 
glaubte sie. Spielraum für eine besdiäftigungs- 
neutrale Binnenrestriktionspolitik gesdiaffen zu 

0 0 haben. 

11 1W Bmoiili3WiH.- 0 fiel ScMIul 
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- In Gronbritannien h l u g  man einige Zeit n a d  
der Pfundabwertung 1967 aus Zahlungsbilanz- 
gründen einen Kurs immer schärferer Nadifrage- 
drorselung ein. Diese Politik beginnt zwar Erfolg 



Zur KonJunkluilape 

T a b e l l e  I 

Amt- der Verbraueherpreiae in auipwlblten Ländern 1) 

Verandemng gegenüber dem entsprechenden Vorjahreazeitraum in vH 

1 I S S  I 19ö8 I 19E97 1 1 1959 
Land 

1.Hj. I 1.Hj. I.Hj. I3 .Vj .7  

zu zeigen. docb ist sie mit belräcbtlidier Arbelts- 
losigkelt verbunden (Arbeilslosenquole Im 
August 1969 salsonbereinlgt rund 2.6vH). 

Vereinigle Staaten ................ 
GiaObritsnnien .................... 
Frankreldi ........................ 
Niederlande ...................... 
Belgien ................... ....... 
ltalleo ................... ....... 
Bunderrepublik Deulsdilsnd ...... 

- In den Vereinigten Staaten stand die binnen- 
wirtxhaftllQe Aufgabe der Inflationabekämp- 
fung 1969 im Einkiang mit dem außenwirtsdiaft- 
IiQen Zlel, das Zahlungsbilanzdeflzlt zu beselti- 
gen. Freilldi slnd auüenwlrtsdiaftlidie Uber- 
legungen etwas in den Hintergrund getreten. 
seitdem durdi dle Smltuna des Geldmarktes dle 

1.8 4.2 5.4 3.9 4-5 5.2 5.6 
1.5 4,7 5.3 3.7 5.6 5.9 5,O 

2,7 46 6.0 4.1 5,l 6.0 6.3 
3.4 3.7 7.4 38 3.6 7.8 a) 7.1 B) 

2.9 27 3.7 3,O 2,s 33 3,9 
3.2 1,4 2.7 1.8 0.8 1.6 3,4 

1.5 1.8 2.6 1.5 i) 1.2 i) 2 s  2.8 

Garantle der ~allai-~old%arität  elngesdiränkt 
worden ist (Ziffern 2i3 11.). 

Wi&tlgrle Indurtriel3-nder') . . . . . . I  2.9 39 5.0 38 4.2 4.7 5.2 

1) Ir, LindnrMmng.  
I) Eigene Sdilltrung. 
a) Vcrcinlgtc Staaten. Kanada. Japan, Bundnrrpublik Deutidilind. Bclgloi. Prankmidi. Italien. Niederlande. WoBbritilinien. 

DLncmark. Oitcrrcldi. Sdivedsn. Sdre i r  (rusommemgcvogcn mlt den Aniellen i m  geiamtoi B r u t ~ d i l p m d u k t  dieser 
Lader im Jahre 1856). 

a) Douidi Einlabning der Mcbrrerli!mm kelonuBI. m&: OECD 

- Die Bundesrenublik stand seit Frübiahr 1969. als - -  -~ ~~ 

sidi zeigte. iaü  dle Wirkungen d& auüeni'lrt- 
adiafkliQen AbslQerungsgeaetzes nimt ausreldi- 
ten, vor einem .kut& Konflikt zwlsdien den 
prels- und konjunkturpolltihen Erfordernissen 
im Innern und der Nohvendlakelt. dle lana an- ~- ---- - ~ ~ -  - 

haltenden fluknwlrtadiaftliQ~n Uberadiüsäe zu 
vermindern [Ziffern 130 11.1. 

- AuQ Italien geriet selt Mitte 1968 in einen 
immer starkeren Koniiikt nvlsQen Prelsstabilität 
im Innern und einem auBenwirtsdIaftlldIen 
Ubeduß-UnaleiQaewimt. Seit der VeraQär- ....... 
fung der s&en ~oni i ik te  tm Spätsommer 1969 
r e i h e t  sidi ab. da8 das Zablungsbiianzglddige- 
widit s&nzllQ zu Lasten der Geldwertstabiiität 
wiederhergestellt wlrd. 

- Japan snh sidi 1969 zunehmenden Zahlungsbl- 
lanzüberscbüsaen gegenüber. obwohl die interne 
Nadifrage ras* expandierte und die Binnen- 
preiae kräftlg anstiegen (1989 : 5,SvH)i Prels- 

slabilital hat in Japan allerdings gerlngere 
Priorität als andere wirtsQaftspolittscbe Ziele. 

10. Da die auüenwirtsdiaitliQen UngleldigewlQte 
19ö9 anhlelten und sicb noQ versdiärften. reQnete 
man allgemein mlt Paritetshdentngen. vor allem 
mit einer Aufwertung der D-Mark und ehe r  Ab- 
wertung des französiicben Franken. Zu p ü e n  
Spekulationswellen kam es Lm November 1968 und 
Mai 1969 (Ziffern 101 11.). Zu einem Zeltpunkt. als 
man dies kaum erwartete. wurde dann der fran- 
zöaiaQe Franken am 8. August 19BB abgewertet. 
Vor den Wahlen zum SeQsten Deuixhen Bundes- 
(ag setzte erneut eine Spekulationswelle auf dle 
D-Mark ein. Na& den Wahlen wurile der D - M d -  
Kurs freigegeben, am U. Oktober 1969 wurde dle 
DMark-Parltat neu festgesetzt. 

11. Wie groB dle außenwlrtsdiaftllQen Ungleidi- 
gewidite waren. Iäßt alQ sdiwer messen: 

Die Hbhe der DensenbaUnde erlaubt weder zu- 
verlässige Rildrsdilüsse auf dle sQwebenden Ver- 
PfliQtungen und Fordemngen nodi auf die Möglldi- 
kelt, sidi-lnternatlonale ~lquidttilt zu bes~affen.  

Au& die Entwldrlung der sogenannten M- 
bilanz ') Iäüt kelnen sldieren SdiluB auf das Ausmaü 
des auBenwirtsdiaftllcben Ungleldigewlcbts zu. Zum 
einen slnd die langfristigen Kapltalbewegungen 
durdi Konvertibilit(Lbbe6diränkunm in vielen Län- 
dem verzerrt. und rum anderen iait SI& nidil geoau 
a b d i t i l ~ .  weldier Tell der Kapltalexporte der 

') Blianr der laufenden Posten und der langlrlrtlga 
pllilverkehn. 



Dle Wellki 

UbendiuBlander autonom ist, also weder auf zah- 
lungsbilanzbedingten Fördemngsmaßnahmen nocti 
auf solctien Versctiiebungen der Zinsrelatlonen be- 
mht. dle mit den auDenwirtsctiaftlirtien Ungleictige- 
wictiten zusammenhängen und möglictierweise nur 
vorübergehender Natur sind (JG 68 Ziffer Bi) .  

Einen Eindrudt. ob sich ein auBenwirtsctiaftlicties 
Ungleichgewicht vergröüert oder vermindert. ver- 
mitteln am ehesten die Verändemngen des Saldos 
der Leistungsbilanz und der Bilanr der laufenden 
Posten. 
Geht man von den Leistungsbilanzsalden aus, so 
zeigt sicti, daß der Vbersctiuß der Bundesrepublik. 
Italiens und Japans zusammen - also von drei Län- 
dern mit .aufwertungsverdäctitigen' Währungen - 
von Mitte 1967 an kontinulerlicti gestiegen ist. An- 
dererseits hat sicti der Leistungsbilanzübersctiuü von 
Frankreicti, Großbritannien und den Vereinigten 
Staaten zusammen - also von Ländern. deren Wäh- - ~ ~~- 

mngen als .abwertungsverdäctitig' galten -, seit 
Mitte 1967 kräftig vermindert. Der Ubersctiuß in 
der Bilanz der laufenden Posten hat sicti in der 
gleichen Zeit in eln Defizit verwandelt (Sctiaubiid 2). 
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12. Der Leistungsbilanzübersctiuß der Bundesre- 
publik verminderle sicti trotz einer beträctitlictien 
Importmnahme bisher nictit nennenswert. da aucti 
die Auslandsnartifrage nach deutschen Waren kräf- 
tig stieg. Im Jahre 1969 wird sich der UbersctiuB In 
der Leistungsbilanr der Bundesrepublik auf etwa 
16 Mrd. DM belaufen. 

Für Italien ist seit jeher ctiarakleriatisch. da0 die 
Dienstleistungsbilanz stark aktiv. die H~ndelsbilanz 
passiv ist. Das Handelsbilanzdefizil vergröüerte slcti 
1969. weil dle Importe im Zuge dem kräftigen Auf- 
sctiwungs und des besdileuniglen Preisauftriebh 
wesentlich stärker zunahmen als die Exporte. Die 
gesamte Leistungsbilanz dürlle wohl 1969mil elnem 
ebenso hohen Ubersctiuß wie 1968 (2.2 Mrd. US- 
Dollar) absctiließen. 

Die japanisctie Ubersctiußposltion wird sicti 1969 Im 
Vergieicti zum Vorjahr erheblicti verstärken. Filr 
1969 ist mit einem 'Jbersctiuü der Leistungsbliaiu Ln 
der Größenordnung von 2,6 Mrd. ~ ~ r ~ o l l a r  zu 
rectinen; das sind rund 1.4 Mrd. US-Dollar mehr als 
im Vorjahr. 

13. Der Leistungsbilanrübermdiuü der Vereinigten 
Staaten wird sicti 1969 gegenüber 1968 stark vemin- 
dern und abermals weieitlicti aerinaer sein. als es - - 
zum Ausgleicti der ~bertra~un~sverpflldituigen - 
insbesondere der Militärauagahen und der Entwi&- 
lungshilfeleistungen - erforderlicti wäre. Im ersten 
Halbjahr 1969 betrug der Ubersctiuü der Leistungs- 
bilanr. saisonbereinigt. nur nocti 640 Mill. US- 
Dollar gegenüber 1.3 Mrd. US-Dollar im gleictien 
Voriahreszeitraum. Allerdinas zeictinet sidi seit 
~ i t i e  1969 eine deutlictie ~e;besserung in der Han. 
delsbilanz ab. da die frnporte wegen der Ab. 
sdivadiung der konjunkturellen Expansion nur nocti 
langsam zünehmen. Das Defizit in der Bilanz der 
laufenden Posten wird filr das ganze Jahr 1969 
auf mehr als I Mrd. US-Dollar geschätzt. 

14. Das außenwirtsrtiaftlictie Ungleictigewictit Groß- 
britanniens hat sicti 1969 verringert. insbesondere 
weil das Defizit der Handelsbilanz, das 1968 nocti 
1.6 Mrd. US-Dollar betrug, in diesem Jahr um mehr 
als die Hälfte zurü&gehen dürfte; man kann an- 
nehmen. daD sicti die günstige Exportkonjunktur. 
die sicti Mitte 1969 anbahnte, fortsetzen wlrd. An- 
gesidits des traditionell hohen Ubersctiusses in der 
Dienstleistungsbilanz wird Großbritannien 1969 ver- 
mutlicti sogar einen Ubersctiuß in der Bilanz der 
laufenden Posten von rund 0.6 Mrd. US-Dollar er- 
zielen. 

I In Frankreich bildete sich n a h  den Unmhen 
im Mai 1968 infolge der internen Inflation und des 
inländisctien Nactifragesogs ras* ein ariüenwirt- 
sdiaftlicties Ungleictigewidit heraus. Das Handels- 
hilanzdefizit wurde von Vierteljahr zu Vierteljahr 
größer. Seit Frühjahr 1969 haben sicti die Defizite 
beträctitlidi erhöht. Angesictits dieser Entwidtlung 
entsMo0 sich die franwsisctie Regierung am 
8. August I969 zu einer Abwertung des Franken um 
11.1 vH. 

Die Abwertung verbesserte die Wettbewerbsposi- 
tion der franaösisctien Produzenten nidit so stark. 
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wie der Abwertungssatz auf den ersten Blidr ver- verlusien kommt. erhöhten einlge Notenbanken 
muten Iäßt: Anfang 1969 ~ m ~ h v l a k t i s d i  den Diskontsatz. Als i n  

~ ~ r i l f i a i  1969' die Erwartung einer baldigen - Die Abwertung des Franken war in den Temin- - D - M ~ ~ ~ - A ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  den internationalen ~ b k ~ ~ ~  
kursen seit Monaten zum gmnen Teil eskomp- weitere L~~~~~~~~~ entzog, verdärf te  dies nocti den 
tiert. internationalen Zinsaristieo. Einiae Länder hoben ~- ~- ~~~ - .~ ~~~-~~~ 

- Au& i n  Sortenhandel wurde der Franken seit darauibin aus Zahlungshilaiugriinden erneut den 
Monaten weit unter der Pariiäl gehandelt. Diskontsatz an (SQaubild 3). 

- Die Exportfinanzierung wird seit der Abwertung A~~ in Fra*reidi die Zinsen 
weniger stark subventioniert. Die Kosten wer- Laufe des Jahres 1969, Einklang dem 
den die Importverteuemng weiter steigen. ,i*haftlicti orientierten ~ ~ ~ ~ ~ i k u ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ,  mehr. 

18. Seit der zweiten Jahreshäüte 1968 kam es in 
den westlidien Industriestaaten zu einer rasdien 
Zinssteigemg. die die Zinsen für kun- und für 
längerfristige Kredite auf ein Niveau bradite, das 
in vielen Ländern nacti dem zweiten Weltkrieg nodi 
nidit erreicht worden is t  

Die seit Anfang 1969 zunehmend restriktive Kredit- 
politik in den Vereinigten Staaten löste kräftige 
Zinssteigemngen aus. die sidi sofort auf den Euro- 
Dollar-Markt übertmgen, auf den viele amerika- 
nisdie Banken auswichen. Tm Verlaufe von 1969 
stiegen die kun-  und langerhistigen Zinssätze in 
den Vereinigten Staaten auf ein Rekordniveaul). 
Dies führte zu einem weiteren Anstieg der Sätze am 
Euro-Dollar-Markt. 

mals heraufgesetzt. Nadi der Abwertung wurde der 
restriktive Kun der Kreditpolitik versdiärfl. An- 
fang Oktober erhöhte die französisdie Zentralbank 
- wohl audi. um den Spekulationen auf eine wel- 
tere Abwertung enlgegennitreten - den Diskont- 
satz um einen vollen Prozentpunkt auf 8 Prozent. 

19. In der Bundesrepublik blieb das Zinsniveau 
bis Nm Frühjahr 1969 weitgehend konstant Dies 
war trotz steigender Zinssatze im Ausland möglicti, 
weil seit der Jahreswende immer mehr mit einer 
Aufwertung gerectinet wurde. was eidi in den 
hohen Reports der D-Mark niedersdug. Mit dem 
weiteren Zinsanstieg im Ausland gewann die Bun- 
desbank   nehmend kreditpolitisctien Spielraum. 
den sie nutzte, indem sie den Diskontsatz bis auf 

I] Beispielswei~ stieg die .prirne rate'. der Sollsins für 
kurzfristige Kiedlle an eiste Adressen. seit Anfang 
I863 um über 2 Pmzentounkte auf 8.5 Prozent: Im 
September 1969 bot das akerikanisdm ~diatzamt eine 

17. Um zu verhindern. da0 es infolge des rasdien iängerfrirtige 'Konverslmranleihe an. die mit happ 
Zinsanstiegs am Euro-Dollar-Markt zu hohen Kapi- 8 Proxent die in diesem Jahrhundert hdmate Bffottlv- 
talerporten und möglidienveise starken Devisen- veraimuog für amerikanilme Staalspapiere aulwiea. 
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6 Prozent erhöhte und die Mindeslreserveanforde- 
ningen versdiärlte. Diese Politik, die aus binnen- 
wirthdiaftlidien Gründen angebradil war. hat dam 
beigetragen, da0 andere Länder aus ZaNungsbilanz- 
gründen ihre Zinsen hodihalten raunten. 

2ü. Zusammenfassend bleibt festzuhalten, da8 
einerseits die zunehmend restriktive Geldpolitik das 
Zinsniveau weltweit hodigetrieben hat; andererseits 
waren die drei folgenden Faktoren von Bedeutung: 

- die Besdileunigung der lnflationsrale in den mei- 
sten Ländern, 

- die ungewöhnlidi gleidiläufige konjunkturelle 
Expansion. die die Mwiictikeiten zu einem 
liquidilätsausgleidi nvisdien den Ländern ver- 
ringerte. und 

- die Erwartungen auf Paritätsänderungen. die zu 
beträditlidien spekulativen Geldbewegungen von 
Land zu Land führten und die die Notenbanken 
dazu veranla81en. zur Abwehr von Devisenver- 
luslen weitere Diskonterhohungen vorzunehmen. 

II. Eln neuer Boom 

21. Im Herbst 1969 befindet sidi die westdeutsdie 
Wimdialt auf dem Hobepunkl ennes Koolunktur- 
aufsdiwungs. der in seiner Intensität eher mit dem 
Aufsdiming von 1959160 als mit dem von 1961165 
vergleidibar ist. 

Wie in früheren Zyklen waren die Auslandsnadi- 
frage (Ziffern 23 ff.). die inländisdie Nadifrage nedi 
Ausrüslungsgütern (Ziffern 27 ff.) und der Lager- 
aufbau (Ziffern 34 ff.) die treibenden Kräfte. Die in- 
Iändisdie Nadifrage n a h  Verbrauchigütem ist - 
wie immer in Aufsdiwungsphasen - hinter der 
Entwicklung der Gesamtnahfrage wrückgebiieben 
(Ziffer 86). Audi hat die Baunadifrage diesmal 
nidit dieselbe Intensität erreidit wi,e in den vorange- 
gangenen Konjunkturzyklen (Ziffern 30fd.J. 

22 Die Wende zum Boom zeidinete sidi n a h  dem 
Jahreswedisel 1968169 deutlidi ab. Während im 

Auf dem Arbeilsmarkt und aul den GütennBrkten 
zeigte sidi die konjunkturelle Anspannung in einer 
allmählidien Besdileunigung des Lohn- und Preis- 
anstieas. Im Frühherbst i96ioerieten die Lahne. die 
bis d k i n  hinter der ~roduk~vitätsentwicklun~ zu- 
rückgeblieben waren, auf breiter Front in Bewegung 
Ziffern 65 ff.1. Der koniunktureile Preisauftrieb ist 
inzwisdien stärker als ih Winter 19W61. kurz vor 
der Aufwertung, und stärker als in der zwelten 
Jahreshälfte von 1964, audi wenn er in den Ver- 
braudierpreisen bisher nodi nidit so siditbar ge- 
worden ist (Ziifer 58). 

23. Obwohl die ExportDreiSe n a h  der steuerlidien 
Ersalzaulwerlung von November 1960' erheblidi 
stiegen. hielt der kräftige Nedifregesog aus dem 
Ausland audi I969 an. Die Auslandsbestellungen, 

,1969 einen neuen Rekord- 

die 1968 in Erwartung von Paritätsändeninuen staxk 
zugenommen halten, im Herbst s- 
erreiditen im Spätsomn 
X G ~ i i t s c h e i d e n ~  dafür m i e  anhaltende 
wirtsdialtlidie Expansion in den meisten kontinen- - 
taleuropäisdien - 
Ausland niedrigere inländisdie Preis- und 
niveau. Darüber hinaus ist zu vermuten. daß audi 

- ä i e m r l u n g  einer baldiqen D-Mark-Aulwerlung 
äer Aurlend~adifrage zusalzlichen Aultrieb- 
oeben hat - 
-2__ 

24. Die mandierorth gehegten Erwartungen. da8 
sidi die Auslandsnadifrage im laufe  des Jahres 
1969 merklidi abfladien wiirde. haben sich bisher 
nidit bestätial. wennaleidi es aewisse Anzeidien -~~ ~ ~ ~ - - .  
gab, die diese ~rwertingen nähAen. Vom Frühjahr 
bis zum Spätsommer sind die Auslandsbestellungen 
kaum nodi gestiegen. dodi dürfte das eher auf das 
überhöhte Niveau vom Man 1969 zurü&zuführen 
sein, als daD darin ein anhaltender Tendenzwandel 
zu erkennen wäre. Der hohe Bestelleingang im 
September 1969 - audi wenn er von Spekulationen 
um eine D-Merk-Aufwertung mitbeeinflu8t qewesen 
sein mag - deutet darauf hin. daB der obere 
Wendepunkt in der Auslandsnadifrage im Herbst 
1969 nodi nidit übersdiritten ist. 

Herbst I968 noch Angebotsreserven vorhanden 
waren. ging die Nadifrageexpansion 1969 belräht- 
lidi über die Produktionsmöglidikeilen hinaus 
(Sdiaubild 4). Die Auftregseingänge in der Industrie 
nahmen zu Beginn der Jahres 1959 spninghaft zu. 
Während sidi die Auslandsbestellungen zunädist~. 
auf dem hohen Frühjahmiveeu hielten und sidi 
erst im September wieder kräftig erhöhten. stiegen 
die Inlandsbeslellungen bis in den Herbst hinein 
steil an: Bei weitgehend voll ausgelasteten Kapazi- 
täten konnte das heimische Angebot mit der Nadi- 
frage nidit mehr Smritt halten; die Fertigwaren- 
Iäoer wurden vielfadi als unzureidiend anaesehen. ~ ~~ 

D& ~uf t r a~sbes tände  in der Industrie waren im 
Herbst 1969, gemessen an den vorhandenen Produk- 
tionska~azit$en. höher als im Jahre 1961. Vielfadi 

25. Anders als in der Hodikonjunktur von 1961165 
hat sidi die Auslandsnadifrage audi nodi entfaltet. 
als die Inlandsnadifrage bereits ihrem oberen 
Wendepunkt zustrebte. Sie hat damit den Boom 
nidit nur verstärkt. sondern allem Ansdiein nadi 
audi gestreckt. 

In dieser Hinsidit ist der Boom von 1968169 mit dem 
Boom von 1960161 vergleidibar. Damals erreiditen 
Auslandsnadifrage und Lnlandsnachirage. vor aUem 
die Nadifrage nadi Aus~stungsgütern, etwa zur 
gleidien Zeit ihren oberen Wendepunkt. Es kam 
1961. wie die Zahlen über die Kapazilätsauslastung 
und die Auftragsbestände zeigen, zu einer ähnlidien 
konjunkturellen Anspannung wie 1969. Eine soldie 
Konstellation hat er  daqeqen in der Hochkonjunklur 

wurde eie ~roduktion audi durdi Engpässe bei den von 1964165 nidit gegeben. 1961 übersdiritt~die In- 
Voriieferanten und durdi Arbeilskräftemangel be- landsnadifrage gerade erst ihren Trendwert. als die. 
hindert. Allenthalben wurde über lange Lielerfrisler Auslandsnadifrage rdion spürbar nadilieD (Sdiau- 
geklagt 
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28. Selbst wenn sidi die inländisctie Investitions- Für alle Wirtsctiaftsbereictie insgesamt redmen wir 
nactifrage sction bald nadihaltig absctiwactien sollte. mit einer Zunahme der Ausrilstungsinvestitionen 
ist vorerst kaum mit einem Rürkgang der Investi- um etwa ein Viertel. 1969 wurde damit die bisher 
tionsgüterproduktion zu r edmen . -~ i i  hohen Auf- höctiste Inventilionsguotel) der Nactikriegszeit 
tragspolster - die Auftragsbesldnde ui den investi- (1965) oldit nur erreictit. sondern sogar nodi über- 
tionsgüterindustrien entspradien im Herbst 1969. 
ebenso wie im Sommer 1961. einer Produktions- 
dauer von fast sectis Monaten - sidiern bereits 
jetzt die Vollauslastung der Kapazitaten bis weit 
in das Jabr 1970 hinein. Die Auftragseingänge sind 
so hodi. daß die Auftraasbestände selbst bei einem 
Itüdrgang der ~ e s t e l l t ä ~ ~ k e i t  nodi einige Zeit zu- 
nehmen dürften (Sctiaubild 7). 

Dies dedrt sicti mit den Erfahmngen von 1960. Aucti 
damals führte der Rüdrgang der Investitionsgiiter- 
nadifrage nioit zu einer sofortigen und drastisctien 
Drosselung der Produktion. Zwar ging die Kapazi- 
tätsauslastung in den Investitionsgüterindurtrien 
seit dem Frühjahr 1961 zurüdr (Sctiaubild 9). docti 
untersctiritt die Produktion erst nacti der Jahres- 
mitte 1962 ihren mittelfristigen Trend. 
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30. Bei der Nadifrage nach Bauleistungen zeigte 
sidi erst seit dem Herbst 1968 ein deutlictier kon- 
junktureller Anstieg. Im Gegensatz zu früheren Auf- 
sctiwungsjahren gibt es diesmal jedodi keine über- 
hitzte Baukonjunktur. Zwar nahm 1969 audi in der 
Bauwirtsctiaft die Nartifrage sdmeller zu als die 
Produktion. docti dürfte das nur zum Teil mit der 
fehlenden ~ ~ a s t u i t a t  des Angebots (Mangel an 
Arbettskräflen und an Betonstahll zusammenhän- 
gen. Die Produktion war nämlicti zu Beginn des 
Jahres durdi den langen Winter und In der Urlaubs- 
zeit durcti überdurctisctinittlicb starken Arbeitsaus- 
fall behindert. Bei vielen Unternehmen kam es auf 
diese Weise zu einem Auftragsstau. der jedocb nictit 
zu voreiligen Rüdrsctilüssen auf die Intensität der 
Baukonjunkiur verleiten sollte. 

31. Stark zugenommen haben seit Ende 1968 die 
Bauaufträge der gewerblictien Wirtsdiaft. Das steht 
ganz in Einklang mit der Beobachtung, daß wieder 
mehr Unternehmen beslrebt waren. ihre Kapazitä- 
ten zu erweitern. Seit dem Frühsommer zeigt sidi 
auoi im Wohnungsbau eine konjunkturelle Bele- 
bung. Allerdings ist hier das Niveau der Jahre 
1965166, der bisher besten Jahre, n d  ni&t wieder 
ganz eneictit. Nur wertmäßig liegen die erteilten 
Baugenehmigungen etwas höher als vor der Rezes- 
sion. Im bffentlictien Hoctibau wurden dagegen - 
nacb den erteilten Baugenehmigungen zu urteilen - 
1969 offenbar weniger Bauten in Angrifi genom- 
men als im Vorjahr B). Dies dürfte vor allem mit der 
Zurüdrbaltung der Gemeinden zusammenhängen. 
die mehr Tiefbauaufträge als im letzten Jabr ver- 
geben haben und deshalb nur wenig Spielraum für 
eine Ausweitung ihrer Hoctibauinvestitionen be- 
saßen. 

g. Eine wictitige Rolle für die Baukonjunktur 
spielten 1969 erneut die Tielbauaufträge der öfient- 
lioien Hand. die im ersten Halbjahr (saisonberei- 
nigt) um M vH höher waren als im vorange- 
gangenen Halbjahr. Seit dem Frühjahr ist allerdings 
ein konjunktureller Rüdcgang zu verieictinen, was 
jedocb - angesictits der starken monatlictien 
Sctiwankungen. die du rd  einzelne Großprojekte 
vemrsadit sind - nictit unbedingt auf ein Abflauen 
des Auftragsbooms hindeuten muß. Immerhin be- 

Anteil der realen Ausrilstungrinvertitione~ sm Brut- 
tosozialprodukt. 

'I In letzter Zeit sind ötfentli& Bauherren der" iiber- 
geilansen, mehr Bauvorhaben auf ~rivate Träqer zu 
"e;la&rn; iolme Bauvorhaben werden in d& Sta- 

29* In jeder Aufsctiwungspbase geht ein tistik der Baugenehmigungen als private Bauvorhaben 
Teil der Investitlonsgüternactifrage von den Investi- reglruiert, wenn die 61fentiime Hand ni&t ab B~,,- 
tionsgüterindustrien selbst aus. Na& unseren Soiät- h., auftritt. bekannteste meispiel ist ein ~~,,~,,f. 
Zungen haben die Investitionsgiiterindustrien in die- trag fiir die Universitat Göttlngen In Höhe von 
Sem Jahre gut ein Drittel mehr investiert als 1968. 1 Mrd. DM. 



S c h a u b i l d  8 urteilte im September 1968 - erstmals seit dem 
Herbst 1967 - etwas mehr als die Hälfte der am 
Ifo-Koniunkturtest beteiliaten Bauunternehmen die 
zukünftige Gesdiaftslage Lieder pessmistisdi. Dies 
mag mit der Ungewißheit über die Bauausgaben der 
Gemeinden im kommenden Jahre zusmmenhänqen 
(Ziffer 177). 

33. Obwohl von einem Bauboom nidit uesoro&en - .  
werden kann, zeidinet sidi am Baumarkt eine neue 
Preiswelle ab. Die Baupreise sind seit Jahresbeginn 
auf breiter Front in Beweuuna ueraten. Der Anstoß - - -  
dazu durfte von der Kostenseite (Lobnerhöhungen. 
Preissteigemngen bei Betonstahl) gekommen sein 
Partielle Angebotsengpasse (qewerblidier Hodibaul 
mögen es den ~ntemehmener le id i te r t  haben. den 
Kostenanstieg zu überwälzen. 

34 Der allgemeine Nadifragesog verstärkte sidi, 
weil Industrie und Handel bemüht waren, ihre 
Läger aufzufüllen. 1968 erböhten sidi die Vorräte 
insgesamt um reidilidi 9 M d .  DM. 1968 dürften es 
voraussiditlidi etwa 12 Mrd. DM sein. im Herbst 
1969, zweieinhalb Jahre nadi Beginn des Konjunk- 
turaufsdiwungs. hat dieser Lagerauflau offenbar 
nodi nidit an  Intensität verloren. Die Fertigwaren- 
Iäqer in der Lnduslrie werden nodi immer als zu 
klein angesehen; nur die Verbraudisgüte"ndustrien 
meldeten, daß sie über ausreidiende Läger ver- 
fügen. 

36. Eine ähnlidi starke Zunahme der Lagerbe- 
stande wie in den Jahren 1968 und 1969 war zuletzt 
1965 zu beobaditen. Damals haben Produzenten und 
Händler die weitere konjunkturelle Entwicklung zu 
optimistisdi, diesmal dagegen zunächst eher zu vor- 
siditig eingesdiätzt. 

Die zu optimistisdie Konjunktureinsdiätzung hatte 
1965 zu einem unfreiwilligen Lageraufbau geführt. 
Das zeigt sidi darin. daß die Industrie sdion von 
Mitte I965 an  ihre Fertigwarenläger als zu groB an- 
sab. Im gegenwärtigen Zyklus sdieinen dagegen bis- 
her nicht alle Lageraufbauwünsdie realisiert worden 
zu sein: Allzu große Vorsidit führte d m ,  daß die 
Lagerbestände. die in der Rezession und wegen der 
Unsidierheit beim Uberaana zur Mehrwertsteuer zu 
stark abqebaut worden ;ar"en. ntdit redirzeitiq wie- 
der aufgefullt wurden Inzwisdien reidit die laufende 
Produktion nidil einmal aus, die fremde Nadifraqe 
zu befriedigen. 

38. Für die These vom geplanten Lageraufbau 
spridit. daß es 1969 vor allem zu einem Aufbau von 
Input-Lägern gekommen sein dürfte. Dafür gibt e s  
zwei Indizien: 

- Na& dem Ifo-Inveslitionstesl Juni I969 meldete 
die Industrie im Vergleidi zum Vorjahr eine Zu- 
nahme ihrer Bestände an Rohstoffen und Vor- 
materialien und eine Abnahme ihrer Fertig- 
warenbestände. 

- Die Einfuhr von Vorprodukten hat seit Anfang 
1969 sdmeller ruqenommen als die Industrie- 

UCERZYKLEN 

Relation Lagerbestand ni ~ruttororialpmdukt~ 
Ralatim 

0,310 

0,291 
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Man kann somit annehmen. da6 zumindest die An- 
passung der Fertigwarenvorräte an das gestiegene 
Umratzvolumen nodi nidit abgesdilossen ist. audi 
wenn die Relation von Lagerbestand zu Brutto- 
sozialprodukt inzwisdien wieder den Stand von 
1965 erreidit hat (Sdiaubild 8). Ebenso wie 1968 und 
1969 könnten daher audi 1970 von den Lagerver- 
änderungen Impulse auf die Binnenkonjunklur aur- 
gehen. 

Pmdukllo~polantlal wleder voll a u l p . b M  

37. Die geramtwirt&aftlidie Expansion ist 1969 
erheblidi Ober das hinausgegangen. was wir im 
Herbst vergangenen Jahres erwartet hatten. Das 
reale Bruttosozialprodukt nahm mit 7'1. vH etwa 
ebenso stark zu wie im Jahre 1968. Hohe Zuwadis- 
raten sind typisdi für Aufsdiwungsjahre; in dieser 
GröBenordnung wurden sie 1959160, nidit jedodi 
1964165 erreidit. 

Die hohe Zuwadirrate für das Jahr I969 beruhte 
nidit zuletzt darauf. da8 Si& die Produktionstätig- 
keit gegen Ende 1968 besdileunigte. Die Industrie- 
produktion war im vierten Vierteljahr (saironbe- 
reinigt) um 6 vH höher als im vorangegangenenvier- 
teljahr; sie übertraf damit das Vorjahresergebni.~ 
um 15 vH. Der Anstoß dürfte dabei teils von den 
hohen Aurlandrbeslellunqen im Oktober 196E. teils 

produktion (Zifler 57). vom Abridierungsgesetz ausgegangen sein, das die 

I I 



Zur KonJunklurlage 

S c h a u b i l d  10 Unternehmen zu -iner schnellen Abwidrlung von 
Exportkontrakten trieb. 

30. Der starke Produktionsanstieg war nur mög- 
lich. weil irn Herbst 1968 noch erhebliche Kaparitäts- 
reserven vorhanden waren, mehr als damals viel- 
fach vennutet wurde. Wie groß der nicht ausge- 
nutzte Kapazitiitsspielraum noch gewesen ist, gebt 
schon daraus hervor, daß trotz der kräftigen Pmduk- 
tionszunahme die Sachkapazitäten der verarbeilen- 
den Industrie im vierten Vierteljahr 1968 i n  Durch- 
sduiitl erst wieder so stark ausaelastet waren wie 
auf dem Höhepunkt des letzten &ojunktunyklus I ) .  

Uber beträctilliche KapaUlätsreserven verfügten vor 
allem nodi die Investitionsaüterindustrien. nament- 
lich der Maschinenbau. 

Im Laufe dieses Jahres wurde die KapazitFttsaus- 
lartung vom vierten Vierteljahr 1968 noch über- 
troffen'). Im Herbst I969 wurden die industriellen 
Sachkapazitäten in nahezu allen Bereichen wieder 
so stark genutzt wie i n  Boom t960161 (Schaubild 9). 

S c h a u b i l d  9 
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kapazilälen im Durchschnitt des Jahres 1968 mit 
knapp 97 vH zwar nocti nicht wieder so stark aus- 
gelastet wie auf dem Höhepunkt des vorangegan- 
genen Zyklus 1W165 (99 vH) 4, doch wurde dleser 
Auslastungsgrad i n  vierten Vierteljahr 1968 wieder 
erreicht (Sctiaubild 10). 

'I Obvaht die Aualaslungsreihen des DIW und des Ifo- 
Inslltul~ nadi versdiledenen Methoden ermitlelt ver- 
den (JG 68 Anhang IVJ, erredineten beide Institute 
Iiir den Herbat 1960 ilberelnslimmend eine Midi 
hohe Kapzil&tsaualastung wie im Jahre 1865. 

I) Da8 man lm vierlen Vierteljahr 19BB nodi nldit von 
elner .rlberaptlmalen. Kapzitlltsauslastung s p r h e n  
kannte. 1.481 aldi &an daraus ersehen. da8 dle Kap-  
rilbtsauslaslung 1968 nodi gesteigert werden tonnle, 
ohne da8 SI& dadur& der ProduktivllUUuatieg ver- 
mindert hal. 

'I Im Jahresgutaditen t96BI69 gingen wir davon aua. da8 
der Ausiailunasarad von 1965 im Jahre 1- nodi 

ZUR A U Y I S N W G  DES GESAYlWlRTICHAFTLlQl 
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39. Die für  die hdustrie lassen nldit erreidit werden würde (Xi 60 Ziffer 70). Tat- 
sSdilldi waren dle Zuradisraten des Sozialpmdutts. 

auch auf die Gesamtwirtschaft Ubertragen. Orien- wir diesen Sdiatrungeo zugrunde legten, 1968 
tiert man sich an  den Schitningen des Produktions- 1 .H „ ,,ledrig. ~ u l ) e , d ~ ~  war der ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ d ~ ~ ~ ~  
polenlials. die der Sachverständigenrat seinen Uber- ,.~.g. 1868 um 3 VH h6her als wir damals in unw. 
legungen im Jahresgutachten 1968169 (JG SB Zif- rer Siaiurqua-Prognose filr 1968 vorausgeidiatzt 
fern 50 ii.) zugrunde gelegt hat. so waren die Sach- halten (JG 68 Zifler 1711. 
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Ein neuer Boom 

U). Im Jahre I968 ist nadi unseren Sdiätzungen S c h a u b i l d  11 
das Wadistum der SadikaoazitBten mit aut 4 vH - 
wieder stärker gewesen als im vorangegangenen 
Jahre (knapp 3'1, vH). vor allem deshalb. weil I969 BEXHXFTIGUWG WO ARBEITIOARKT 

YII. Oimteminiß mlm 11 erheblidi mehr investiert worden ist als 1968, aber 
audi. weil 1968 viele Investitionsprojekte relativ 
spät in Angriff genommen wurden und deshalb 
wohl erst in diesem Jahr die Kapaziläten erhöht 
haben. 

!m Durdisdinitt des Jahres I969 sind die Sadikapa- 
zitäten wieder so stark wie im DuroisdiNtl des 
Jahres 1960 und damit wohl voll ausgelastet ge- 
wesen. Der gesamtwirtsdialtlictie Expansionspfad 
verlief also in diesem Jahre ungefähr parallel zum 
WadLstum des Produklionspotenlials. Wenn die Zu- 
wadisrate des Sozialprodukls für 1969 mit 7'1s vH 
nodi einmal grö0er war als die der Sadtkapazitäten, 
so lag das daran, daU der Auslastungsgrad im 
Durdisdinitl des Jahres 1968 erheblidi niedriger 
gewesen war als am Jahresende I ) .  

Auf mittlere Sidit kann jedodi die Zuwadisrale des 
Sozialprodukts bei normalen Arbeitshedingungen 
nldit grö0er sein als die der Sadikapazitäten. Geht 
man davon aus. da0 die Kapazitäten 1969 voll aus- 
gelastet waren. so wird der Expansionsspielraum 
für I970 ungefähr durdi die Rate begrenzt. mit der 
die Kapazitäten im nädisten Jahr zunehmen. Wir 
sdiätzen den Zuwadis auf 4'18 bis 5 vH '). 

41. Die volle Aussdiöplung der Sadikapazitäten 
im Jahre 1969 wäre kaum möalidi qewesen. wenn 
es nidit gelungen ware. die ~ i z a h !  d e r  Besdidftig- 
ten betradiliich zu erhohen. Entgegen allen pessimi- 
stisdien Voraussagen hat sidi das Arbeitskrafte- 
angebot als außerordentlidi elastisdi erwiesen. Au& 
die Sdiätzung der mobillsierbaren Arbeitskräfte- 
reserven. die wir im letzten Herbst aufstellten 
(JG 68 Ziffern 54 ff. und l71), ist - obwohl sie viel- 
ladi für zu optimistisdi gehalten wurde - eher zu 
vorsichtig gewesen. 1969 ist die Anzahl der Er- 
werbstätigen gegeniiber 1968 um etwa 5W000 
(+ 2 vH). die Anzahl der abhängig Besdiaftigten 
um 600 000 (+ 3 ,vH) gestiegei. Eine derartige Zu- 
nahme hat es seit dem Boom von 1960161 nldit mehr ~~~ ~~~~- ~~ ~ -~ 

gegeben. ~rotzdemidilrfte die Amzahl der~abhängig 
Besdiäfligten im Henhst 1969 (saisonbereinigt) 
gerade erst wieder so hodi sein wie auf dem Be- 
sdiäfligungshöhepunkt des letzten Zyklus (im ersten 
Vierteljahr 1966). 

U. Der unerwartet hohe Anstieg der Besdiälli- 
gung war zum groBen Teil das Ergebnis eines un- 
gewöhnlidi starken Zustroms von ausländisdien 
Arbeitskräften (von Herhat 1968 bis Herbst 1969 
über 4WOoI.  Bereits um die Jehresmitte waren 
mehr ausländisdie ~rhei tskräfte  in der Bundes- 
repuhlik hesdiaftigt als jemals zuvor; bis zum Spät- 
hirhst dürften es  iast 1,6 Millionen sein. 

.U. Die Nadifrage nadi Arbeitskräften wurde je- 
dodi nidit nur durdi den Rüdrgriff auf ausländisdie 

merkenswert ist der weitere konjunkturelle RB&- 
gang der Arbeitslosigkelt hts zur Jahresmitte 
(Sdiaubild 11). Im Oktober 1969 waren bei den 
Arbeitsämtern nur nodi 1WWO Personen als 
Ar'beitslose gemeldet (saisonbereinigte Anzahl: 
145000). Die Arbeitslosenquote war damit wieder 

'1 Redanerlhei .Ubeihangd des realen Sozialprodukti 
im vierien Vierleljahr 1968: + 3% "H. 

'I Diese Srhatrunm beruht aul der Annahme. da0 die 
Arbeitskräfte gededrt. Audi das inländisdie Arheits- ' ~ntwidrlun~ der ~apilalpmduktlvitäl a u h  1970 dem 
kräftepotentlal barg nodi beaditlidie Reserven. Be- bisherigen l.ängerlrirtigen Trend folgt (Zifler 31. 

L3 



Zur Konlunklurloge 

so niedrig wie unmittelbar vor der Rezession. Im 
Durdisdmitt des Jahres dürfte sidi nur nodi eine 
Arbeitslosenzahl von 170 000 und eine Arbeitslosen- 
quote von 0.7 v H  ergeben. gegenüber 323000 (1.5 
vH) im vergangenen Jahre. 

Von den 150000 Arbeitslosen, die es 1969 im Ver- 
gleidi zu 1968 weniger gab. sind wohl nidit alle 
wieder ins Erwerbsleben zurüdrgekehrt. Etwa ein 
Drittel davon dürfte endgültig aus dem Erwerbs- 
prozeii ausgesdiieden sein. vorwiegend deshalb, 
weil diese Personen inzwisdien das Rentenalter er- 
reicht hatten oder vorzeitig eine Rente beziehen 
konnten '1. 
S&lieBlidi dürften 1969 weitere 150 000 Personen 
aus dem heimisdien Arbeitskrältepotential gewon- 
nen worden sein. Damit hat sidi der Abbau jener 
"stillen Arbeitsmarktreserven', die sidi in den Jah- 
ren 1966 und 1967 gebildet hatten, fortgesetzt 

T a b e l l e  2 

Quellen des ArbelisürWeingebois 

Verändemng gegenüber dem Vorjahresdurdisdmitt 
in 1 WO 

Hille der ldngeririsligen Trends der dlers- und p r  
~ddedilglpezifi(ldien Enverbaquolen eine Voraleliung von 
den nodi vorhdenen Reserven versdimllen. 

Vergleidil mm die leweiligen lolsädilidien hnverbsquo- 
len mil den Erwerbaquolen in den Höhepunklen der Be- 
sdiälligung, aa ergib1 aidi, daß die Erwerbsbeleliigunp 
im Konlunkiuirykiua sdiwonkl. Im Rereaalonalahr I967 
slnd vor allem viele verheiialele Frauen - lielwlllig 
oder wilreiwillig - oua dem Enveibsprmeß ousges&ir 
den, ohne sidi als oibellaios su melden. Eln Te11 dleaer 
Frauen ist ollem Ansdiein nadi imwiadien ins Erwerb* 
leben zur0&gekehil, was d m w  gesdilosaen werden 
k m .  daß dle Erwerbsquolen 196ü Ihren Iänpeiliisligen 
Tiendweil wieder eiieldtl haben dhilen (Sdiubild 12). 

Nalüilide Bevölke- 
rungsbewegung . . . - 36 - 24 - 15 - 10 

Nidtdeutrdle Aibeit- 
nehme, .......... +I25 -230 + 5 +330 
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48. Daß es 1969 gelungen ist, elnen Te11 der .stillen' 
Arbeliamarklieaeiven zu mobillaieien, hängt wohl oudi 
damit zuammen, doß die Arbeibkrälleknappheil die Un- 
ternehmen veionlalll hol, mehr Tellreilorbellskrdile zu 
besdidlllgen. 1969 war die Anzahl der ollenen Stellen 12, 
Teilreiloibeil eislmols s d l  der Rezession wlpder Mhei 
als dle Anzahl derer, die elne Teibellorbeil sudilen. Gr- 
messen an der Gesmlrohl der d e n e n  Slellen spiel1 das 
Angebot m Tellzeiloibeil ledodi nur eine unlerpeord- 
nere Roliel). Daa deutet doiad hln, da0 Unlernehmen 
und (illenllldie Hand nodi Immer nidil ruieldiende An- 

'1 Eigene Sdiöhng.  

44. Im Johiesguiodilen 1968169 wiesen wir doroui hin, 
doß der Expanaionsspielioum im Johre 1969 möglidiei- 
weise vom Arbeilskiälleongebol begrenz1 aein könne, 
doß andererseits ober nodi belrädillidie heimisdie Ai- 
beiiskiollieseiven zur Veililgung slünden, vor ollem bel 
den veiheiiolelen Frauen (JG 68 Zillei 58). Unsere Sdiöl- 
rung, wonadi im Duidisdinill des Johiea 196ä nach eine 
Aibeilsmoiklieseive von 2YIMO Personen vorhanden 
war (von denen wir voiridiligeiweise nur IMMO oir 
kuizlrislig mobilisieibai ansahen), Irl vei?ldiiedenllldi 
angerweilell worden, wohl deahalb, weil man sdion im 
Sommer 1968 ous der geringen Zunahme der Besdiälll- 
gung den Shluß zog, da8 die Grenzen de8 verlügbaren 
inländischen Arbeil3krUlleongebole bereits erieidil seien. 

45. Die . heimjsdien Arbeilskrallieserven slnd nidil 
leidii zu rchälzen, vor ollem well sle von der Sldike des 
Nodiliogesog?l abhängen. lmmerhln kann man aidi mll 

- 

slrengungen modien. um &s beliddillldie mberlskrdflr 
ieaeivoii der veiheiiolelen Frauen ausrusdiöplen. 

47. Madtl es adton Sdiwieiigkeiien. dle heimiadten 
Aibeilskrallreserven zu sdiälzen. 80 is! es eral ,&I nldil 
einladi. doa aesamte Aib~~laki~llemlenllol einer ollenen ~. 
~i i l sd io l l  r; bestimmen 8 ) .  

'1 Mitteilungen des Instituts für Arbeltsmaikt- und Be- 
iufrfoir~ung.  Nr. 5. Dezember 1968. S. 377. 

1 Im Juni 1969 wurde bei inageramt 349OM olfenen 
Stellen liir Frauen nur 321)(11 Arbeitsplätze fiir Teil- 
mitaibeit und 40000 für Voll- oder Teilzellarbeit 
angeboten. 

'I Aus diesem Grunde orientiert ridl der Sadiversländl- 
geniat bei seiner Sdlahuag des gesamtwirtrdlsftiidien 
Leist~~glivermiige~~ vor allem sm Wa&rtum der 
Sadlkapazltllten und an deren Auslastuogsgrad. Die 
Aibelulkrllfte gehen In diese Sdgtrung nur dann eln. 
wenn sle der limitierende Faktor sind. das heIB1. den 
von den Sschkaparitäten her gegebenen Expansions- 
spielraum begrenzen (JG 68 Ziffer 51). 



Ein neuer B m m  

Zwar ha l  ein Land wie die Bundesrepublik die Möglich- .U& dann nom optimistisoi zeigten, das shne l l e  
hell. oul ouslündiache Arbeilsmiirkle zurü&sugreilen; ~ ~ ~ t ~ i ~ ~ ~  der offenen stellen einen hohen urige. 
dodi ia l  die Eloalizilöl des Arbeilskrölleßngebols deswe- dedtlen Arbeitskräftebedarf in 
gen n id i l  unbegrensl. Nur ein Teil der ousliindisdien diesem Jahr offenbar nicht mehr in der Lage, ihre 
Arbeilskrölle verlügl über die nolwendige Oui i l i l ik~l ioe,  
und nidir sich die Bindung die Besoiäftigungspläne voll zu realisieren (Soiau- 
und kullureile Umweil als Mobililölshemmnis. Allerdinos 13). 
kann der Fall einlrelen, doB sich einer vollen Ausachöp- 
lung aller Mäglichkellen, ausländische Arbeilskrölle zu 
besch6lligen. gerellschoilllche Krdfle im  Inlond widersel- 
zen werden, wie dle Erfahrungen der Sdiweir lehren. 

48. Obwohl sioi das Arbeitskräfteangebot 1969 als 
relativ elastisch erwies. haben sioi im Laufe des 
Jahres die Spannungen am Arbeitsmarkt zuneh- 
mend verschärft. Im Oktober waren bei den Arbeits- 
ämtern mit 787 000 (saisonbereinigt: 829000) offe- 
nen Stellen mehr freie Arbeitsplätze gemeldet als 
jemals zuvor um diese Jahreszeit. Auoi nach dem 
Urteil der Unternehmer soieint im Laule des Jahres 
1969 die Arbeilskräfteknappheit wieder so  groß ge- 
worden zu sein wie in der letzten Hooikoniunktur. ~~ ~- - ~ -  

Zum einen war der Anteil der Unternehmen, die 
sioi in ihrer Produktion duroi Arbeitskräftemangel 
behindert iiihlten. nach dem Ifo-Koniunkturtest vom 
September 1969 fast wieder so  hooi wie in den Jah- 
ren 1964 und 1965. Zum anderen waren die Unter- 
nehmen. die sich in ihren Beschäftigungsplanungen 
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49. Der Mangel an Arbeitskrälten wäre wohl noch 
spürbarer gewesen, wenn sioi nioit mehr Arbeit- 
nehmer als in der letzten Hooikonjunklur bereit 
gefunden hälten, Uberstunden zu leisten. Vor allem 
in den Investitions- und Verbrauchsgüterinduslrien 
wurde seit dem Herbst 1968 die tarifliche Arbeitr- 
reit stärker übersoiritten als 1964 und 1965. Trotz- 
dem dürfte die Anzahl der geleisteten Arbeitsstun- 
den je Erwerbstätigen 1969 etwas niedriger gewesen 
sein als 1968. hauptsäoilioi wegen der tariflichen 
Arbeitsreitverkürruno im öffenllichen Dienst und 
wegen überdurois&ittlioier witterungsb~dingler 
Ausfälle in der Bauwirtschaft zu Beginn dieser 
Jahres. 

50. Ganz ungewöhnlich für eine Boomphase isl die 
Tatsache. d a 0  sioi der  Produktivitätsanstieg bis- 
her nur wenig abgeflacht hat. fm Herbst 1969 wur- 
den noch Produktivitätsruwäoise erzielt, die merk- 
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Zur Konlunklwloge 

lidi über den mittelfristigen Trend hinausgehen die 1969 zu Mehrsdiloitarbeit Obergegangen alnd 
(Maubild 21). So lag in der Industrie die Stunden- oder zusätzlioie Sdiiditen eingelegt haben. dürfte 
produktivität in den ersten a&t Monaten von 1969 erheblldi graBer gewesen sein ala In der letzten 
(saisonbereinigt) um 6 vH (Jahresrate: 9 vH) über HomLonjunktur; selt langem sind nidit mehr ao 
dem Niveau vom Jahresende; im qanzen Jahre 1969. viele Ubeintunden geleistet worden wie in diesem 
Jahresdurdisdinitt gegen ~ahresdirdisdinitt geredi- 
nel, dürfte sie um 7 vH höher gewesen sein als 1968 
(Schaubild 14). 

Die Ursaoie für das .Produktivilälswunder' sehen 
einige in der hohen Auslastung des hoduktions- 
potentials in diesem Boom, andere verweisen dage- 
gen auf die heilsamen Wirkungen der Rezession. 
Es ist aber audi denkbar. da8 sidi die Kapitalpro- 
duktivital auf längere Sidil wieder erhöht hat. 

51. Kurzfristig kann die Arbeitsproduktivität da- 
durdi überdurdisduiittlidi gesteigert werden, da0 
mit zunehmender Auslastuno der Sadikanazitäten " 
die fixen Elemente im Personalbestand der Unter- 
nehmen stärker genutzt werden. Vom Rezessions- 
tal der Jahre 1966167 aus gesehen, waren demnadi 
die Voraussetzungen für kräftige Produktivitätsstei- 
gerungen besonders günstig. Zu keiner Zeit nadi der 
Währungsreform hat es so viele bradiliegende 
Kapazitäten gegeben wie in dieser Zeit. Gut ein 
Fünftel der industriellen Produktionskapazitäten 
blieben im Winter 1966167 ungenutzt. Auf den 
Ubergang von der Minder- zur Vollauslastung 
dürfte es teilweise zurü&zuführen sein, daD sidi der 
Produktivitätsanstieg kräftig besdileunigte. 

Offenbar bedurfte es eint einer konjurkturellen 
Anspannung wie im Jahre 1969. um die Unter- 
nehmen zu veranlassen, ihre Produktionsreserven 
voll zu mobilisieren. Die Anzahl der Unternehmen, 

Jahre. 

52. Es ist audi darauf hiaewiesen worden. da0 
die hohen F'rodukiivitätszuwkhse ohne die voran- 
gegangene Rezession niemals hätten erreidit wer- 
den können und daB es offenbar von Zeit zu Zelt 
poldier .Reinigungskrisen' bedürfe. um günstige 
Wadistumsbedingungen zu shaffen. Man kann wohl 
nldit bertreilen, da0 die Rezession eine Rolle fur das 
.Produktivilätswunder' gespielt hat - d a  Gegen- 
posten zu den Produktionsaud~llen während dieser 
Zeit. Viele Unternehmen haben veraltete Produk- 
tionsanlagen stillgelegt und sioi auf Investitionen 
mit hohem Rationalisierungseffekt verlegt. Häuiig 
konnten sie ihre Produktion und ihren Vertrieb 
straffen. se i  es du rh  tedinisdie und organisatorisoie 
Neuerungen, im eigenen Unternehmen, sei er durdi 
ZusammensdiluB mit anderen Unternehmen oder 
durdi Abstimmung des Produktionsprogrammr. 

53. Der steile Produktivitätsanstieg 1967 bis 1989 
IäBt sich jedodi mit den Nadiwirkungen der Rezes- 
sion und der besseren Auslastung der Pmduktlons- 
potentials allein nicht erklaren. Es gibt zwar kelne 
Beweise ') aber dodi einige Anhaltspunlrle dafür, 

') Alle Verrurtie einer empirishen Oberpiilhiog wadia. 
lumaiheoretisrtier Hypothesen rlnd bisher erlalglas 
geblieben. Das gilt aurti fiir die Versuhe. dle den 
tertinirrtien Fortrdiritl mit Hille von Produktloni 
funttionen messen. 
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Komponenleo der ProdukUtlvltPl~nlwl~ur~g 1959 bla IWO') 

Zeitraum 

Veränderung In "H') vH 

1961 1. H,. 

I965 1. Hj. 

1969 1. Hi. 
I I 

1) Eigene S d i a t i u ~ g  lausgenamrnen Investiiianaquole bis I. H). 19WI. 
*) Bruttoinlandiprodutt in Preisen von 1954 jr erwerbiläligrnitunde. 
1) Saditaparildlon. 
4) Br~11o~nlag~b~~sti1ionen in vH den Brutcinlandrproduki. (In Piaiian von 1954). 
I) von Auilaiiungudivmntungen hniaigt. 
8 )  Jahre: d~rdi~ihoi l l l ld ie  )&bil!dio Voiindcrung; HalbJ&hihre: VaiInderung gigeniibcr dem anlspmdienden VoiJrihieirelliaum. 



Ein novor Boom 

da0 unser Produktionspotential auf mittlere Sicht 
wieder etwas schneller wäoist als in der Vergangen- 
heit: 

- In den fünfziger Jahren konnte die Arbeitspro- 
duktivität mit verhältnismä0ig geringem Investi- 
tionsauiwand gesteigert werden, hauptsädilich 
weil noch kriegsbedingte Engpässe iu beseitigen 
waren. Auaerdem 'hatten Infrastmkturinvestitio- 
nen, die in der Regel kurzfristig nur einen gerin- 
gen Kapazitätseffekt haben, nur einen kleinen 
Anteil an den gesamten Investitionen. Die Kapi- 
talproduktivilät $1 stieg in der ersten Hälfte der 
fünfziger Jahre nodi leidit an. 

- In den se&iger Jahren nahm wegen des Arbeits- 
krältemangels und der Arbeitszeitverkürzung der 
Kapitaleinsatz je Arbeitsplatz rasch zu; gleidi- 
zeitig drangen die Infrastrukturinvestitionen 
stärker vor. Die Kapilalproduktivität ging zu- 
rück. Im Zyklus von 1963 bis 1966 muDte ein 
größerer Teil des Sozialprodukts für Investitio- 
nen aufgewandt werden, um eine gleiche Zu- 
wachsrate der Arbeitsproduktivität zu erzielen, 
als im Zyklus von 1959 bis 1962; dabei ist der 
niedrigere Auslastungsgrad in Rechnung gestellt 
(Tabelle 3). 

M. 19SB und 1968 ist jedocb allem Anschein nach 
die Kapitalproduktivität in der Gesamtwirtschaft 
nicht so stark zurüdrgegangen. wie es dem Iänger- 
fristigen Trend entsprochen hätte. Für diese These 
spricht vor allem, 

- da0 die Welle der Arbeitneitverkünung. die 
Anfang der sechziger Jahre einsetzte. nach der 
Rezession zum Stillstand gekommen ist (und 
wohl auch in absehbarer Zeit nidit mehr das 
AusmaE früherer Jahre erreichen dürfte). 

- daD sich der Anteil der privaten Ausrüstungsin- 
vestitionen an den gesamten Investitionen er- 
höht hat und daD die privaten Ausrüstungsinve- 
stitionen - gemessen a n  Bruttosozialprodukt - 
nooi nie so groß gewesen sind wie 1969, was zu 
einer Verbessemng der Altersstmktur unseres 
Kapitalstodrs geführt hat, 

- da0 in den letzten Jahren viele neue arbeitsspa- 
rende Tedmiken und Verfahren entwidrelt und 
zur Produktionsreife gebracht worden sind (wie 
zum Beispiel der Einsatz von Computern bei der 
Planung, Steuemng und Kontrolle des Produk- 
tionsprozesses), die sidi in der Aufsdiwungsphase 
dieses Zyklus erstmals voll auf die Kapitalpro- 
duktivität ausgewirkt haben. 

Aus alledem folgt. daL7 es wohl falsch wäre. den 
fallenden Trend der Produktivitätszuwächse. der 
nodi vor wenigen Jahren Anlaß zu Wachstums- 
pessimismus gab, in die Zukunft auszuziehen. Unter 

1) Die KapitalproduktivilAt (oder ihr reziproker Weit, 
der Kapltaltoeflirienl) verander1 iidi durdi die Sub- 
stitution von Arbeit durdi Kapital und den tebni- 
rdien Fortsbrilt. Dabei bewirkt die Substitution eine 
Senkung. der tebnisbe Forlsdiritt eine Erhöhung der 
KapitalprOduklivit6t. 

1) Die wirtrdiaftlidie Lage in der Bunderrepublik 
Doutdiand. 3. Vierteljahr 1968. 

der Voraussetzung einer hohen Invertilionsquote 
könnte die Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen- 
stunde auch in den kommenden Jahren - über 
einen ganzen Zyklus gerechnet - mit einer Rate 
zunehmen. die eher über als unter 5 vH liegt. ver- 
glidien mit 4'1% vH, wie sie etwa die Bundesregie- 
rung mittelfristig für erreidibar hält 7. 
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Strllmr An- der Wmmnmlnhihr --- 
. Mit zunehmender koniunktureiler Ansnannuno ~ ~~ ~ -~ .  
stieg au& die ~areneinf;hr wieder veraiärkt a a  
Die gewerblimen Importe lagen im Durdisdmitt der 
ersten neun Monate 1969 um 22 vH über dem ent- 
spredienden Vorjahreszeitraum. Der Anteil der aus- 
Iändisdien Waren am inlendisdien Giiterangebot 
hat sich damit krhftig erhöht. EI war um die Jahres- 
mitte wieder ebenso ho& wie auf dem Höhepunkt 
des letzten Zyklus im Frühjahr 1965; dabei ist be- 
rüdcsi&tlgt. daß dieser Anteil wegen der Integra- 
tion der Gutermärkte im Trend leidit ansteigt. 

Verbrauderpreise im ersten Halbjahr 1969 n ld t  be- 
schleunigt hat. Im Herbst 1 W  iat j e d h  au& bei 
den Verbrau&erpreiaen eine konJunktureUe Be- 
sdeunigung unverkennbar (Ziffer 64). 

58 Die Im orte stiegen Jcbon aeit Mitte 1967 un- 
gefähr e k w i e  die Produktion. abgesehen von 
der Importzurüdrbaltung vor der Zollsenkung Mitte 
1968 und den spekulativen Einflüssen seit dem 
Herbst desselben Jahres (Schaubild 15). Nach dem 
Muster früherer Zvklen stieaen die Im~orte  1969 
bes&leunigt. ~ntscheidend d2ür  waren de r  s w k e  
Sog der Inlandsnadifrage und die Liefersdiwierig- 
keiten der inländischen Anhieteri- 
a ie  tntrastunq..rn.-- 
~ n p s ~ e e ~ t ~ ~ e  Franken-Ahwertuna --,Ce- 
lacto-A~fw";;n-~,~f~D~a~k~~~en Terminmhrk- . . 
ten'zÜTiEmem stie~~,beigetr~e;.-,- 

8 _._ . .- - 
57. Da0 die Einfuhr von Vorpmdukten zuletzt 
stärker stieg als die industrieproduktion, läßt auf 
eine weitere Aufstockung der Vormaterial-Läger 
sdiließen (Ziffer 36). 

Kennzeidinend ist ferner der rasche Anstieg bei 
der Einfuhr von Fertigwaren seit Anfang 1969. Nadi 
den bisherigen Beobaditungen steigen die Fertig- 
warenlmporte immer dann besonders stark an. 
wenn dle Kapazitäten voll ausgelastet sind und die 
Verbrauchskonjunktur aufholt. 

Au& die Einfuhr von Ernährungsgütern nahm - 
vor allem bedinat durdi ~mdukt io~zvkl isdie  Ver- 
lmappungen im inland --seit dem ~ e h s t  1868 wie- 
der atärker zu. Sie hat 1969 durdi spekulative Ge- 
treideeinfuhren aus Frankreid einen weiteren Auf- 
trieb erhalten. 

Elm mtn Pmlmwolk 

50. Die Besdileunigung des Preisauitriebs. die wlr 
für das zweite Halbjahr 1969 befiirditeten (SG 69 1 
Ziffer 5). zeidinet si& im Herbst 1959 deutlich ab. 
So sind die industriellen Eneugerpreise in den 
letzten Monaten verstärkt gestiegen: Die Grund- 
stoffpreise zogen weiter an; die Investitionsgüter- 
preise wurden drastiadi heraufgesetzt (Zlffern 59 f.). 
Der Anstieg der Exportpreise setzte si& fort (Zif- 
fer 61). 

Die Verteuemng der Einfuhren wurde duidi das 
Absidie~nasaesetz und die Verbillisuna der Ter- 
mindeviseu-weitgehend aufgefangen 3ifier  62) Da- 
mit mag es zusammenhangen. da8 Preiserhohungen 
fur todustrlelle VerbrauChiguter bls Mltte 1969 n o ä ~  
die Ausnahme waren und da0 s i d  der Anstieg der 

18 

69. Die industriellen Eneugerprelse im Inlandiab- 
satz. die d e h  Zyklua der industriwroduktion ver- 
zögert folgen. steigen e8it ~rühlahr  1959 wieder 
stärker an; ein Jahr zuvor, im Frilhjahr 1858, hat- 
ten sie ihren konjunkturellen Tiefpunkt du&- 
laufen. Insofern entsDri&t das zvklisdie Verhalten 

~ 

der Eneugerpreise in'diesern ~ u f ; d i w u n ~  jenem dcr 
Jahre von 1959160 und 19631M (Sdiaublld 16). 
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9 Ein neuer Boom 

Anders als damals zogen jedodi diesmal die Erzeu- 
gerpreise an, bevor die übemadilrage in der Indu- 
strie - gemessen am Verhältnis zwisdien Auftrags- 
eingang und Produktionskapazität - ihren Höhe- 
punkt eneidite. Der Preisauftrieb besdileunigle sidi 
bis zum Herbst 1969 und entspradi damit dem lang 
anhaltenden Nadilrageboom in der Industrie. 

In den letzten sedis Monaten. von April bis Okto- 
ber 1969, wurden die industriellen Erzeugerpreise 
um 2,8 vH erhöht (Jahresrate 5.6 vHI, also stärker 
als in den Hodikonjunkturjahren 1964lfi5 und stär- 
ker als im Boom von 1960. kurz vor der Aufwertung 
von 1961. 

W. Die Wende zum Boom führte zu Preissdiüben 
bei versdiiedenen industriellen Grundstoffen. Im 
Frühjahr 1969 wurden vor allem die Preise für Eisen. 
Stabi und NE-Metalle kräftig heraufgesetzt. im 
Herbst folgte eine drastisdie Anhebung der Kohle- 
preise. Der Anstieg des Preisindex für Grundstoffe 
von September 1960 bis September 1969 (4.2 vH) 
aeht fast aanz darauf zurü&. daB sidi iene Grund- 
.toffpreise. die im ~onjunkturverlaui besonders 
flexibel sind. stark erhöht haben (Sdiaubild I?). 

Die Erzeugerpreise für Investitionsgüter steigen 
seit der Jahreswende 1968168 verstärkt an. Zu kräfti- 
gen Prelsheraufsetlungen kam es h Herbst 1969. 
als sidi die Lohnkosten plötzlidi stärker erhöhten als 
die Produktivität. innerhalb von zwei Monaten. 
September und Oktober, sind die Erzeugerpreise für 
Investitionsgüter um 3.5 vH angehoben worden. 

Der Preisauftrieb für industrielle Verbraudisgüter 
hielt sidi - entsprediend der nadihinkenden Ver- 
braudLakonjunktur - bis Mitte I969 in engen Gren- 
Zen. Im Herbst 1969 reidinet sidi jedodi audi bei 
diesen Gütern eine Besdileunigung des Preisan- 
stiegs ab. 

M. Nadi dem Inkrafttreten des außenwirtsdiaft- 
lidien Absicheningsgesetzes vom November 1968 
sind die ~ x ~ o r t ~ r i i s i  in allen Bereidien stark ae- 
stiegen. ~ i e  ~xporteure haben die steuerlidie iee- 
lastung innerhalb weniger Monate weitergewälzt 
(Sdiaubild 10). Der Preisanstieg hielt im weiteren 
Verlauf des Jahres 1969 an. Die gewerblidien Fertig- 
waren verteuerten sidi von November 1968 bis Sep- 
tember 1969 im Durdisdinitt um 7.5 vH; ein derarti- 
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ger Anstieg in einer Phase konstanter lohnkosten I'"' I 
je hodukteinheit zeigt. da3 auf den Exportmärkten 
erheblidie heiserhöhungsspielräume bestanden'). (U. Die gewerblidien Importe baben sich von 

November 1968 bis September 1969 im Durchsouiitl 

2) F U ~  die aus~hndi*~~ lmporleure haben die ~i,,. Um 3.6 vH verteuert; dies ist aber aul den Binnen- 

fuhren aus der Bundesrepublik [lob) vermutlidi .tär. märkten nur zum Teil wirksam geworden, weil das 
ter verteuert. als dies im lndex der ~ . ~ a r k . ~ u a u h r -  Absidie~ngsgesetz sie um 4 vH steuerlldi entlas- 
preise (fob) aufsdieint. Denn viele Exporteure gingen tete (Sdiaubild In). Audi erfüllten inländisdie fm- 
dazu Uber. auf D-Mark-B~is zu kontrahieren. Sie Dorteure seit Ende 1960 in zunehmendem Ma0e ihre 
versuditen damit. die Kunsidierungskosten auf ihre ~ahlunorverolliditunoen mit verbilliaten Temin- - z 
Partner zu ilbewhlren. Soweit dle Eiporteuie das devisen (was nu;zum ~ ~ i l  in  er. 
Kuiaiidierungsrisko bei 'Kontrakten in Iremdei Wäh- Kontraktpreisen niedersdilug,, Im rung abwälzlen. indem sie die Preise in Irerndei 

erhßhien, haben sidi in den denen sind seit November 1968 die Importpreise iÜr Input- 
IU, die ntatirtiden Meldungen die Konlraktpreire fiter IRohstolfe. Halbwaren und Fertigwaren-Vor- 
zum Kasaaturs umilerehnet wurden. audi die D - M ~ ~ ~ .  erzeugnisse) im Durdisdinitt um 4.4 vH gestiegen. 
Aus1uhiprel.e erhiht. die Importpreise für Verbraudihgüler, die das inlan- 
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Ein neuer Boom 

disdie Verbraudierpreisniveau unmittelbar beein- 
flussen. dagegen um 2.2 vH gesunken. üie Preise der 
eingeführten Ernährungsgüter, die vom Absidie- 
Nngageretz nur zum geringen Teil erfaBt wurden. 
waren im September 1969 um 8,5 vH höher als im 
Vorjahr. 

09. Sdiaubild 18 zeigt die Enlwid<lung der Außen- 
hondelapieise im gegenwüiligen Boom und im Boom von 
1980161; es wird deullidi, da0 d u  Abiidierungagesele 
von 19BB und die Aufweilung von 1961 in unlersdlied- 
Iidle Preisverlüuie eingrillen und oifenbar oudi unlei- 
sdliedlidie Prei~wirkunqen halten. 

Zu den Amluhipieisen: Wbhiend es elwo sedir Monole 
dauerte, bis die sleueilidie Beloslung des Absidierungs- 
peselies im Duidisdinill voll überwälel war (das heifll 
die Nelloerlöse je Amiuhreinhe;I wieder Rbenso groß 
waren wie die Verkaulepreiee unmilleibm vor dem Ab- 
aidlerungrgeaeli). gingen dre D-Mork-Preiae dei Ausluhr- 
guter nodi der Aulwerlung von 1961 zunodrsl leidll zu- 
rüch und bl~eben bis Ende 1962 mnohecnd konsionl Nur 
bei Inve~ll i ionsoulerexmlen war audi die Auiweriuno ~~~~~ - ~ ~ ~~- - ~ -  ~~~~~ ~ ~~~~~~~ 

von 1961 innerhalb kurzer Zeil voll überwülri worden. ~~ ~ 

Die unlersdtiedlidien Preisveiläufe in den Johren 1961 
und 1969 hängen domil iusommen. doß dieamd daa Ab. 
sidierungsgeselr einen ersfen Ansloß gob, b h  dahin weil- 
gehend konslanle Expoilpieise zu erhöhen, während vor 
der Aulweilung von I961 die Exporlpieise rdion merk- 
iidl gesliegen waren. 1961 waren die Unlernehmen duidi 
die Aulwerlung gezwungen worden, ihre Preiserhöhungs- 
spielräume im Ausland voll zu nutzen (JG 67 Zilie, 437); 
s ie erhöhten die D-Mark-Preise der Exporlgüler 1961 und 
1962 weniger ols die Erzeugerpreise im inlandrobrair. 
Dieamd sliegen die Expoilpieirre dagegen oudi nadi der 
Uberwüirung der aleuerlidlen Beloslung eiwa ebenso 
rlark wie die Inlandspreise. 

ZU den Einfuhrpreisen: Wöhiend nadi dem Abuidieiungrr- 
gesela der Anslieg der imporlpreise bereils Mille 1969 
die sleuerl ide Enllaslung wieder ausgeglidien hol - 
also der Neltwulwand je Einfuhreinheil im Duidiadlnill 
wieder ebenso hodi war wie der Einkaufspreis unmillel- 
bar vor dem Absidierungsgeselz -. blieben noch der 
Auiweilung von 1961 die D-Mark-Pieiae iür Imporlgülei 
bia Ende 1962 niedriger als zum Zeilpunkl der Aulwer- 
lung. Die8 bemhl unier anderem damuf, doß 1961 audi 
Impo~leuie von Ernöhiungsgülein einen direklen Aul- 
werlungsvorleil eilanglen. Zudem zeigten die Pieiae für 
im~or l ie i le  Grundsloiie 1980161 loiiende. 1968169 rlei- 
ge"de Tendenz. Bei den Importen geweiblidier Feilig- 
waren. insbesondere bei Enderreugniasen. dürile der 
Preisweiibeweib 1961 größer gewesen sein als 1969. 

U. Bereits seit Mitte 1968 steigen die Verbraudier- 
preise - gemessen am Preisindex f i r  die Lebens- 
haltung aller privaten Hausbalte - wieder deutlidi 
an (Sdiaubild 19); sie erhöhten sidi im Verlauf des 
zweiten Halbjahres 1968 mit einer Jahresrate von 
3 vH und h bisherigen Verlouf des Jahres 1968 mit 
einer Jahresrate von 2.5 vH (saisonbereinigt). 

Dieser Preisauftrieb beruht im Kern nidit auf kon- 
junkturellen Faktoren; der Grund liegt hauptsädi- 
lidi darin, daD die Nahrungsmittelpreise - parallel 
zum Anstieg der landwirtsdiaftlidien Einfuhr- und 
Erzeugerpreise - kräftig stiegen und die Mieten, 
dem steilen Trend folgend. erhöht wurden (Ziffer 
146). 

Demgegenüber sind von Mitte 1968 bis Mitte 1969 
die Preise der industriell erzeugten Verbraudis- 
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güter gar nidit. die der Dienstleistungen nur wenig 
gestiegen (Sdiaubild 19). Ein konjunkturbedingter 
Preisaultrieb, der hier eigentlidi zu erwarten war, 
hat erst im Herbst 1969 eingesetzt. zweieinhalb 
Jahre nadi dem Beginn des Aufsdiwungs. 

PREISINDEX FUR DIE LEBENSHALTUNG 1) 
@.mrsa 1962 = 100 M. um) 

180 1611 

I 9  L50 

110 I40 

IXI 1ü 

U0 18 

110 110 

Dafür dürften insbesondere folgende Faklaren man- 
geblidi gewesen sein: 

im 

- Der ausgeprägte Lohn-Lag (Ziffern 65 ff.). 

- die Versdiärfung des Importwettbewerbs durdi 
den Rüdrgang der Einfuhrpreise für Verbraudu- 
aUter. durdi die Verbilliauna der Termindevisen 

II Ni? piulin I Y i h l k .  Die 2 i h h  in I l l i n r n  L&en ' r r i l i * n  
in  i.tam~i&i in.- 21 ~inorh~. Dueimmnt.- b ~ i i i .  

R ~ i l ~ ~ n . l i i n l l ' ~ m - u n l  ahmhipsil i i%luigm.- I) hn bi. 
IM.lli,l.Stl. 

11 1611 . 

;nd durdi die s teuer l id ie~~n~las tun~ der gewerb- 
lidien Importe durdi das Absidierungsgesetz 
(Ziffer.62). 

- hohe Praduktivitätszuwädise und damit - wäh- 
rend einer zweijährigen Phase - konstante 
Lohnkosten Je  Produkteinheit in der Industrie 
(Ziffer 68). 

- das Vordringen neuer Handelsformen, das - 
stotistisdi allerdings kaum nadiweisbar - die 
Handelsspannen verringerte, und 

- die verstärkte wettbewerbspolitisdie Aktivität 
des Kartellamtes. 

im - 
J " Y " J ' " ~ '  i ' Ä ' ' i r " d '  i ' i 1 ' T  

1W7 1W 19.9 
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W. Wie die Preise. folgten die Lohne dem Kon- 
junkturaulsctimuig mit Vemögenuig. In der lndu- 
strie blieben die Effektivlöhne bis ins erste Halb- 
jahr 1969 und damit länger als in den beiden vor- 
angegangenen Zyklen hinter der Produktivitäbent- 
wickluna zurück (Lohn-Laql. Diesmal war der Pro- 
duktivita1szuwad;r groCIer..der Anstieg des Effek- 
tivlohns dagegen gennger als in den fruheren Auf- 
sctiwunas~hasen lZiffern ö6 f f  1. Die Tarif~oiitik der 
~ewerk-sdiaften. die 1967 und 1968 dur& Z u ~ c k -  
haltung gekennzeiduiet war, hat bis Mitte 1969 den 
konjunkturellen Rüdrstand der Effektivlöhne nictit 
abzubauen vermoctit. Erst die Arbeitsniederlegun- 
gen im September 1969 setzten Tariflohnbewegun- 
gen auf breiter Front in Gang (Ziffern 77ff.). Der 
Rüdrrtand der Effektivlöhne dürfte Anfang 1970 auf- 
geholt sein (Ziffern 193 1.). 

W. Die Effektivlöhne, die nacti der .Lohnpause' 
Mitte 1967 nur langsam gestiegen waren, erhöhten 
sicti um die Jahreswende 19WW wieder rasdier. In 
der Industrie waren sie Mitte 1969 (saironbereinigt] 
um B vH höher als im Herbst 1968. Aussctilaggebend 
für diesen UfekUvlohnanstieg war jedocti. da0 ab 
Herbst 1968 wieder in verstärktem MaBe Uberstun- 
den geleistet wurden. 

W. Wie sehr die Zunabme der geleisteten Uber- 
stunden im Aufsdiwuna [und der Abbau von Uber- 
stunden sowie der ubirgang zu Kurearbeit in der 
Rezession) die Entwicklung der Woctienverdienste 
beeinfiußt haben. zeigt Schaubild 20. Whhrend dte 
tariflictien ~octienlöhne der Industriearbeiter aucti 
in der Rezession im Durctisctinitt n o h  angehoben 
wurden, gingen die Woctienverdienste aufgrund der 
erheblicti verminderten Arbeitszeit 1967 absolut zu- 
ruck. im Aufschwung stiegen dagegen dle effektiven 
Woctienverdienste stärker als die tarillicben W* 
ctienlöhne ilohndriftl '1. Die effektiven Stundenver- 
dienste haben sicti erst seit dem Frühjahr 1969 stär- 
ker erhöht als die tariflictien Stundenlöhne. Das 
IaBt darauf sddieBen, da8 die Arbeitgeber in gro- 
Bem Umfang mit höheren Stundenlöhnen um die 
Arbeitakralte konkurrierten. 

W. Die Lohnkosten je Produkteinheit in der Indu- 
strie. die ebenso wie die Erzeugerpreise dem Zyklus 
der Industrieproduktion verzögert folgen, ver- 
minderten sicti von Ende I966 bis Ende 1968; um die 
Jahreswende 1968/69 begannen sie zwar wieder zu 
steigen. docti waren sie Mitte 1969 nocti nictit höher 
als Ende 1965 (Shaubild 21). Hierin zeigt sich ein 
ausgeprägter Lohn-lag; er war stärker als in den 
Aufsctiwungsphasen früherer Zyklen und beruht auf 
dem anhaltend hohen Produktlvitätszuwactis in der 
Industrie. In der Gesamtwirtsctialt übertrafen die 
Lohnkosten je Produkteinheit im ersten Halbjahr 
1969 wieder das Niveau von 1966. 

8R In der lohnpoliliaden Dlakuraion dea vergangenen 
Jahren hol die Plage elne erheblldle Rolle gmplell, ob 
die Reallöhne h Aulshwung wenlger gealiegen ilnd. 

ZUR WHMDRIFT 
EIWIIIV-md Mhrdimde ler mkillbsn Inhisbl~iw 
Vaikdimi amuh dm mltpntkndin Voilihmmlhu hi rH 

ll D51 

aIa nadl den Regeln einer hoslenniverui-nwlmlen Lohn- 
polilik mllglidi geweaen wdre (JG 6ü Ziller 287). Ver- 
a u d l  man. dleae Frage Iür d u  Jahr 1989 iu bmnlworlen, 
ao mu8 man - wle In Tabelle 4 - die Pahloien & 
adiäiien. die den Spielraum lili eine mrhlgeieehle Enl- 
wldihng der Redlöhne bealimml haben und s k  der 101- 
aädlldien Redlohncnlwldilung gegenükralellen. 

i0. Daa Avrmo8 dca Lohniiiduilandea. den Trzbelie 4 
ielgr, höngl wcacnllld davon ab, weldica Boalajahr m n  
zugrunde legl. Deshalb haben wir In den elnielnen Zel- 
len leweila angegeben. wie ald der Lohniildialond lKiü 

') In wel&m Aumaü diesei Vorauseilen der Efiettlv- 
Verdienste aul der zunehmenden Uberstundenarbelt 
beruht. zeigt sidi. wenn man dle Ubentundeiiver- 
dienste redineriwh auudialtet. Bei diniu Rehung 
- wie in Sdiaubiid 20 gesdiehen - wurde den 
Eflektiv- wie den Tarilverdiensten die tats8dilldi gs- 
leistete Arbeitszeit zugrunde gelegt; die EllekUv- 
vardienrts Oe Stunde) wurden von den Uberatunden- 
ruadilhgegen bereinigt. Ein Vergleidi der so berelnlgten 
Blfektiv- und Tarifverdlenrte glbt also Aubunlt ilber 
die unteiidiiedlidie Entwicklung der Stundenva- 
dienate. Ei zeigt sidi dsmnadi, daü die EffekUv. 
verdlenate bis Ende 19BB ebenso stark geiuegen alnd 
wle die Tarifverdienrte. 
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PROWKTIVITXT WD LOHNKOSTEN IN DER VERARBEITENDEN IWUJTRIE 19511 BIS 1969 

PROOUKlIOIMRCEBlllS JE BEXH~FTlCTENSNNDE LOHNKOSTEN .E PRODUKTEINHEIT 

r i x h m m p i m i d m  IduUiirokUim 

lifllnbriini#e zlainrulu~lnIfi iamninl~ d I- 
n" LY hn Wihn bi I b v M n  -M!.- 21 Glaili* J-~**dae 

beml81, wenn m m  dle Boalalahre 1985 bis 196.9 zugrunde 
leg!, und o u  weldien Komponenlen er iidi zummmen- 
setzt. 

Pür Jedea BmiaJehr alnd die Ergebniaae endera zu inler- 
prelieren. Gehl man davon oua, da8 jene Veileilungs- 
piopoilloncn oniuabeben sind, die von den Marklkrdlten 
bei anhellend hohem Beadiäliigungsgred erreidil worden 
wdren, ao elgnel sldi nedi unaerer Aniidil 1965 em 
ehealen da  Boda, wenngleldi ea von Johr zu Jahr frag- 
wilrdlger wird, die relevonlen Wirkungen des aellher 
eingelrelenen Slruklunvondeia auaar Bebedil zu Ieaaen. 
Zwar alnd wlr bei der Beredinung dea Lohnrüdralmdea 
Im Jahrewlodilen 1IXrBI6O vom Jahre 1966 ouagegangen. 
doa dem jüngalen Kon/unklureuladiwung unmillelbor 
vorangegmgen ial. Dodi hden wir, enknüpiend on dle 
IohnpoIill8dien Voralellurqen, dle im Jahresguladilen 
1987 dem Gedanken eines ,Rahmenpaklea Iür Expansion 
und Siabiiildl' zugrunde logen, oui dieser Baala oua- 
diilfklidi einen Hodibeadiälligunga-Sidierung80bsdiIOg I n  
Rcdinuno oeslelll. Denn Im Absdiwmaiahr 1966 war die - - . . 
Relalion dar Lohn- und GewinneInkommen Md11 mi l  der 
Aulredilerholiung einea hohen Beadiäilbungsgrade ver- 

n. Wie Spriiie 1 In Tobelie 4 zelgl, war die Arbella- 
produkfivitäl der Gea~miwirUdioil 1969 höher ols i n  
Jedem der vorangegangenen Jahre. gegenüber 1985 um 
20.6 "H. Eben30 groa wer der zur Verleilung verl0gbo1e 
rcole Einkommenazuwedia, der ml l  dem Produklivllälb 
iorladirill einherging. Von der Forlsdiriilamk der 
Arbeilaprodukliviläl her hallen die Reoil6hne alio M n  
1965 bia 1889 um 20.6 vH (jahrlidi um 4,s "H) veileilunga- 
neulrol erhdhl werden kdnnen. Die Lohnpolilik hälle 
jedodi berüdrsidiiigen milaaen, d06 ein Teil dea gemml- 
wlrladioiliidien Produkllvllälaforlsdirils du,& Slruklur. 
wmdel bedingl und deahoib baraira verleill war. Denn 
mit dem Ubergong i n  p,oduklivere Bereidie erhdhen aldi 
tur dle einielnen Arbeilnehmer In der Regel die Durdi. 
sdmlllseinkommen (JG 64 Ziffer 24.9 bj. 

72. Dia Varbeaaerung der Terms o i  Trode mil dem Aus. 
lond (Spolla 2) erhbhle ebeiwo wie der inldndlsdie Pro- 
d~kllvllbla-zuwcdia da. verteilbare Rcoleinkommen. Die- 
aer Ellekr is l  jedodi selbsl Über den gesomlen Vler- 
Jahres-Zeitraum, von I965 bi.8 1969. gering iu veran- 
sdilagen (+ 1.6 "H). Gegenüber 19SB blieben die Term 
01 Trode 1969 nahezu unveränderl. Dle Wirkungen der 
Auiwerlung vom Oklobei 1888 dürilen eisl 1970 In der 
Enlwldrlung der Dur&duilll.verle aidilbar weiden. 
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29. Der Spielraum filr kaslennivmu-neuliale Lohn- nik, sei ea wegen einea Sliuhlunv~ndels, m i l  dem der 
eihähungen wird geringer, wenn die Beiträge zur Sozial- Anleil der Anlogen kurzer Lebeneiauei zunimml. 
v e i ~ i d i e i ~ n g  sidi erhöhen, da der Aibeiigebeionleß M 

den Dies in E8 wurde deshalb daraul veriidilel, die Veränderung der 

Spolle 3 berüdulMlig1. Kapilalkoalcn je Produkleinhell In die Reduiung einzu- 
beziehen. 

74 Audi die Mehrwerlaleuereihöhung Mli le 1988 von 
zehn auf el l  Prozent, mil der der Siaal elnen Teil des 
realen Einkommenaruwadises in Ansprudi nahm, vei- 
ringeile den Spielraum für Rwllohneihöhungen (Spol- 
lc 4). Da nur die Verbroudisgülei der Mehrurerlsteuer 
unlerllegen und da ein Teil down mj l  dem halben Solr 
belosler wird, wurde der Spielrmum Iür Reallohneihähun- 
gen. der 1969 gegenüber den Johren vor 1968 besland. 
l m  Durdiadinili um 0 8  Proienlpunkle vermindert; gegen- 
über 1968 haben wir 0 f Proienlpunkle angeselil, da ab 
Mil le 1968 bereit* der höhere Mehiweilaleueraoli gall. 

n. Wenn die Kapilolkoalen je Produklelnhell - lrend- 
bedingl - zunehmen, rum deiaplel well mehi Kapilal 
/e Praduklelnheii elngeaelil wird, ohne da8 der Kapiid- 
Zins enbprediend ainkl, so verminder! die8 ebenlalls 
ienen Zuwoda des Realeinkommenr. der M dle Arbeila- 

78. Vergleidil mon den Spielraum l ü i  Rdlohneihdhun- 
gen, der sidi nadi Tabelle 4 i m  Durdiadmlil &B Jahres 
1969 gegenüber den dieinoliven Basisjahren ergeben 
hat 1Spolle 5). mil  dem lalsädilldien R w l l o h m m l l ~  
(SpQlie 61, ao zeigt aidi. d a  die Veradilebvng der Ver- 
leilungsproporlionen zu Lasten der Lähne, die aldi in den 
Aulsdiwungajahren ergeben halle, jm Durdiaduilll des 
Jahre8 1969 nadi nidil wleder korrlglerl worden ist. 
Uber den g m n  Zeilraum hinweg, von 1965 bla 1968, 
hallen die Re<illöhne um 2.6 vH sldrkei steigen kdnncn, 
ohne da0 deshalb - bei monetärem und auSenwlrlshfl- 
iidiem Gleidigewidil - dle Ziele der GeldwerDloblIiläl 
und des anhallend hohen Beadiälligungagiadea verlelil 
worden wären. Eral Anfmg I970 dikrllen die Verlellunga- 
proporlionen von 1965 annähernd wiederhcrgealelll dein 
(Ziffern 193 LJ. 

kiäile verieiil werden kann - und umgekchrl (JG 66 
Zillein 3Wfl.J. Da vielen ddür spridil. doll sidi der TI. Die Tarifpolitik hat den Lohn-Lag im Auf- 
lrendbedingle Analieg des KapiidkoeWUenlen In den s&wung 1 9 ~ ~  ents&eidend bestimmt. obwohl die 
leli len Jahren obgelladil hol (Ziller 54). wäre in der G ~ M ~ ~ ~  wegen des hohen produktjvitätsniwa&sea 
Einkommenspolilik unter sonßl gleiden Bedingungen vom ~~~b~~ 1967 an aaerordentli,,, stiegen, 
mil sinkenden oder weniger sicigenden Kapilolkoslen 
Je Produkleinheil zu iedinen. Dodi ist es außerordenl- den die Tariflöhne auch '968 'umsdulitt um 

jidi a,,,wer, die verandeiungen der hpilalk,,,lcn in der weniger erhöht als in vergleihbaren Jahren frühe- 
Einhommenapolilik zu berüdrsidiligen. So hat aidi bisher rer Zyklen. 
keln befriedigende8 Verfahren iinden lossen, der es g~ 
alollele. die lrendbedingle ZlnaenlwiMung von kon- geringe Anstieg der Verbraumerprelae und 
lunklurellen und internolionalen Slörlahioren zu trennen. 

länl unvollkommen leslsleilen, - . die Unsiherheit der Arbeitspläke in der Frühphase 
*er dle Veränderung der duidia,j,niflli&en ~b.,&,~,. des AUfxtiwungs mögen dazu beigetragen haben. 
bungapeiioden - die ~apitaikwten beeinflußf weiden. da8 s i h  die Gewerksmaften bei dea Tarifverhand- 
wenn die Invcililionsgüler im Durduidinill nlmt mehr lungenmit Lohnforderungen zurückhielten. Far wiQ- 
so dauauerhofl aind, sei ea aus Grilnden geändener Ted~dl- tige Bereidie wurden Tarifverträge abgeshlo-, 
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Produklivltlts- und Peaiiohnentwldrluq der GesamMitsmatt 

Meßziffem für das Jabr 1969 bei untersmiedlicben Basisjahren 

1965 = 100 

1956 = 100 

IW - 1W 

1968 = 100 

(1) I (21 I m I (41 I 151 I (61 I 17) 

Tenns-af- 
TradP 
Eikkt') 

atenelfeht 
d. Arbedl- 
geberbei- 

träge 
Basiejahr 

120.6 101,6 101.2 100.8 110.1 117,l + 2.6 
117,7 I01.4 100.9 100.8 117.3 113,l +3,7 

113.8 IOl.1 100.7 1008 113.3 111.1 + 2D 
106.2 I W J  100.2 100.4 105.9 106.3 - 0,4 

Arbeits- 
produkll- 
viläil) 

1) B~~l lo ldandlp~~dukt  in Pir ixn ~n l8Y Je EwerbslLlivio. 
? Nadi dem Preisindex der Aiuluhr ond EinIuhr (Ware. und Dienrtleislunpcn) beredmel (JG 66 Anhang VIJ. 

(1) . 111 
.J -. im. 

P1 . (9 
41 Bmtlolohn- und -geball.summe Ir berdiiitiglen Arbeitoeher. deflationr&l mit dem Rei.imde~ für dle 1BhmsW- (&Per- 

mnem-ArbriBehmerba~ihaIltJ. 

Mehr- 

.:%Gg 

Spielraum 

h]$t:$, 
Tt?kd- 
Reallohn- 

er- 
hlhuiig4) 

Lam&- 
stand ln 

vH 3 



Ein neuer Boom 
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Monat 

IRU 

April 

Mai 

November 

IWO 

Januar 

.Konzertierte Aktion' 

1 Bergbau 

Eisen- und Stablindustrie 

.Konzertierte Aktion. I 

270 MX 

Offenllidier Dienst. 
Bundesbahn. 
Bundespost 

Offeaili&er Dienst. 
Bundesbahn. 
Bundespost 

Altern- und Unfallrenten 

Chemindie Industrie 

1600MX 

9YY)KN 

Die Beleiliglen sind darin einig. da8 .eine die Marsenkauikrdi 
alarkende Lohnpoiitik' Iür die weitere Kon]unkturentwidrlung 
von groBer Bedeutung Bei. 

SdiHditungsvereinbaning Uber einen Tarifvertrag mit einer 
Laufzeit von 18 Monaten und ein Rationalisierung%sdiun-Ab- 
kommen; Lohnerhöhungen um 4 vH am L. April 1968 und um 
3 vH am 1, Januar 1969. 

Tariherlrsg in Nordrhein-Westfalen mit einer Laufzeit von 
18 Monaten; Lohnerhöhungen um 5vH am 1.Juni 1968. um 2 vH 
am 1. Marr 1969. Im Saarland tritt ein entrpredxnder Tarifver- 
trag am 1. Oktober 1968 in Krsft. 

Die Beleiligten sind darin einig. da8 durdi geeignele Mannah- 
men .ie&treilg auf eine Verstärkung der binnenwirts&afili&en 
Nadifrage gegenüber der au8enwirtsdiafili~en hingewirkt wer- 
den' miisse. 

Tsrikertrag mit einer Laufzeit von 18 Monaten; im Ruhrberg- 
bau werden die Löhne um 5.5 vH, im Saarbergbau um 4 vH 
erbähi. 

Es beteht  darin Ubereinnlimmung. da8 einer angemessenen 
Lohnentwidrlung .eine wimtige Stabilisierungsfunktiom ru- 
komme". Ein Aursmaü wird beaullragt. .die ökonomindien und 
finanziellen Voraussetzungen und Auswirkungen der Lohnlori- 
zahlung unvereüglidi [zu] prüfen'. 

Kündigung der Lohn- und Gehallstarife zum 31. Dezember 1968. 
Die Gewerkrdiafien fordern 8 vH sowie eine Angleidiung der 
Arbeiisbedingungen von Arbeitern und Angestellten. 

Ab Januar 1969 werden die Albrrrenten um 8.3 "H. die Unfall- 
renten um 3,3 vH heraufgesetzt. 

Die Bundesregierung projektiert im Jubrerwiiis&aftsberldit 
1969 Tartflohnerhöhungen von 5'). bis 6'/i Prozent. 

4000MX) Slulenerhohung der bhne und Gehalter um 3 vH sulgrund der 
S&li&tungavereinbsrung vom Mal 1968 

6 5 0 m  Die Ta~llrammirsianen der IG Chemie fordern für die anstehen- I I den Verhandlungen Lohnerhdhungen um 9.5 vH und eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit auf 10 Stunden. 

1600MX) 

I 

17OMX) Tarlherhandlungeri werden vertagt; die Gewerksmaft lorderl I I eine Lohnerbdbung um 9 vH. 

Die Grundvergütung der Arbeiter und Angestellten wird um 
6 vH erhobt; der neue Lohntarifverlrag hat eine Laufreil von 
zwölf Monaten. Die Dienrtallern- und Dienstreitzulagen der Ar- 
beiter im öffuillidien Dienst rimten ridi künftig nam der jewei- 
ligen Lohngruppe. Die Verlragspartner vereinbaren. im Laufe 
der Jahres über ein neues Lohnsyslem zu verhandeln. 
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n o C h Tabelle 5 

1910 

Februar 

März 

April 

Mai 

.Ko~er t l ene  Aktion. 

Giaphlaoiea Gewerbe 

Eisen- und Stahlindurtrie 

Baugewerbe 

Bergbau 

Beamte, 
Veirorgungwmpfänger 

Alters- und UnIaU~eoten 

Zahl der 
Beb.01- 
lenen 

Dle Bateiliaten belahen .die Notwuidlmkeit einer voraldillaen 
und wohldosierte. ~ o l i t i  nur ~ loicning de8 geiam~winsoik-  
lioien Gleldigewlhli' Kebe Einigung aber dle Neurcgelung I der Lohnfortzahlung. 

e5üOM) T a r i f a b d i l ~ e .  dle In den n B i t e n  Monaten wirksam werden. 
aebw elne Eihbhung der Ubne und Gehalter um 7.5 vH vor, 

1 lduhelt ~ ~ 4 1 1  Monate. 1970 wlrd dle wadiuitlldie Aibeltarelt 
bei vollem Lobnaurgleioi auf 10 Stunden veikürrt. 

Naoi geidieiterlen Tarlfveibandluogen bealimmt ein Soileds- 
geii&t die Heraulretaung der Tariflbhne um 7.1 "H. ELn neuer 
Manleltarih*erlrag filr Arbeiter und Aogestellle regelt U. a. den 
übergang zur Pani-Tagewodie und zur BenQnung des Urlauba 
nadi den Arbeitstagui. Ahiili& Msnteilarlfe werden in ande- 
ren Induatrlen veielnbart. 

In fast allen Tarifgebieten werden dle Lohn- und Gehaltstarlfe 
rum 3ü. April 1969 gakUndlgt. Die Gewerkidiait Textil und Be 
kleidung fordert 8.5 "H. Im Man  beginnen Verbandluogen aber 
eln einheillidies Ratlonallalerungsidiuhabtommen. 

StufeneihObung um 1 vH In Noidrbein-Westfalen aufgnrnd des 
Tarlfvertrsger vom Juni 1868. 

Die Tarlflbhne werden ab 1. April 1969 um 6.5 vH erhöbi, Lauf- 
zelt 12 Monate. Am 1. Oktober 1969 wlrd die lariiiioie Arbeits- 
=eil auf 10 Stunden bel vollem Lobnau.gleldi verkünl. 

Dle IG Bergbau und Energie fordert erneut vermögenswiiksame 
Lebtungen naoi dem zweiten Vermögen~bildungagnetr auoi für 
dle rhehlh-weatfaiisctien Reviere. 

Die IG Metall kUndigt d u  Urlaubsahkommen zum 3. Junl 1969 
und brdert die Bei&ung des Urlaubs naoi Arbellstagen alalt 
n a h  Werklagen. 

Lohnerhbhungen von dur&s&nittli& 7.5 "H; Laufzeit I2 Mo- 
nate. Am I. Junl 1969 tritt ein elnheltlloies Ratlonalliienviga- 
sdiutzabkommen in Kiait. 1970 wird die WCdenllioie Arbelta- 
zelt auf 40 Stunden vertunt.  

AU. Aula0 der Vorbereitungen zur mlttelhlsUgeo Pi-pla- 
nung 1970-1973 lordeit der DGB eine Erhbhung der Dienat- und 
VersorgungatQ'zUge um 8 vH ab 1. Januar 1970. 

Der Bundestag v e r a h d e d a  das Gesetz über dle Lohnfortrab- 
lung für Arbeiter. Vom 1. Januar 1970 an erhalten die Arbeltei 
-wie die Angeatelllen - bei Aiheltsunfühigkett d u r d  K i d -  
heil seois Wooien lang das volle ArbeiUentpelt vom Arheit- 
geber. 

Alle Beteiligten unieratieldien .die Notwendigkclt neuer ver- 
mbgempolitboier Intlla1Iv.a'; cntsprcrbende Vorlagen werden I an einen AibeiVikiels Gberwiesen. 

9 5 M m  Der Bundeilag verabioiledel das 12. Rentuisnpaaaungsßewz; 
danaoi werden am I .  Jaiiuai 1970 dle Altenirenlrui um 6.35 "H. 
die Udallrenten um 6.1 vH eibbht. Dei Beltiagsiatz In der ge- 
seizlimui Rentenveniidiening w l d  n a h  gellendem Reoit am 
I. Januar 1970 von 16 vH auf I7 vH erböbt. 
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o o C h Tabelle 5 

Monat 

September 

Oktober 

Metalllnduatrie 4WOWO In i b e m  zentralen Spitzengeaprldi aber die Abldaung des aell 
1. April 1968 laufenden Tarifvertrages vereinbaren IG Mplall 

1 und ~eaamtmela l l :  I. Erhöhung der ~Ibhne um 8 vH ab I. %D- 
tember 1969. also einen Monat vor Ablauf dea allen Lohnlarif- 
vertrages; Laufzeit 13 Monate. 2. Ubergang zur Beredinung des 
Urlaubs naoi Arbeitstagen bin 1972 in drei Slulen. 3. Sdiutz der 
gewerksoiafllioien Vertrauensleule in den Belrieben. 

I .Konzertierte Aktlon' I / Das iür den 22. August geplante Geaprädi wird vertagt. I 
Elaen- und Stablinduahie 
Steinkahlenbergbau 

Eiren- und Slahlindualrie 

Bergbau 

Offentlioier Dienst. 
Bundesbahn. 
Bundespost 

Veraoiledene Bereiche 

Beamte. 
Versorgungrempfängei 

Mfenllldiei Dienst 

2 3 0  MO Beamten und Versoigungrempfngern wird eine Uberbrüdrungs- 
zubge  in Höhe von 300,- DM für 1966 gewährt. 

ES WO 

260000 

290000 

1 WMO 

5 0 0 0 0 0  

1 mMO Die OTV kündigt den Tarifvertrag zum Jahierende; sie loiderl 
eine Erhöhung der Giundvergütungen um 13 "H. 

Arbeitsniederlegungen in Betrieben der Eiren- und Stahlindu- 
alrie Nardrhein-Wealfalens, runadut wegen des Lohnafälies 
innerhalb der Eiren- und Slahlinduatrie. splter  wegen des kan- 
junkiurellen Lahnrüdrstandes. Die Streikbewegung greift s h e l l  
auf Betriebe in Narddeuiadiland, im Saarland und in Bayern 
über sowie auf den Sleinkahlenbergbau an Ruhr und Saar. Ins- 
gesamt lallen 230 WO Arbeltslsge aus. Die Tarifpartner nehmen 
vorzeitige Tarifverhandlungen auf. 

Tarilabroilüaae in Nordrhein-Wmtlalen, Niedeqaaoisen und Bre- 
men werden um drei Mwate  vorgezogen; Lohn- und Gehalta- 
erhdbungen um 11 vH zum 1. September 1966; Laufzeit 13 Mo- 
nate. Arbeitrlreie Werktage sollen - stufenweise bis 1972 - 
nidit mehr aul  den Urlaub angereoinet weiden. 

Entspremende Vereinbarungen ersetzen in Bayern und im Saar- 
land die erst zum 31. März 1970 kündbaren Tarilverträge. 

Heraufrelrung der Smi&llöhne und der Gehälter um du rh -  
rioiniltlidi 10.8 vH zum I. September 1969, vier Monate vor 
Ablauf des Tariheilieger. Zum 1. Januar 1970 werden U. a. 
vermögenswirksame Leislungen für die Arbeitnehmer in Nord- 
rhein-Westfalen, für alle Arbeitnehmer ein Mindealuilaub von 
20 Tagen und die Neubewertung der Arbeitsplatze vereinbart. 
Die neuen Verträge sind jederzeit kündbar. 

Die Arheitei im Saaibeigbau erhalten au0eidem eine einmalige 
Au6gieioirzahlung von 310.- DM. 

Warnstreiks veranlassen die kommunalen Aibiilgebei. einer 
einmaligen Ubeibrü&unguahlung von 30.- DM zururtimmen; 
Bund und Länder vertagen die Verhandlungen runbdint. roilie- 
Ben ri& dann aber dieser Regelung an. 

In allen widtligen Bereichen. in denen die Tarifverträge eist  in 
der eisten Hällle den Jahier 1970 auslaufen. weiden voneilige 
Tarifverhandlungen angestrebt. aa von der IG Bau, Steine. 
Eiden, der IG Chemie. Paplei. Keramik, der IG Drud; und Pa- 
pier. der Gewerkroialt Leder. der Gewerksoiaft Handel. Banken. 
Veraidieiungen. Die Verhandlungen Iilhren meint aoinell zu 
einer Aufslodrung der iaufenden Tarife. in der Chemiroien In- 
dustrie um 3.5 vH (ab I. Oktober 1969). irn Baugewerbe um 
6 vH (sb 15. Dezember i969). 



mit denen die Arbeitnehmer mäßige Lohnsteige- Einkommen aus Unternehmertatigkeit und Vermö- 
rungen bei langen Laufzeiten dzeptierten, dafür gen enlriditet als jeweils im Vorjahr. Diese ver- 
aber neuartige Vereinbarungen über die Garantie zöqerte Anpassunq der Steuerzahlunaen im Auf- 
bereits eingeiaumter ~ozialleistun~en und die Siche- sdiwung ist-hauplsi&li& bei der ~ink&ensteuer. 
rung des Arbeitsplaues (Rationalisierungssdiuu] er- weniger bei der Korpers&aftsteuer fesuustellen. 
langten. So erklärte es s i 4  da0 das Tariflohn- 
niveau nodi Mitte 1969. nadi zwei, Jahren des Auf- 
sdiwungs. nur um etwa 6 vH böher lag als im Vor- 
jahr; in der Industrie war der Anstieg - aufgrund 
niedriser Stufenlohnerhöhunuen für einen Teil der 
~ e s d i i f t i ~ t e n  - sogar nodi geringer. Den Aussdilag 
gaben die Tarifabsdilüsse im ersten Halhjahr 1969. 
bei denen Lohnerhöbungen zwismen 6 und 8 vH 
vereinbart wurden (Tabelle 5). 

TO. Im Laufe des Jahres I969 entstand durm die 
übernadifrage auf den Gütermärkten und am Ar- 
beitsmarkt eine labile Situation. in der ein oerina- - 
fügiger Anlaß genügte, einen Anpassungsprozeß 
auszulösen. Mit den Arbeitsniederlegungen Anfang 
Sentember I969 wurden außertanflidie ~ohnzu; 
s&läge durmgesetzt. Die Gewerksmaften sahen sim 
nun gezwungen. vor Ablauf der Tarifverträge hohe 
Lohnfordemngen zu stellen. Angesidits der bohen 
Auftraorbestände und des Arbeitskräflemamels < - 
wurden diese Fordemgen weitgehend und ohne 
Zögern von den Arbeitgebern erfüllt. 

Innerhalb kurzer Frist wurden in allen widitigen 
Bereimen die Ende 1969 oder im ersten Halbjahr 
1970 kündbaren Tarife neu gestaltet. Soweit I969 
nodi keine Tarifverhandlungen geführt worden wa- 
ren, betrugen die vereinbarten Lohnerhöhungen 
nunmehr durdiweg mehr als 10 vH; die bereits im 
ersten Halbjahr 1969 vereinbarten und nodi gül- 
tigen Tarife wurden entsprediend nadi oben korri- , 
giert. 

Bnitto- und Neüoeinliommm 

W. Die Bruttogewinne sind von Ende 1967 bis 
Mitte 1969 anhaltend stark gestiegen, zunädist weil 
sidi mit höherer Kapazitätsauslasmg die Erlös- 
Kosten-Relation verbesserte und die Umsätze zu- 
nahmen, später weil der Nadifrageboom heiserhö- 
hungen erlaubte, während die Lohnkosten je Pro- 
dukteinheit ziemlidi konstant blieben. Das vom 
Statistisdien Bundesamt berecünete BNttoeinkom- 
men aus Unternehmerlätigkeil und Vermogen. das 
im Aufs&wungsjahr 1958 um 16 vH gestiegen war. 
lag im ersten Halbjahr 1969 um 14 vH höher als im 
Vorjahr (obne steuerlidie Entlastung der Altvor- 
rate). 

81. Stärker als die BruttogewiMe der Unterneh- 
men stiegen die Gewinne nadi Abzug der Steuern. 
die die Untern-er in diesem Jahre tatsämlidi zahl- 
ten. Es bestätigte sidi in diesem Aufsdiwung die 
Erfahrung früherer Jahre. daß die Steuerrahlungen 
den steigenden Gewinnen um ein bis eineinhalb 
Jahre verzögert folgen. vährend sie in Absdiwungs- 
pharen der vers&lediterten Gewinnlage relativ 
smnell angepaat werden (JG 64 Ziffer 212). 1968 
wurden durchsdinitllidi etwa 9 vH. im ersten Halb- 
jahr 1969 etwa 10 vH mehr an direkten Steuern auf 

62. Die Einkommen aus unselbständiger Arbeit, 
von denen die Intensität der Verbraudiskonjunktur 
vor allem abhängt, nahmen 1968169 weniger stark 
zu als die Gewinneinkommen, und zwar sowohl 
bmtto als audi netto. Während die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme 1968 um 7 vH und im ersten Halb- 
jahr 1969 um 11 vH höher war als ein Jahr zuvor, 
stiea das LohnsteuerauRommen im aleimen Zeit- 
rau& um 14 vH beziehungsweise 21 ;H. Die kun- 
frlstlge Elastizitat des Lohnsteuerauikommens (mnd 
21 ist im Boom von 19W69 mithm wieder beinahe 
ehenso groß wie im Boom von 1960. vor der Ein- 
kommensteuersenkung von 1965; sie wirkte als 
Stabilisator und drängte die Verbraudiskonjunktur 
in der Phase des stürmisdien Investitions- und Ex- 
portbooms zusätzlicti zur<ldr. 

Der mit steigendem Lohneinkommen zunehmende 
Kaulkraftentzug durdi den Staat. der darin nun 
Ausdruck kommt, beruht 

- aul der hogression des Einkommensteuertarifs 
und der indirekten Progression. die sidi bei stei- 
gendem Einkommen acs der Konstanz der Frei- 
beträge ergibt (Ziffer 83) I); 

- darauf. daß sidi die Progression des Einkommen- 
Steuertarifs versdiädt auswirkt, wenn die No- 
minaleinkommen inflatoriscti aufgebläbt werden 
(Ziffer 84). 

O& Der progressive Einkommemleuerlmll und dle Kon- 
ilanr der Freibebdge führen dazu, da8 die Sleuerein- 
nahmen ilärker steigen 01s d u  Soiiolprodukl. Wollle 
man diesem sidi sländig verslärkenden Enlaugsellekl 
enlgegenwlrken. so milEle man bcl gleidier Sleuer- 
bemeaaungwrundloge den Sleuerlaril von Zeil zu Zeil 
aenken oder die SleueibemessungqrundI(~ge dem An- 
alieg der durdisdinilllidien Biulloelnkommen anpassen. 

So wurde dle Einkommensreuer nviadien 1962 und 1885 
mehrladi gesenkt, Indem man 

- einen Arbeilnehmeilrelbelrag und eine Sonderaua- 
gabenpousdiale einlilhrle. 

- die Kinderlreibelrüge erh6hte. 

- den Einkommenaleueraola in der Proporllanalrone 
(Lineorbereldi) von 20 vH oul 19 vH herobaelzle, 

- den Sleuersalz der ersten Progremionarone linear 
senkte und 

- dle Progreaaionszonen neu leallegle. 

Unver6nderl blieb dagegen der Sodrellreibelrog von 
DM 1 &W, der aidi aus einem allgemeinen Frelbelrog in 

'I Unmittelbar nah der EinLommenateuersenkung von 
1965 wurde nur bei 6 vH der Lohnateuerpfliditlgen 
der Progreraionrtaril angewandt. Der Antell der Lobn- 
Sleuer am Bnittolohn betrug damala im Durdirmnilt 
7.8 vH. 1968 je&& 9.4 "H. Die marginale lahnaleuer- 
belastung von 2CJ "H, die s i h  daraus im Durdirmnilt 
errecbnet. gibt eine ungelahn Vorstellung von der 
indirekten Progression, dle dle meisten Lahnsleuer- 
pfiidxtigen triifi. 
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Höhe von DM Bo0 und elnem .Sonderlreibelrag zur Ge- 
sldlung der Indirekten Progression In der Proportionol- 
Zone' von DM 780 zu~ommenaelal. 

- eln Analieg den Prehlndex liir die Lebenahllung 
(4-Personen-Arbellnehmer.Ha~shoIleJ von 1960 bis 
1968 m 2.5 vH je Johr. 

- Freibetrüge h Höhe von DM 3880  Im Jolue 1960 
(DM 900 Iür doa eiaie Kind, DM 16.90 lür das .welle 
Kind. DM 564 Wedung#koalenpou&le und DM 636 
S~ndelawgabenpaUadiaIe und DM 1W Weihnadila- 
Ireibelrog), 

- Fieibelräge in Höhe von DM 4 720 im J d r e  1988 
(DM 1 2W 1üi das eiale Klnd. DM 1680 für das zweite 
Kind, DM 564 Werbunpskoslenpauadiole, DM 936 
S~nde io~~gobenwusd i a I e ,  DM 2 4  Arbellnehmerlrel- 
beirag und DM 1 W  WelhnodilabelbeBogJ und 

- Anwendung der Splilting-Tabelle. 

04. Werden die Nomindeinkomrnen inlloloriadi aul- 
gebldhl. ao wlrkl aidi die Piogieselon dea Einkommen- 
aleuertarlfs versätöd1 oua, und zwar vor allem in den 
Einkomrnenaberaidien. liir die der Sodrellrelbelrog pro- 
greaalonamlldernd wirken 8011. Tde l l e  6 verdeullidlt an 
lünl Beispielen, wie aidi der Prebonslieg von 1980 bia 
1968 aul die Beloalung mit Einkommensleuer ouswirkle. 
Der Rdnimung liegen dle lolgenden Annahmen zugrunde: 

- Ein Anslieg der nornlnden Brulloarbeilseinkomm 
von 1980 bi. 1968 um 6.3 vH Je Jahr, 

Prrlsamtleg und Elnkommentleuerpmgression 

Sdiematisdie Vergleichsredinung 

Nomioalie&nuog ') Rea l r ebung  '1 Unter- 

Steuer- Bmt10-~) 1 
Einkornrnenaleuer BNttO- ') I barea ') mornmensteuer 

Bekommen Enhommen belaslung 

1) Angenommener Analieg des Bnitloaibeilseiukommp.. 1 9 8  gegenüber 19M lm AumaB der Steigerung ae. Familienbudleta der 
.Indexfamilie'. die dem Prelrindex für die Lebenshaltung (der I-Persanen-Arbeilnehmer~HiluihaI1e mil mlllleitm Einkomm0 
des alleinverdienenden Hauihriltsvorrlander) zugrunde liegt. 

9 Nominalwerte Iür 1968, defletioniert mit dem Preisindex lilr die Lebenshaltung der &Personen-Aibei1nehm.r-Haushalte, 
.I Elokilnlle aus unselblt&ndigei Arbeit. 
0 Elnkiiofte aus unselbständiger Arbeit, vermindert um die in der Steve~lebelle eingearbeiteten musmdierlen Freibeirage. 
'1 In vH der .Ileueibaran. Elnkommeni. 



Zur Konlunkturlage 

Die iusdtilidie Elnkommenrtcuerlasl. die dem Geldwerl- 
sdiwund rururedinen isl, lieg1 nodi dierer Reduiung 
rwisdien 8.3 Prozenlpunklen (Brulloarbeitselnkommen Im 
Basislshr IOm DM 8 MO) und 1.2 Prozentpunkten (Brutto. 
arbeilseinkommen im Basislahr 14M DM I4MO). 

05. Das verfügbare Einkommen der privaten Haus- 
halte slieg 1969 elwa mit der gleichen Rate wie das 
Volkseinkommen. Im ersten Halbjahr 1969 lag es 
um 16.5 Mrd. DM oder 10.5 vH höher als im Vor- 
jahr. Etwas mehr als die Hälfte dieses Zuwadises 
entfiel dabei auf msätzlidie Lohneinkommen. eln 
gutes Drittel mahle der Anstieg der entnommenen 
Gewinne und der Vermögenseinkommen aus, die 
1969 noch stärker zunahmen als 1968. Die Uber- 
tragungseinkornmen haben sidi demgegenüber - 
ebenso wie 1968 -nur wenig erhöht. 

M. Der orivate Verbraudi. der im aroßen und 
ganzen den Einkommen der breiten ~d;iditen. also 
den Nettolohnen und Renten folgt. hat bio Mitte 1969 
nidit zu den Sdiritlmadiern der Konlunktur qehort. 
Wie immer in Aufsdiwunas~haJen biieben die Ver- - .  
brauchsausgaben hinter der Expansion der Gesamt- 
nadifrage zunick Besdileunigt bat sidi die Ver- 
braudiskoniunklur seit dem Herbst I968 Die Einzel- 
bandelsumr.ätze, die den konjunkturreagiblen Teil 
der Verbraudisausgaben redit gut repräsentieren. 
steigen seilher mit einer Jahresrate von etwa I0 vH 
(saisonbereinigt). also ebenso stark wie in der Hodi- 
konjunktur 1964165. 

87. Für dauerhafte Konsumgüter haben die pri- 
vaten Haushalte 1968 und I969 ihre Ausgaben wie- 
der kräftia erhöht. wenn audi nicht so stark wie in 
früheren Äufsdi"ungsphasen (Sdiaubild 22). Vor 
allem die Nadilrage nadi Kraltlahneugen nahm 
sorunahaft zu. ~ahrsdieinlidi  wurden nun die wäh- 
rend d e r  Rezession zurückgeslellien Ersalzkdule 
nadigeholt. zumal si& mit dem Ubergang zur Mehr- 
wertsleuer Anfanq 1968 die Reparaturkoslen stark 
erhöht hatten. lnigesamt hat iidi die Nadifrage 
nadi dauerhaften Konsumgütern nidit zu einer tra- 
genden Kraft des Aufsdiwungs entwickelt. Wie 
Sdiaubiid 22 zeigt. blieben diese Konsumausgaben, 
die ähnlidi koniunkturemofindlidi sind wie die Aus- 
r~stun~o~nvestiiionen de; Unternehmen. 1968 und 
1969 belraditlndi hinter der Expansion der Invesli- 
tionsausgaben zurück. 

öä Die privaten Haushalte haben 1969 einen 
größeren Anteil ihrer Nettoeinkommen gespart als 
1968. Dodi darf man daraus nidit ohne weiteres 
rdiließen, daß sie bei ihren Verbraudisausgaben 
mehr Zurückhaltuna aeübt hatten als vor einem 
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Lohneinkommen und diese starker als dle Renten- 
einkommen. so kann aidi die durdisdinlttlldie Spar- 
quote erhdhen. ohne daü ein einziger Haushalt elnen 
höheren Teil Belnes Einkommens spart als Im Vor- 
jahr. Ganz aiigemein gilt. da0 Verxhiebungen der 
Einkommenmtmktur vemiutlldi einen guten Tell 
der zyklisdien Sdiwanhunw der Sparquote er- 
klären. 

III. Auüenwlriuiufl: Vom üngWbip.i*ldit zum 
QIakhgnrloM? 

119. Kennaeidinend für dle au8enwirt.disHll&6 
Entwi&lung bis zum Herbst 1869 waren 

- anhaltend hohe UbersdiUsse in der Bilanr der 
laufenden Redmung (Zifem 90 ff.), 

- weiter umfangreidie Exporte von langfriaiigem 
Kapital (Ziffern 98 11.) und 

Jahr Das hangt damit zusammen. daß die Selb- - Spannung- an den Devisenmärkten bis zur Aui- 
slandigen im allgemeinen elnen größeren Teil ihrer Wertung der DMark (Ziffern 101 H).  
Einkommen sparen als die Arbeilnehmer und diese --P 

wiedemm einen größeren als die Renlnerl). Wenn. I) 1, ~ ~ ~ ~ ~ d i ~ i ~ ~  der ,he 1 9 ~ )  bis betmg die 
wie 1969, die enlnommenen Gewinne und Vermö- Sparquote in Hauahaltrn von Selbatandigen 17.2 "H, 
genseinkommen. die Quelle der Einkommen der von Arbeitnehmern 93 vH und von Rentnern 4,8 vH 
Seibsländigenhaushalte, stärker steigen als die (Berehung der Deuisdieo Bundesbank). 



Hubilrliig hohe OknckPlu In der hu1nid.n 
R.dnung 

80. Obwohl 1969 die Binnennadifrage weiter kräf- 
tig expandierte und das Produktionspotential voll 
ausgelastet war, blieb der .Außenbeitrag' der Bun- 
desrepubltk, der mit dem Leistungsbilanzsaldo weit- 
gehend übereinstimmt, mit etwa 16 Mrd. DM (in 
den ersten drei Vierteljahren 1969 saisonbereinigt 
etwa I2 Mrd. DM) fast so hodi wie im Rezessions- 
jahr 1967 (16.2 Mrd. DM) '). Bezogen aui das nomi- 
nale Bruttosozialprodukt, dildte der Außenbeitrag 
1969 etwa 2.7 vH (nach 3,s vH in LW) betragen 
und damit einen halben hozentpunkt mehr. als die 
Bundesregiemng in ihrer Zielprojektion - bei 
einem niedrigeren Auslastungsgrad des Produk- 
tionspotentials - anstrebte, und etwa einen Prozent- 
punkt mehr, als sie mittelfristig mit dem Ziel des 
außenwirtsdiaftiidien Gleidicfewidits für vereinbar 
halt. Ein ähniidi groDes aui%nwirtsdiaftiidies Un. 
gleidqewibt in einer Phase konjunktureller Uber- 
nadifrage hat die Bundesrepublik vorher nur im 

Jahre I960 gehabt. als sidi der Außenbeitrag auf 
2,9 vH des Sozialprodukts belief ( n a h  3.5 vH im 
Aufdwungsjahr 1959). Damals wie beute erwies 
sidi eine Aulwertung der D-Mark als unvermeidlidi. 
vor allem wegen der Gefahren, die sidi aus dem 
auDenwirtsdisfltidien~erJdiuß-Ungleidigewidit für 
den Ziel der Geldwertstabilität ergeben. 

81. Ausschlaggebend für das Andauern des auDen- 
wirtJdiaftliQen Ungleichgewidits war, daB die Uber- 
Jdiüsse im Warenverkehr mit dem Ausland unver- 

') 1968 waren die Ubersdiiisse zwar höher. dodi ist dabel 
zu beiildrsidiligen, daD das Abridierungsgesetr die 
&.portentwidrlung verzerrte: Exporteure führten In 
eiheblidiem Umfang Lieferungen. d i e .  sie normaler- 
weise erst t969 vorgenommen hatkn. nodi vor dem 
23. Dezember 1968 aus. um der rteuerlidien Belastung 
des Absidierungrgereties zu entgehen. Berü&st&tigt 
man dies in den Zahlen des AuBenbeilrages. so er- 
geben sidi für I968 eiwa 17.2 Mrd. DM statt 18.4 Mrd. 
DM m d  für 1969 ebenfalls rdiätrungnweise 17.2 Mrd. 
DM stalt etwa 16 Mrd. DM. 
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Zur KonJ 

mindert hodi blieben - als Folge der starken Na&- 
frageexpansion in vielen Partnerländem und des 
Umstandes. da0 daa Kosten- und Preisniveau bei 
uns weniger stark stieg als im Ausland (Sdiaubüd 
23). 

92. In keinem Jahre der beiden vorangegangenen 
Konjunkluwklen hat die westdeutsche Warenaus- 
fuh; so stark zuoenommen wie 1969 1Smaubild 24). 

9 .- - - - 

Dies ist wn so bemerkenswerter. als das gesamtwirt- 
smaftlidie ProduklionspotenUal 1969 ebenso stark 
wie im Boomiahr L960 &d stärker als im Hodikon- 
iunkturiahr i965 auroelartet war 1Ziffern 37ff.l. 

': sidits des Namfragemangels im Inland auf die A ~ S -  
Landsmärkte ausweidien; möglidierweise neigen sie 

;dazu. diese Märkte audi jetzt nimt zu vemaddäs- 
,sigen, obwohl es ihnen die Binnenkonjunktur ge- 
;stattet. sidi stärker auf den Inlandsmarkt zu kon- 
zentrieren. 

93. Die Wareneinfuhr nahm 1969, wie für eine 
Boomphase nidiiFäÜ6n zu erwarten. kräftig zu 
(Ziffern 55 11.). Dodi wirkte sich hier wohl eben- 
falls der internationale Koniunktumlei&sdiritt aus. 
Anders als in früheren ~oomjahren ;erband sich der 
interne Nadifragesog in der Bundesrepublik aidit 
mit einem Angebotsdnidr aus dem Ausland. beson- 
ders aus den EWC-Ländem. Ohne die starke Ex- 
pansion im Ausland hätten unsere Einiubren wohl 
nodi stärker zugenommen 

W. Der Anteil der wesldeuisdien Ausfuhren an 
$lerWeltauoTUhr nahm lYb9 erneut miinulleFi%er 
auhaltenden Preisdisparitdt hat hierzu beigetrasen. 
daü in unserem ~x~ortsort iment M& wie vor-die 
Investitionsgüter dominieren, also Produkte, die 
si& einer sehr einkommenselastisdien Auslands- 
namfrage gegenübersehen. Die Hauptimpulse gin- 
gen dabei 1969 vom Boom 1s den koniiienia&ro: . . päismen landem aus. in die zwei U unserer 
Ausfuhren gehen. 

BS. Wie in einer Phase weltweiterNadifrageexpan- 
sion zu erwarten, haben die deutsmen Untemeh- 
men auf den ausländisctien und die ausländiden 
Anbieter auf den inländisdien Märkten höhere 
Preise durmgesetzt 

- Die inländisdien Anbieter erhöhten ihre Export- 
preise von November 1968. als das Absimemngs- 
gesetz bes&lossen wurde, bis September 1969 im 
Dur&s&nitt um 7 vH. Selbst wenn man dabei 
den Einfluß. der aus der Preishausse der Eisen- 
und Stahlindustde resultiert. nimt beiüdraim- 
ligt. verbleibt nocb ein ~ n s t i i ~  von knapp 5 vH. 
Die inlandis&en Anbieter nutzten in kurzer Zeit 
ihre Preiserböhungsspielräume, besonders zur 
Jahreswende I96W69. als sie die steuedime Be- 
lastung aus dem Absidieningqesetz weiter- 
gaben. Als im Herbst 1969 dle Mnterial- und 

'imkluilage 
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Lohnkosten sprunghaft stiegen, waren es vor 
allem die Anbieter von InvestitionsgGtem, die 
im Ausland ihre Preise kräitig anhoben 

- Die Einfuhrpreise (Index der Elnkauhpreise iür 
Auslandsgüler) haben nvl&en November 1868 



und September 1969 um 3,3 vH zugenommen. 
also um etwa ebensoviel. wie die Einfuhren duroi 
das Abrioiemngsgesetz steuerlich entlastet wor- 
den waren (im Durchsoinitt 3.2 vH). A d e r  der 
steuerlioien Vergütung für die Einfuhren mögen 
die Terminabschläge auf fremde Währungen den 
lmportpreissteigemngen entgegengewirkt haben. 
In den Kontraktpreisen, so wie sie statistisoi 
ausgewiesen werden, kommt dies jedooi nioit 
immer zum Ausdmdr. Die importierten End- 
erzeugnisse. insbesondere die importierten Ver- 
brauoisgüter, waren noch im Herbst 1969 für den 
deutschen Erstbezieher billiger als im November 
1968. Daaeaen aina der Preisanstiea bei aewerb- - -  - 
lioien Vormaterialien, besonders- infoke des 
weltweiten Stahlbooms, üher die steuerlioie Ver- 
gütung hinaus und trug so zum Anstieg der Ma- 
terialkosten im Inland bei. 

81). Da die Ausfuhrpreise stärker gestiegen sind 
als die Einfubrpreise. haben s i w i e  Terms of Trade, 
gemessen an den Kontraktpreisen, verbessert. und 
*zwar um 3.6 vH von November 1968 bis Sentember 
1969. Legt man allerdings der Bereoinung - wie 
üblioi - die Durchschnittswerte der Aus- und Ein- 
fuhr zuqrunde. so haben sioi in diesem Zeitraum 
die ~ e m i s  of Trade -; sie haben 
sioi sogar etwas versoileoitert (- 0,s vH), und zwar 
hauptsäoilioi aus zwei Gründen: 

( - Einem Teil der seit November 1968 getatigten 
Aus- und Einfuhren lagen nooi die Kontrakt- 

/ preise aus den Monaten vor Inkrafttreten des 

; Absioierungsgesetres zugmnde, so daD sioi die 
Besdileunigung des Exportpreisanstiegs noch 
nioit auswirken konnte. 

- Audi nach dem Absioierungsgesetz muDte sioi 
das Steigen der lmportpreise schneller in den 
Duroisoinittswerten niedersddaaen als der An- ~~ ~~~ - ~ -  ~~ ~ 

stieg der Exportpreise, weil die duroisoinitt- 
: lidien Lieferfristen im Expotigesoiäit länger sind - .  

als im Importgesdiäft. 

87. Der Ubersdiuß in der Bilanz der laufenden 
Redinung betrug in den ersten drei Vierteljahren 
1969 üher 5 Mrd. DM (Tabelle 53). Dies entspridit 
- wenn man die Versoiiebungen an der Jahres- 
wende 1968169 in Reoinung stellt (Ziffer 90) - 
einem Jahreswert von etwa 9 Mrd. DM. Aussdilag- 
gebend hierlur war der hohe P-I 
Handelsbilanz (f7.2 M$ .DM-ou!Jai?ce$bauJ). Die - 
D~ensti6istunasbilanz. die 1968 zum ersten Mal seit ~ ~~ - ~ -  -~ ~~ ~ ~- -- ---. 
1961 mit einem Ubersoiuß (luiapp 0.2 Mrd. DM) 
abgeschlossen hatte, wies wieder ein Defizit auf 
letwa 0.3 Mrd. DM auf Jahresbasisl. Zwar stieaen - 
mit der Expansion der Einkommen die Ausgaben fur 
Auslandsreisen. aber gleichzeitig nahmen - ange- 
sioits des umfangreimen ~ a ~ i t a i e x p o r t s  nioit uner- 
wartet - die Einnahmen aus Kapitalbesitz im Aus- 
land zu. 

Die Ubertragungsbilanr soiloß insbesondere wegen 
der höheren Rimessen ausländisoier Arbeitskräfte 
und wegen der steigenden Zahlungen an den EWG- 
Agrarfonds mit einem größeren Defizit ab als I968 
(etwa 7,8 Mrd. DM auf Jahresbasis). Dagegen ist 

die Bilanz daduroi entlastet worden, da0 die Uber- 
weirungen im Rahmen der Wiederqulmaoiung wei- 
terhin zurüdrgingen. 

81). Der seit 1967 verstärkte Export von lang- 
fristigem Kapital setzte si& auoi 1069 fort (Tabelle 
61). Bereits in den ersten sieben Monaten von 
L969 war ebenso viel Kapital (netto) exportiert 
worden wie in den vorangegangenen zwölf Mona- 
ten. 

Der ungewöhnlioi hohe Export von langfristigem 
Kapital führte dazu. daD die Crundbilanz trotz der 
großen Ubersoiüsse in der Bilanz der laufenden 
Posten ein Defizit aufwies (8,5 Mrd. DM von Januar 
bis September 1969). Der Kapitalexport war jedooi 
nioit in voller Höbe autonom. vielmehr war er zu 
einem erheblioien Teil dar Ergebnis der zahlungs- 
bilanzmotivierten Geld- und Finanzpolitik im In- 
land; außerdem ist in anderen Ländern der Zugang 
zu den Kapitalmärkten beschränkt. T)er Saldo der 
Gmndbilanz war daher audi 1969 nioit geeignet, 
den Umfang oder die Rioitung des auDenwirtsoiaft- 
lichen Ungleioigewichts anzuzeigen (JC 68 Ziffern 
193 11.). 

BO. Vom langfristigem Kapitalexport (brutto) ent- 
fiel in den ersten drei Vierteljahren 1969 wie im 
Vorjahr der größte Teil auf die Zunahme der Dar- 
lehen an das Ausland und auf Portfolioinvestitionen 
(88 vH). Mehr nooi als I968 dominierten also Kapi- 
talströme. deren Rioitung sioi bei einer Verände- 
rung der konjunkturellen Marktverhältnisse im In- 
und Ausland s h e l l  umkehren kann (JC 68 Zif- 
fern 89 ff.). Der Anteil der deutsoien Direktinvesti- 
tionen im Ausland, die eher den auf mittlere Sioit 
herrsoienden Marktverhältnissen folaen. war ent- - .  
spreoiend gering (I2 vH). Beim langfristigen Kapi- 
talimpon dagegen fielen die Direktinvestitionen. 
die die ~ u s l ä n d e r  im lnland vornahmen. stärker 
ins Gewioit; ihr Anteil betrug 50 vH. 

1W. Aussoilaggebend fiir den umfangreidien Kapi- 
talexport blieb bis in den Herbst 1969 - abge- 
sehen von der hoben Liquidität der inlandisoien 
Banken (Ziffer 135) - das anhaltende Zinsgefälle 
zwisdien dem Ausland und dem Inland ISoiaubild 
25). Auslsndische Soiuldner hielten die Bedingungen 
am Markt lur D-Mark-Soiuldlitel, audi unter Ein. 
reoinuna des Aufwertungstisikos. für attraktiv; sie 
versoiuideten sidi im ~ rüh j ah r  1969 zunehmend am 
deutsoien Kapitalmarkt. Da die Ausstattung der 
D-Mark-Auslandsanleiben besser war als die der 
Inlandsanleihen. konnten die Auslandsanleihen am 
deutschen Markt gut abgesetzt werden. Daher ten- 
dierten die Zinssätze der Inlandsanleihen, auch be- 
e in l l d t  durdi den Restriktionskurs der Bundes- 
bank. unter dem Sog der höheren Zinrgebole aus- 
Iändisdier Emittenten naoi oben. Die öflentliche 
Hand reagierte auf den Anstieg der langfristigen 
Zinssäize mit einer zurü&haltenden Emissionspoli. 
tik. Der Zentrale Kapitalmarktaussdiu0 b e d o ß  im 
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ersten drel Novemberuodien 1968 niad 9.5 Md. DM 
.heiller Geld* aua dem Ausland auf; ein Te11 davon 

Apffl 1966) nach Beratungen mit der Bundesr@e- 
tuug. daa monatüdm Volumen neuer Aurilandi- 
anleihen auf 0 3  Mrd DM zu begrensce Auch Mch- 
dem dle Bundesbank ihren RearlktionsLun lm Ver- 
lade von 1966) verschärft hatte. blleb der inlh-  ---~. ~ .- 
diache ~ a ~ i t a l m a r ~  filr ~ ~ l ä n d e r  atlmktiv. zumal 
er auriländlschen Sdmldnern und inlhdlachen Glllu- 
blgern mehr Freiheiten gewaMe als andere MUo- 
nale KapitalmBrkte mit niedrigeren Renditen. 

lüi. Die Unnihe im WeltwBhningasystem blelt 
auch 1969 an (SdiaubUd X). Schon lm Herbst dea 
vergangenen Jahres war es zu erheblichen Spannun- 
aen an den Devlsenrnärkten aekommea. ab der s-- - - 
iranrosixiw ~rankcn  und das btitisdxe ehuid erneui 
unter Abwemingsdnidr und die D-Mark In Auf- 
werhingwerdacht gerleieu Im Verlauf einer star- 
ken Spekulationanlle nahm die Bundedbank in den 

wurde gleldueitig von den inl((ndladxn Gcsdiaftr- 
banken, die die unter den MariruOuan liegenden 
SwapsöUe der Bundesbank nutnten. Weder in das 
~ u s i a n d  erporiiert. Daraufbh wurden lm iniand 
und tellwelne auch im Ausland dle Devisenbönwi 
am 21. und 22. November gesdilossen und ateuer- 
Udm Ersabmaünahmen in der Bundesre~ubiik und 
in Frankreich ergriiieni sie wurden du[& Kontrol- 
len des Kapitalverkehr8 und durch die Cewäbwg 
inlernatiaiakr Sbützuogskmdlte erghat (Tabelle 7). 

102. Dlese Maßnahmen wirkten zwar entspannend. 
brachten jedoch kdne dauerhafte Benihlgung. Dies 
zelgte sich a d  an den Kursabsddllgen. mlt denen 
fremde Währungen auf den Devisenterminmärkten 
oebandelt wurden ISd~aublld 2öi. Da sich das außen- 
~irl6chaftüdm Defkt in Fr&& und der Uber- 
scbuß in der Bundesrepubiik d i  zurüdrblldeten. 
ve&&rkten dch nach dem Rilctfitt dea fraiuöslscben 
Staatipräsldenteq Ende April 1966) wleder dle Ce- 
nictite, der PranLen n r d e  abgeuwtet und dle 
D-Mark auigexertet. Dle Folge war. daü zwbdten 
dem 28. Aprll und dem 9. Mal - dem Tag. an dem 
die Bundesregierung mehrheitlldi bescbloß. die 
D-Mark nicht auhwerten - Auslandsgeld lm Ge- 
genwelt von 169 Mrd. DM in die Bundesrepubiik 
atrömle. 

November 1968 habeD lnÄprl& 1369~neben den 
Banken awb dle Unternehmen dle erwartete 
D-Mark-Aufwerhina in Ihre Dlswsltionen versiärkt 

- AuslOndlsche Importeure leisteten beschleualgt 
Rest oder Vorauieablwngen I(lr Erpotie, dle a d  
DM-Baals kontrahiert worden warur. 

- Deutsdm importeure blelten alch bel Begleichung 
ihrer VerblndilchLeiten Ln fremder W- zu- 
ril& 

- Deutsche Exporteure gingen mebr und mehr dazu 
über. sich in der Wäbruw zu verschulden. Ln der 
sie Qordeningen bat* &I a d  diese Welse das 
Wähningrrlsiko ausaugleidm. 

- Im Ausland ansaasige Geaelbmaffcn trandcuier- 
ten ilquldliäWre.wen zu ihren Tochter- badb 
hunasweiae Muttewterncbmen in der B& 

Dlea erklBrt auch, da8 die Devisen nach dem Nicht- 
aufwerhingabes<hluß der Bundenreglerung Im Mal 
1968 langsamer zurüä~~irömmn als nach der Wäb- 
nmgskriie vmn November 1 W .  Der verb(Utnl.- 
mUIa aerinae Deviaenabnuß dilrile wohl auch damü 
&e&en. daß man weitbin damlt r e b e t e ,  
die Bundearegiening werde ihren BntidiluB. dle 
D-Mark nicht aufniwelten, revidlersli. und zwar 
auch dann n& a h  die iraiuödsdie Regierung am 
8. August den Qravken um 11.1 vH abwertete. 
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T a b e l l e  7 

I Datum 

1960 

4. November 

19. November 

20. No~ember 

20. bis Z. November 

21. November 

22. November 

22. November 

22. November 

24 bis 29. November 

29. November 

25. Februar 

2. Apiil 

8. April 

28. April 

11. Mai 

Der zentrale KapitalmarklaulsdiuB wird nunmehr die Aunegung von DM-Aualsods- 
anlelhen in %eine Beratungen einbeziehen. I Die Bundesregiening eiklbil. aie werde die D.Maik mdil aufwerisni vklmehr khd lg l  sie 
ane  rleuerlidie Belastung d e r  Warenexpone und eine Entlsrning der Warenimpone von 
in dcr Regel 4 vH an B e  von den EWG-Marklordnungen srfaBl@o AgrsrgUter ldlen niQt - - 

unter das Gesetz. 

SdiiieBung der inländis&en und eUdger auslandia&er Devlaenb6rsen für 3 Tage. 

Tagung der Zehnsrgruppe in Bonn. 

Die Bundesbank berdiiieüt. die Rarewe&tze für den Zuwadm der ro.ervepfli&tlgen 
AuriandlverbindiidY6eiten gegenüber ib- Stand vom 15. November ab I. Dezember 
auf lüü Prozent fearirretzen. 

Verordnung zur A n k u n g  der AuBenwinr&sllsvemr&yng zur Kontmlle der kun -  
frisngen Kapitalimporta wird verakdiiedet: GenehmIguiigrpfliQtiß sind die -n- 
.ahme von Auslandseinlagen. d e  Kred ihubhme  deuader Gsldinstitute im Ausland 
sowie dle Zirauihlungen an audändis& Sparkonterinhaber. soweil die Transaktronen 
nidit für den normalen Handelaverkehr und für den langfi-lsiigm Kapltalverkehr vor- 
genommen werden. 

Frankreidi erhält einen neven internaUonalen Stümingakredll von 8 Mrd. DM. 

In Groübritannien haben dieImporteure von Halbwaren und Fertigwaren den halben R d -  
nungrbetiag bei den Zollbehörden für 180 Tage ni hinbriegeni einige Verbrau&stewm 
werden erhöht und die KreoitruittikMonen verxhirfl. 

In Frankreidi werden Devisenkontmllen wieder eingeführt; dle Mehrwertsleuers6M 
werden durdiaMllIidi  um 15 bis 16 vH erhöht und die Lohn-mensleuer abgesdiaflt. 

Die Bundesbank b k b t  audi für dle Transaktionen der Niditbanken günrtiw Swapr6tze 
an. DiaPeJ Angebol wird am 2. Dezember runi&gezogen. 

Der Bundestag V - k m d e t  dm G R e b  zur auüeouirtsdiaflli&en Absldiening. 

Die Stahluntemebmen &er EWG und Japans erklären si& bereit. ihre l l p o n e  Ln die 
Vereinigten S t a a h  zu begrenzen. 

Die b d e r u n g  der AuBenwirbddtavemrdnung vom 22. November 1968 zur BeiQrlin 
kung d- Geldverkehn wird wieder aufgehoben. 

Der rentraie Kapitalmarklaerdiuü ber&lieüt. die Emkidamen von DM-Auslandaanleiben 
reitlidi zu atredren und für den Rest des Jahres ein Volumen aiuurbuem. dar unter den 
DudrQaittsergebnis%en der erslen drei Monate von 1969 bleibt. 

In den Niderlanden wird an silger&oer Predtopp erla-. 

Die BundaPbank besdiliebt. den Mindestre4erve~atz von lüü vH für die ms&Ulidim 
Ausladsverbindlimirsllen der Geidiailrbanken wieder einzuführan, nadidem diese Rege 
lung k u n  zuvor a u k r  Kraft F e t z t  worden war. 

Die Bundwbank steilt Swap-Operationen mit deutlaien KredltiDPliluten *der ein. 

Die B u n d e m $ e w g  erkl* nadi eher Spekulatloirmelie. sie werde die DMaik  nidil 
aufwerten. 

Die Notenbankgouvemeure &s Zehnerclubr kommen Ln Bawl überein. mit den .re- 
cyding. der mpekulatl- Zuflüsse sofort zu beginnen. 
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n o C h Tabelle 7 

21. Mai 

22. Mai 

7. August 

8. August 

10. August 

28. Auguet 

29. A u g w  

24. Sepkmber 

26. September 

29. Sepbmber 

30. September 

1. Oktober 

8. Oktober 

8. Oktober 

24.Okt&r 

30. Oktober 

6. November 

Die Bundesregierung kiindigl an: 

- Die Befriahmg des auüenwirtadmftlidien Aba4dieningsgwetres soll aufgehoben werden 
(Bundrri+g be&lieBt die Aufhebung am 3. Juli); 

- Dle Bundarbmk soll die Volimadit erhalten. für Aurlandsehlagen eine Reervepflidit 
bis ni 100 Prozent dmufübren (Gesenerivorlage wird a n  26. Juni vom Bundestag 
angenommen). 

Die Bundmbad oimmt die SwapOpeialio- wieder auf. 

Die Bundebmk erbOht M'indestreserveslltre auf Aulanckverbindlidikeiten mil Wir- 
kung vom 1. Juni um 50 "H. 

Devisenausgleidi für die Stationierungskorten der USTruppen durdi dle Bundesrepu- 
blik in HOhe von 6.1 Mrd. DM (für zwei Jahre gültig). 

Deviaenaurgleidi für die Stationierungskorten der britirdien Truppen durdi die Bun 
derrepuhlik in Hdhe von 1 5  M d .  DM (für zwei Jahre gültig). 

Die Devirenkonuollen werden in Belgien vendiärft. 

Der französisdie Franken wird um 1I.11 vH abgewertet. 

Preiariopp für Indurtriegüter in P r a k e i d i  (bis Mitte September 1968). 

Die Bundesbank besdilie0t. Freistellung der AudandaverbindUdiheiten aus Zinsarbltrage- 
(psdilften von der Mindestreserve nur rurug.=vteben. wenn eri ridi dabei um Verbind- 
lidikeiten in fremder Wahning handelt und das Zinsarbilragegedält midi1 i Verbindung 
mit slmm BundrribankSwapgwdiäft steht. 

Zwi-n der Bundesbank und &r Nationilbank von Belgien wird sln SwapAbhmmen 
In HOhe von 4üü M i .  DM abgerdil-sen. 

Die Devisenbörsen bleiben in der Bundesrepublik 00 25. und 26. September (vor der 
Bundestagswahl sm 28. September) sowie am 29. September geroilossen. 

Die Regierungspsrteien erklären. d J  mit einer Aufwertung der D-Mark in der gegen- 
wartigen Situation nidit zu rechnen &. 
Die Bundeanegierung bitiet die Bundesbank. die Inlerventionen a n  Devisenmarkt zu 
den bisherigen Hödisb und Mindeslkur- vorübergehend €4nrurldlen. AuOerdem emp: 
fiehlt sie der Bunderibank. die ihr nadi (I 16 BundesbankGeseiz gegebene MoglidikeiL 
Auslandsaidagen mit einer heheren Mindestreserve zu belegen weitgehend auszu- 
sdiöpfen. Bundebank riellt SwapGesdiafte mit d e u w e n  Kredilinstituien ein. 

Dii Derbenbönren weden wieder peoffnet, der flexible Kurs stellt sidi auf 3.84 B M r k  
ein. 

Die von der Bundesregierung berdiiplaeoe Erbebung einer Ausgleidirabgabe auf Agrar- 
imparte wird von der EWG-Kommiulion nidit gebilligt. 

Die EWG-Kcmnsrion revidkrt Ihre Enbdieidung vom I. Oktober und vertagt eine 
endgültige Regelung. 

me Bundesregierung elnigt ridi auf befristete Aussetzung des Abaidierungsgeseher. 

Festsetzung der muen Parität der D-Mark mit Wirkung vom Z?. Oktober auf 3.66 &Mark 
Je US-Dollar. Die Intervcntiansgrenze lieg1 nunmehr bei f 0.82 vH von der Parit6t 
(bisher f0,75 "H). 

Da. aUBenwiThldialtlidie Absidiemgsgesetz wird du& Reoitsvemrdnung der Bundes- 
regierung aufgehoben 

Die BundebanL M l i e ß t .  mit Wirkung vom 1. November die 100-Prozent-Mindest- 
reserve auf den Zuwachs an Verbindlidikeiteo gegenüber dem Ausland aufzuheben und 
sie den Salzen IYr lnlandrverbindlidikslten anzugieldien sowie die allgemeinen Mindert- 
reserveltze uni 10 vH zu lenken. 



Zur Kon/unkiwlage 

IDL Mit dem Näherrücken des Wahltermlns in 
der Bundearepublik spitzte sldi dle internationale 
Wahninaslaae wieder zu. Erneut kam es zu starken 
~evisen;ufl&sen In die Bundesrepublik, vom 1. bis 
24. September im Gegenwert von 6 Mrd. DM. Um 
einen weiteren Zustrom abzuwehren. wurden wle 
in November 1968 die Devisenbörsen gedossen .  
zunädist an den beiden letzten BaukgeiKbUtstagen 
vor der Wahl (25. und 26. September) und dann nodi 
einmal am ersten Tage na& der W&. Am 29. Sep- 
tember bat die Bundesregierung die Bundesbank, die 
Interventionen am Devisenkaasamarkt zu den bts- 
heriaen H ö h t -  und Mindestkursen vorilberaehend 
einzhellen. Mit der Freigabe des D-~ark-k- 
sollte ein weiterer spekuiativer Dwisenrufluii ab- 
gebalten und Spielraum iiir das Auffinden eines 
neuen Gleidigewiditskuiaes der D-Mark gesdiaffen 
werden 

105. Seit dem 30. September, als die Devisenbönen 
wieder geöffnet wurden; stieg der D-Mark-Kurs 
stetig. also ohne jene starken Sdiwankungen, die 
mandie für den Fall einer Freigabe des Wediselkur- 
Ses befürchteten (Sdiaubild 26). Zu dieser gleiten- 
den Anpassung bat das Verhalten der Bundesbank 
beigetragen. Sie zog sich nidit gänzlidi aus dem 
Markt zurück. sondern nannte jeweils einen Kurs. 
zu dem sie in beliebigen Mengen DoUar abzugeben 
bereit war. Dieser K m  lag meist ein wenig Ober 
dem Dollar-Kurs. der si& jeweils am Markt bildete. 

10& Am 24. Oktober 1989, wenlge Tage nachdem 
sidi die neue Bundesregierung konstituiert hatte. 
wurde die D-Mark-Pantat (1 D-Mark = 0.2i32 Dol- 
lar. bisher 0.25 Dollar) um 9,29 vH erhöht; das ent- 
spricht einer Abwertung aller anderen Wahningen 
um 8.5 vH (I Dollar = 3.66 D-Mark. blsher 4.00 
D-Mark). Die Bandbreite wurde von -I 0.75 vH auf 
f 0.82 vH ausgedebnt. Die steuerlidien Absidie- 
runasmaßnahmen vom November 1968. die berelts 
~ n i a n ~  Oktober auöer Kraft ge&ht worden waren, 
wurden endgültig auigeboben. Na& dem Inkrait- 
treten der neuen ~ a r i t a t  aab die Bundesbank bin zum 
10. November 1S69 im ~assabandel DoUar im Ge- 
genwert von 8 Mrd. DM ab, nadidem In der Zeit 
des freien DMark-Kurses sdion 4 3  Mrd. DM ab- 
geflossen waren. 

1 Kurz vor der Verkiindung der neuen D-Mark- 
Paritat lag der Kaasskun iUr den Doller bel3,70 DM. 
Dodi spielten zu dieser Zeit Sonderfaktoren elne 
Rolle, die den Dollarkurs bowel t en :  

- Tendenzen zur Normalisieruna der . t e w  of 
payment' drückten das ~ensenan&bot der 
Exporteure und erhöhten die Devisemadifrage. 

- In Erwartung einer Andemg der D-Mark-Pan- 
tat war es zu Leerverkäufen am Terminmarkt 
gekommen, deren Glattstellung zu elner über- 
höhten Devisennachfrage am Kasaamarkt geführt 
hat. 

- Aufgrund der öffentii&en Mskusaion Ober die 
neue D-Mark-Paritat. in der es ni&t an Andeu- 
tun- audi von offizieller Selte fehlte. hatte 
SI&-am Markt die Auffassung durdig&t, da0 
eine bestimmte Parität angestrebt werde. 

W. öliontlldm Fi-n 

D.1 Kun d.1 Rnuiq>oltlk r H  d.n M l W ö  

IW. Dle flnanmolitisdien Eiitadieidunaen Se% dem . ~~- ~ ~~ --- 
Hebst  1968 standen irn Zeichen wediaelnder Beur- 
teUung der konlunLturellen Lage durdi die Bundes- 
regierung. ~nv&kennber wa; das B e m W  die 
öffentübn Haushalte konlunkturgeredit zu ge- 
stalten. 

Im Herbst Iüöü d e n  der Bundesreglemg reder  
eine resiriktlve nocb e h e  e r p d v e  Finampolitlk 
erforderlldi'). Nach den Hausbaltsplanungen von 
Bund. Ländern und Gemeinden konnte man damit - -- 
redinen, da8 die offentlldwn Ausgaben 1960 um 
etwa 6 vH zunehmen würden. Etwaige Steuermehr- 
einnahmen sollten nadi einer Ern~fehlÜw den Finanz- 
planungsratea vom 7. ~ovembe; Iüöü n ik t  zu Mehr- 
ausgaben. sondern zur Vermlndening der damals 
geplanten Kreditaufnabme verwendet werden. 

IW. Anfang Dezember 1968 wurden die Weidien 
der Finanzpolitik in Füditung auf elne mäBige Expan- 
don aesteüt '). Die Bunde&ealeruna ents&oß-SI& 
zu einem .buuienwlrtscbaluidien "Änpassungapm- 
gramm'. mlt dem die erwarteten Dämpfungseifekte 
aus der s teuer l ibn  ~raatraufwertuü~ iellwelse 
kompensiert werden sollten Es war nunmehr vorge- 
sehen. über die Haushaltsannätze hinausgebende 
Steuennehreinnahmen von Bund und Landern Ln 
Höbe von insaesamt 1.8 Mrd DM nldit mehr. wle 
vom FlnarupiaDuogsrat empfohlen. zur W d d e n -  
tllgung, aondem iur Mebrauagaben. vorwiegend nu 
Finanzlemg zus6trUdier lnveatitlonen m den Ge- 
meinden. zuverwenden. Me Bundesreaieruna nlante 
nunmehr, die öffenthdien Ausgaben i989 u i  etwa 
8 vH zu erhöben (JWB 69 Ziffer 44). 

11Q Mitte März 1Oö8, als man die Gefahr einer 
konjunkturellen Uberhitzung zu erkennen begann, 
besdiloß die Bundesreglening auf Vorsdilag des 
FLnanrplanungsrates eine vorerst bis Jull befristete 
Aungabenapene in Höbe von 1,8 Mrd. DM. Dle Emp- 
fehlung des Plnanzplanungarates vom Dezember 
1968. einen Teil der Steuermehrelmahmen iiir zu- 
sätzUdie Investitionen der Gemeinden zu verwen- 
den. wurde zwar nicht widerden,  dodi bedeuteten 
die neuen Ma0nahmen praktiPch. daß die öffent- 
Hdien Ausgaben auf das Niveau der Plaaamatze 
vom Herbst 1968 reduziert wurden. Darüber hln- 
aus wurde anaeordnet. die Einkommen- und Kör- 

~~~ 

pendiaftsteue&orauaiblungen der Gewlnnentwldi- 
lung anzupassen. Damlt ging die FinarupoliUk - 
wenn audi zunäouit nodi zögernd - auf Reslrlk- 
tionskurs. 

'1 Bullatln der Pmu- und IolormallonMmtei dar Bun- 
dsueglening Nr. 132 vom 17. Oklober 1868. S. 116. 

7 NO* arm 18. November 1968 iIso einen Tag vor dem 
NldilsuhverlungabesdiIuü dar Bundangleniag. wurde 
dagegen vom KonJuuktunat elne konjunltumnihale 
Ceitalbmg der 6fienlllQen HauüMlte qulgrbsUen. 



Datum 

10U 

4. September 

7. November 

18. November 

19. November 

29. November 

6. D e r e m k  

I R 0  

W. Januar 

7. Pebniar 

3. und 6. Man  

18. Män 

Offenlfldie Finiuwn 

T a b e l l e  8 

U b e n i ~ t  ünuwpoiitiub wlQiiger Erslgirue 

Bundesregierung verdbcWde1: 

- Entvurl dR Bundeahau.hsltapbs 1869 

- Flnanzplanung des Bundes LW38 bla 1972 

Finamplaounpirat empfiehlt h e h r e  Steuereinnahmai. als zur Zeit b den HaubalUplünen 
v e r a d a g f  und. zur Vemhde- der Kreditaulnabme zu vemnden.  P t  den Pi11 
ein- Kon]unkturilberNtmg werden verstarkte Tilgungen und Zuiühmgen ao eine 
KonJunktuia~glei&ar(LLIage In Eml- gezogen. 

Konjunknirrat b61t die für 19W vorgesehene Gutaltung der 6flenUlen Haushalte 
kon)mkturge&t. Er empfiehlt edne SUllegung vom eventuellen Steuemehreimahmeri, 
siebt ]edo& zur Zeit keim Notwendigk~it W dle Biidyag einer Konlunkniiau~gkldm 
riiLlage. 

Bundaiisglemng erklärt die D-Mark n l h l  aulrurerten. Sie be.&lleBt i l e u e r l i b  Sofort- 
maBnahmen im g-Gbera&reitenden Warenverkehr. 

Fbamplanungsrat empfiehlt Auigleibma8nahmen filr den dur& d a  Abal&emngsgeIeQ 
zu erwartenden Na&lrageausfall: 

I - Der Bund roll die Netloeinnahmen aus dem Abri&emngsgniel in vollem Umfang iür 
Ubergangrhilfen an besandera betroffene Wirbi&altszweige vemewieo. 

- D k  &der sollen die Hliltle der zu erwartenden Steuermebrei-hmm nur Finaiizk 
m g  von zuslltzlihen InvesIiUonen vor allem der Gemeiden vemnden.  

1 Die Bildung eher Konjunktuiaiuglsi&srü&Iage e r d e i n t  Ri&t erlorderlia. I 

Konlmkturrat billigt die In der Jahresprojektion 1969 vorgesehenem wiIiI8alts- und 
flnanrpolltirhen MaBnabmen. 

Bundesregienmg legt JahrerwirtrA8fuberidit 1969 vor: 

- Die äfleabtl.i&en Ausgaben sollen LS69 um 8 vH zunehmen. 

- Das .Programm lür bin-wirtaQaltlirhe Mannahmen zur Edsd&tening der Struktur. 
anpessung im Zusammenhang mit dem Abaimemgsgesel' riehl Anpaarunplhllieii 
von 500 Ma 700 Mal. DM vor. 

- Für geweibli&e InvesRionen In beaummten Fb&mgsgebleten Ist eine Investitions- 
zulage von 10 vH vorgsaehen 

KonJuokturrat (Kreditfragen) a&l&gt vor. bereits eingeplante bfleotll&e Anleihevorhaben 
vonuriehw. 

Konlunkturrat und Finsnzplanungsrat empfehlen ilbereliisllmmcnd: 

- Der Bund d 1  die für 1968 vorgesehenen Amgakn  streLen und Steuemehreimahmoi 
zur Verminderung dea Kreditbedarfr verwcndm. 

- Dle Lander rollen die Ihnen zullieflendm Steuermehrelnnahmen zur Vnmindemg 
Ihres Kredithedarh um 1.5 Mrd. DM oder zur v o d n g e n  SQuldeitilgung verwenden. 

- Gemu L) 26 Abr. L StWG soll elne Anpaaaung der Einkommen- und Kärpn&alt- 
rteuemraiauihlungen [.in Pllllen von GewiQt') an dle Gewlnnentwlckiung du&- 
pd(Lhrt werden. 

Bundaireqiening verli&gi in UberPinatimmung mlt den Empfehlungen drs Fl~nzplanuogl- 
ralei dne wrl&ulipe Ausgahiperre  I. Häha w n  1.8 Md. D M  Sle Mlt dle Anpauung 
der Steuervorsiuizahihlungeo an die Gerinnslitwitlwq für notrendtgi entipre&cnde 
Msßnahmen ~ U o i  a t  den Landem pereqeit warden. 

3 



Zur Kan/unkfurIage 

n o C h Tabelle 8 

Datum I 
28. M ä n  

9. Mai 

9. Mai 

14. Mai 

21. Mai 

29. Mai 

10. Juni 

3. Juli 

22. Juii 

Bundestag verabrdiiedet dar Haushallsgesetz 1969 

I Bundesrat billigt das Finanrreformgeseh. 

Bundesregierung hält an ihrem BerdiluB vom 19. November 1988 fest. die D-Mark nidit 
aufzuwerten. Sie kündigt weitere finarupolitirdie Mannahmen riu Stabüislerung der 
Konjunktur an. 

Bundesregiening billigt f i n m -  und währungrpolitisdie Vorsdii6ge des Wirtsdiaftr- 
kabineltr zur Stützung des Niditaufwertungobe~dilu?~ses: 

- Die Befristung des AbYdieningrgesetreS roll aufgehoben werden. 

- Bund und Länder sollen eine Konjunkturaurgleidip1ürtlage bilden. 

- Die vorläufige Aurgabensperre vom 18. M a n  soll mit dem Ziel überprült werden. 
ae bis zum Jahresende zu verlängern. 

Finanrplanungsrat empfiehlt Bildung einer Konjunktumuqleidaiürtl~ge: 

- Bund und Ldnder =ollen gemäO 9 15 StWG inrgesaml 3.2 Mrd. DM einer Konjunktur- 
ausgleidi~nidriage mführen. 

- Der Bund soll darüber hinau.i weitere Mehreinnahmen (0.4 Mrd. DM) der Aq le id io -  
rüdrlage zuführen. 

- Die Länder sollen lreiwillig weitere Mehreinnahmen gegenüber ihren Hauahsltspliinen 
entweder der Konjunklurausglei~rüaiiage rulühren oder zur Vermindenmg Ihrer 
Nettakredilaulnahmen verwenden. 

Kanjunkturrat sdilieOt sidi den Emplehlungen d a  Finanrplanungsrstes vom 21. Mai an: 

- Er begrü8t den Verridit ouf Einlührung einer Genehmlgung%pIHdit filr bestimmte 
Devireniranrakbionen mit dem Ausland nadi 8 23 AWG. 

- Er spridit nidi fiU die Aulhebung der Befristung des A b l l d i e n i n g ~ l z e r  aus. 

Bundesregierung verkandel die .Veroidnung über dle Bildung von Konjunktursuagleidis- 
rüdrlagen durdi Buund und Länder im Haushaltsjahr 1989'. 

1 Bundestag hebt Belristung de?l Abrldierungsgere- sul 

Bunchregierung berdiliellt haushsltrpolitirdie MaDnehmen zur Konjunkhirdümphmg: 

- Die vorläufige Aurg?.bensperre in Höhe von 1.8 M d .  DM wird endglilüg bis Ende 1966 
verlllngert. 

- Steuermehr~innahmen. die nidil der Konl~kluiauoglei&srU&Iage ruyefiihrt werden. 
sollen konlunkPrpoUUd neutralisiert werden 

8. Oktober I Bundesregieniq verkündet die Auasebung der Abnidwningrgaoetzes 

24. Oktober Bunderregiening verkündel: 

- Das rleuerlidie Abaid>erungsgeseh wird durch Recütovemdnung endgültig auf- 
gehoben. 

- Aufwertungrbedingter Einkammenrausgleidi für die deutrdie Landwbtsddt.  



: Finanzen 

111. Nahdem die Bundesregierung es im Mai 1969 
abgelehnt halte. der übemadifrsge durdi wedisel- 
kurspolitixhe Maönahmen zu begegnen. versmsrfte 
sie i n f a n g  Juni 1969 ihren ~est r ik t ionskurs .  Auf 
Vorsh lag  des Finanzplanungsrates besduoll sie die 
Bildung einer Konjunkturausgleiois~ddage n a h  
5 15 StWG in Höhe von 3.6 Mrd. DM I). Den Län- 
d e m  und Gemeinden wurde em~foh ien .  übemlan- 
m a i g e  Steuernehreinnahmen den Rüdrlagen zuzu- 
führen oder zur Vemindemng  der Nettokreditauf- 
nahrne zu verwenden 

Um die Bundesbank in  ihrer Stabilitätspolitik zu 
unterstützen, bekrältigte die Bundesregierung Mitte 
Juli  1969 nodimals den EntsdiluO. den restriktiven 
Kurs der Finanzpolitik fortzusetzen. Die bereits im 
März besci~lossene befristete Ausgabensperre für 
Etatansätze in Höbe von 1.8 Mrd. DM wurde bis zum 
Jahresende verlängert. Weitere Steuermehreinnah- 
men, d ie  aufgrund de r  günstigen Konjunkturlage 
zu erwarten waren - n a h  der  erneuten Revision 
der Steuersdiätzung (von Anfang Mai 1968) nun- 
mehr insgesamt 4.2 Mrd. DM -. sollten koniunk- 
turell neitralisiert werden. Der k n d  enlsdilori sidi 
gleidizeitig zu einer groOen Ums&uldungsaktion 
die in der Rezession eingegangenen kurzfristigen 
Verbindlimkeiten (U-Sdiätze) sollten durdi  Ausgabe 
von Anleihen konsolidiert werden [Ziffern 125 ff.). 

Zur M e u u n g  de r  bnjunklunl len Wirkungen 
(HIenllldier Hauahalie 

112. Elne Beuilellung der konjunklurellen Wirkungen 
ölienllidier Haushalle n>l nur mit Bezug aul einen Mo& 
slab möglidi, der. was die konjunklurellen Sdiw.znkun- 
gen angehl. als neulral angesehen werden konn'). Zu 
diesem Zwedre hol der Sodiversländigenrol 1987 die 
Komeplion des konjunklwneulrolen Houshdli zur Dis- 
kussion gesielil (JG 67 Zillern 184 11.) und im folgenden 
Jahre weilerentwidreif (JG MI Zillern 115 11.). 

Von der Bundeaiegierung sind einige Bedenken gegen 
den von una verwendelen Moßslab dea konjunklurneu- 
iioien Houhalls erhoben worden (JWB 69 Ziller 11). Im 
lolgenden soll deahdb diese Konreplion dea Ralea nodi- 
mal3 erläulerl und mit anderen Maßstäben, audi aoldien, 
die in anderen Ländern Verwendung linden. verglidien 
werden. 

11.3. Konjunkiuradiwankungen aind Sdiwankungen Im 
A ~ d l 0 s l ~ g ~ g r o d  de8 PrOd~kllon8poienl~0I8. Ob der Slool 
Sdiwonkunoen irn Auslaalunasarad dea Piodukltona. " "  ~~ ~ ~ ~~ 

polenlials hervorrull. häng1 davon ab, ob er einen giö- 
ßeien (kleineren) Anfeil des Produklionspolenllals ala 
bisher lür aidi beanaprudil, ohne mgleidi im selben Um- 
lmg  d u l d  seine Einnahmengeslollung nldilsloallidie 
Nadilrage zurtidrrudrdngen (zu adiallen). 

- Die Ausgobenselle eine8 öllenllidien Haushdla isl 
demnach konjunkOrneulm1, wenn die Augoben pio- 
renluol ao aloik zunehmen. wie das Produklians- 
palenlial wädisl. Daa glll nur liit den Fall, doB der 
Haushall, von dem aus lorlgesdirleben wird (Basis), 
kon/unklurneuliai war. Die Basis NI1 konjunkiur- 
neulroi. wenn das Produkllonspolenliol durch slaal- 
lldie Ausgaben in einem Aumaß in Ansprudi ge- 
nommen wird. wie es die geaelzgebenden Körper- 
adiollen I L  die Slluolion der Vollbesdi6lligung miilel- 
Irisllg lesllegen - polenliolaiienlieile Finmrpla- 

nung - (JG 61 Zillein 184. 188). Andernlalis isl die 
Basis lür die Messung der Koniunklwnwlioliläi des 
neuen Houshdls enßprediend zu korrigieren. Zu be- 
iü&idiligen sind oudi Preisniveousleigerungen, die 
- gemessen am Preisindex des Bruflosorialpro- 
dukls - selbsl bei konjunklurneulroler Houshalb- 
geborung zu eworlen sind. Audi bei vdilig unver- 
ändertem Verbraudierprelsindex ergib1 sW ein An- 
slleg des Preisniveau des Brullosorialprodukls von 
rund 1 vHx). Außerdem ir! das Zurüdrdrdngen von 
Pieissieigerungen, die die Unlernehmer und Haushaile 
in ihren Plänen onlirioieien. insbesondere Preis- ~~ ~~ ~ ~ .~ . - ~~~- 

sleigerungen, on die sie sidi gewöhnt haben, nldil 
mehr nur ein konjunklurneulroler. sondern eln kon- 
lroklifler Vorgang. Demrulalge selal die Bundesregie- 
rung in die millellrislige Plmung einen höheren An- 
slieg des Preisindex des Biullosariolprod~kl~ als 1 vH 
je Jahr ein (ndmiidi rund 2 vH Im Durdisdinill der 
Jahre 1969 bis 1973); sie gib1 domil den privolen Dls- 
pasiiionen eine enlsprediende Orlenlierungslinie vor. 
Bei einem ollmählidien Ubeigong zu mehr Geldwerl- 
slabililäl muß die Bundesregierung der Regel n a h  
zunädisl nodi einen größeren Anslieg des Preisniveaus 
des B1~110~0zIolpr0dt1kl~ anselien, ds sie oul längere 
Sidil onslrebl. Nur dann ist der Anaolz liit dos Preis- 
niveau des Brullosoriolpiodukla kurrlrisfig .konlunk- 
iurneulral'. Um diesen Preisanslieg mwisen die Slaala- 
ausgaben stärker zunehmen, als das Produkllona- 
palenliol wädisl, aollen die öllenllidien Haushalte 
von der Ausgobenseile her konjunklurneuiral seln. 

- Die Einnohmenaeile der Öllenllidien Haushalle isl - 
mir gewissen Einrdiränkungen (Ziller 119) - dann 
konjunklurneulrol, wenn bei unveiänderlem Sleuer- 
ryrlem zu erurarlen isl. doB die Sleuereinnohmen -- 
bei einem Zuwadis des Sorioiprodukls enlaprediend 
dem Wadislum des Produklionapolenlials - mit der 
gleidien Rote zunehmen wie das Sozialprodukl (Auf- 
kommenselasliriläl gleidi eins, das heißt, die Sleuer- 
belaslungsquoie 1st konslml). In unserem Slwer- 
system. dessen Aulkommenaelosliziläl größer ala eins 
isl. müßlen also entweder in enlaprediendem Um- 
lange Sleuersenkungen oder Ausgobenerhöhungen 
vorgenommen werden, sollen rudlilidie Enlauga- 
elfekle bel den Privolen verhindert beziehungsweise 
kompensiert werden 

114 Die Koniepllon des konjunkiurneulialen Houshalla 
lös1 sidt von der lroditionellen Belradilungaweise, nach 
der die konjunklurellen Wirkungen der ÖIlenllldien 
Houahalte an der Veränderung dea Finonrierungsaaldos 
gemessen werden. Donodi weiden bei unveränderlem 
Finanrieiungssoldo den ÖIlenllidien Haushallen weder 
konirakiive nodi expanalve Wirkungen mgesdirleben, 
während aus einer VergidBening (Verringerung) des 

') Davon sollten 2.4 Mrd. DM der Bund und 1,2 Mrd. DM 
die Lander aufbringen. 

'1 Die im folgenden abgeleitete Definition des konjunk- 
turneutralen Haurhaltr ragt nichts darüber aus. wie 
der tats8.chlidie Haurhall in der Jeweiligen Situation 
nadi den Zielen der Stabililäls- und Wadirturnr- 
geretrer gestaltet werden soll. und ob ein korijunktur- 
neutraler Haushalt gleichreillg audi stabilislerungs- 
konlonn ist oder zur Reressionsbekärnplung beiträgt. 

4 Dies beruht, abgesehen von der Verdedenhei t  im 
Auibau der beiden Indires. auf der Tatradie. dal) dar 
Preisniveau des Bruttosaialprodukls auch die Kosten 
der otaalli&eo Leistungen (Bezüge der Staatsbedien- 
steten) repräsenliert. die in den volkswirtschaftlldien 
Gesamtredinungen teilweise als Preirsteigerungen be- 
wertet werden. 



zur KM) 

PinmuirmnqsdeIWla - oder Verrlngenuig (Vergrodc 
~ung) dea Plnanxlerungaüberaduuae~~ - gegenübe, der 
mrangegmgenen Periode auf expndvc (kontrakUv4 
Wirkungen geßdtloasen wlrd. 

Da dle laufenden Elnnahmen dea Slaalca Im Kan)unüNr- 
verlauf adnvanken, *Mn der FInanrlcrungedddo der 
OlknUidien Hauahdle nur k o n a t ~ l  b l e l be~  wenn audi 
dle Ausgaben den Kon)unkiursdnvMkungcn folgen. Es 
wäre ober ollenddiUldi wlderalnnig, sol* Hauahdle 
kon)unklurneulrnl zu nennen. Die kon)unklurellcn 
SdiwonLungen Im Aualaalungagrad des ProdukUane 
polenllala *den durdi aale veralärkl. 

115. Gegen dle Konrcplion des Sadivcralandlgcnralca8 
madir die Bundeareglerung gellend. da6 W bcl der In- 
anuiaprudinahme dea ProdukllompalrnUala &rdi den 
Slaal weniger aul die Kaaacnmusgaben d a  vielmehr aul 
die Nadilrage- und Produkiionsdaien ankomme. Audi 
abslmhleic dle globale Bctr~diiungawclac von den unter- 
adil<dlldien Mulllpllkalor- und lmpulawlrkungen der ein- 
zelnen Auagabenarlcn, und adillciilldi kSnnc aus dem 
Verlau1 der Sleuereinnahmen nur mll Vorbehdien dle 
ZurÜdrdr6ngung der privalen Inmprudmahme dea Pro- 
duklionspolentials abgelesen werden (JWB 68 Uller 11). 
Au1 dieac üesdlrlinkungen hal der Sadiveratändlgenrnl 
rum Tc11 aclbal hlngewlesen (JG (Y1 Zlllern 115, 122). 
Sobald zwcidiende alallslladie Unlerlagen über dle 
äilcnllldie Aullragsvergabc zur Vermgung Ilehen, liüll 
a l d i  dlr i n  den Kaasenausgoben orlenllerle Eclradi- 
hmgawclse enlsprediend modlidzlcrcn. Dle Bundesregle- 
rung hal aber dem MMgel an Inlormalionen blahcr nldil 
obhellen kbnnen. 

Audi konnlcn Elmuhmen und Ausgobui enlaprcdiend 
den Enlzuga- und Mulllpllkolorvlrkwylen der elnzelnrn 
Einnahmen- und Ausgabenarlrn pewldilcl werden, wcM 
dlc Porddiung hierl0r Werte ermillcile'l. 

D.c KonzrpUon dca Sadiveraländlgenrslea l a l  10, soidie 
Modilikolionen ollen. da8 aaldenorienlierte Kontepl 
mdil. denn bel der Sddenbclrndilung mtiüle man dle 
Orienlterung M den lolsädilldien Sdden oulgeben. aul 
Einnahmen- und AusgabrnalrOme mrockgehen. deren 
Wlrkwiaen berddiddlioen und dann neue modiiirlerte " - -  " 
Salden bllden. 

Il& Modlll.ier1 man die laldldilldien Sdden Im Hln- 
bild auf elne wlrlsdiafllidic Enlwiddung, die d a  Norm 
mgenommen oder angeatebl wlrd, so näher1 m n  sidi 
dem Koniepl des .high employmenl budgel surplua'. 
das in den Vereinlglen Sliaten iur Beurlcilung der 
kon)unklurellen Wirkungen vcrwcndel wlrd. Dlesea Kon- 
zept isl dem des Sadwvsrslhiigenralea lnaowell 8 t h  

ähdidi. d s  audi hier dm PiodukliampolanUal d a  Be- 
iugsbaais lür dle Beurleilung dci kon)unknuelien Wlr- 
Lungen der äIlenllid&en Hauahdle genommen wlrd. 
Wöhrcnd aber der Sadiversldndlgcninl dem ialsddilldien 
Hauahdr einen hypolheliadien kon)unklurneulialrn ge- 
gcnUbersleIl1 und die konlunülwcllen Wlrkungen ~ h m d  
der Dlllereiu shälil, c r r h n e l  der Council 01 Economlc 
Advlaers in  den Veiclnlglen Slaalen elnen modillaierten 
EudgeiUberadiu6 (Delizii), der bel dem gegebenen Sleuer- 
sysicm und den als(ldi1ldien Auagiben - kon)unklurrll 
bedlnglc Ausgabcnadnv~kungcn werden ellmlnlerl - 
unier Volibesdialligungsbedlngunscn erreidil wlrde. 
Aus den (vlcrlel)öhrlidienJ Zu- oder Abnahmen des so 
erredmeicn ,high employmenl budgel wplus' whlleiil 
der Couneil 01 Economlc Xdvisers dann auf Rldiiung 
und Slake der kon)unklurcilen lmpulae der Ollenllidien 
Hand'). 

117. I n  den Niederlanden gehl da8 P I d n J s l e r l u m  
bei der üeurtellung der kon)unklurallen Wlrkungen der 

8Ilenllldien H<urahalle,pmkUsoh ebenso vor wie der S a h  
veralllndlgenml. Cw Plnmminlalerlum vergleldil den su 
erwartenden Anatleg der 8Ilenliidien Auagnben mll der 
Waäulunurale dea Produktioiupolenllda und bcriM<- 
aldillgt dabel dle Wlrkungen dlakreöonärer Sleucr- 
ände~ungen aowle den Progreedlomellekl dea Steuer. 

118. Andera da gelqenllidi unlerslelll wlrd, Jmpllilerl 
dlc Konieplion dca Sndiversländlgcnialea nldil, d d  der 
8Ilentlldie Haushall nur konlunkimeulral 181, wenn der 
Staat rlnen konamlen Anlell m Produkllons~olenlhd 
In nMprudi nlmml. AU& elne erMlhle lmpr~mn<lhme 
dea PromiLllonspolenUals &I& den SIaaI kann kon- 
Iunkluinrulral adnr es mull nur aul der Einnahmuuclle 
dallr gemgl  werden - ael es &rdi SleuererMhunlpR 
Se1 ea durdi dle Progreadonswlrkung dea SleuerayaleIns 
oder durdi eine IMnsprudmahme des Kopllalmarkb -, 
da6 zuaälrlldie Enlrugsrllckie dle expndvcn Wirkungen 
der Ausgobcnaelle ko-nslcrcn Enlsprhendea gl l l  lür 
den Pali elncr vermmnderlcn Inansprudmahme dea Pr* 
dukUonapolenllala durdi den SIamI. 

110. Bel einem Wachstum des ProdukUonapoten- 
tials von 4 bi i  4'/i v H  (Ziffer 40) und einem als un- 
vermeidlich angesehenen Anstieg des Preisniveaus 
des Bmttosozlalprodukts von 2'1s vH9 wöre 1W 
- wendet man die von UM auigeateilten G d -  
sltze an - eine Zunahme der ÖffentUchen Ausgaben 
um rund 7 v H  konjunkturneutral gewesen. aller- 
dlnas & w e n  auf eine koniunkturneutrale Basls 
im jahre I&; bezogen auf d r i  tals&&iichen 1st-Aus- 
gaben im Jahre 1968 sind das 9.6 vH oder 15.3 M. 
DM (Tabelle 91 'I. Zur Kom~ensation der Entzuos- 
wirkingen, die-v&n ~ t e u e r r e Q t s ~ e r u n ~ e n  und i e r  
Progressionswirkung des Steuemysiems ausgehen, 

'I Der Councll of Ecoiiomlc Advlsera gewiditet belaplelc 
weise Varhdemgen in den Steuereinnahmen mit 
0.0, um dem uiiteradiledlldien Steuer- und Auagaben- 
multipllkator R b u n g  au tragen. d wird Jadodi 
nldit venudit. untendiledlidie Muliipllkatonn Inner- 
halb dar Einnahman und Ausgaben zu berütslditlgm, 
well mso auignind veradiiedoiier Unternimungen der 
Ansldit Ist. da8 ildi dadurdi aueiinbal bel der B c  
trstiitmg kitnarcr Perioden Wne Ins Gawlml fa1. 
lende Veillidcmng der Ergebilrise ergeben würde. 
es sei dem. ea wäre eine radikale Verllndemg in 
der Stnittor der Ilfentildicn Hausbdte eiigeimien 
oder vorgesehen. 

7 Zur Orienticmng Ober die genaue Vorgehenrwdae 
der Council of Economic Adviscn ,bei der ü e r b u n g  
des .high employment budget mrplui' sel vatwlesen 
auf: E e o i d e  Report of the Preaideat. 1852, und B. 
Hdnsen U,. .. Piscal Policy in Sewa Cauntrlei 
195SL9üS. OEm, L-. 

I Dies ist der Ansiieg des Preboivearu der Bmtto- 
smialprodulli. den die Bundeareginung i ihrem 
J a b r e s w l r t ~ ~ e r i d i t  für 1989 angesetzt batte. 

'J Dle ällentiimen Haiuhalte wlrkteii Im J a k  1968 Im 
Auu~aBe r r ~ n  4 9  Mrd DM kontraktiv. S h  warm de- 
mit nom tontmkuver, als wir aulgmnd unserer 
Smiitauigan Im Herbst 1959 angenommen hatten. 
Eine entspredwde Baaiikorrattur ist daher miorder- 
iim. 



T a b e l l e  9 

Dle 6iienllimsn Haiuhilta in konjmktomibr SIQt I) 

P i o n h e n r e l t e  
([Ur sim genommen) 

Sleuem 

(1) lCai~enm6öiges k t  9 ........ 
(2) Ver6ndening gegentlber dem 

Vorjahr ................ 
(3) KonJunkturneuirales Soll 9 . 

Ausgaberseile 
(ftlr s l d  genommen) 

(4) Isl-Ausgaben Irsgeramt 4) .... 
... (5) KonJunLlumeutrales Soll 

Veränderung gegenüber 

(6) den 1st-Ausgaben insgesamt 
des Vorjahres ............ 

(7) dem konjunLlurneutralen 
H a u ~ a l l s ~ o I ~ m e n  der Vor. 
jahna 9 ................ 

Hau.hBl ts~~lumen 

(8) Konlunktumeutraler Sollg) .... 
19) Veründaning gegentlbei den 1st- 

Ausgeben lnsgeraml des Vor- 
jahr- .................... 

(10) Konjunktureller @ileki'J ...... 

M d .  DM 

VH 

Mrd. DU 

W d .  .DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

r H  

M d .  DM 

(13) .Konjunklurneutralen~ Preis- 
niveai  des Bruttasazid- 
pioduktr ') ................ vH 

Veründemng gegenüber 
dem Vorjahr 

(11) Brullososialprodu*t Ln Jeweili- 
gen Prelren ................ 

(12) Fmduktionspotentlal In Preisen 
von 1851') ................ 

1) Und. rritenauiglelmifondi. BBPSoademdgen.  Under und Gewinden. 
tl Ohn. Einhilribaaben auf RealemaikLur= Im Auiland und Vodtunaeo iulanind 

vH 

vH 

Im jcreillpen Jahr Rille (2 w l i m  Zdii  Is). 
a) KonJunkNm~saii  Auigibso untex BirBbllmtlgang dir  Abweimung dri konjunklumeutrilen Slruerruinahmen rou den 

tmts&&limen, robel dle eimalocn Komwoenbn dlavr Ahwaimmg lm Hlnhli& id dle ~lermutlidwi Bn!mgwlletti unter. 
wblidlll aixlbtat  .lad 

7 zcuc 4 a k g l l m ~  arii a üxpansiv: +I konti.kus: -. 
9 Blgens Sauung .  8iaabnla unserer biodillrid>nung (MiWls& Erllluleninm * l eb  A n h g  Vill). Nur aui n&n- 

1emiiliQen Gm&n rarden kdni -dehn Zahlen iuig.rleian. 
*) Vrighlme &m Iewdli JG W ntfer 19.  JG öü Ziffer 118. JG W ziller lm. 
al Smitnuig ni* T d k m b n l s i ~ .  
bl Eigene SQllIzung. 
C) Da IQIY) Basll1e.b der mltlellil.Ugm Fkmzplmung Ist. ninden dli Werte der Zille 1 bnkhuogsnlir  1 h l r  übernommen. 
dl 8.r.ameI id der BaiIi dem Brgibnl- Iü6ü sumll& der SteueriuifUIi i u i  der Alle'arilie.ntli~lung Wifer 118). 
4 Vv0raui.LmUlhi Ist. 



Zur KonJunklurlage 

Ware fu r  einen konjunktumeutralen Haushalt eine (41 rund 1.5 Mrd. DM Slaierminde~elnnahmen a u l g m d  
weitere Steiaeruna der A w a b e n  um rund I Mrd. der Senkung der Invealiltonsieuet zum I. J o w  lW9, - - - 
DM oder SI,  Prozent notwendig gewesen. 

Für 1W isl eine Zunahme des Sleueraulkommens um 
11.8 vii d e r  I49 Mrd. DM zu erwarlen - gegenIlber 
dem Aulkommen des Jahres 1968, kkorrigierl um den 
Weglail der Alhorräleenllaslungl). Dos slnd 0.6 Mrd 
DM mehr, als bei elner konalanlen Sleuerbelaalunga- 
puole zu erwarlen geweaen wäre. Die widillgalen Korn- 
ponenlen dleaer Enwldrlung des Sfeueraufkornmena 
sind: 

(I) mnd 0.3 m d .  DM Sleuermehreinnahmen aulgrund 
der Einlührung der Straßengülerverkehralaier. 

(21 rund 1.5 Mrd. DM Sleuermehreinnahmen aulgrund 
der Anpassung der Einkommen- und Körpersddl. 
sleuervorousrahlungen an dle Gewlnnenwi&ung. 

(31 nuid 0.6 Mrd. DM Sleuermehreinnahrnen avlgrund 
des Absidierungageaelzea. 

(5) rund 2,s Mrd. DM Sleuerminderelnnahmen a u l g m d  
von Verzdgerungen bel der Abführung der Investi- 
lionslever und 

') Dur& die Einfiihning der Mebrvertsleuer wurde dle 
Vorratshaltung verhUllgt. Diesen VorteU gewährt das 
Mebwertsleuersystem den Unternehmen aui Dauer. 
Dur& die Entlastung der Altvorrate bei der Umrau- 
sleuerrefomi wurde die Vemilligung au& iür die 
s&on bestehenden Läger wltsam. Der EnUashingr- 
eflekt der Umsahsleuerreform 1 ~ 1  bei der konjunh- 
tureuen Würdigung der Bffentll&en Hauhalte 1- 
benl&si&tigt worden. Steuemehrelnnabmen tm Jahre 
1966, dle SI& aus dem Wegfall der ezpanalven Auf- 
wendungen für die einmalige Entlaslung der Altvor- 
räte ergeben. sind daher nl&l als konti&Uv zu 
werten. Entgro&end mu0 die Baals für die Entwi&- 
iung der konjunkturell bedeulriamea Steuemiebrein- 
nahmen korrigiert werden. 

T a b e l l e  I0  
Die Ausgaben und &oihmen der bfieniil&so Hauhiie iü6I bia 1WB 

Bund. Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen. Länder und Gemeinden (Gv.) 

Ausgaben insgesamt 4 ...................... 
Laufende Ausgaben ...................... 

daninter: 

Perronaiauigaben ...................... 
Sa&aulwand 5) .......................... 

............ Einkommeniubertragungen '1 
Zinsen .................................. 

Vermogeaswirkssme Ausgaben ............ 
darunter: 

Sa&iavestitionen ....................... 
Vcrmögenaübertragmgen 'J .............. 
Gewlhmng von Darlehen .............. 

Einnahmen insgesamt7 ...................... 
Laufende Einnahmen ...................... 

damaler: Steuern ...................... 
.......... Vermbgenswlrluame Einnahmen 

damnli :  Dailehenriü&flürre ............ 
Netl~finmziemngs~aldo .................... 

1967') 1 1908') 1 1966'1 1957'1 1 1968'1 1 1889') 

1) Ergebniiae der JabrairadmungsiLatI~tik. 

M der Ausgaben bzw. Einnahmeo 
hfrd. DM 

1) v&~ufige Eigebniiia. 
*) Srrmuuogeii nsdI Teilergebniuen. 
a) Ohm Sdiuldentilwg. Zuhlhruw an Rüdrlagen. Abdedruog von Fehlhalr8ge. der Vorldrr 
I )  Einsmii~nlidI milil&zinLer BeidIalfungen und Anlagen. 
0 )  Darunter: Z<umoaBi an die Timer der SmlaheiiidIariuig (1851: 11.0 Mrd. DM. I=: 11.1 Mid. DM. I=: 11.7 Mrd. DU). 
9 Daniiiiei; InniUUoo.rusQ!isle [L%'i: 3.8 Mid. DM. 1968; 4.1 M d .  DM. 1889; 4.4 Mid. DU). 
0) Ohne SdIuldaniuloahmr. Müoxeionahmm. Enlnihma a u l  RSddag~n. 

Queue: Bmde~mlnlaieriom der Flnanico 

Verändening gegenüber 
dem Vorjahr 4n vH 

I 



Ollenllidie Finanzen 

(6) rund 2,2 Mrd. DM Sieuermehreinnahmen aulgrund 
der Progressionsvirkung der Sleuerryslem (als 
ReslgröBe ermillell). 

Da es sidi bei den Belrägen unler Punk1 (ZJ und ) um 
Einnahmenverönderungen handelt, die primär dief6Liqui- 
diläl der Besleuerlen. nidil ober die Einkommensenlvidr- 
lung belrellen, selren wir den Enlzugseilekl dieser Ein- 
nahmenveränderungen nur in halber Höhe der enlapre- 
dienden Belr6ge an. 

120. Geplant war für 1969 zuletzt eine Steigerung 
der Ausgaben von Bund. Ländern und Gemeinden 
um 7 vH1) ueuenüber dem IstBruebnis von 1968. - 
also von nur 3.8 vH gegenüber einer konjunkturneu- 
tralen Ausgabenbasis im Jahre 1968. Tatsädilidi 
werden na& den bis Ende Oktober vorliegenden 
Informationen die Ausgaben 1969 um 8 vH höher 
sein als die Ist-Ausgaben 1968 (Tabelle 10). Damit 
liegen sie um rund 3.5 Mrd. DM niedriger. als es  
einem konjunkturneutralen Haushaltsvolumen im 
Jahre 1969 entsprodien hätte. In diesem AusmaBe 
waren die öffentlidien Haushalte im Wahljahr 1969 
kontraktiv. Durdi eine zurüdchaltende Ausgaben- 
politik war vor allem das erste Halbjahr 1969 ge- 
kennzeidinet. in dem die Ausgaben des Bundes nur 
um 1,s vH über dem des ersten Halbjahres 1968 
lagen. Im zweiten Halbjahr hat sidi die Zunahme 
der öffentlidien Ausgaben. nidit zuletzt wegen un- 
vorhergesehener Personalausgaben, merklidi be- 
adileunigt. 

121. Die restriktive Wirkung der öffentlidien 
Hausbalte im Jahre 1969 war freilidi nidit nur das 
Ergebnis voraussdiauender Planung. sondern audi 

Sozialprodukts von gut 6 vH aus (Tabelle 11). Tat- 
s ä d i d i  werden die Steuereinnabmen 1969 erheblidi 
über den urspriinglidien Ansätzen vom Herbst 1968 
liegen, vor allem wegen der höberen Zuwsdisrate 
des Sozialprodukts (Ill/n vH). die für sidi allein 
genommen Steuermehreinnahmen in einer GröDen- 
Ordnung von 5 Mrd. DM erbradit haben dürfte. Ins- 
gesamt redinen wir damit. da8 die Steuereinnahmen 
von Bund, Ländern und Gemeinden 1969 um 16'/i vH 
zunehm'en werden (Tabelle 12). In dieser Gberpro- 
portionalen Einnahmenentwidrlung kommt die Pro- 
gressinnswirkung des Steuersystems als eines auto- 
matisdien Stabilisators zum Ausdrudr. 

122. Obwohl die Bundesregierung in ibrer mittel- 
fristigen Zielprojektion eine stärkere Zunahme der 
wadistumsfördernden Ausgaben. insbesondere der 
Investitionen gegenüber den konsumtiven Ausgaben 
anstrebt '1. werden, wie sdion im vorangegangenen 
Jahre, au& 1969 die Ausgaben für öffentlidie Inve- 
stitionen erheblidi hinter der Zunahme der Gesamt- 
ausgaben zu~drbleiben.  In ibrer Jahresprojektion 
für 1969 hatte die Bundesregierung bei einer Zu- 
nahme der öffentlidien Ausuaben ( n a h  der Syste- 
matik der volkswirtsdiaftli&en Ge;amlredinun&n) 
um 8'1, vH enne Steigening der Brulloinvestitionen 
um 10'1i vH vorgesehen ( J W  691. Aber selbst ohne 
die im März 1969 besdiiossene kanjunkturpolitisdi 
motivierte Ausoabenkürzuno. die vor allem die In- <, 

~ o i g e  der nidit erwarleten ~esdileui igung des Kon- vestitionen betpoffen haben dürfte, wäre dieses Ziel 
junkturaufsdiwungs. Als die Haushalte für 1969 wohl kaum erreidit worden. 
aufgestellt wurden. redinete man eher mit einer 
Verlangsamung des Expansionstempos. Die Steuer- 1) unter ~ ~ r ü & ~ i d i t i ~ ~ ~ ~  der J W ~  verffigten 
sdiätzungen, die den Haushaltsplanungen zugrunde gabenrperre für Ansätze in Höhe von 1.8 Mrd. DM. 
lagen. gingen von einer Zuwadisrate des nominalen ') Pianrberldit 1969 S. 138. 

T a b e l l e  11 

Ergebnlaae der SleuersmBtaungeu IUr das Jahr 18BB 

Steuereinnahmen insgesamt 1) Brultosozialpmdukt 

Zeitpunkt ' 1968') 1 1969 1969 

I Mrd. DM Mrd. DM I vHsI 

28. November 1968 

18. Februar 1969 

5. Mai 1969 

28. Oktober 1969 

'1 Slrvereimabmen von Bund. Ländern und Gemeinden. Ohne Eintubrabsaben auf RLgierungikäule im Aualand und Veroülun- 
gen antgnind der Ahsiherungsgeaetzer. 

1 S t a d  zum jeweiligen ZeitpunLt der Sleuerr&ätrung. 
'1 Verändpmng gegenüber dem Vorjahr 

Quelle; Bwdesmlnlrierlwn der Finanzen 



Zur K o n l u n i h u l ~  

123. Nadi unaeren Sdiätningen werden bei ehe r  
Zunahme der gesamten Ausgaben um B vH die ver- 
rnögenswlrksamen Ausgaben (SachinveaUUonen, 
Investiiionsmdiüsse. Darlehen und BeteiLigungenl 
von Bund. Ländern und Gemeinden 1969 lediglidi 
um 2'1s vH baher s e i  ala 1968. Der Gnind fiir die- 
sen rnäöigen Zuwadis der vermbgenswirksamen 
Ausgaben Ist vor allem darin zu sehen. daß die 
Gewahning von Darlehen. wie schon 1068. zurüdr- 
aeaanoen Ist. was mit der aerimeren Pbrderuna des 

124. Es gibt freiiidi Anrelchen dafür, daß der tnt- 
sädiiidm invesüiionmiwa& größer war ala der 
Zuwadn der kaasenwubamen Auagsben. 

- Im Tleibau. aui den knapp 60 vH der invesü- 
tionsausgaben der öffenüichen Hand entfallen. 
waren die Auitr6ge h den ernten acbt Monaten 
von 1969 fast 20 vH höhm als h gleichen VW 
jahreipltraumi die Baugendmigmgen für Ho&- 
bauten verharkien allerdings aui dem Niveau dea 
Jahrea 1068 (Ziffer 31). - -  - 

Wohnungsbaus dwdi den5undund die Land& ZU- - Die t a ( . a Q U b  Baulelltungen nahmen h 
~ m e n h a n g e n  mag. Aber au& die Ausgaben f(ir eisten Hilblehr lB89 gegenüber 1068 dem Werte 
Bau~nvesltltonen werden wohl in diesem Jahre mit nach um clwa 10 vH zu. Berelts Im vergangen- 
einem Zuwacbs von 5 vH hinter dem ZUwadn der Jdhie waren die Kauenausgaben welt hlnler den 
Gesamlausgaben zurii&bleiben. tatsadillchen investitlonm mrüdrgeblleben. 

T a b e l l e  12 

Sienendna*bmen d a  Bude* der I&da W Ccmdmka 

6)  Veranda- pqmllbar dem enuprdendrn Voilib&traum. 
a) Ob* hloluhrabahen aul Regieninpkillwe Im Audind und Verpilhpm aulgnind h AbUQ.wme#euei. 
*) M-iiatouer. Einhibnimiauilruer. si&goten=b.bnhu~, UrnimmMur. Uoi.uuql.iaitni~r. Belbiderumgsl~ai. 
4) Antdtiah: 1BbB - 37 "H. tBBB - 35 "H. 
I )  Omr Ce.irlnd~leuern d i r  Stidulaaten. 
.) Antelluh: IBbB - 65 "K 1888 - a "H. 
7) 81~11~61141 CemeiMotoiarn der St id luia~.  
i) ehmu&m Gemeinden mter IOmO Ibrohner und Amter IgerrLlul). 

U; Bdeimh1aLac4up d e ~  P1nini.n 

Arl der Steuer 

........................ uundensteuem') 

ddmter: 

................ Steuernv.Umsair')~ 

...................... Mineralbliteuer 

Antell an der Finkommen- und Kdrpar- 
...................... s&alt~teuera) 

........................ Ldndenteuun~] 

damler: 

.................. Xraflfahneugsteuer 

Anteil ao der EintommeP ond Kblper- 
...................... ridmibteuer.) 

.................... Gemehdeiteuem~ 

damter: 

Gniod~leuern ........................ 
Gexerhlouer (elnid1lle8lidi Lobnium- 

........................ memteuerl 

1 w  1869 1- I 151 voraw 1.1- Vorldullps simuimw 

-5 

Mrd. DM I vH'I I Mrd. DM I vH1) 

1 w  I 1869 

HauibalUioll 

Mrd. DM I vH 9 

Januar bli September 
' 

473 553 +n.l 

18.4 24.4 +SZ0 

8 8  73 + 7.2 

13P 14.0 +Bel  

2ü.7 35,4 1 

24 28 + 8 

22.1 28,O +I73 

Januar bla J d  

7,2 7 + 7.5 

1,2 1.3 + 5,6 

5.6 6.1 + 7.5 

Jahr 
S , 0  T1.3 +17.1 66.4 741 +lld 

257 35,8 +*,I 27.4 328 +)01 

8,8 10.5 + Sd 98 103 + 7.9 

I78 188 4-0.4 188 18.4 + @ , I  

38.4 49.1 +17,1 37.4 4 1  +las  

53 35 + 7.3 32 3.4 + 7.9 

30.5 36.4 +1@,3 2&8 32.8 +14.1 

148 16.3 + O d  145i) I5.7a) + 8.1 

2.5 28 + 5,7 2.5 2.6 + 6.4 

11.8 128 +11A 10.3 12.0 4-10.3 



W a r n  es 1966 erneut zu einer so starken Ver- 4.1 Mrd. DM getilgt #und dien vollständig durQ die 
weming in der Relation von Bauleistungen und Bau- Aufnahme Langfristiger Kredite l i n d e r t  (Umschul- 
ausgaben gekommen sein soll. konnten wir nicht dungl. Darüber hlnaus hat er  jedoeh den Kapital- 
klären. markt nidit in Anspmdi genommen sondern Aus- 

gaben, Mr die als Deckung langfristige Kredite vor- 
gesehen waren, durch unvorhergerohene Steuer- 

Kaijunlhiidlnghnip midi 8diuld.niiWng uid mehreimahmen finanziert. Ein höheres Engagement 
Unrduildung? am Kapitalmarkt U n e  die Zinsen fiir langfrlstlge 

Kredite stärker stelgen lassen. Dies wäre ange- 
125. Die starke Zunahme der Steuereinnahmen hat 
es der Bundesregierung im Jahre 1969 gestattet. 
über die Bildung einer Kon]unkturausgleidisrü&- 
lage hinaus kurzfristig Verbindlictkeiten zu tilgen 
oder - ganz im Sinne des klassisdien Debt-Manage- 
ments - durdi die Placienuig langfristiger Titel 
zu ko~o l id ie ren~) .  Das vom Bundesfinanrminister 
angekündigte umfangretche Programm zur SQul- 
dentilgung und Umsdnddung 7 stieü zum Teil auf 
Unverständnis. 

128. Zu den Wirkungen eines soldien Programms 
der Tilgung beziehungsweise Konsolidiewg k m -  
fristige; ~erbindlidikeiten ist gwdsätzlidi iolgen- 
des zu sagen: 

- Die StiUemuia konlunkturbediwter Steuermehr- 
einnahmen i i  zenkalbanksyste& ist ein Beitrag 
zur Konjunkturdämpfung; das gilt gleichviel, ob 
die StiUegung unter dem Rubnun einer Konjunk- 
turausgleidisiY&lage oder auf den noi-ialen 
Konten von Bund und Landern bel der Bundes- 
bank vorgenommen wird. Die Banken verlieren 
Liquidität, ihr Kreditgewähningsspielraum wird 
aehae r .  Der Entzuaseffekt der Steuernehrein- 
&-&, der unmitte~bar bei den Steuerpflidi- 
tigen elntrltt, wird Liquidilätspolitlsdi abgestützt. 
Größere Bedeutung kann dieser Vorgang aller- 
dings nur haben, wenn die Banken k & t  Ober 
reichlidw Liquidiiät verfügen und wenn sie an- 
stelle der ausgefallenen Elnlagen WJU Inländern 
nicht Einlagen aus dem Ausland herelmehmen 
kämen. 

- Die Verwendung von Steuermehreinnahmen zur 
Tilgung kurzfristiger Saiulden auerhalb des 
~entraibanksvstemä ist kein Beitraa zur Kon- 
]unklurdUmp~ung. Bei den Banken,-von denen 
Sdmtzwedwl. Sdiatzanweisungen und Kassen- 
obiigationen vornehmlich gehalten werden, 
kommt es zu einer Umwandluna dieser Titel. die 
Mr sie Sekundärliquidität bed;uten, in zentral- 
bankgeld. das heißt in PrimärliqulditäL Der Ent- 
zugseiiekt der Steuernehreimahmen wird. was 
die Bankdiquidltät angeht, nldit wirksam 

- Die Umwandlung kurzfristiger Schulden in Iän- 
gerfristige Ist dagegen ein Beitrag zur Konjunk- 
turdämpfung. Mittel, die für längerfristige An- 
lagen zur Verfügung stehen. werden gebunden, 
der Spielraum der Banken für die Gewähwg 
von Kredlten an Rivate wird verringert. ins- 
besondere der Spielraum iih längerfristige Kre- 
dite. Die Primärliquidliät der Bnnken bleibt un- 
beriibrt. 

127. Der Bund hat in den ersten neun Monaten des 
Jahres 1966 kunfristige Kredite in Höhe von 

sidits der Konjunkturlage zwar dwdlaus n&- 
mä8ig gewesen, hätte jedoeh wohl den langfristigen 
Kapitalexport beeinträditigt, den die Bundesregle- 
ning aus Zahlungshilanzgründen glauhte stützen zu 
müssen, und zudem die Gefahr herauibeschworen. 
da8 - wie 1966 - Attentismus der Anleger den 
Kapitalmarkt lahmlegte (Züier 138). 
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itETiüFlNAitLIERUNGSIUD0 
UND VERSiMUiDUMG DER UFFEMTUMEN HAUWALTE 

I)-nmhmIRphiII 
S l W  

PilkBi*linitrim& F k r i 5 -  - 
'I Der Bund hatte 1968 bei elner geplanlen Bniltokrwdll- 

aufnabme In Hbhe von 13,l Mrd. DM Tilgungivsr- 
pflimtungen in Hbhe von 9.3 Mrd DM daiunPr 
6.9 Mrd. DM uaveninilldw Cdmlranweisungn und 
Kassen~bligallonen. die 1%7 zur Plnamle- der 
beiden Konlunkturpmgramme begeben worden w a r n  
Ein Teil der Tilgungen ial - lmtr der günstigen U- 
nahmenentwlcklung Rltler 121) - durdi NeuvenQut- 
dung flnaraiert worden. 

7 Phanmamrimteo NI. 12E *om 5.8. I=. 



GeilngH Flnaiuienmpldelkii wie im Vorjahr ein Finanziemgsdefizit von nind 
2 Mrd. DM ebzude&en hatten, mußten in etwa I= oa 1966 die steuereinnahmen erheb~ioi stär. g le ihe r  Höhe Kredite aufnehmen (S&aubild 27). 

ker als die Ausgaben gestiegen sind. dürften die 
Gebietsköroersoiaften in diesem Jahre oer Saldo 
kaum n o o i ' ~ r e d i t e  in Anspru* genommen haben. V. Dle ~lnanzlenwig der Boornr 
Bund und Länder. die in ihren Haushaltsplänen mit 
einem Finanziemngrdelizit von last 8 Mrd. DM ge- Die wurde von der 
reoinet haben. werden 1969 einen Ubers&uü ver- ziemgsseite her ni&t wesentli& gehemmt. 
zeihnen,  die Länder zum ersten Male Seit sieben K~ditoewährunass~ielraum der Banken blieb aus- 
Jahren. Der Bund dßrlte dabei seine Nettoversoiul- reioiegd, obwohideren Liquidität seit 1 W  d u r h  die 
dung sogar verringert haben. Die Gemeinden, die Restriktionspolitik der 'dundesbanl< und d u r h  die 
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Obersich1 Iber dle Mal)nahmen der Deuladien Bundesbank 

Datum 

15. bis 25. November 

21. November 

25. November bis 
2. Dezember 

18. April 

7. bis 21. Mai 

22. Mai 

1. Juni 

20. Juni 

1. August 

t4. August 

28. August 

11. September 

29. Seplembei 

6. November 

Die Swapsäize der Bundesbank gelten nur beim Erwerb von US-8-SQatzwedireln. 

Dei Mindestreseiveratz für den Zuwadi an rerervepflihtigen Auslandseinlagen wird auf 
1iXnlo festgesetzt. 

Die Bundesbank sdilielt mit Kreditinstituten Deviaentermingeidiäfte ab. 

Er wird bekannt. da8 die Bundesbank adion seit Anlang Februar 1969 nur im Auflrag und 
für R e h u n g  der öffrntlidien Emltlenlen am Maikl tüi langfristige Wertpapiere inter- 
veniert. 

Der Lombardsatz wiid von 3.5 aul4*lo erhöht; die ~ediskonlkontkgente weiden mit Wir- 
kung vom I. Juli generell um 7.ü vH gekürzt. 

Dei Diskontsatz wiid von 3 auf 4% und der Lombardaat~ von 4 auf 5 %  heraufgeeetzt. 

Die Bundesbank steilt die Swapgeadiäfte mil deutrdien Krediünrtituten ein. 

Die Bundesbank erhöht die Mindestreseivesätze auf Auslandriverbindlidilreiten mit Wir- 
kung vom 1. Juni um 50 vH. 

Die Mindestrerervesätre werden um 15 vH erhäht. 

Der Diskontsatz wird von 4 auf Soli und der Lambaidaatz von 5 auf 6 %  trhäht. 

Die Mindeslreservesatze werden um 10 vH angehoben. 

Mit Wirkung vom 1. September werden nim Lombsrdsall pataflelte Zuadilage erhoben. 
wenn im Veilauf eines Monats der LombaidLredit ein ba t i i t e sVie l fad ie r  des Eigen- 
kapitals übersteigt. 

Von den Auslandrverbindlidiheiten sind nur nodi die Fiemdwabiung~verbindli&enen 
mindeslreiervelrei. soweit das Zinsarbitrsgegedäft n i d t  mit einem Bundesbank-Swap- 
gesdiäft in Verbindung steht. 

Der Diskontsatz wird au16°/a. der Lombardsatz auf 7.S0/. bet Weglall der Sonderlombard- 
setze angehoben. 

Die Bundesbank stellt die Swapgerdi&fte mit deutlimen Kreditinstituten ein. 

Die allgemeinen Mindestieserverätze werden um 10 vH gesenkt. die IWIeige Mindest- 
reserve auf den Zuwadu der Auslandsveibindlidikeilen wird aufgehoben und die R e  
servesätze iiu AurlandsverbindlidikeiIen werden denjenigen für lnlandsverbindlidikeiten 
angeglidim. 



Die Finmierung des Booms 

Sctiuldenpolitik der öffentlictien Hand (Ziffer 126) 
merklicti verringert wurde und die Unternehmen 
einen höheren Anteil ihrer stark zunehmenden In- 
vestitionen durcti Fremdmittel finanzieren mußten. 
Allerdings stieg das Zinsniveau, bauptstictilich be- 
stimmt durcti die auDenwirtschaftlichen Umstände, 
stark an. 

Rnlrlkilonikun der Bbmdoabank bel euüemM- 
.dieiüldmi ObemchOmn 

13ü. Die Bundesbank, die im Spätherbst 19öü ange- 
sictits der Verabsdiiedung des Absichemngsgesetzes 
noch auf kontraktive Maßnahmen verrichtet hatte. 
nutzte ab Friihjahr 1969 fast jeden Spielraum für 
eine monetäre Dämpfung des Booms. Der Spielraum 
ist zwar wegen des internationalen Verbundes auf 
den Geld- und Kredilmärkten sehr gering; doch 
waren die Restriktionsbemühungen der Bundesbank 
1969 durch gleidigeriditete Bemühungen in unseren 

Bundesbank eine Einladung zu lukrativem Kamssell- 
Geschälten. so da8 sich das Swap-Engagement der 
Bundesbank ungemein aufblähte, ohne daß zugun- 
sten eines verstärkten Devisenabflusses viel gewon- 
nen war. 

133. Au& auf der Mengenseite nutzte die Bundes- 
bank weitgehend den ihr verbliebenen Spielraum. 
Durch die Erhöbung der Mindestreservesätze und 
die Kürzung der Rediskont*ontingente entzog sie 
dem Bankensystem von Juni bis September 1969 
7 Mrd. DM an Liouiditätsreserven. Eine Mindest- 
reserve von 100 Prozent für die zusätzlichen Aus- 
landseinlagen der Banken. die im übrigen schon 
durcti ein Verzinsungsverbot zurückgedrängt wur- 
den, verhinderte ab November 19W, daß den Ban- 
ken hier ein Ausweg blieb. Nictit verhindert wer- 
den konnte auf diese Weise jedodi, da8 über die 
Unternehmen Liquiditat aus dem Ausland herein- 
kam. Der Terminaufschlag fiir die D-Mark mah le  
solctie Kreditaufnahmen trotz der hohen Zinsen im . . . . .  . 

wichtigsten Partnerländern weniastens teilweise ah- Ausiana lonnenn 

nede&t. Gemessen an der stärke der Booms mußte - -~ ~ 

ireilich das, was an monetärer Dämpfung möglich 
war und auch versucht wurde, unzureidiend bleiben. 

131. Innerhalb weniger Monate setzte die Bundes- 
bank den Diskontsatz von drei auf sechs Prozent 
und den Lombardsatz von vier auf siebeneinhalb 
Prozent herauf (Tabelle 13). Ein solctier Anstieg war 
nictit einmal während des Koreabooms 195061 zu 
verzeichnen. Die Abgabesätze für Geldmarktpapiere 
mit kurzen Fristen wurden im gleichen Maße ange- 
hoben wie der Diskontsatz. die Sätze für Papiere 
mit längeren Fristen etwas weniger. 

132. DaD diese MaBnahmen zur Zinssteigemng im 
Inland nictit unwirksam blieben, ist im Zusammen- 
hang mit dem Zinsanstieg im Ausland zu sehen, der 
dort im Gefolge lang anhaltender Hochkonjunklur 
bei slarken Preissteiaerunaen einnetreten und von 
den kredilpol;tirctiei lnstinzen Gelrirderl worden 
war IZiMern 16 11.). So stark wie im Ausland konnten 
die Zinsen in der Bundesrepublik allerdings nicht 
steigen. 

Da das Absictierungsgesetz vom November I968 
am Devisenmarkt nicht als endgültiger Aufwertungs- 
ersatz angesehen wurde, und die weiterhin unter- 
sdiiedliche Preisenlwicklüng im In- und Ausland 
den Aufwertungsbedarf für die D-Mark sogar nocti 
vergröüerte, blieb die Erwartung einer Paritätsände- 
mnu bei den Transaktionen am Devisenmarkt mit- 
besiimmend. Es gab Terminaufsctiläge für die 
D-Mark, die in entsprechenden Unterschieden zwi- 
sctien den Zinsen für Kredite, je nachdem, ob sie 
auf D-Mark oder auf fremde Währung lauteten, 
ihren Niederschlag finden mu8ten Zeitweise 
stemmte sicti die Bundesbank dieser Entwicklung 
entgegen, indem sie eine gegenüber den Swapsätzen 
am freien Markt verbilligte Kurssictierung anbot. 
Doch je mehr eine Aufwertung erwartet wurde, 
desto mehr wurde die verbilligte Kurssictierung der 

134. Ergänzt wurde die Liquiditätspolitik der Bun- 
desbsnk durch ddl Sctiuldenpolitik der öffentlictien 
Emittenten, insbesondere des Bundes. Der Bund 
tilgte Schuldtitel mit kurzen Laufzeiten in beactit- 
lichem Umfang (von Januar bis November 1969 in 
Höhe von 4,2 Mrd. DM) und gab andere, aber 
längerfristige. weniger liquide und höher verzins- 
liche Titel aus. Da die Gesctiäftsbanlren den über- 
wiegenden Teil dieser Titel aufnahmen, verrin- 
gerte sich der Liquiditätsgrad ihrer gesamten Ak- 
tiva. Auüerdem entzog die öffentliche Hand den 
Banken Liquidität, indem sie ü b e r p l a d i g e  
Steuereinnahmen bei der Bundesbank stilleote IZif- 
fer  125). Insgesamt nahm die ~ a n k e n l i ~ u i d k t  auf- 
gmnd von Transaktionen der öffentlichen Hand von 
Januar bis September 1969 um Nnd 6 Mrd. DM ab. 

1s. Trotz großer Devisenzuflüsse verminderten 
sicti die Liquiditätsreserven der Banken vom dritten 
Vierteljahr 1968 bis zum dritten Vierteljahr 1869 
durch MaDnahmen der Bundesbank und der öffent- 
lictien Hand um 5 Mrd. DM. Dies tauJctit allerdings 
darüber hinweg. wie labil die Situation war (Schau- 
bild 28). 

Der Leistunasbilanzhbersctiuß war unvermindert 
~~~ 

groß (~anuar-bis September 1969 nind 10 Mrd. DM). 
Zudem erhielten die Exporteure im Zusammenhang 
mit der Erwartung von ~echse lkursänderun~en 
(nictit nur für die D-Mark) hohe Vorauszahlungen, 
und viele Importeure schoben die Erfüllung ihrer 
Zahlungsverpflichhmgen nach Möglictureit hinaus 
(DensenzufluD aus solctien Anderungen der .lern6 
of payment' Januar bis September 1969 über 
I0 Mrd. DM). 

Gleidueitia nahm jedoch der lanufriatiae Kaoital- 
export in uigewöhilictiem ~ u s m a a z u .  ~ i c h d &  bis 
1967 die ausländische Kreditaufnahme In der Bun- 
desrepublik zusammen mit den deutschen Direkt- 
investitionen im Ausland in keinem Jahre mehr als 



Zur Konlunktutloge 
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UWIDIJATIPWTE DER KREDITINSTITUTE 
UND GELDYARKnLTZE 

Liquiditllspu~te'~~ 

5 

Rmrnl Geldmatktsätze P m 1  
1s I5 

10 10 

5 5 

0 0 

1) iip~idiau-n in,vH dm LinU~niluenr. Oie l n i q  ipui4itil* - LIII.U~I d8e U b o r h u h i n i n .  hn W m inludiorim 
~lldmmppielm ~ I I  Glldwibl im hshd w i e  di8 viaw 
~mYUlm ~ l i f L 0 0 1 l D l t i n ~ l e ~ ~ 1 ~  Y. d i l  MnYlnlhC 1. LLTr 
bdlnditm. 
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Den Sätzen an den internationalen Geldmarkten, 
die bis zur Jahresmitte I969 stetig gestiegen waren 
und dann auf hohem Niveau verharrten. folgten die 
inländisdien Sätze, jeweils um den Terminabsctilag 
der fremden Währung vermindert. 

In dem Rahmen, der von den Zinsen im Ausland ab- 
gesteckt war. bewegte sidi aucti der Diskontsatz 
der Bundesbank, an dem sidi die inländisdien Ge- 
sctiäftsbanken orientierten, wenn es  um die kurz- 
fristigen Sollzinsen ging (Sdiaubild 29). 

Die Habenzinsen, insbesondere die Zinsen für Spar- 
guthaben mit geseblidier Kündigungsfrist, sowie 
die Sätze für langfristige Kredite blieben diesmal 
stärker hinter den kurzfristigen Sollzinsen zurüB 
als etwa 1965166. Hierin mag zum AusdruB kom- 
men. daD man nidit mit einem anhaltend hohen Zins- 
niveau. möglidierweise sogar mit einer Umkehr der 
ZinsenWicklung rechnete. Dahinter könnte stehen. 
daD das Vertrauen auf längerfristige Stabilität trotz 
des stärkeren Booms gröBer war als etwa 1965166. 

138. Auch dürfte die geschickte Sdiuldenpolitik der 
öffentlichen Hand, insbesondere des Bundes. mit 
dazu beiaetraaen haben. da8 es  im Zusammenhana 
mit dem ÄnstFeg der kurzfristigen Zinsen 1969 nidii 
wieder zu einem ebenso starken h t i e g  der Lang- 
fristiqen ZinsMtze und damit zu einem ents~redien- 
den ~ursver fa l l  am Rentenmarkt kam. 

4 Mrd. DM netto betragen hatte, wurden allein in 
den ersten neun Monaten des Jahres 1969 etwa 
13 Mrd. DM als Ubersdiuü der langfristigen Kapital- 
ausfuhr über die Kapitaleinfuhr verbucht. mehr noch 
als 1968, als es im ganzen Jahre 11 Mrd. DM waren 
(Ziffern 98ff.). In dem Unterschied zwischen dem 
Defizit der Grundbilanz (Januar bis September 1969: 
8.5 Mrd. DMI und dem UberschuD der Devisen- 
bilan. (8.5 Mrd. DM) kommt der Zustrom von kurz- 
fristigem Kapital (I7 Mrd. DM] zum Ausdmds. 

1%. Ein groDer Teil des gesamten Kapitalverkehrs. 
auch des lanafristiaen. ist sicherlich ebenso wie die - - .  
Verschiebung der .terms of payment' vornehmlidi 
im Zusammenhang-mit der Erwartung von Paritäts- 
änderunaen und den Zablunssbilanztü~siditen der - - 
monetaren Politik zu sehen Mit jeder bimenwirl. 
schaftlicb motivierten Versdiarlwig der kreditpoli- 
tischen Restriktion wurde die Situation nur labiler. da 
eine Aufwertung der D-Mark um so sicherer erwartet 
werden muDte. ie mebr man sich in der Bundes- ~~~ ~ ~~ . . 
republik der Anpassungsinflation zu erwebren ver- 
suchte. Es bedurfte nur geringer Anlässe, hohe 

Der Bedarf der öffentlichen Hand an langfristigen 
Mitteln entstand aus dem Ziel, kurzfristige Sdiul- 
den zu konsolidieren und einen Teil der zur Til- 
gung anstehenden Verpfliditungen durm neue lang- 
fristige Schulden zu ersetzen. Trotz der Un~sd~ul-  
dung war die gesamte langfristige Netto-Neuver- 
sdiuldung der öffentlichen Hand in den ersten neun 
Monaten des Jahres 1969 um 3.3 Mrd. DM geringer 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. 

Um den zahlungsbilanzausgleichenden Kapitalexport 
d d i t  veraieaen zu lassen und qro8e Kurssenkunaen 
am ~entenmarkt  zu vermeide; zog sich die öffent- 
lime Hand vom Frühjahr 1969 an weitgehend vom 
Emissionsmarkt für langfristige Wertpapiere zurüds. 
Der Bund betrieb am Sekundärmarkt für langfristige 
Wertpapiere vom Februar 1969 an sogar erstmals 
für eiqene Redinuna Kurs~fleae. Er nahm. bei Leiht . . - 
nadigebenden Kursen. die von Privaten angebotenen 
langfristigen Titel öflentlicher Emittenten auf und 
gabsie wieder ab. wenn bei besserer Marktlage die 
Nadifrage überwog. Bis Ende Oktober 1969 hat der 
Bund Titel im Betrag von 0.6 Mrd. DM aufgenom- 
men (netto). 

Devisenzuiiüsse auszulösen. Erneut wurde deullidi, 
Zum Teil trat an die Stelle von Emissionen am Kapi- wie wenig im gegenwärtigen Wäbningssystem die 

~ ~ ~ ~ ~ d i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  durch die Bundesbank auto. LaLmarkt allerdings die Aufnahme von Direktkredi- 

nom bestimmt kann, wenn ein au8enwirt. ten bei den Gesdiäftsbanken. Insoweit konnte so- 

sdiaftlidies Uberschuüunglei&gewidil besteht. gar ohne Verminderung der Kreditnachfrage der 
Rentenmarkt gesdiont werden. Das ist bedeutsam 

in. der ~~t folgte die ~ i ~ ~ ~ ~ t ~ i & l ~ ~  in der für das Verhalten der Anleger; diese orientieren 
Bundesrepublik 1969 im wesenllidien den Tenden- sidi vor allem am Rentenmarkt und neigen zu 
zen in den widitigsten Partnerländern - immer un- Uberreaklionen, wenn dort eine Zunahme der Kapi- 
ter Berüdrsiditigung der Parilätsändenuigserwar- talnachfrage die Erwartung von Zinssteigerungen 
tungen (Sctiaubilder 25. 28). auslöst. 
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Zunahme der Fnmdflnanz!.efung 

138. Angesidits der Situation auf dem internatio- 
nalen Kapitalmarkt war die Zurüdthaltuog der öf- 
fentlidien Hand nidit zuletzt ein Zurüdttreten gegen- 
über ausländisdien Nadifragern (Ziffer )38). Vor 
allem aber erhöhte ricti 1969 der Fremdiinanzie- 
runasbedarf der Unternehmen. Da die Bruttoinvesti- ~ ~ - - ~ - -  - 

Lianen der Unternehmen (ohne Wohnungswirlsctiaft) 
im ersten Halbjahr 1969 sehr stark stiegen. war die 
~iaenlinanzier&asauote (etwa 76 VHI wesentlidi 
niedriger als im &ien ~ a h r  1968 (97 VH). 

ALLerdings sollte daraus nicht ohne weiteres auf 
eine entsprechende Anspannung der Finanzierungs- 
Situation der Unternehmen gesdilossen werden. 

- Zu berüdrsiditigen ist. da& die Unternehmen 
zwei Jahre mit extrem hohen Eiaenfinamiemas- 

- Außerdem rind den Unternehmen durcti die Ver- 
sdiiebung der .terms of payment' mit dem Aus- 
land liquide Mittel in erheblidiem Umfang mge- 
flossen. Diese Mittel, die in den Monaten der 
Währungrkrire zu hohen Sidit- und Teminein- 
laaen der Unternehmen bei den Banken führten, *~~~ - 
sind zwar keine Eigenmittel. vermindekn je- 
dodi den Bedarf an kurzfristigen Bankkrediten. 

14D. Die Finamieningssituation der Unternehmen 
dürfte audi im zweilen Halbjahr 1969 nodi günstig 
sein: 

- Da angesictits der hohen Auflragsbestände mit 
araBer Sidierheit anaenommen werden darf. daü = ~ - -  ~ 

in allen Bereictien d& ~a~az i t abaus la s lun~bod i  
sein wird. durlten sicti die Einnahmen- und Aus- 
aabenübersctiüsse innerhalb des Unternehmena- 

~ 

quoten hinter sidi haben. was-ihnen einen Lu- iektors kaum auseinanderentwidteln. so daü von 
safzlidien Fremdfinanzierungsrpielraum ver- daher kein zunehmender Bedarf an Bankkrediten 
sdiafft hat. entsteht. 
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Zur Konlunklwlage 

- Anders als 1965 sind dle Ausgabenübersdiüsse 
des Auslandes über das erste Halbjahr 1969 hin- 
aus hoch geblieben; sie dürften auch nach der 
Aufwertung vorläufig hoch bleiben. 

141. Auf dte Aufwertung. ja adion auf die Frei- 
gabe des D-Mark-Kurses, hat zuerst und rasch der 
Geldmarkt mlt einem Zinsanstieg reagiert. Damlt 
war zu redinen. da die Z i n  im Ausland bisher 
kaum nadqegeben haben und die Zinsdifferenz zwi- 
schen dem In- und Ausland SI& nach der Aufwer- 
tung zurüdrbilden muüte. insoweit sie lediglidi Re- 
flex der Aufwertungsenvartung war. 

Der Ziruanatieg ist auch lm Zusammenhang mit dem 
starken Devisenabfluü zu sehen, der unmittelbar 
nach der Aufwertung einsetzte. Die Bundesbank 
wirkte dem Uquiditätsentzug bei den Banken ent- 
gegen, indem sie d u h  die Senkung der Minde~t- 
reaervesatze etwa 2 Mrd. DM an liquiden Mitleln 
freigab. 

Auch die Renditen tür Euro-DM-Anleiheo näherten 
sich den Renditen der auf fremde W b h m g  Lauten- 
den Titel. Dagegen folgte die Rendite Kir Inlandsan- 
leihen dem Z~nsanstie~vorläufig noch nicht. 

142 Angesichts der Erfahrungen In der Vergangen- 
heit ist die Frage zu stellen. ob die Bundesbank in 
der Lage wäre.autonom eine Tendenz zur ZLnasen- 
kung herbeizufahren wem sich zeigen sollte. da8 
die konjunkturdämpfenden Wirkungen der Auf- 
wertung dieses nötig machen. Auf dem Markt Kir 
kurz- und mittelfristlae Kredite könnte die Bundes- 
bank versudien. du[& SwapCesdiafle elnen Report 
fUr den Dollar zu hoffen.  Auf den Markt hir IU- 
gerfristiae Kredite wUrde das allerdings nicht obne 
reiter& durchschlaaen. DaB ohne E&riffe i den 
freien Kapitalverkehr e h e  merkliche ~irudillerena 
zwischen In- und Ausland autonom enielt werden 
kann. muü bezweifelt werden. es sei denn. es setzte 
aich alsbald erneut dle Erwartung auf eine DMark- 
Aufwertung durcb. jedenfalls auf mittlere Sicht. 

VI. Pnbnlrwu und Pnlubukiur ad 
mwm 8#i1 

119. Einen Eindruct v m  den Preiabewegungen, die 
mit dem kräftigen Sorialproduktawadmhm seit der 
Mitte der M z i g e r  Jahre einhergingen, vermittelt 
Schaubild 30. E. iat unverkennbar, daß die Prelae 
Insgesamt mehr gesöegen sind. ala mlt dem Ziel 
der Geldwertstabüität vereinbar isL Fast immer 
wechselten aber Phasen beschleunigten mit Pha- 
aen verlangsamten heiaanatiega ab; mandunal kam 
es sogar zu Prelsrüdrgangen. Legle man nur die 
Erfahrungen der beiden lekten Konjunklurzyklen 

zugrunde. so mü8te man zu dem Schluü kommen, 
daß sich die Bundesrepublik, gemessen am Prela- 
indes fUr die Lebenshaltung. auf einen jahrdurch- 
sdmittüchen helaanstleg von etwa 2'1s vH einge- 
richtet hat. 

144 FUr die Frage. ob dle geldwertpolltiscbe BUanr 
am Ende dieses Zyklus besser oder schlediter aur- 
fallen wird. gibt die Preisentwldrlung Im blsherlgen 
'Verlauf die& ~onjunkturaufsdiwuigo einen Än- 
haltspunkt. Sdiaubild 30 zeigt, da8 die Verbrau- 
cherprelse noch in kelner Aufschwuiigsphaae so 
wenig angezogen haben wie in der gegenw(lrtigen, 
während sich der Anstieg der Eneugerprelse vom 
Frühjahr 1967 bls zum Spätsommer 1969 im Rahmen 
dessen hielt, was auch früher zu beobaditen war. 
In der Vernsnaenheit ~f lea ten  sich die Verbraucher- 
preiwteige-Gen na& 6 r d r e i t e n  des kmJunk- 
turelleo Höhepunktes meist zu beschleunlgen. die 
Eneugerprelnteigemgen melat zu verlangsamen. 
Nimmt man einmal schematih an, da8 slch die 
früher beobaditete Relation z w i h e n  den Prelsstel- 
geningsraten lm Aufschwing und Abhwung  wle- 
derholt. so wiire zu folgern, da8 die durchsdmitt- 
liche Rate des Geldwerthwunds in diesem Kon- 
junkturzyklua eher niedriger ausfallt als in früheren. 

1 .  Kein Zyklus ist indes das EbmbUd seiner 
Vorgänger. FUr U n t e a e d e  sorgen beispielsweise 
AuslandselnfllLsse und wirtad~aftspolitisch Entschei- 
dunaen. Was dle PreisentwlcLlunn vom Sommer 
196f bis Herbst 1969 angeht, so Aelnen folgende 
Faktoren eine besondere Rolle gespielt zu haben: 

~ ~ 

- die Einführung des Systems der Nettoumsatzbe- 
Steuerung und dle Erböhung der Umsamteuer- 
Sätze, 

- das Ausma8 des auslandlschen heiaauftrlebs und 

- die Wirkungen der Im In- und Ausland ergrille- 
neu auüenwlrt~ftapolitis<hen Meßnahmen. 

14& Mit der Einfilhrung der Mehrwertsteuer hat 
sich die heiaatmktur der Güter und Die~tlelstun- 
gen, die die Verbraucher kaufen. verändert, mcg. 
licherweise auch das Niveau der Verbraudier- 
preiaeLl; die Erhöhung der Umsatzsieuerslitze am 
1. Juli 1868 hat die Güter des privaten Verbraudm 
im Dmbdmi t t  um adiätzungsweise 0.8 vH ver- 
teuert Dies Ist beim Vergleich der Verbraucherpreis- 
entwldrlung in diesem Aufachwuiig mlt der in M- 
heren Aufschwuiigsphaaen zu beachten: Elnerselta 
r a r e  also die kumulierte Verteuerung der Gesamt- 
lebenshaltung in der Zelt vom Sommer 1967 bla 
Herbst 19Eü geringer auigefallen als ta t r l lach;  
andererseits wären die Nahningamlttelpreiae, wenn 
es bei dem alten Unuatzsteuenystem gebllebm 
wäre. tendenziell starker, die Reise fiir andere 
Verbrauchsgüter und fiir D l e n s t l e ~ e n  weniger 

'1 Wem die Doppelbeatauamng der ALtlnv.snnonm 
und dle Sondubasbuewg der Neuhvestltlooen voll 
preiswirksam gewoidm ieln 8ollten. ui batb SI& aui 
diesem Grnode das gesamtwirtaisftLl&a R e ~ d v e a u  
um e h a  1 vH erbahm mimen (JG 88 Zllfer 26). 
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als tatsäctilidi gesliegen I) .  Insoweit übe~e id ine t  
also Sdiaubild 31 den konjunkturbedingten Preis- 
anstieg. den der Verbrauctier für typisctie Industrie- 
güter und für Dienstleistungen seit Mitte 1967 hin- 
nehmen mußte. Aber selbst wenn man die erwähn- 
ten Mehrwertsteuereffekte a d e r  actif Iäßt, so ist 
dodi unverkennbar, daß vor allem die Preise für 
Industriegüter - und hier insbesondere die für 
langlebige Gebrauctisgüter - bisher weniger gestie- 
gen sind als in dem konjunkturell vergleichbaren 
Absdinitt von Anfang 1963 bis Mitte 1965. Stärker 
als in allen früheren Aufsctiwungsphasen haben sidi 
lediglicti die Mieten verteued; docti hängt dies mit 
der Freigabe der Altbaumieten und der Anpassung 
der Mieten im sozialen Wohnungsbau zusammen. 

147. Der günstige Verlauf der Prelsentwid<lung 
seit Mitte 1967 ist um so bemerkenswerter, als 
gleidizeitig die Preise in vielen wictitigen Partner- 
iandern erheblidi stärker stiegen als etwa 1959161 
oder 1963165. Freilicti sind dem Inflationaimport 
Sairanken gesetzt worden: der Abwertung des 
Pfund Sterling und anderer Währungen im Novem- 
ber 1967 folgte ein Jahr später die steuerlictie Ersatz- 
aufwerhmg der D-Mark; diese wurde nocti verstärkt 
durdi die Aufsctiltige. mit denen die D-Mark an 

'1 Wären audi die Agrargilterimporte voll von der 
sleuerlidien Ersatraulwertung erfaüt worden. so 
halten sidi die Nahrungsrnltielprelse no& giinsliger 
entwiaein können. als dies tatsädili& der Fall war. 

S c h a u b i l d  30 

DIE L~NGERFRISTIGE ENTWICKLUNG DER PREISE 
1W2-lm 
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DIE EHTWICKWHG DER VERBRAUCHERPREISE 
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den freien Densenteminmärkten gehandelt wurde. 
und durch die Abwertung des franz6sisdien Fran- 
ken im August I969 I ) .  

Auöondeiannlnie~o Relonlwiu 

148. Die h d e r u n a  der D-Mark-Parität Ende 
Oktober 1969 hat die Chancen, in diesem Konjunk- 
tunyklus meiu heisstabiliiät als in den beiden 
vorangegangenen zu enieien, weiter verbessert. 
Allerdings tritt die Konjunktur erst jetzt in die 
Phase stark steigender Lobnstüc?&osten ein, so d a .  
Iäüt man die zyklischen Zusammenhänge auBer Be- 
tracht, 1970171 - wie 1965166- wieder die Vorstel- 
lung genährt werden könnte, die Bundesrepublik 
erlebe eine .hausgemahte Inflation'. Doch spricht 
der Umstand. daD die D-Mark in den vergangenen 
zehn Jahren fast immer aufwertungsverdächtig war 
und zweimal aufgewertet wurde, ziemlicü eindeu- 
tig für die These. da8 die Bundesrepublik von der 
schleidenden Geldentwertung in der Welt mittel- 
fristig eher mitgezogen wird, als daD sie sie voran- 
treibt. 

148. Was die beiden letzten Jahre anaebt. so er- 
langte der internationale ~reiszusammenhan~ mit 
zunehmendem Auslastungsgrad des Produktions- 
Potentials wieder mehr und mehr Einfluß auf das 
interne Preisniveau. Während der Rezession und im 
frühen Aufschwung war die heimische heisentwidr- 
lung hinter der ausländischen m~ckgeblieben. und 
zwar auf den Verbraudsgütermärkten ebenso wie 
auf den Exportmärkten (Schaubild 32). Es bildete 
s i d  dadurch eine Preisdisparität gegenüber dem 
Ausland heraus. Im Verlauf des Jahres 1968 ver- 
schärfte sich die Wettbewerbssituation auf den 
Fxportmärkten: die Exportpreise des Auslandes san- 
ken. wom auch die Abwertung des Pfundes und 
anderer Wähmnaen vom November 1967 beiae- 
tragen hat. Die westdeutschen Exporteure konnten 
ihren preispolitischen Vorsprung aber halten, indem 
sie - begünstigt d u r h  die anhaltende Kosten- 
stabilität - ihre Preise ebenfalls zurüdmahmen. So 
kam es 1968 zu einer ziemlich gleichläufigen Ent- 
widclung der in- und ausländischen Exportpreise. 

Seit Herbst I968 steigen die Exportpreise des Aus- 
landes wieder. Die westdeutsdie Ausfuhr ver- 
teuerte sich im Laufe des Jahres 1969 allerdings 
stärker als die der Konkurrenziänder, n id t  nur als 
Folge der steuerlichen AhsichemngsmaBnahmen 
vom November 1968 und der Teminabshläge für 
andere Wüiuunaen. sondern audi als Polae markt- . ~~~ ~~ - ~~ 

bedingter ~reish<raufsetzwi~en. Ein erhebkher Teil 
des heisgefälles ist auf diese Weise eingeebnet 
worden. der Rest durch die Aufwertung. die dem 

'I Parallelen zu 1959161 liegen auf der Hand: Dem da- 
maligen AufsdIvung gingen eine sdIor5e Abwertung 
der franrÖslsdIen Franken und eine gewisse Abküh- 
lung der Wellkanjunktur vaiousi die Aufwertung der 
D-Mark irn Mim L961 fiel allerdings. im Gegensatz 
zu der sleuerlidIen Erralzeulvertung vom November 
1468, erst Ln eine relativ ivspte Phase den Auf- 
smwungs. 
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S c h a u b i l d  32 bestätigt die These. dall der internationale Preis- 
zusammenhang zwar nicht kurzfristig. aber mittel- 
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Ausland vorubergehend sogar einen gewissen preis- 
politischen Wettbewerbsvorsprung verschafft haben 
könnte. 

150. Anders als 1964165 ist die Disparität bei den 
Ausfuhrpreisen diesmal also nidit ausschließlich 
durch eine Anpassungsiniiation. sondern überwie- 
send durch Manahmen zur außenwirtschaftlichen 
Äbsidierung beseitigt worden. Es besteht daher die 
Chance. daD die Disparität auch bei den Verbrau- 
derpreisen nidit durch einen nachholenden Preis- 

fristig unser Preisniveau prägt. ~ e i  rezessionsbe- 
dingten Abweidiungen vom internationalen Preis- 
trend wohnte die Tendenz inne. sidi selbst aufzu- 
heben. Denn diese Abweidiungen hatten auüen- 
wirtschaftliche Uberschüsse zur Folse. die den inter- - 
nen Anpassungsprozeß in Gang setzten. Der Anpas- 
sungsprozeß nahm seinen Weg zunhchst über die 
Gewinnentwidrlung in der exportintensiven Indu- 
strie. die zur Lohnrunde führte. 1969 kam es dann 
audi zu direkten Preiserhöbungen im Export und 
im inländisdien Investitionsgüterbereidi, in dem 
die-Importkonkurrenz im ~erhäl tn is  zur Nadifrage 
soiwadi war. Auch die zahlungsbilanzbedingte Liqui- 
disierung im Jahre 1969 mag den Anpassungspraeß 
gefördert haben. 

Gelingt es der Wirtsdiaftspolitik. eine erneute Kon- 
junkturabschwädiung in den nädisten Jahren zu ver- 
meiden, so  muü damit geredinet werden. da0 die 
Wirkungsverzögerungen bei der internationalen In- 
flationsübertragung geringer werden. Wie 1965166 
kann sidi wieder ein Innationsgleimsdiritt erge- 
ben, sobald ein etwaiger Vorhalteeffekt der Auf- 
wertung .aufgebrauchtM ist. Die Währungspolitik 
wird erneut vor der Frage stehen, ob sie aufwerten 
soll, vielieidit weniger wegen eines auBenwirtsaiaft- 
lichen Ungleichgewidits. das nachhaltig ohnehin nur 
durdi eine Steigerung der inländisdien Absorption 
beseitigt werden kann. sondern mehr wegen der 
Stabilität des Preisniveaus, die dur& den internatio- 
nalen Preiszusammenbang direkt gefährdet sein 
wird. 

anslieg eingeebnet zu werden braudit. Absolute 
Preisniveaustabilitat laßt sidi aber audi mit der 
Paritatsverbesserung um 9.3 vH auf keinen Fall 
mehr erreidien. Dein der au8enwirtschaftliche An- 
passungsprozell hatte im Verlauf des Jahres 1969 
schon eingesetzt. zunächst bei den Exportpreisen, 
die stärker stiegen, als es der Exportsteuer ent- 
s ~ r a d i .  und dann bei den Löhnen. die ~lötzlich im 

152. Die Qualität der Informationen, auf denen 
wirtschaftspolitisdie Entscheidungen beruhen. ent- 
spridit nidit immer der Tragweite dieser Entsdiei- 
dungen. Auch am Preisindex für die Lebenshaltung, 
an dessen Entwidrlung zumeist das Ausmaß der 
Geldwertversdileditening gemessen wird. ist immer 
wieder Kritik aeübt worden. Den einen sdieint die- - 
ser Index die tatsachliche Preisentwidrlung zu üher- 
treiben. weil er Qualitätsverbesseningen und Ande- 
rungen der Verbrauchsgewohnheiten nicht oder nur 
unvollkommen reaistriere: den anderen sdieint er  
verdäditig. die Preissteigerungen zu untertreiben. 
weil er sidi auf ein zu sdimdles Spekuum von Preis- 
beobachtunaen stütze oder weil & das Ausmaü der 
schleidiendln Qualitätsverschleditening nicht zum 
Ausdnidr bringe. Vor allem aber ist gegen den bis- 
her zur Beurteilung der Verbraudierpreisentwidr- 
lung hauptsächlich berangezogenen Index - den 
Preisindex für die Lebenshaltung von Vier-Pers* 
nen-Arbeitnehmerhaushalten - geltend gemadit 
worden. er sei nidit repräsentativ für die Entwidr- 

September auf die ~ewinnex~losion'  der Auf. lung der ~erbrdudier~re ise  insgesamt. weil er ledig- 
sdiwungs~ahre reagienen. AuDerdem ist es fraglidi. lich die Verhältnisse dieses .Indexhaushalts' be- 
ob der Aufwertungssatz genügend Soiutz vor kiinf- schreibe. 
tigen ausländischenpreissteigerungen bieten kann. ~ 1 1 ~  diese ~ i ~ ~ ä ~ d ~  sind unbegründet; weder 

151. Der Vergleich der in- und ausländischen Preis- 
einzeln nodi zusammengenommen widerlegen sie 

entwidrlung während der vergangenen zwei Jahre '1 Vgl. aud~ JG M Ziffern 14311. 
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aber unsere Feststellung. daD in fast allen Jahren 
seit der Währuntlsreform die Verbrauctiewreise 
stärker gestiegen sind, als mit dem Ziel derceld- 
wertstabilität vereinbar ist. 

1U. Um mit dem letzten Einwand - der .Index- 
haushalt' könne nioit die Gesamtheit aller Haushalte 
repräsentieren - zu beginnen: der seit kurzem vom 
Slatistisctien Bundesamt herectinete Preisindex fhr 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte zeigt, 
trotz gewisser Untersctiiede in der Entwidrlung der 
Teilindizes, für die Jahre 1962 bis 1969 ein - über- 
rasctiend - hohes Maß an Gleioilauf mit dem Preis- 
index für die Lebenshaltung von Vier-Personen- 
Arbeitnehmerhaushalten (Tabelle 14). Nactitraglicti 

T a b e l l e  14 

Prelilndex Illr dle Cebeaslwitnng 

erweist sicti also der SdiluB von der Entwialung 
des spezielleren auf die des allgemeineren Index. 
jedenfalls für die genannten Jahre. als gerectitfer- 
tigt. 

Zeitraum 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

I968 

1969 Okt. 

154. Was das Argument angeht. die Verbrauoier- 
preisindizez. trügen den Veränderungen der Ver- 
braudisgewohnheiten nictit Redmung. so spielt hier 
zunäctist die Vorstellung mit. solctie Indizes hätten 
die EntwiMung der Lebenshaltungskosten zu mes- 
sen. also gleidueitig Veränderungen der Ver- 
braudqewohnheiten und der Preise. Rictiiig an die- 
sem Argument ist, da8 die ühlictien Preisindizes 
- Indizes mit festen Gewictiten - an Aussagekralt 
verlieren, wenn die Wägungssctiemata nictit dann 
und wann aktualisiert werden. Viele Güter und 
Dienstleistungen. die beispielsweise im Budget des 
Jahres 1950 ein verhältnismäDig g rohs  Gewictit 
hatten, sind seither erhehlicti mehr im Preis gestie- 
gen als andere Güter und Dienstleistungen, die 
heute eine größere Rolle spielen. Wer seinen 

Warenkorb an die entwidrlungsbedingten Veränäe- 
rungen der Preisrelationen anpa8te. konnte also 
der Geldentwertung, die sicti bei konstantem Waren- 
korb zeigt, teilweise entgehen. Zugleioi sind Haus- 
halte. die in höhere Einkommens- und Verbrauctier- 
gmppen aufstiegen und dann ihre Konsumgewohn- 
heiten den Einkommenserhöhungen anpa8ten. der 
Geldentwertung weniger ausgesetzt gewesen als 
Haushalte. die in ihrer Einkommensgmppe verblie- 
ben und sicti daher den geldwertgünstigeren Waren- 
korb nictit leisten konnten. 

Außerdem berectinet das Statistisctie Bundesamt im 
Rahmen seiner volkswirtsctiaftlictien Gesamtrecti- 
nungen einen P~eisindex des privaten Verbraudu, 
in dessen jährlictier Zunahme sicti sowohl die Ver- 
änderungen der Verbrauctisstrukturen als aucti die 
Verändemngen der Preise niedersctilagen. Au& die- 
ser Index weist für die Jahre 1962 bis 1968 keine 
nennenswerten Verlaufsuntersctiiede zum Preis- 
index für die Lebenshaltung von Vier-Personen-Ar- 
heitnehmerhaushalten auf, obwohl letzterer auf den 
Verbraurhsgewohnheiten des Jahres 1962 basiert. 

155. Am unsictienten sind wir uns hinsictitlicti der 
Frage. ob die Raten des Geldwertsctiwunds, die die 
einrelnen Indizes anzeigen, die vielen Qualitäts- 
verändemgen, mit denen in einer wactisenden 
Volkswirtschaft immer zu redmen ist, einigermahn 
korrekt berüduictitigen. Letzten Endes kann näm- 
lich nur der einzelne Verbrauctier beurteilen, wie- 
viel oder wiewenia ihm anaehlictie Qualliätiver- 

Alle privaten 
Haushalte 

hessemngen - und ~ualitäl~versoilectitemn~en - 
bedeuten. Das Statislisctie Bundesaml nimmt zwar 
laufend Korrekturen fur Qualitatsänderungen, vor 

100 Iml + 3P 

102.9 +2,9 103.0 +3.0 

105.4 +2.4 105.4 +2.3 

108.7 + 3.1 IWP +3,4 

112.7 +3.7 112.8 +3.5 

114.6 +1.7 114.4 +1.4 

116.4 +I,@ 116.1 +1,5 

119.9 +2ß 119.8 +3,0 

Vier-Penonen- 
Aibeiinehmer- 

haushalte 

1962=1ml 

allem für Qualitätsverbesserunaen. in den ;on ihm 

1962=1ml 

Ver- 
änderung 

i;i:;g; 
Vorjahr 

in vH 

veröllentlioilen Indizes der Le6en;hallung vor. Da- 
bei muD sicti das Amt jedocti weitgehend auf die 
Urteile der Verkauler stülzen. die sioierlicti Quali- 

Ver- 
endemng 
gegen- 

Uberdem 
Vorjahr 

in vH 

Lätssteigemngen eher höher und Qualitätsmindemn- 
gen eher geringer bewerten, als dies von elnem 
informierten Verhrauctier zu erwarten ist. Au* wird 
nur ein Sectistel der Waren und Dienstleistungen des 
Verbrauctierkorhs (von 1962) von sol&en Korrektu- 
ren erfaßt. Zum größten Teil wird der Warenkorb 
nacti Auskunft des Statistisctien Bundesamtes von 
nactihaltiaen Qualiiätsverändemnuen nictit betml- 
fen; immerhin verbleibt nocti etwa ein Viertel, bei 
dem Qualitätsveriinderungen vorkommen können. 
aber nictit erfaßt werden~oder sicti nictit erfassen 
lassen. 

Wägt man dies alles ab, so sctieint nictit allzu viel 
dafür zu sprectien. daß der Preisindex für die Lebens- 
haltung den Geldwertsctiwund aus diesem Grunde 
übertreibt. 

1%. Was endlicti das Argument angeht, die ver- 
sctiiedenen Verbrauctierpreisindizes berü&sictitigten 
zu wenige Güter und Dienstleistungen oder zu 
wenige Preismeldestellen, so ist zunächst darauf 
hinzuweisen, da8 die Preisstatistik der Bundes- 
republik nacti Breite und Tiele ihresgleictien aul 
der Welt suctit. Es trifft zwar zu, da8 die Auswahl 
der Preisrepräsentanten und Meldestellen man& 
strenge stictipmbentheoretisctie Forderung unerfüllt 
iäilt, aber erfahmngsgemäß streut die Entwicklung 
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der Preise fur verwandte Güter im Zeitablauf nicht Qualität sind beispielsweise konstante Preise in der 
allzu stark. Auch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, Automobiiindustrie ebenso ein Beibag zur #&Lei- 
d& aidt die Reise. die für ein und daaaelbe Gut an henden Geldentwertuna wie stark ateiaende Reise ~- ~ ~ ~~ ~ 

verschiedenen Orten oder in verschiedenen Ge- für Frisörleistungen ~ & i t  das ~reisni&au konatant 
sch&ftstypen gefordert werden. allzu unterschied- bleiben kann. müssen sich die Einzelpreise Laufend 
l i d  entwidtek. was Niveauuntendriede selbstver- ändern. Länserlristia ailt aui funktionierenden Wett- 
st8ndlid nicht aussdtiießt. 

läi. In der Offentli&eit werden nah weitere 
Indizes nir Beurteilung des Geldwertschwunds in 
der Bundearepublik herangezogen, so der Reisindex 
dea Bruttosoziai~rodukta und der Preisindex für die 
letzte idändis ie  Verwendung, RedengröBen. die 
im Rahmen der volkswirtsdiafüiden Gesamtmrh- 
nungen anfallen und für den Wert der Verbrau- 
chemark nicht unmittelbar relevant sind. Was den 
Preisindex @esset: Deflator) des Brut tosa ia lpr~ 
dukts angehr so enthalt er - anders als die dls- 
kutierten Verbraudemreisindirea - auch die Preise 
von Exportgütern, d& beiEt, jede Verteuerung der 
Ausfuhren sdlagt s i d  in diesem lndex voll nieder. 
Außerdem sdiießt der Preisindex für das Brutto- 
sozialprodukt a u d  die Kosten fOr staatliche Lei- 
stungen W ü g e  der Staatsbediensteten) ein. die 
teils wegen statistischer Undämglichkeiten. teils 
entwiddungsbedingt stärker stelgen als die Preise 
fOr die übrigen Güter und Dienstleistungen. Aus bei- 
den Grlinden stellt der Preisindex für das Bmtto- 
sozialprodukt kein relevantes MaB für den Geld- 
werlachwund in der Bundearepublik dar. 

Khnlides gllt für den Preisindex der letzten iniäm- 
disden Verwendung: zwar Ignoriert dieser lndex - 
anders als der Soaialproduktsindex - eine Verteue- 
rung der Exporte, da Letztere vom Standpunkt des 
d e u t d e n  Endabnehmen irrelevant ist. aber dieser 
Index spiegelt auch die für den Verbraucher nur 
mittelbar relevante Entwidclung der Preise fßr Inve- 
atitionen und staatlide Leistungen '1. 

1 Zusammenfassend können wir also wieder- 
holen. was wir h o n  in unserem ersten Jahresgut- 
aditen sctirieben: .Im gm0en und ganzen sind wir 
bei der Untenudung des Preisindex für die Lebens- 
baltung und seiner Beredmungsgrundlagen zu dem 
Ergebnis gekommen. d a  man ihn ohne hweßv le -  
aende Bedenken als konventionellen MaBstab für 
die Geldwertentwiddung in der Bundesrepublik 
akzeptieren kam. Gelänge es. dienen Preisindex . . . 
-bei einer Revision des Wägungsschemas im Ab- 
stand von etwa drei bis n e r  Jahren - audt nur 
annahernd konatant zu halten, körmte das un Gesetz 
über die Bildung eines Sachverstaod~genrates me- 
dergeleqte Ziel der Stabilital des Preisoiveaus ala 
erreidtangesehen werden' (JG 64 Ziffer 149). An- 
nähernde Konstanz des Reislndex für die Lebern- 
haitung wäre unserer Meinung nach schon erreicht. 
wenn dieser Index um nicht mehr als 1 vH je Jahr 
steigt. 

h l a n l v u i ,  hlaslnildur und PmdukWMiemM&- 
lung 

1 Stabilität des Preisniveaus bedeutet natürlid 
nicht Stabilität der Einzelpreise. Bei unveränderter 

bewerbsmä~kten, &-sich die Preise n id t  viel an- 
ders entwidseln als die Stüdckosten. also die Vor- 
material-. Lohn- und Kapltaikosten Je Roduktein- 
heit. Unter den einzelnen Kosten haben die Lohn- 
kosten besonderes Gewicht. Aui mittlere Sicht ent- 
wickeln aidt die Löhne in den einzelnen Branchen 
ziemlidt g l e ibä0 ig .  während die Pmduktivitäts- 
fortschritte von Bereich zu Bereich sehr untersdtied- 
lidi sind. Wo die Faktorpreise anhaltend sdmeiler 
steigen als die Gesamtproduktivität. werden die 
Preise überdurdisdmittiich steigen - und umge 
kebrt. 

Stabilitätspoliikh nehmen zum elnen die Branchen 
eine Sdüsselstellung ein. in denen. wie etwa in der 
Landwirtdaft. in weiten Bereiden der Textilindu- 
strie und im Bergbau, längerfristig kräftige Ratio- 
nalisierungafortdritte mit unterdurchsdmituicher 
Nadfrageentwidclung zusammentreffen - und in 
denen also sowohl von der Kosten- als audt von der 
Nachfrageseite her Preissenkungen möglich und ge- 
boten sind; zum anderen sind die Branchen von be- 
sonderer Bedeutung, in denen LängerfrLstig eine sehr 
einkommenselastische Nachfraae aui uerinae Pm- 
duktivitdvlfortsdwitte sto0t. i i e  ui i en  meisten 
Dienstleistungsbereichen, und Prelserhahungen dea- 
halb unumgaiglid sind. 

lüü. Aui die Dauer kann das gesamtwirtsdiaftliche 
Reisniveau nur konstant bleiben. wenn In den Be- 
reichen mit Oberdurdtsdmittliden Produktivitäts- - - - 

fortadtritten stets genügend viele Preise zur Kom- 
penaation der unvermeidliden Preiserböhungen In 
Bereichen mit unterdurdisdmittliden Roduktivitäts- 
fortsctiritlen sinken. Daa bedeutet: Die Preisatmktur 
muE sich spiegelbildlich zur ProduktinMtsstniktur 
ändern 

161. Die Erwartung auf kompensatoriade Reis- 
Senkungen richtet Si& vor allem an weite Bereldie 
der Industrie. Gegen diese Emarmng wird immer 
wieder vorgetragen, es sei unzumutbar, der Indu- 
strie die Last für die Geidwertstabilitat aufzubürden. 
Dabei macht es d o d  für eine B r a n b  oder auch die 
ganze Industrie hinaidtlid der Gewinnchancen kei- 
nen Unterschied, ob die eigenen Preiae sinken, wäh- 
rend in den übrigen Bereiden der Wirtschaft das 

') Au1 die besonderen Sdmierlgkeiten. Qusllidtaver- 
andeniogen aus den Preissleigemgen für IwnUtlonr 
güler ausrusdislten. sei bier nur a n  Rand0 hlnge- 
wteaen. Emie Preirrteigeningen Wr InvesUtlansgüler 
sdilagea aidi über kurz oder lang in Preissteigeningen 
lür Konsumgüter nieder. Bauprelsiteigeugen wer- 
den. soweit sie auf die Mieirhmtwlltlung Elnilul) 
nehmen. i n  Verbrsudierpreialndex berllltaiditlgL Den 
Wert der Spmermark. die für den Kaul von Eigen- 
heimen oder Eigeotumawohnungea rurilltgelegt wird. 
messen die eatspredieadeo Bau- und Grundalfl*sprela- 
reihen. 
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Preisniveau leidit steigt, oder ob die eigenen Preise 
konstant bleiben, während in der übrigen Wirtsdiaft 
das Preisniveau stärker steigt. ') 

162. Mitunter wird die These vertreten, Schuld an 
der anhaltenden Teuerung sei in erster Linie de i  
Anstieg der administrierten Preise. Dabei denkt man 
vor allem an die Mieten, die Agrarpreise sowie die 
Verkehrs- und Versorgungstarile. Redmungen. die 
auf der Annahme fuüen. diese Preise wären ohne 
slaallidie Einflußnahme konstant geblieben. sind 

ziemlid? unrealistisdi. Wie die rein marktbedingte 
Entwidrlung dieser Preise tatsädilidi gewesen wäre, 
läüt sidi zwar nidit zuverlässig ermitteln. auf keinen 
Fall wären sie aber im Wachstumsprozeß konstant 
geblieben. Besonders deutlidi wird dies bei den 
Preisen für Leistungen der öffentlidien Untemeh- 
men; typisdi für soldie Preise ist, da0 sie verzögert 
an die Kostenentwiäüung angepaüt und d d  sie des- 
halb sdiubweise erhöht werden *). Ahnlidies gilt 
audi für die Mieten. wo in den letzten zehn Jahren 
eine jahrzehntelange Verzerrung alimählidi rüdr- 
gängig gemadit wurde. Aber selbstverständlidi W&- 

ren die Mieten insgesamt audi gestiegen, wenn sie 
nie gebunden gewesen wären 

ZWEITES KAPITEL 

Die voraussehbare Entwicklung 

183. Die Prognose für das Jahr 1-0 beruht auf 
den Zukunftsinformationen, über die wir Mitte No- 
vember 1969 verfügten. auf unseren Erfahrungen mit 
zyklisdien Bewegungen. auf Annahmen über das 
Verhalten der wirtrdiaftspolitisdien Instanzen und 
auf Hypothesen über die Wirkung wirtsdiaftspoli- 
tisdier Datenänderungen. Der Grad der Unsidier- 
heit ist nalurgemäß um so größer. je unregelmäBiger 
die Zyklen verlaufen und je mehr man mit Annah- 
men und Hypothesen arbeiten muD. Außer durdi 
die übliche Unsidierheit wird die Prognose diesmal 
nodi durdi zwei Umstände ersdiwert: 

- Zum einen hat die Aufwertung das Schätzrisiko 
erhöht. Obwohl eine Aufwertung allenthalben 
erwartet und in den Terminkursen sdion eskomp- 
tiert worden war. mag der gewählte Aufwer- 
tungssatz für viele überrasdiend hodi ausgefal- 
len sein. Uber die Riditung der Aufwertungs- 
wirkung kann es zwar keinen Zweifel geben, 
aber wir wissen weder. um wieviel der tatsädi- 
lidie über dem erwarteten Aufwertungssatz lag, 
nodi können wir das Ausmaß der Aufwertungs- 
wirkungen e in igemden sidier absdiätzen; denn 
Währungsaufwertungen sind bisher so selten 
vorgekommen. daß man nidit auf genügend Er- 
fahrungswerte zunidrgreifen kann. 

- Anders als in den meisten fniberen Jahren gibt 
es diesmal im November nodi keinen Entwurf 
des Bundeshaushaitsplans für das n ä h t e  Jahr. 
AuBerdem haben viele Gemeinden ihre Planun- 
gen nodi nidit abgesdilossen, weil über die finan- 
ziellen Auswirkungen der Finanzreform nodi 
keine Klarheit herrscht. über die Grundlinien 
der Finanzpolitik der neuen Bundesregierung 
liegen nur Absiditserklärungen vor. 

die Produktion im ersten Halbjahr 1970 nodi kräftig 
steigen wird. Audi die Tatsadie, d d  viele Tarif- 
absdilüsse vorgezogen worden sind, erlaubt es, das 
Lohn- und Kostenniveau im ersten Halbjahr 1970 
besser zu sdiäizen. Die Unsidierheit über die Ent- 
widrlung im zweiten Halbjahr 1970 wird dadmdi 
aber kaum vermindert. 

1BL Neben jenen Zukunitsinfomationen, die als 
gesidiert anzusehen sind, enthält die Prognose nur 
Aussagen über die Riditung und die ungefäbre In- 
tensität der künftigen Tendenzen; diesen Aussagen 
messen wir zwar die hödiste. aber nidit unbedingt 
eine hohe Wahrsdieinlidikeit bei. Wir kleiden un- 
sere Vorstellungen nur deshalb in - sdieinbar - 
exakte Zahlenanaaben. weil wir das Bündel unserer - .  - - - ~  

Erwartungen dem Konsistenztest einer volkswirt- 
sdiafuidien Gesarntredinung unterwerfen. Dies er- 
fordert. daß wir audi überjene Größen eine kon- 
krete Aussage wagen. über die man eigentlidi nur 
wenig weiß. Wo die Sdiäizrisiken ins Gewidit fal- 
len, werden wir sie angeben; denn es handelt sidi 
dabei um Risiken, die die Wirtsdiaftspolitik 1870 zu 
gewärtigen hat. 

166. Ebenso wie im letzten Jahre behandeln wir. 
bevor wir die von uns für wahndieinlidi gehaltenen 
Tendenzen in Form einer volkswirtsdiafUidien Ge- 

l) Ahnlidie Dberlegungen gelten selbstverstlndlidi auh  
für andere Bereidie der Wirtsdalt. audi für die Land- 
wirlndialt. 

') Da soldie Unternehmen häufig Monopolmadit haben. 
kann der Fall nidit ausgerdilosaen werden, da0 sie 
bei der Preiriixiemng künfligen Kortensteigeningen 
vorgreifen. Soldes Verhallen ial aber sicöer nidt auf 
die dffenllidien Unternehmen besdiränkt. Es oibt nur 
wenige Markte. aul denen die Preise von ~ a g z u  Tag 

164. Andererseits wird die Prognose für 1970 da- mf  Verändeningen der Na&frage und der Kosten 
durdi etwas erleiditert. daß wir aufgrund der hohen reagieren. So gesehen sind audi viele Preise in der 
Auftragsbestände ziemlidi sidier sein können. daß gewerblihen Wirtdal t  administriert. 
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samtrechnung aufzeigen. die autonomen Faktoren, 
die für die Entwidrlung der Gesarntkonjunktur be- 
stimmend sind. Zu diesen zahlen der Verlauf der 
Weltkonjunktur und die Haushaltsgestaltung des 
Staates. 

I. Dls Wellkonlunkiur Im Jahre 1970 

187. Die Expansion der Weltwirtschaft wird sich 
im Laufe des Jahres 1970 verlangsamen. weil sich 
die nordamerikanische Konjunktur weiter abschwä- 
chen und in der zweiten Jabreshälfte auch in West- 
europa die Nachfrage etwas langsamer als bisher 
expandieren wird. Trotzdem werden in Westeuropa 
immer mehr Engpässe auftreten; der Produktions- 
zuwachs mull sich schon aus diesem Grunde ver- 
mindern. Da sich die Preissfeiaerunaen unter diesen - - 
konlunkturelien Bedingungen erfahmngsgemaß eher 
noch beschleunigen. durfte der restriktive Kurs der 
Wirtschaftspolit8k in den meisten Landern verscharft 
werden (Ziifer B) .  Eine hohe Auslastung des Pro- 
duktionspotentials und ein hoher Beschäftigungs- 
grad sind aber bis weit in das kommende Jahr hin- 
ein gewährleistet. 

1ü6. In den Vereiniaten Staaten wird das Temoo ~ ~ -~~ ~~ 

~ -~ 

der Nachfrageexpansion weiter nachlassen. ~ i e  
neuesten Unternehmerbefragungen scheinen jeden- 
falls eine Verschlechteruno des lnvestitionsklimas " 
anzuzeigen. Dies mag sich daraus erklären, da0 
vom I. Januar 1970 an die Steuergutschrift für In- 
vestitionsausgaben (7 vH) wegfallen soll. daß Kre- 
dite so teuer und so knapp wie noch nie und daß die 
Gewinne schon seit einiger Zeit riidrläufig sind. Die 
lnvestitionsausgaben der Wirtschaft dürften nach 
acht Jahren ununterbrochener Expansion erstmals 
abnehmen. Hinzu kommt. da0 von den Lagerdisposi- 
tionen, wie immer wenn die Abratzaussichten un- 
günstig sind, kontraktive Tendenzen ausgehen. Die- 
sen Tendenzen wirkt allerdings entgegen. daß das 
Einkommen der privaten Haushalte zumindest im 
ersten Halbjahr I970 noch ziemlich kräftig zwieh- 
men wird; auch werden die Bundesausgaben. die 
während des Jahres 1969 zurückgegangen waren. 
wieder steigen. Die Gesamtnachfrage dürfte alles in 
allem n& zunehmen. 

In dieser konjunkturellen Situation hängt die Ent- 
widrlung sehr stark davon ab. wie sich die wirt- 
schaftspolitischen Instanzen im Konflikt zwischen der 
Vollbeschäftigung und der Preisstabilität entschei- 
den: geben sie den Restriktionskurs zu früh auf. so 
wird die Chance für eine nachhaltige Dämpfung des 
Preisauftriebs vertan; halten sie ihn zu lange durch. 
droht eine Rezession mit beträchtlicher Arbeits- 
losigkeit. Da erfahmngsgemän der farbige Bevölke- 
mngsteil am stärksten betroffen wird. höhere Ar- 
beitslosiakeit also verstärkte Rassenkonflikte he- 
deutet. ist zu erwarten. da8 die Regiemng dem 
Beschäftigungsziel Priorität einräumen wird. 

188. In Frankreich dürfte das Beschäfligungsniveaii 
und der Auslastunasarad hoch bleiben. Zwar wur- 

die binnenwirtschaftliche Absorption zurii&zudr<in- 
gen. Die Abwertung des Franken soll aber dafih 
soraei. daß die Wiederherstellunq des aullenwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts ohne Rückgang im Aus- 
lastungsgrad des Produktionspotentials wiederher- 
gestellt wird. Auch wegen der Abwertung ist da- 
mit zu rechnen. daß das Preisniveau weiter kräftig 
steigen wird. 

170. In Italien wird sich der Aufschwung, der seit 
Mitte 1967 anhält. forlsetzen. Die Investitionsnei- 
gung ist nach neuesten Umfrageergebnissen unver- 
ändert hoch und das Staatsbudget läßt wiederum 
kräftige expansive Wirkungen erwarten. Der pri- 
vate Konsum wird beschleunigt zunehmen. da die 
Löhne seit Mitte 1969 - nicht zuletzt im Zusam- 
menhang mit einer Welle sozialer Konflikte - er- 
heblich steigen. Damit wird sich auch der PreisauC 
trieb beschleunigen, der bis rum Frühjahr 1969 ge- 
ring war. Wegen der kräftigen InlandsnaMrage 
scheint die Expansion auch dann nicht gefährdet. 
wenn der Exportanstieg inlolge einer Konjunktur- 
abschwächung in anderen Ländern oder der ver- 
schlechterten Wettbewerbsposition nachläBt. Nur 
wenn die sozialen Konflikte unerwartet stark um 
sich greifen sollten. könnte die lnvestitionsneigung 
so sehr beeinträchtigt werden. da0 es zu einem 
Konjunkturrückgang kommt. 

171. In den anderen Ländern Kontinentaleurapas 
wird sich die Expansion zunächst nur wenig ab- 
hwächen, da sie weitgehend von der Nachfrage- 
entwidrlung in der Bundesrepublik. Frankreich und 
Italien getragen wird. In der zweiten Häifte des 
Jahres könnte es jedodi bei einem Nachlassen des 
Aufschwungs in den gro0en Ländern auch in einzel- 
nen kleineren Volkswirtschaften zu einem Rüdrgang 
im Auslastungsgrad kommen. Der Preisauftrieb wird 
sich in diesen Ländern nicht abflachen. zumal die 
Aufwertung der D-Mark deren Einfuhren verteuert. 

172. In GroDbritannien wird sich die Expansion 
wahrscheinlich fortsetzen. obwohl sie aus zahlungs- 
bilanz~olitischen Gründen aeziiaelt wird. Da sich - ~ ~ - - -  . ~~~~ ~ - -~ 
inzwischen hoffnungsvolle Ansätze zur Uberwin- 
duns des langanhaltenden auBenwirtschaftlichen 
~n$eich~ewichts gezeigt haben, rerhnen wir nicht 
mit einer weiteren Verschärfung der Restriktion; 
es ist vorerst aber auch keine Lodrerung zu erwar- 
ten. da sonst eine dauerhafte Beseitigung des Defi- 
zits nicht möglich erscheint. 

173. Der Preistrend in der Weltwirtschaft wird sich 
1970, wenn überhaupt, erst gegen Ende des Jahres 
abflachen. Da die Bundesrepuhlik aufgewertet hat 
und Italien in eine Phase des beschleunigten kon- 
junkturellen Preisauftriebs kommt. in den Vereinig- 
ten Staaten der Höhepunkt des Preiszyklus über- 
schritten zu sein scheint und auch mit der Abwer- 
tung des Iranzösischen Franken die internationalen 
Preisdiveraenzen verrinaert wurden. dürfte die - - - ~  

~ahrscheikichkeit. da0 iahlungsbilaizungleichge- 
wichte 1970 wieder zu so akuten Schwierigkeiten 
wie in den letzten 24 Monaten führen. gering sein, 

den ~reditrestnktimin,  Kurzungen der offentlichen zumal 1970 erstmals ~ondeniehungsrechie (3.5 Mrd. 
Ausgaben und Steuererbobungen vorgenommen. um Dollar) zugeteilt werden. 
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Die vorausiehbare Enlwldclunp 

Zur Awiandakonjunktnr 

'1 aueur: OECD. 
1) Eigene Smatrung nadi Inlormationen auslandlwAei Institute und internatbnsler Organlsallonen. 
9 Waionoiohibi d u  adit vlditigslen Außonbaodcliparlner der B u h m p u b l i t  miammPogerogeo mlt den Anlallen am wesb 

deutwAen Warrnerpoil 1W. 

Land 

Frankreldi ............ 
Italien ................ 
Nlederlade ............ 

.... Belglen-Luxemburg 

Schweiz ................ 
Orterreid~ .............. 
GmBbrltannien ........ 
Verelnlgte Staaten ...... 

Expansion der fiir die 
wesldeuLldle Wirtdaft 
relevanten Expormllrk. 
teq ................. 

174 Für die Nachfrage nach westdeutschen Expor- - Der Kostenanstieg wild unserer Schätzung nach 
ten ist die anhaltende Hochkonjunktur in West- im Laufe von 1970 die Exporte um ehva 3 vH 
europa von pröflerer Bedeutung als die Konjunktur- verteuern. 
abschwächuÜg in den vereinigten Staaten; rund 
zwei Drittel unserer Warenausfuhren gehen in west- 
europäische Länder. Da hier der Aufschwung 1970 
no& anhalten wird, ist au& weiterhin mit einem 
kräftigen Sog der ausländischen Nachfrage zu rech- 
nen (Tabelle 15). 

Wir rechnen damit. daß zunä&st die D-Mark-Preise 
der Ausfuhr um den Satz der Exportsteuer siolen 1). 

so daß die Dollarpreise um etwa 3'12 vH höher sind 
als vor der Aufwertung. Im Verlauf des Jahres 1910 
wird sich die Ausfuhr weiter verteuern, unserer 
Schätzung nach ebenso stark wie dle Pieise der aus- 
ländischen Konkurrenten. Damit bliebe die relative 

Anwl am 

1 175. Will man die westdeutsche Ausluh iiir IglO Ve*euenuig von 3'/* vH -Ludest im Jahre 1-0 
bestehen. Das Auslanäsgeschaft wird d a d d  aber 

7.5 12.3 +W/ i  +4 +7 + 5'1, +23 +I0 

4.4 7.6 +6'h +7 +4 + 5'1, +P +19 

1 5  10.2 +5 4 +7 +5 +15 + 9 

1.2 7.5 +6 4 +4 +4'h +I9 + 9  

1.0 5.7 4 +4 +3 +4 +15 +14 

0.7 4.4 +Sc/. 4 +3 +3'/s +I3 +10 

6.0 4.0 +2'/s +3 +4 +3'/s + 5  +Y/ ,  

51.2 10.9 +3 + I  4 +4 + 9 + 6'1s 

X X X X X X 16 10 

BmtUI- 
;~z la lp r~d~ i t  

(real) '1 

l9ö9 I 1970 

Brutto- 
sm1~1- 

pmdukt 
der 

OECD I) 

.. P-- P-~-  .......... ~~~ - 

Preisentwi&lung im Ausland auch die wi;kungen nU1 Wenig beeinträchtigt werden, weil vor der Auf- 
der Aufwertung. des Wegfalls der Exportsteuer und wertung sicher n d  Preiserhöhungsspielräume be- 

des weiteren inländischen Kostenanstiege berü&- standen haben. A u B e h  wurde ein großer Teil 
aihhincn: der Exportgex5äfte. die im ersten Halbjahr 1970 

m m -  
deutschen 

expert 

=-- 
abgewi&elt werden. schon vor der Auiwertung 

- Da vor der Frelgabe der Wedxselkum der kont~hiert .  All dies IäBt uns erwarten. da8 das 
Kassakurs am unleren Interventionspunkt stand Ausfuhmolumen I970 um 8 vH zunehmen wird. 
und ein Teil der Aufwertung in Teminabschld- 
gen eekomptiert war, beträgt der tateächliche I) Die Aussage bezieht sidi aul h Index der Aulluhr- 
Aufwertuigssatz nach der Fixierung der neuen kontrsktprelss.  er AusfuhrpreisIndex in den- 
Parität nicht 9,3 vH, sondern nur etwa ?'/: vH. wirtsdmftiidien Gesamtredinungea \yitP mit Hufe dar 

%o~sdmittn*srte der Aurfubr ermittelt Ln denen - Der Wegfall der Exporlsteuer entlaste1 die v i t  raitutimr 
Warenauefuhr um etwa 4 vH. V J m a  ~&&@&t. 

Verllndening gegenüber dem Vorjahr In vH 

ReisIndex des 
Brutto- 

aodalprodukli') 

1969 1 1970 1968 

vH 

Warewlnfuhr 
Inomind) 7 

1969 I IaM 



Dle dffenllldien Hat 

II. D k  M I k h o n  Hawhilb Im Jmhm 1010 

1iü Na& den vorliegenden Informationen kann 
man damit rechnen. daü die Ausaaben d e r  öffent- 
It&en Haushalte (~ebietskörpersdiaften und Sozial- 
versichemng) um Jahre 1a10 um 9'11 vH und damit 
e t w  stärker zunehmen r e d e n  als im Jahre 1969. 
Die Ausgaben der Gebietttitperrchaften steigen 
vermutlich mit 10'11 vH etwas krilftiger. die der 
Sozialversicherung mit 5 vH dagegen erheblich 
s&wä&er. Zu dem starken Anstieg bei den Ge- 
bietskörpersQniten dürfte vor allem der Bund bei- 
tragen. dessen Ausgaben - den bisher bekmnnt- 
gewordenen Planungen zufolge - um etwa 13 vH 
zunehmen werden. 

I n .  In tibereinstimmung mit der mittelfristigen 
Pianzplanung dürften die Investihimen der Ge. 
bietskörpenchaften 1970 überproportional steigen 
(ll'li vm. Vom Bund werden kräftiae ImDulse auf 
den ~ i e m a u  ausgeben, dagegen ist damit  zu r ed -  
neu. da8 dle Bauausgaben der Gemeinden kaum 
stärker zunehmen werden als in diesem Jahre 
16'18 v m ;  jedenfalls deuten die vorsimtiaen In- 
&stitionsp<anungeo der Gemeinden derauf hin. f ies  
mag damit zusammenhangem. &B die Auswirkungen 
der Finanrreform noch ni&t voll zu Übersehen sind. 
Au& die konsumtiven Ausoaben werden kraftia - - 
steigen. vor allem wegen der zu erWadenden Besol- 
dungserhöhungen. Spmnghaft werden si& die Sub- 
ventionen erhöben, bedlngt du?& die Ausalei&s- 
zahlunaen an die lanbwntsdiaft im ~ a h m i n  der ~~~ ~~~ 

~grarp;eisregelun~ nach der Aufwertung. Bei den 
Einkommenaibertragwgen wird zwar die Erhöhung 
der Kriegsopferrenten zu erhehlaen Mehraufwen- 
dunoen filhien; dem stehen aber ein geringerer AUS- 
gab&zuwa&s der Rentenversi&emig und ein Aus- 
gabenrüdxgang der Krankenvemi&emng gegenuber. 

1iü Die Einnahmen der öffentlt&en Haushalte 
werden nach unserer S&ätning 1870 um etwa 9'11 
vH zunehmen. Beim Steuerauikommen wird si& 
der starke Anstieg von 1969 (1Y/t vH) ni&t wieder- 
holen. insbesondere wegen einer Reihe von Steuer- 
senkungen wie der Vedoppelung des Arbeit- 
nehmerfrelhetrages, des Abbaus der Ergänzungs- 
atgabe. des erböhten Vorsteuerabzugs bei Agrar- 
emugnissen und der Senkung der Investitionsteuer. 
Bei der Sozialversi&enrng ist der 'Ennahmenzu- 
wachs der Rentenwnrichenrna sehr hoch. der der 
Krankenveroichemg jedoQ gering. da die.~eiuags- 
sätze im Zusammenhang mit der Lohnfortzahlung 
gesenkt werden. 

Iiü. Tabelle 16 zeigt die Ausgaben und Einnahmen 
der Gebietskötpgrschaiten einschlieBli& der Sozial- 
versidwnrng in der Abgrenzung der volkswiit- 
s&aftli&en Gesmtreehnungen; diese GröBen sind 
nlmt ohne welleres mit den Zahlen der Finanrsta- 
tistik verglei&bar. Na& den Gesamtreehnungen er- 
gibt si& 6ür die öffen«i&en Haushalte ek&äe!3- 
li& Saialversi&erung im Jahre 1970 ein Fiman- 
ztemngsübers&uB von 7 Mrd. DM gegennber knapp 
6'1. Mid. DM im Jahre 1966. Bei den Gehietskörper- 
s&aften werden die übers&üsse etwas kleiner sein 

als 1966. Demgegenikber kann dle Sozialversi&e- 
mng ihre Reserven kräftig aufstodxen. vor allem 
wegen der Anbebing der Beitragssätze in der 
Rentenversi&emng '). 

1m. Versu&t man. M t &  wie fiir 19a9 piifem 
119 L). auch für 1970 die konjunkturellen Wirkun- 
gen der Haushalte der Gebietskötpers&aiten ab- 
zuschätzen, so ergibt sich. daü die zu erwartende 
Ausgabensteigemg leicht expansiv wirken wlrd 
(Tabelle 9 zu Zlffer 1191. Bei einem WaQstum des 
~roduktionspotentials von 4l/1 bis 5 vH und einem 
.konjunLturneutnalen' Anstieg des Preisniveaus 
des Bruttosozial~rodukts'I von ~ n d  3 vH warendie 
öffentüdwn ~ & a b e n  dann konjunktumeutral, 
wenn sie um knapp 8 vH über dem konjuuitur- 
neutralen Hausbaltsvolumen für das Jahr 1- 1ä- 
gen; das wären 10 vH mehr gegenüber den ge- 
sdiatzten Ist-Ausgaben im Jahre 1968. 

Zur Kompensation der expansiven Wirkungen in- 
folge der zu erwarienden Steuerrechtsändenrng und 
der Entzugswirkungen des Progressionseffekts im 
Steuersystem Ware iür einen konjunktumeutralen 
Haushalt im Jahre 1970 per Saldo ein geringerer 
Anstieg der Ausgaben um mnd 0.8 Mrd. DM d e r  
knapp einen haben Prozentpunkt eriorderll&'). 

1 1  Bezieht man die Sozialversi&emg, deren 
Ausgaen etwas weniger stark steigen als die der 
Gebietskörpers&aften, mit in die Betradtung ein, 
so dürite der lei&t expansive Effekt, der von den 
Haushalten der GthietskörpersQniten ausgebt. 
durch einen entspredRnden kontmktlven Effekt bei 
der Saialversi&eiung kompensiert werden. Der 
Gesamthaushalt des öffentlichen Sektors dürfte dem- 
n a h  im Jabre 1970 annähernd konjunktumeutral 
sein. 

') Dabei ist beni&si&tiit, da8 der Rentanvenl&emng 
dorrh den Wegfall der KranLeoversi&eruogsbeitr6ge 
der Rsntoer Mehraulwendmgen In Habe von 700 Mut. 
DM entstehen. 

'1 Für 1970 setzen wir elnen gegenaber lW9 stärkeren 
Anitiag das Preisniveaus des iInittou>zlalprodukts als 
.konfunLturneutral' an. weil anzunehmen Iit, da8 
Si& die von den Privaten erwartete InflaUonsrate er- 
hbht hat. 

') Dle Steuareinnahmen des Jahres 1970 werden (nadi 
der Kaisenrhnung) voraussi&tü& um 12.8 Mrd. DU 
oder 9.1 vH gegenUher dem VorJabr zunehmen. DM 
waren ~ n d  08 Mrd. DU weniger, als bel konstanter 
Steuerbelastungsquote zu erwarten Ist. Die wl&Ugaten 
Komponenten dieser Entwi&lung des Steuerauf- 
kommens sind: 
Steuernindereinnahmen in Hbhe von 
(t) 08 Md. DU wegen der Verdoppelung des Ar- 

beitnehmerireibetrages. 
(2) 0.3 Md. DM aulgmnd d e ~  Abbaus der Bqao- 

zungaabgabe. 
(3) 0.8 Mid. DM wegen d u  erhöhten pavsdmlierleo 

Voriteueiabzuga liir dle Landwirte. 
(4) t,5 Md. DU wegen der Smimg der lnveatitlon- 

Steuer zum I. Januar 1970 und 
(5) 0.8 Mrd. DU wegeo des Portlalli des au8en- 

wirtsdiaftll&en Ahd&ewge.geietres; 
Steuemehreiiinahmeii io Höhe von 
(6) 3.2 Mid. DM aufgniiid der Pmfireutoniwirkung 

im Steuersystem (als Restposten ermlttslt). 
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182. Ein konjunkturneutraler Haushalt im Jahre 111. Die VOmuuldllildle Eniwlcklung der 
1970 aber ist möaiidierweise nidit koniunktur- Blnnenkonlunkiur 
geredit: Werden nämlidi die ~taatsausgaben von 
dem nicht-konjunkturneutralen Niveau des Jahres 
1969 auf ein konjunkturneutrales angehoben, so be- 
deute1 dies. d,aß die Slaatsausoaben. für sidi aenom- ~. - .  
men. zu einer erhöhten Auslastung des Produktions- 
patentials beitragen. Waren aber die Kapazitäten. 
wie im Jahre 1969. voll ausqelastet. so muD man 
befurditen. daD der Versudi. iie Stddtsausgaben im 
Jdhre 1970 rar* duf das konjunkturneutraie Niveau 
anzuheben. zu Preissteigerungen führt. wenn nidit 
in en t sprehndem Umfange private Nadifrage (ins- 
besondere aus dem Ausland) ausfällt oder zurück- 
gedrängt wind. Da unseren Erwartungen zufolge im 
ersten Halbjahr 1970 die private Nadifraqe eher 

183. Das Schwergewicht der internen Nachfrage- 
expansion sdieint sidi I970 von den Investitionen 
zum privaten Verbraudi zu verlagern. N a h  dem 
Ifo-inveititionstest plant zwar die verarbeitende 
lnduslrie 15 vH mehr Investitionen als im ablaufen- 
den Jahse, da aber die Meldungen &on vor der 
Freigabe des D-Mark-Kurses und damit audi vor 
der Aufwertung abgegebw wurden. könnten sie 
sidi als etwas iiberhöht erweisen. Andererseits neh- 
men wir an, daD der Handel. die Dienstleistungs- 
bereidie und der Verkehrsseklor 1970 ihre Investi- 
tionen kräftig ausweiten. 

nadi verstär-kt zunehmen dürfte, wäre es konjunk- Die gegenwärtig nodi sehr hohe Inwstitionsneigung 
turgeredit. wenn der Staat zunähst  konjunktur- wird sidi voraussidittidi etwas verringero; das  Aus- 
dämpfend wirkte. und erst im zweiten Halbjahr. maß dieser Tendenz ist jedoch sdiwer vorauszu- 
wenn sich die private Naddrage möglicherweise alb- sagen. d a  man nidit weiß. ob und gegebenenfalls 
sdiwädien sollte. eine expansivere Ausgabenpolitik wie stark die Aufwertung di,e Absatzerwartungen 
betriebe. dämpfen wird. Au1 die lnvestitionen wird sidi dies 
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l n n a b m e n  und Ausgaben des Staates ') 

Schätzung für das Jahr 1969 und Prognose für das Jahr 1970') 

Anteil Veiändening gegenüber I Mrd'DM / inVH ( dem Vorjahr invH 

Einnahmen insgesamt ................................ 1%,9 IW + 14.5 + 93 
Steuern ............................................ 
Sozialversidieningrbei(räge ........................ 
Sonstige laufende Einnahmen ........................ 
Vermögensübertragungen .......................... 

Ausgaben insgesamt .................................. 

Staatliverbraudi 

Einkommenrüberiragungen .......................... 
Private Haushalte ................................ 
Unternehmen und übrige Welt .................... 

Zinsen ............................... .. .. .... ..... 
Vermögenrüberiragungen ...................... ... . 
Investitionen9 

Finanrierungosaldo 'J ................................ 
Gebietskörpersdiaftem7 ........................... 
Soziaiversidierung') ................................ 

I) Gebieukärprr&aften und SorialversiQerung. 
Eigene S&btrung; Verändeiungrialrn gerundet. 

I] NetLoinv~slllio~e~. 
UbeiadiuB: +, Delizil: -. 

62 
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aber wohl erst in der nveiten Jahreshälfte aus- 
wirken. Denn bis Mitte 1970 .ist der Verlauf der 
Ausrustungsinvestitionen duroi ddie auhrgewohn- 
I i o i  hohen Auftragspolster ben den Invertiiionsguter- 
industrien vorgezeichnet. Diese entsprachen im Sep- 
tember einer Produktionsdauer von fast seois Mo- 
naten Angesihls dieser Naoifragermur durften die 
Auslieferungen inden nachtirteo Mooaten allein duroi 
die verfüqbaren Kapazitäten bestimmt sein. Für das 
zweite ~äbbiahr  halten wir es iedooi für wahr- 
soieinlioi. da6 die ~ a ~ a r i t ä b a u s l a ~ t u n ~  der fnvesti- 
timsgüterimiustrien etwas zurudrgeht. Unserer be- 
sten Settung n a h  werden die ~Üsrüstun~sinvest i-  
tionen in der ersten Jahreshälfte dar entspreoiende 
Vorjahresniveau nooi um 20 vH und in der zweiten 
Jahreshälfte um etwa 10 vH übertreffen. 

Was die Bauinvestitionen anlangt. so ist, wie schon 
im ablaufenden Jahre. auch 1970 wieder eine starke 
Nachfrage von der gewerblioien Wirtsdvaft zu er- 
wacten. Der Wohnungsbau wird dagegen real kaum 
zunehmen; die Ausgaben für Wohnbauten werden 
jedooi w e n  der voraussichtlioien Baupreissteige- 
rung um 5 bis 6 vH höher sein als 1969. Für die 
Entwidrlung der öffentlichen Bauinvestitionen liegen 
nur wenig lnformationen vor; wir unterstellen eine 
Zunabme von reidulioi I0 vH (Ziffer l77), die vor- 
aussioitlioi zum gröDten Teil auf den Tiefbau ent- 
fallen dürlite. 

104. Starke Expansionskräfte werden 1970 von den 
Verbrauoisausgaben der privaten Haushalte aus- 
gehen, insbesondere inder ersten Jahreshälfte 1970. 

in der das verfügbare Einkommen den Vorjahres- 
stand um 11 vH übertreffen dürfte. Entsoieidend für 
diesen Zuwaois ist die kräftige Lohnanpassung, die 
im September 1969 einsetzte. Die Wbertragungsein- 
kommen erhöhen sioi dagegen nur langsam. weil 
für die Rentenerhöhung mooi aioit die Hodikon- 
iunkturdaten maßoebend sind und die Krankenaeld- ,~~~ ~~ - d 

Zahlungen wegen der EinFührung der Lohnfort- 
zahlung zum größten Teil entfallen. Bei den Gewinn- 
entnahmen und Vemöaenseinkommen reoinen wir 
mit einer geringeren Zunabme als 1969. Aufgrund 
der Erfahrungen aus vergleioibaren Jahren unter- 
stellen wir einen leioiten Rüdrgang der Sparquote. 
Der private Vedbrauoi steigt dann 1970 um rund 
10 VH. 

1 Im Zuwachs des Staatsverbrauois, den wir 
auf 11 bis 12 vH soiätzen, soilagen sioi vor allem 
die Lohn- und Gehaltserhöhunaen im öffentlioien 
~ien.1 nieder.die ab I ~anuar'l970 gewahrt wer- 
den AuDerdem werden im Verteidqungsbereioi d ~ e  
Saoiausaaben wahrsdieinlioi wieder erheblioi hober 
sein als in den letzten Jahren. 

188. Zusammen mit der Ausfuhr und den Vorrats- 
verinderungen ergibt sioi eine Gesamtnachfrage 
von annähernd 790 Mnd. DM; das bedeutet gegen- 
über 1969 eine Expansion von 9'1s vH. 

187. Für das reale Bruttosozialprodukt erreoinet 
sioi ein Zuwaois von 5'1, vH im ersten und von 
3'h vH im zweilen Habjahr 1970. jeweils verglioien 
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Einkommen und Verbrauän der prlvaten Hauhalte 

Soiätzung für das 2. Halbjahr 1969 und Prognose für das Jahr 1970 ') 

Mrd. Anteil Veränderung gegenüber dem enIspre&eoden I DM I invH I Vorjahrerreitraum in  vH 1 
Nettoeinkommen aus 

unrielbsfbdiger Arbeit ............ 
Ollenlli& Einkommensiibertragungen 

Privatentnehmen und 
Vermögenseinkommen ............ 

i( Ubertragu~gen .................. 

186,' 55.3 + I 0 3  +12,0 + 9.5 +11.5 +14,5 +10,0 

73.5 2 7  + 5.5 + 5.0 + 5.9 + 7.0 + 4.5 + 5.5 

86.3 25,5 +I4,5 + 9.0 +18.0 +12.5 +10# + 84 

8.4 2.5 

Verfügkri. W o u u  . . . . . . . . . .  3 3 . 3  103 +ll,O + l l l  +10,5 + l I P  +1IJ + l 5  I 
Pnvaler Verbrau& ................ 

S~arwote4 ........................ 

297,3 67.9 +10,0 +10.0 + 9.5 +10,5 +11.0 + 9.0 

X 12.1 12.7 12.5 11.7 13.8 1 1 s  13.1 

'I Usene s rna t r~s ;  Veränderungiiaten gerundet. 
3 Ersparnis In rH de. verlügbaren Elnkommeiu. 
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Gmiutiurhnige 

Sm~tzuog Ni da8 2. Halbjahr 1868 und Fmgnore fir daa Jahr 1910') 

mit dem Vorjahr. Daa Sozialproduit wird alao 1979 
um 4'1s vH g r ä h r  sein als 1868. Dabel sind w h  da- 
von ausgegangen. daü das Arbeltsvolumm & 
geringFüglg zunlmmt NamentliQ die Anzahl der 
ausländischen ArbeitskrüHe wird lm Sog des Bwms 
weiter stelgen - von JahresdurQsdmitt nn Jahres- 
durdsdmitt um dämiiigsweise 200 000 bla 150 000. 
Dle h e h l  aller Erwerbstätigen wird SI& daber 
nod, um nind I vH erhöben. 

Idam3.ns&lrsg. .......... 
Bnitu>anlageinvestitionen 

........ A~illrtungm 

h t e n  ................ 

Vorratawräudmuig .... 
Stastswrbraura ........ 
Privater Verbrad ...... 

Den Rodukiint~t8zuwaQa aQlltzm wlr auf 4 vH. 
Dabei b t  der prcdukMvitatacteigemde Effekt Ln 
Redmuog gestellt. der rnlt den hohen investitioiien 
nur dem Jahre 1889 verbunden bt uid Mr den wlr 
mlideaieni 5 vH msekm. Dem .lebt j e d h  gegm- 
aber, daü dle ArbeitdtszlpUn bei langanhaltmder 
Hhbesmaftlgung etiahnmgagemal) ehtm nacülaßt 
urd daü die Kapwdtahiausiastung In der zweiten 
Jahrenhaüle leimt nir(l&geht. 

512.4 2 +12# +IOP +12,2 +12# +Il#  + 9.3 

111.3 I@# 1 8  +ISP +18A +I8# +IO# +I05 

58.3 8.1 +*P +14,0 +S1.1 +225 +ND +@5 

63,D @P +!I# +I15 + 7 5  +ISS +la# +I15 

+I02 + IA (+125)7 (+ 8.49 {+ 8,Ej6)7 (+ 3537 (+ 3.5)') (+ 2537 

8I,7 13.1 +IO# +I15 + 8 +Il# +12# +Il#  

297.3 4ü,5 +10,0 +10# + 0 5  +I05 +ll# + 9.0 
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p o m p m i ~ d e s ~ r o d n k b  

SdWzung iür dle Jahre 1968 und 1889. Prognose far das Jahr 1970') 
Verandening gegenüber dem entsprechenden Vorjabresleilraum in vH 

GeaamLna&lrage .......... I 1W +12,5 +I05  +12P +I25 +I!# + 8 5  

Bnittoinlandrprodukt 
LnRelaamn185( ............. +7,4 7 +4S +W 6 +W +55 

1) MI Vedudmwmralm 101 du 2 H.ml.hr 1üW aowh 101 dle Jahre 1068 und Iüiü i h d  gemndet. 
1 Brnt~n idmbpd& Ln Rehen vm 1PU 1. Blimbl-sbmde. 
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ENTWICKLUNG WICHTIGER KOMPONENTEN DES SOZIALPRODUKTS 

- WATZUNG FUR DAS 1.HALWAHR 1969 UND PROGNOSE FUR DAS JAHR 19A- 
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Dle vorauasehbnre Enhvldrlung 

Der hohe Auslartungsgrad des Produktionspoten- 
tials vom zweiten Halbjahr 1969 wird audi im ersten 
Halbjahr 1970 erhalten bleiben. Im Laufe des Jahres 
dürfte er jedodi etwas sinken und sich gegen Ende 
des Jahres dem Niveau nähern, das im Durchsctinitt 
des Jahres 1965 erreidil wurde. Sollten allerdimrs 
die Unternehmer die Nomlisierung der ~apazitäis- 
auslastung als Vorboten eines neuen Absdiwungs 
werten. so könnte es 1971 zu einem Konjunktur- 
rüdrgang kommen 

188. Die Lohnentwidrlung wird 1970 auBer von der 
Knappheit a n  Arbeitsmarkt in hohem Ma0e von 
der Preisentwicklung und damit von der Wirksam- 
keit der Aufwertung abhängen. Unsere Lohnpro- 
gnose für 1970 ist daher fast ebenso unsicher wie 
unsere Preisprognose. Wir redinen mit Tariflohn- 
absdilüssen in der Grdßenordnung von 9 bis 10 vH 
im ersten Halbiahr und - wenn die Normalisieruna 
der ~a~izitatsiuslastung mit einer Entspamiung a i  
Arbeitsmarkt einhergeht - von 7 bis 8 vH Im zwei- 
ten Halbiahr Dabei haben wir unterstellt. da8 d e r  
Anstieg der Verbraudierpmise nidil merklidi über 
den von uns gehätzten Satz von knapp 3 vH 
hinausgeht. Das tariflidie Lohn- und Gehsltsniveau 
wäre dann im Durchadinitl des Jahres I970 um 8 vH 
höher als 1969. 

109. Die Lohndrift dürfte im Jahresdurchschnitt 
1970 redineriscti etwa ll/i vH betragen. Bei dieser 
Zahl ist zu berücksiditigen, daB wir die Uber- 
brückungsgelder, die Ende 1969 in einigen BereiQen 
uezahlt wurden. der Lohndrift zuaehlaaen haben. 
so daD diese im ~ahresdurbhuiit i i iberhkt ist. D,; 
Lohndrift. die wir fur 1970 sdiatzen. betragt eigent- 
lich rund 2 vH. Sie ist etwas niedriger. als wir aul- 
gmnd der stmkturellen Faktoren und der Konjunk- 
turlage erwarteu denn die Arbeitgeber werden nadi 
Einführung der Lohnfortzahlung wahrsdieinlidi 
freiwillige Sozialleistungen kürzen. die sie den 
Arbeitern bisher im Krankheitsfall aewähri haben. 
Das Efiektivlohnniveau Ware demna& 1970 - ohne 
Lohnfortzahlung - um knapp 10 vH hoher als 1969. 

190. Bei dem voraussiditlidien Produktivitätszu- 
wa& von 4 vH bedeutet diese LohnSteigerung 
eine Zunahme der Lohnkosten ie Produkteinheit um 

kung der Kreditpolitik kommt - durdi einen Rüdr- 
gang der Zinssätze. Insgesamt velleibl dennodi 
ein beträctitlicher Anstieg der Stüdikosten. 

191. Die Verieilunasoro~ortionen. die sich im Auf- 
- &  . 

sdiwung zu Lasten der ~ r b e i h h m e r  versctioben 
haben [Ziffern 69,ff.). werden sidi 1970 voraussidit- 
Ir& zugunsten der Arbeitnehmer, aber audi zu- 
gunsten des Staats (einsdilieBlidi der Sozinlversi- 
ctiemngsträger) ändern. Dabei fallan neben den 
kraftigen Lohnsteigemngen die Lohnfortlahlung und 
die Beitiagserhöliungen in der Saialversiaierung 
ins Gewidit. 

- Für die Unternehmen erhöhen alle sozialpoliti- 
sdien Datenänderunrren. audi die Lohnfort- 
zahlung. die ~ohnkoiten. Damit versalediterl 
slcti dle Verieilungsposition der Unternehmen. 
und zwar zugunsten der Arbeitnehmer und des 
steatea. 

- Bei den Arbeitnehmern steht dem Mehr an Lohn 
aus der Lohnforalung ein Weniger an Lai- 
stungen aus der sozialen Krankenversidierung 
gegenüber. Die Einkommensposition der Arbeit- 
nehmer verbessert i ch  nur insoweit, als den 
Arbeitnehmern die K ü m g  der Beitragssätze 
zur KrankenvenldEruna zuuute kommt. die . ~ 

tbezogen auf die aruttolchn- U& -gehaltssumme) 
ehem Lobanstieg von '/t vH entspridit. 

- Für die Unternehmen erhöht die Lohnfortzahlung 
die Lohnkosten (bezogen auf die Bmttolohn- 
und -gehaltssumme) um etwa 1'1~ vH. 

192. Man kann In der Lohnfortzahlung eine Kosten- 
belastung sehen. die die Loberhöhunghapielräume 
der Unternehmen beschneidet. freilich in erster Linie 
zugunsten des Staates und nur zu einem geringen 
Teil zugunsten der Arbeiter. Mit der Intervention 
des Staates wird e h  Teil des Lohunithtands ge- 
kappt, ohne da8 die Arbeitnehmer daraus unmlltel- 
bar Nutzen ziehen. Wollte der Staat verhindern, 
dan es deswegen zu Verteilungskümpfen kommt, 
mü8te er sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeit- 
geber steuerlich entlasten. In der Tat Ist vorge- 
sehen. den Arbeitnehmerfreibetrag zu verdoppeln 
und die Erganzungsabgabe zu senken. 

etwa 5% vH. Es kommen hinz; die Belastungen aus 199. Ende des Jahres 1969 werden sowohl äie der Lohnfortzahlung und den höheren Sorialversi- 
Wfektivlöhne als aud die und äie ctierungwbgaben; dabei handelt es sidi um die 

Erhöhung des Beitragssatzes und der Bemessungs- Preise deutlich Uber dem. Jahresdurmsdinitt Liegen 
(.Uberhang' bei den Preisen, der Produktivität und grenze in der RentenversidRrung. der Bemessungs- 
den Löhnen), um wieviel jeweils sich fmilicti und der Pfliditgrenze in der Krankenversidierung 

und um die Beitragserhohung in der Arbeitslosen. "dit mit der wünsctienswerten Genauigkeit ab- 

versictiening; die in der sozialen sctiätzen. Die .ReallohnlilW. die im Jahresdurcti- 

Krankenversidierung werden im ZuSam. sd"tt 1969 nocti bestand und die wir. auf der Basiu 

menhang mit der Lohnfortzahlung gesenkt. Wir ver- 1965. mit 2'1s vH beziffert haben (Ziffer 76). d0rite. 

ansdilagen den gesamten Kosteneflekt dieser Daten- zu'etzt wegen der DatenandeNWen im sozial- 

ändemgen auf Ilh vH, wovon allein vH auf politischen Bereicti. um die Jahreswende 1989i?0 

die Lohnfortzahlung entfallen. Es ergibt sich dem- aUsgefWLt sein' 
nsdi für 1970 ein Lohnstüdrkostenniveau. das um 
rund 9 vH htiher ist als 1969. Dieser Anstieg wlrd 194 Der krtütige Aastieg der Lohnkosten je Pro- 
zum Teil aufgewogen durch die aufwertungsbe- dukteinheil wird indessen die Gewinnmsrgen der 
dingle Verbilligung der importierten Kostenmter Unternehmen nur wenig sdmäiern, da der starke 
und gegebenenfalls - wenn es  zu einer Sctiwen- Nadifragesog eine weitgehende Ubenvälzung des 
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Elnkommenavertellung 

Schätzung für das Jahr 1969 und Prognose für das Jahr 1970 ') 

Verandenuigen gegen- 
Mrd. DM Anteil iiber dem enuprecheo- 1 I i n v H I  den Vorlahreszeltraum 

...... 1 Neltorarialpradukt zu Faklarkosten (Volkseinkommen] I 
Bmttoeinkammen aus 

umeibstandigei Arbeit .................................... 
Untemehmrtätigkeit und Vermögen ...................... 

Nettoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeil .................................... 
Unternehmertitigkeit und Vermögen 

I 
(ohne Staal) ............................................ 

'I Elgene SdAUuno; Verbndeningrialen gerundet 

Kostenansliegs auf die Verbraumer erlaubt. Das Ein- 
kommen aus Untemehmertätigkeit und Vermögen 
wird daher auch 1970 beträchtlich zunehmen. die - - -  ~- 

Selbstfinanrierungsquote der gewerblichen ~ n l a g e -  
investitionen wird aberetwas sinken. 

185. Die Preisentwicklung haben wir für jede der 
vier großen Untergruppen des Preisindex für die 
Lebenshaltung einzeln gerchätzl. 

Für die Entwickluna der NahmnasmittelDreise ist 

für pflanzliche Erzeugnisse herrscht ohnehin ein 
Uberangebot. Die Preissenkung dürfte deshalb bei 
Getreide. Zucker und Obst sdinell und voll durch- 
schlagen. Nur auf den Kartoffelmärkten, für die es 
keine Marktordnung gibt, dürften wegen des anhal- 
tend knappen Angebots die Preise vorerst hoch 
bleiben. 

Die Preissenkungen werden aller Erfahrung nach die 
Verbraucher nur zum Teil erreichen. Die Verarbei- 
tunqsbereiche und der Handel werden ihre Spannen 

die ~ ~ r a r p r e i s r e g e l & ~  entscheidend. die erganzend erhohen und dies mit steigenden ~ohnkosten be- 
zur Aufwertung getroffen wird. Nach dem Vorschlag gründen. Dennoch redinen wir damit. daD die Ver- 
der Bundesregierung sollen alle EWG-Marktord- brauderpreise für Nahrungsmittel im Durchsdmitt 
nunasnreise der ~undesrenublik um 8.5 vH sin- 
ken- ind die damit verbuAdenen ~rli%einbuEen 
durdi direkte und indirekte Subventionen kompen- 
siert werden. Wir gehen davon aus. daß dies die 
endgültige Agrarpreisregelung sein wird. 

Unter dieser Annahme erwarten wir, daß die land- 
wirtschaftlichen Erzeugerpreise im Laufe des ersten 
Halbjahres den zurückgesetzten Interventions-, 
Orientierungs-. Grund- und Richtpreisen folgen. 
Denn der Wettbewerbsgrad auf den landwirtschaft- 
lichen Abratzmärkten ist hoch; aukrdem wird das 
in- und ausländische Angebot bei widitigen Ernäh- 
mngsgiitern im Frühjahr 1970 reichlich sein. Insbe- 
sondere auf den Märkten für tierische Produkte wird 
es zu einem Angebotsdruck kommen. Dazu werden 
sowohl der zyklisch bedingte Anstieg der Schweine- 
fleihctierzeugung als auch das zusätzliche Rinder- 
angebot beitragen, das durch die Zahlung von Ab- 
schlachtprämien auf den Markt gelockt wird. AuBer- 
demist  damit zu reoinen, daß die Preise für Ge- 
flügel und Eier zurückgehen. Auf vielen Märkten 

des ~ a h r e s  1970 um etwa 2 vH niedriger sein wer- 
den als 1969. 

186. Außergewöhnlidi slarke Preisauftriehstenden- 
Zen sind dagegen bei den gewerblichen Waren zu 
erwarten. Am Jahresbeoinn wird es soaar zu einem - 
ausgeprägten Preissdiub kommen, wenn alle ange- 
kündigten Preiserhöhungen realisiert werden. Wir 
schätzen, da8 der Verbraucherpreisindex für die 
.sonstigen Waren". zu denen hauptsächlich indu- 
striell erzeugte Verhrauchsgiiter gehören und die im 
Preisindex für die Lebenshaltung ein Gewicht von 
reidilidi 40 vH haben, 1970 um 3'11 bis 4 vH höher 
Liegen wird als 1969. 

187. Für die Diensiieistungspreise haben wir eine 
Steigerungsrate von 4 bis 5 vH angesetzt. Sie ent- 
spricht annähernd den Raten der Jahre 1961162. 
Dei Anstieg der Mieten wird sich 1970 etwas ver- 
langsamen. weil. anders als 1969, die Entzerrung der 
Mietrtmktur - Liberalisierung und Mieterhöhung 
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bei den Altbauwohnungen und Mieterhähungen bei 
den Sozialwohnungen - weitgehend abgeschlossen 
ist. Fs kommen deshalb fast nur noch die Iänger- 
frisligen Faktoren zum Tragen. Für den Preisindex 
der Wohnungsnutzung erwarten wir ein um 6 vH 
höheres Niveau als 1969. 

198. Alles in allem ergibt sich daraus. daß der. 
Preisindex für die Lebenshaltung 1970 voraussicht- 
lich um knapp 3 vH über dem Niveau von I969 lie- 
gen wird. Wenn die Teuerungsrate damit nur we- 
nig größer ist als im ablaufenden Jahre. so erklärt 
sich dies aus der Annahme, daß die Preise für Nah- 
rungsmittel infolge der Aufwertung in dem ange- 
nommenen Umfange sinken. was jedoch keineswegs 
s i h e r  ist. Ohne die Preise für Nahrungsmittel würde 
der Preisindex für die Lebenshaltung um 4 bis 5 vH 
steigen. 

199. Für die Einfuhrmengen halten wir 1970 auf- 
grund der Nachfrageexpansion. der Angebots- und 
Preisentwirklung im In- und Ausland und der Auf- 
wertung eine Steigerung um 13 vH für wahrshein- 
lich. Trotz der Aufwertung werden die Importe 
von Gütern der gewerblichen Wirtschaft für die End- 
abnehmer im Jahre 1970 kaum billiger sein als vor 
der Aufwertung. 

Dies ergibt sich daraus, 

- daß die ausländischen Angebote s i h  voraus- 
sichtlich weiter verteuern werden. mit einer Jah- 
resrate von xhätzungsweise 2'1s vH. 
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Prelsentwldrluog 

Schätzung für das 2. Halbjahr 1969 
und Prognose für das Jahr 1970') 

1968 

1969 

1970 

1969 1.Hj. 

2. Hj. 

1970 1.Hj. 

2.Hj. 

I Preisniveau 1 ptivater / I inl."*e 
VerbrauQ pmdukt Ver- 

wendung 

I 

- daß die Aufwertung in den Kassakursen und 
den Terminabrchlägen teilweise vorweggenom- 
men wurde und der tatsächliche Aufwertungs- 
Satz für den Bereich der Einfuhr statt 8.5 vH 
schätzungsweise nur 7 vH beträgt, 

- daB die steuerlichen lmportsubventionen für ge- 
werbliche Waren in Höhe von 4 vH weggefallen 
sind. 

Da in der Bundesrepublik die Preise kräflig steigen, 
bedeutet diese Entwicklung eine spürbare Verbilli- 
gung der Importgüter gegenüber dem inländischen 
Angebot'). Dies und die kräftige Expansion der 
Binnennachfrage rechtfertigen die hohe Steigerungs- 
rate der Importe. 

2üü. Aus der vorausgeschätzten Entwicklung der 
Aus- und Einfuhr erredmet s i h  ein nominaler 
.Außenbeitrag' von etwa 15 Mrd. DM. Das ist zwar 
nur eine Milliarde weniger als 1969. Die Wirkung 
der Aufwertung auf den .Außenbeitrag' wird aber 
im zweiten Halbjahr 1970 stärker zu Buch schlagen 
als im ersten. 

-- 

'J Die lmportpreise ab Grenze werden allerdings n a h  
der Aufwertung niedriger sein als vorher. weil die aul- 
vertungsbedingte Verbilligung hier niht  durdi den 
Wegfall der lmportsubventionen geshmälert wird. 
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AuBeibndel  

Schätzung für das 2. Halbjahr 1969 
und Prognose für das Jahr 1970 ') 

1968 

1969 

1970 

1969 1. H]. 

2. Hj. 

1970 1.Hj. 

1 2. Hj. 

Mrd. DM 
111.5 95.3 

1242 107.8 

Saldo 

Mrd. DM 
+I62 

+18.4 

+ 18,4 

+ 16.3 

f15.0 

f 6.6 

+ 9.7 

+ 8.1 

f 6.9 

Anteil 
des 

Saldos 
am 

Brutto- 
sozial- 

produkt 

WH 
35 

35 

3.5 

E8 

2 3  

2,4 

3.1 

2.0 I 
'1 Eigene Slatrung; Verdodemngiraleo gerundet. 
1 Veränderung gegenüber dem edrprelendeo Var1ohieueit- 

raum. 

'1 Eigene Slblruog; Veihnderungsraten gerundet. 
') Veränderuna gegenfibibei dem rolrprdenden Varjahreszelt- 

,*um. 
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Dle wldiiigsten Daien der Volkawlrtacbaltllämn Geaamtmämungen ') 
Sctiätzung f ü r  das Jahr 1969 und Prognose für  das Jahr 1970 

'I Zahlen f"r das Jahr 1968: Statistir<Iles Bundesamt; Iür die Jahre 1969 und 1970: eigene Smätzuno. teilweise oerundel. 

69 

I Einheit 1 1968 1 1969 1 1970 1 1968 1 1969 1 1970 

Nahfrage in jeweiligen Preisen 

A u f u h r  .. . . . ... . . .... . ..... . .. . 
B~ttoanlageinverlitionen . ..... ..... . .. 

Ausrüstungen ... . ..... . ..... ..... . ... 
Bauten ..... ..... ..... . . .... . ..... ... 

Vorratsverändemng .. . . . . . . . . . . . . . . . .. . 
Staabverbrauh . . . . .. . . . . .. . . . . . . . . . ... 
Privater Verbrau* . . ... . . . . . . . . . . . . . . .. . 

Gesamtnahfrage . . . . .. . . . . .. . . . .. . . . .. . . 

Gesamtangebot 

Bruttosozialprodukt . . . . . . . .. . . . . . . . . .. . 
Einfuhr .......................... ...... 

Komponenten der Angebots 

Erwerbslätige . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Arbeitszeit ..................... ....... 

Mrd.DM 

Mrd.DM 

Mrd.DM 

Mrd.DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Msd. DM 

Mrd.DM 

1 WO 

vH 

abrolute Werte Veranderung -"über 
dem Vorjahr in vH 

126.2 144.7 155.8 +13,2 +14.5 + 7.5 

121.3 143.5 162.2 + 9.9 tI8.O t13.0 

58,3 73.7 84,2 t11.7 t28.0 t14.0 

63,O 69.8 78.0 + 8.2 t11.0 t11.5 

+10.2 t12 .3  t 8 . 2  

a1,7 92.0 102.5 + 3 8  t10.0 t11.5 

297,3 326.8 359.9 + 5.7 +10,0 + 10.0 

638,6 719.3 788.6 + I 0 4  + 12.5 + 9.5 

530.8 590.8 M7.8 + 9.4 + 115 + 9.5 

107.8 128.4 140.8 t13.2 t19.0 t 9 . 5  

26 340 26 820 27050 + 0.2 + L0 + 1.0 

X X X + 0.5 - 0 5  - 0.5 

Arbeltrvolumen ........................ vH X X + 0.7 + 1.5 + 0 5  

Pmduküvilät l v H l z  X X + 6.7 + 6.0 + 4.0 

Bmttoinlandrprodukt in Preisen 
von 1954 . . ......... . ..... ....,.,,.,, 

Preismtwidrlung 

Bruttosozialprodukt .... ..... ..... ...... 
Privater Verbraudi ..... ...... ..... ..... . 

Einkommmsverteilung 

Bmltoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit . . . . . . . . .. . . 
&UI Unlernehmertätigkait urrd Vermögen 

Nettoeinkommen 

BUS unselbständiger Arbeit . . . . . . . . . . . . 
aus Unternehmertäbigkeit und Vemiwen 

(ohne Staat) . .......... . .... ........ 
Verlügbarer Einkommen der privaten 

Haushalte .................... .. ...... .. 

Mrd.DM 

1954.= 1W 

1954:= IW 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd.DM 

Mrd.DM 

359.8 387.2 404.5 + 7.4 + 7.5 + 4.5 

147.7 152.7 160.3 + 1.7 + 3.5 + 5.0 

138.2 141.9 146.1 + 2,O + 2.5 + 3.0 

261.1 293,5 330.7 + 7.5 + I25  + 12.5 

143.8 155,2 165,2 + 19.5 + 8.0 + 8.5 

186.9 205.8 232p + 5.3 + 10.5 + 12P 

105,4 113.9 122.2 t23.7 + 7.0 + 7.5 

338,3 374.3 4119 + 6 , 7  t11.0 t10.0 



DRIliES KAPITEL 

Rlslken und Mögllchkelten 1970/71 

I. Der M u n d  Im Herbot 1- 

201. Na& dem stürmisctien Konjunkturaufschwung 
der vergangenen zweieinhalb Jahre befindet sicti 
unsere Wirisdiaft im Herbst 1969 mitten in der 
Hodikonjunkiurphase ihres fünften Wactistumszy- 
klus. Kennzeiduiend für die gesamtwirtsdiaftliche 
Lage ist eine boomartige Nachfrageexpansion. elne 
nadürageinduzierte Lohnwelle. ein beschleunigter 
Preisanstieg und ein anhaltend hoher Exportüber- 
schuß. Die Produktionska~aziläten sind seit dem 
Fr~hjahr voll ausgelastet. so da0 die guterwirt- 
schaftliche Expansion gegenwdrtig allein durdi das 
Wachstum des Produktionspolentials bestimmt ist 

202. Das reale Bruttosozialprodukt wird 1969 vor- 
aursiditlidi um 7'1s vH und damit ebenso stark zu- -~ ~~~~~ 

nehmen wie 1968; diese Zuwachsrate übertrifft alle 
Erwartungen. Das außergewöhnlich kräftige Produk- 
tionswa&tum beruht auf der Ausschöufuna des . - 
1968 nodi ungenutzten Produktionsspielraums und 
auf einem unerwartet großen Zustrom an auslandi- 
schen Arbeitskräften. Der Auslastunqsgrad der Sadi- 
kapazitäten war 1969 wieder so bodiwie 1960 und 
gut I1Ii vH höher als 1965. Das Ziel eines angemes- 
senen Wactistums wurde daher 1969 voll und ganz 
erreidit. 

203. Positiv fällt auch das Urteil über den Besdiäf- 
tigungsstand aus. Die Anzahl der Besdiäftigten ist 
I969 um €40000 höher als 1968 und damit fast wie- 
der so hodi wie im Frühjahr 1966, als der Weg in 
die Rezession heaann. Die Arbeitslosiakeit ist auf ~ ~~ - 
den Tiefstand von 1965166 zurüdrgegangen. Seit 
Herbst 1968 wurden 100000 Arbeitslose in den Ar- 
beitsprozeß eingegliedert. Die Anzahl der auslän- 
dischen Arbeitskräfte hat sicb in derselben Zeit um 
über 400000 erhöht, eine Entwidflung, die lehrt, 
wie elastisch das Arbeitskrälteangebot für eine 
offene Wirtschaft ist. 

204. Im Unlerscbied zum Wadistums- und Be- 
scbäftigungsriel wurde das Ziel einer stabilen Preis- 
niveaus 1969 nicht erreicht. Der Preisindex fü.r die 
Lebenshaltung (aller privaten Haushalte) war im 
Oktober 1969 um 2,8 vH. der Index der industriel- 
len Erzeugerpreise um 3.9 vH höher als zwölf Mo- 
nate zuvor. Bis zum Sommer hielt sidi der Anstieg 
der Verbraudierpreise nodi in engen Grenzen. was 
vor allem damit zusammenhängt. daß die Verbrau- 
diernreise für Induslriewaren bis dahin leicht rüdr- ~~~~- r - ~ ~ - -  ~-~ 

läufig waren. Die Konstanz der industriellen Lohn- 
kosten hat diese Entwidtlung begünstigt; entsdiei- 
dend war aber wohl die nodirelativ sdiwactie Ver- 
hrauchskonjunktur und die Importkonkurrenz im 
Konsumgütersektor. die durcti die steuerliche Entla- 
stung der Einfuhr begünstigt und durcti sinkende 

Einfuhrpreise für Verbrauctisgüter zusätzlidi ver- 
schärft wurde. Im Investitionsgüterbereidi, der sich 
einer rtümirdien Nachfraaeentwidrluna und einer ~~~~ ~ ~ ~~ ~ U 

weniger sctiarfen Auslandskonkurrenz ausgesetzt 
sah - ein Teil der steuerlidien Entlastung ist durch 
steiaende lrnuorturelse kommslert worden -. sind 
die Eneuge&rei;e trotz de; bis Sphtsommer günsti- 
gen Kostenentwidtlung stark gestiegen. 

Seit Seotember 1969 zeiai si& auch bei den Preisen 
der industriellen ~ e r b r a k u g ü l e r  eine deutlidie EI& 
schleunigungslendenz. Wie Lange diese Tendenz an- 
halt und-in welctiem Maße sie auf das aesamte Ver- 
braudierpreisniveau durchschlagen wir& hängt ent. 
scheidend von den preispolitisdien Wirkungen der 
Aufwertung und von der anstehenden Agrarpreis- 
regelung ab. 

ZU5. Die Tendenzwende in der F'reisentwidtlung 
fiel zusammen mit dem Beginn der Lohnrunde. Im 
September kam es in vielen Betrieben der Montan- 
indusirie. des Sdiifibaus und in öffentlidien Ver- 
soraunasbetrieben m montanen Arbeitsnlederle- 
gu&e< die zu unmittelbaren Erbbhungen der Effek- 
ttvlohne und vorzeitigen Tarinohnanhebungen führ- 
ten. Inzwischen hat die Lohnwelle auf fast alle Be- 
reiche übergegriffen; meist wurden Uberbrüdtungs- 
gelder bezahlt oder die laufenden Tarifverträge auf- 
gestodtt. 

Die Lohnwelle ist eine Reaktion auf die Gewinn- 
explosion im Konjunkturaufsctiwung. die durcti die 
ungezügelte Nachfrageexpanslon G d  nidit zuletzt 
audi durch die mrüdthaltende Tarifpolitik der Ge- 
werkschaften ermöglictit wurde. Aufgrund dieser 
Lohnerhöhungen wird sicti die Sctiere zwisctien 
Reallohn- und Produktivitätsentwidtluna, die sicti im 
Aufsdiwung geoffnet hatte. bis zum ~ahiesende wie- 
der scbliekn fm vierten Vienellahr 1969 durften die 
Effeklivlohne um rund 5 vH hoher lieaen als im 
Jahresdurchsdinitt 1969. Zusammen mit den erhöh- ~~~ ~~~~~ ~ 

ten Sozialversicberungsabgaben und den Kosten der 
Lohnforizahlung wird dieser Uberhang das Kosten- 
niveau für 1970 erheblich vorbelasten. 

. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht gab er 
aucti 1969 in der Bundesrepublik nidit Der Uber- 
scbuß im Waren- und Leistungsverkebr wird voraus- 
sidillicb zwar um etwa 2 Mrd. DM niedriger sein als 
1968; mit gut I6 Mrd. DM ist der .Außenbeitrag' 
jedodi erheblldi höher, als es der mittelfristigen 
Zielvorstellung der Bundesregierung entsprictit. Dies 
ist um so bemerkenswerter, als in einem HodScon- 
junkturjahr wie 1969 der Außenaaldo eigenilib 
unter der mittelfrisliaen Norm lieaen mülite. Bedinai 
wurde das aulienwirlsdiaftli& Ungleictigewi&t 
durch eine anhaltende Kosten- und Preisdisparität 
gegenüber dem Ausland. Die steuerlidien ~bsictie- 
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mgsma8nahmen vom November 1968 haben zwar 
die Disparität etwas verringert; zu der von der 
~ u n d e s r e ~ i e r u n ~  erwarteten Annäherung an das 
au8enwirtsctiafUidie Gleictigewictit kam es jedodi 
nidit, da die heimisctie Hoctikonjunktur mit einer 
Hoctikonjunktur in den westeuropäisdien Partner- 
Iändem nisammentral. Bis zum S~ätherbst  dürfte 
die Disparität jedocti durdi die ~ohnwelle und die 
Aufwertung iürs erste beseitigt worden sein. 

207. Obwohl dem LeistungsbilanrÜbersctiu6 ein 
hoher Langfristiger Kapitalexport gegenüherstand, 
m u t e  die Bundesbank im Zuge der Spekulations- 
wellen vom Frühiahr und Herbst eine flutartise 
Llquidisiemng oer westdeutsdien Wnrtsctiaft hinneh- 
men Die Celdimporte durctikreuzten den im Fruh- 
Iaht eingeleiteten und bis September mehrmals ver. 
sdiärften Restriktionskurs. ;o daß eine spürbare 
Konjunkturdämpfung nicht möglich war. Erst der 
Rü&strom der Spekulationsgelder nacb der Aufwer- 
tung scheint der  Geldpolitik zur Wirksamkeit zu 
verhelfen. Um übermä8ige Anspannungen am Geld- 
markt zu vermeiden, hat die Bundesbank Anfang 
November die Mindestreservesätze etwas gesenkt. 
Sie hat sicti damit der durcti die Aufwertung gesdiaf- 
fenen neuen Lage vorsiditig angepaßt. 

MB. Dieses Bild der gesamtwirtsctiaftlictien Lage 
1ä81 erkennen, dafl von den groDen wirtsctiaftspoli- 
tisctien Zielen das Ziel der Geldwertstabilität und 
das Ziel des außenwirtsdiaftlictien Gleictigewidits 
verletzt sind. Wie aus unserer Prognose für 1970 
hervorgeht, erwarten wir, dafl trotz der Aufwerlung 
der Preisaultrieb auf der Verbrauctierstule im Durcti- 
sdmitt etwas - wenn aucti wenig - stärker sein 
wird als 1969, während sicti der außenwirlsctiafliictie 
Ubersdiuß leidit zurückbilden wird. Für am meisten 
aefährdet halten wir im ersten Halbiahr 1970 dar , ~ 

i i e l  der Geldwertstabilität. Im zweiten ~ a l b j a h r  
1970 können sicti konjunkturelle Soiwädietendenzen 
ergeben. Es bleibt zu prüfen, mit welctien Mitteln 
beiden Eventualfällen vorbeugend zu begegnen 
wäre. 

II. Rlslken In de r  Hoäikonjunktur 

208. Die Gefahr. daü sicti der konjunkturelle Lohn- 
und Preisauftrieb in einem kumulativen ProzeB ver- 
stärkt, ist 'besonders grob in der Spätphase eines 
Booms. der n a h  Dauer und Intensität a!le früheren 
Hodlkonjunkturpharen übertrifft. ,Diese Gefahr 
kumulativer heiserhöhungen wird in der ersten 
Hälfte 1970 vor allem darauf bemhen, dafl sidi die 
Binnenkonjunktur noch verstärkt und erneut Preis- 
erhähunssspielräume entstehen. ,da8 die ~r iva ten  
und bff'nliictien Unternehmen vecsuctien 'werden. 
si& du,& Pceioanpassungen vor der Gefahr kosten- 
bedingter Gewinneinbuflen zu schützen, und da8 
sicti mehr und mehr ein inflatoriscties Preis- und 
Kostendenken durctisetzt. Absatzlage und Kosten- 
druck können in Verbindung mit psydiolqlisctien 
Verstärkern einer Preiswelle Vorsdiub leisten. 

In solctien Situationen genügen Anlässe, die - 
jeder für sidi genommen - geaamtwirtsctiaftlicti 
nictil ins Gewidit fallen, eine Preiswelle auszulösen: 

Großunternehmen, die Pwisführer sind oder in 
der UffenUictikeit als solctie angesehen werden, 
oder Sctilüsselindustrien. wie zu& Beispiel Berg- 
bau und Energie, Eisen und Stahl, selren ihre 
Preise so krtiftig herauf, dsß dies zu nahahmen- 
den Preisanhebungen ermutigt, und zwar aucti 
dort. wo der marktbedinate Preiserhöhunass~lel- - - .  
raum vergleictisweise gering ist. Es entsleht also 
eine Sityation. in der die Unternehmer in einer 
Art Parallelverhalten ihre Preise erhohen. ohne 
dafl sie befürctiten müssen, ihre Marklctisncen 
gegenüber der Konkurrenz dadurcti zu ver- 
sdileditern. 
Exportintemive Unternehmen versuctien, Er- 
tragseinbußen. die sie der Aufwertung zurecti- 
nen. durcti Preiserhohunaen im Inlandsaescti&fl 
aus;ugleictien. obwohl auf längere ~ i & t  damr 
keine Chancen bestühen (SG €4 I Ziffer 20). 

- Uffwtlidw Unternehmen - aucti im Transporl- 
Sektor - nutzen die Ubernactdrage. um sicti 
durdi Preisanoassuniaen zu sanieren oder vor 
k~s tenbedin~tbn  ~e ; lus t~efahren  zu sctiützen. 
Solctie administrativen heisanhebwqen sind ein 
zusätzliches Sianal. vorhandene Preiserhöhunw- 
spielräume wahrzunehmen. 

Sollte überdies im Ausland der Preisauilrieb an- 
ballen, so muß damit gerectinet werden, da8 üie 
Preisbremse der eu8enwirlPdiaftlidRn Absidiemng 
nictit mehr greift und sicti die Gefahr einer kumu- 
lativen Preiswelle im InImid verstärkt. 

210. Preiserhöhungen auf breiter Front können 
sehr leictit lohnpolitbdie Uberreaktionen auslösen: 

- h e r  liegt der prognostizierte Anstieg des Ver- 
breudierpreisindex für das ganze Jahr 1970 
wohl nocti unter der lohnpolitisctien Reiz- 
sctiwelle. weil die Absictit besteht, die Aufwer- 
tung voll auf die Agrarpreise durctisctilagen zu 
lassen, aber es i d  nictit unwahrsdieinlicti. da0 das 
KauikraflbewuBtsein der Bevölkerung durm die 
Preissteigerungen bei jenen Verbrauctirgütem 
,bestimmt wird. die die Verbraudwr mit den in 
der gegenwärtigen Lohnrunde gewonnenen Ein- 
kommenszuwäctisen zu kaufen ,beahsiditigen. 

- Preiserhöbungen, die den Realwert der Ein- 
kommenszuwäctise mindern oder aufheben. mö- 
gen das Verlangen nadi neuen Lohnerhöhungen 
auslösen. 

- Die Arbeitnehmer, die ohnehin überzewt sind. 
daß die Unternehmer im Aufsctiwuna über- - 
mäßige Gewinne erzielt haben. könnten weitere 
Preissteigerungen als einen Versucti deuten, die 
Position d e r  ünternehmer im Verteilunaskam~f 
weiter zu verbessern. 

- Die Lohnforderungen, die sicti hieraus ergeben 
können, werden rpöglictierweise von der Vor- 
stellung bestimmt sein, daü Lohnerhöhungen um 
10 vH und mehr, wie sie im Herbst 1969 durcti- 
gesetzt wunden. als .normala und .gerecht" zu 
beurteilen sind. Dabei dürfte es  eine Rolle spie- 
len. da0 der Zusammenhang zwisctien Lohnhöbe, 
Besctiäftigung und Konjunkturlage um so stärker 
aus dem Bewußtsein der Arbeitnehmer vetdrängt 
witd. je mehr die Erinnerung an die Rezession 
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verblaßt und je gesidierter die Arbeitsplätze zu 
rein scheinen. 

- N a h  dem lohnriolitisdien Er fo l~ ,  den sidi die - 
Arbeitnehmer aufgrund der  sogenannben wilden 
Streiks vom September 1969 zuredinen (obwdhl 
ohnedies eine tariflidie Lohnanpassung. wenn 
audi roäter. rtattaefunden hättel. ist er nidit . . 
ausgesdilossen. daß die ~ewe&dia f ten .  um 
weitereh spontanen Aktionen zuvonukommen, 
zu einer aggressiveren Lohnpolitik übergehen. 

!MI. Dieser Bild einer drohenden Selbstverstär- 
kung der Preis- und Lohnauftriebs besdireibt eine 
Zukunftrhypothese, die zwar nidit unsere beste 
Setzung ist, die aber nadi allen Erfahrungen - vor 
allem im Ausland - nidit völlig ausgesdilossen 
werden kann, zumal die Ubernadifrage 1969 erheb- 
lidi grauer war als in der letzten Hodikonjunktur. 
Gewiß haben die abgestuften außenwirtrdiaftlidien 
Absidierungrmaßnahmen durdiaur einen Beitrag zur 
Stabilisierung auf hohem Berdiäftigungrnireau ge- 
leistet. Dodi berlehen. war die Zukunft anlangt. 
Zweifel, ob man bei der  Neufestsetzung der Parität 
nidit nur die damals vorhandene Korten- und Preir- 
dirparitäl zum Ausland beseitigt, sondern audi ein 
für dar erste Halbjahr 1970 aurreidiender Vorhalte- 
element eingebaut hat. 

Diere Zweilel ergeben sich unter anderem aus fol- 
genden Uberlegungen: Bezogen auf die Voraus- 
rdiätzungen. die der  Sadiverstärudigenrat vor einem 
Jahr angestellt hat. entsprechen Konjunkturverlauf 
und außenwirtsdiaftlidie Absicherung bis jetzt am 
ehesten der .Alternative 11"; sie sah eine Stufenauf- 
wertung von 5 v H  für Ende 1968 vor urud außerdem 
entweder eine Bandbreitenerweilerung um 5 vH 
nadi oben oder die Kombination einer - geringeren 
- Bandbreitenerweiterung mit einer nahfolgenden 
Stufenaufwertuno um die  Jahreswende 1969170. zu- - 
sammen genommen jeweils eine Wechselkursverbes- 
serung von 10 vH (JG 68 Ziffer 243). Dies ist mehr. 
als taträdilidi aufgewertet wurde. Bei diesem Ver- 
gleidi ist freilidi zweierlei zu beaditen: Einerseits 
sind die Auslandsnadiirage stärker und der Preis- 
auftrieb im Ausland kräftiger gewesen. als der 
damaliaen Sdiätzuna als Annahmen zuarunde laaen. 
Andererseits hat die  konjunkturelle U,bersteigerung 
im Inland bewirkt. .da0 der Auslastungsgrad des  
Produktionspotentialr höher war. daß die  Preise im 
lniand etwar stärker stiegen als erwartet und da0 
kurz vor der Wediselkurrkorrektur ein Prozeß der  
Anpassungsinftation in Gang kam. 

Aller in allem darf man wohl nidit darauf vertrauen. 
daß von dem gewahlten Aufwertungrsatz ein Brems- 
eifekt ausgeht, der angeriditr der  Preisentwi&lung 
im Ausland und der Konjunktursituation im Inland 
langere Zeit preirpolitisdi wirksam rein könnte. 

212. Besteht für die erste Hälfte des Jahres 1970 
dar Risiko rpiralförmiger Preis-Lohn-Bewegungen. 
so  ist vor allem für d a r  zweite Halbj,ahr nidit aus- 
gesdilorren, daß e r  zu einer Konjunkturabsdiwä- 
diuno kommt. die  über ienes Maß hinausoeht. dar  

U .  

zur Nonnalirierung der Kapazitätramlartung durdi- 
aus wünsdienrwert errdieimt. Daß aller Erfahrung 
n a h  eine Konjunkturüberhitzung eine zumindest 

leidite Abkühlung n a h  aicb zieht, beruht unter an- 
derem auf folgenden Gründen: 

- Die Investitionswelle, d ie  in der Hodikonjunktur 
die Unternehmen bis hin zu den struktursdiwa- 
dien Bereidien erfaßt, verliert an Kraft. sobald 
der Prozeß der gegenseitigen Ermutigung der 
Investoren aufhört und die Investitionsaussidi- 
ten - vor allem bei den  Grenzunternehmen - 
wieder nüditerner ,beurteilt wenden. 

- Der Wegfall konjunkturinduzierter Investitionen 
verringert die Auftragspolster. löst einen Abbau 
der Vorratsläger aus und dämpft auf diese 
Weise in einem weiten Bereidi die Neigung zu 
Erweiterungsinrestitionen. 

- Die Gewinnmargen, die  sidi im Aufsdiwung her- 
ausgebildet haben. werden unter dem Einfluß 
nadiholender Lohnanparsungen komprimiert; 
dies führt l e i h t  zu Enttäusdiungen, so daß die  
Unternehmen audi Vorridit bei der Investitions- 
planung und weniger Bereitsdialt zur Verrdiul- 
dung zeigen 

- N a h  einer Zeit, in d e r  die  Unternehmer in Er- 
wartung hdherer Gewinne viele Investitionen 
audi kurzfristig finanziert haben. ,madit sidi zu- 
nehmend ein Konsolidierungsbedarf geltend, der  
ebenfalls dar Tempo der  Investitionstätigkeit 
bremst. Ein Konrolidierungsbedarf körnte  sidi 
diesmal vor allem audi .daraus ergeben, daß 
viele Unternehm,en ihre Investitionen mit Hilfe 
von Vorauszahlungen ihrer ausländisdken Ab- 
nehmer finanzieren konnten - eine Folge der  
Liquiditätnuflürse aus dem Ausland in der 
Phase der Währungsunsidiemieit 1968169 (Zif- 
fer 139). 

213. Diese Entwi&lungen. die rdion in der  Spät- 
phase ,der Hodikonjunktur die Wende einleiten, 
können durditiaus wieder zu einer Rezession führien. 
Diese Gefahr ist um so größer. 

- je mehr die Arbeibnehmerorganisationen sicb 
darauf konzentrieren, die  Einkommenrverteilung 
durdi kräftige Lohnerhöhungen kurzfristig zu 
verändern und dadurdi dar Kostenniveau stär- 
ker enhöhen, als mit einer Normalisierung der 
Gewinnmargen Wei dem nicbt mehr vermeidba- 
ren Preisanstieg) gerade nodi vereinbar ist und 

- je mehr ridi d e r h a b  die Bundesbank gezwungen 
sieht. ihre restriktive Kreditpolitik fortzusetzen 
oder gar zu verschärfen 

214. Konjunkturdämpfende Einflüsse können im 
Laufe des  nädisten Jahres audi  vom Ausland her 
wirksam werden. Diere Gefahr hat sidi zwar in den 
letzten Monaten e twar  verringert. weil die D-Mark- 
Aufwertung und die  bevorstehende Aktivierung der 
Sonderziehungsrectite die  Liquiditätrporition widi- 
tiger Partnerländer verbessern. so daß diese nidit 
mehr so  sehr unter dem Zwang stehen, ihre Nadi- 
frage mit Rüdrsidit auf die Zahlungsbilanz zu dros- 
seln. Aber man ist auch im Ausland um die  weitere 
Preisentwi&lung besorgt. Außer in den Vereinigten 
Staaten. wo  aus diesem Grunde rdion vor einiger 
Zeit d ie  Bremsen angezogen wurden. kann es  audi  
in anderen Ländern zu konjunkturdämpfenden Maß- 
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nahmen kommen. Dabei ist naoi den bisherigen 
Erfahrungen nioit auszusoiließen, daß man weiter 
geht als unbedingt nötig. weil die beabsioitiglen 
lohn- und ~re i s~ol i t i so ien  Wirkunwn nur mit mö- . . - 
Derer Verzögerung eintreten, naoidem sioi inzwi- 
soien d ie  lnflationsemvartungen allenühalben ver- 
festiat haben. Die däm~fenide Wirkuna auf Produk- 
tion i n d  ~eso iä f t igunk  die sioi auoi-in der Naoi- 
frage naoi unseren Exportgülern niedersoilagen 
würde, träte hingegen viel früher ein. Angesioits 
der KonjunkturempfindlioiIreit unserer Exporte 
kann auoi soion eine leioite Abkühlung der Welt- 
konjunktur im Inland fühlbar werden, sofern nioit 
die Binnennaoifrage gestützt wird. 

111. Elne Shategle der prliventlven 
Elnkommenrrlcherung 

2l5. Die Preis-Lohn-Preis-Bewegung, die für das 
erste Halbjahr 1970 als Gefahr skizziert wurde. Iäßt 
sioi auoi als Kampf um die Einkommensverteilung 
deuten. Soloie Verteilungskämpfe sind typisoi für 
eine Zeit. in der bei hohem Besoiäftigungs- und 
Auslastungsgrad die Löhne den Rükstand aufholen. 
der sioi regelmäßig während des Konjunkturauf- 
soiwungs und der besoiieunigten Produktivitäts- 
Steigerung bildet (Lohn-Lag). So war es 1961162 
und I965166 (JG 68 Ziffer 42); und seit September 
1969 soieint sioi abermals ein ähnlioier Prozeß 
der Verteilungskorrektur zu vollziehen. Bringt er  
eine Uberkorrektur. so wird er die Aufreoiterhal- 
tung eines hohen Besoiäftigungsgrades gefährden, 
wie es rioi in der Rezession von 1966167 ergah. 
Damit es n a h  dem Super-Boom von 1969 nioit zu 
einem Konjunkturtief 1970171 kommt, bedarf es 
deshalb einer Politik. die den Prozeß der Vertei- 
lungskorrektur im ersten Halbjahr 1970 unter Kon- 
trolle, das heißt, in den mittelfristig vertretbaren 
Grenzen hält. Hierin liegt die Aufgabe für dar 
Zusammenwirken des Staates und der autonomen 
Gruppen im Rahmen der ..Konzertierten Aktion". 
Er geht um nioit weniger als um einen Friedens- 
soilu4 vor einem möglioien Verteilungskampf. der 
es gerlattet. dar reale Volkseinkommen in der ab- 
sehbaren Zukunft auf möglichst hohem Niveau zu 
sioiern. 

216. Dies 1äDt sioi am besten erläutern im Hin- 
b l i k  auf das Jahr 1965. als der Saoiverständigenrat 
in ähnlioier Sorge bei den Sozialpartnern und bei 
der Bundesregiemng mit dem Gedanken einer 
"Aktion Geldwertrtabilität' warb (Brief an den Bun- 
deskanzler vom 19. Juni 1965 im JG 67 Anhang 111) 
und dann gegen Jahresende die Uffentlioikeit mit 
dem Konzept einer konzertierten Aktion zur "Stabi- 
lisiemna ohne Staanation" vertraut maoite iJG 65 

raten enthalten waren, allmählioi - im Laufe von 
zwei Jahren - nacti den Prinzipien der Gleidueitig- 
keit und der Gleichmäßiukeit abuebaut würden. 
Die Bundesbank hätte aufkine enGreoiende Aus- - - ~ ~~~~~ ~~~ 

Weitung des Kreditvolumens - angesichts der kon- 
junkturellen Absdiwäoiungstendenzen also auf 
~rediterleioitemnsen - hinwirken sollen und 
konnen, statt weiterhnn die Kredilbremse zu be- 
tatigen. Daß sioi damals die Sorialpanner im Prinzip 
mit einer gemeinsamen Strategie zur Stabilisierung 
ohne Stagnation bereit erklärten, Iäßt für 1970 hof- 
fen - auoi wenn 6ie Aktion 1966 soieiterte, weil 
die Bundesregierung ihren Part nioit übernahm. 

217. Um die Jahreswende 1969170 dürfte wieder 
ein Zustand erreioit sein, in dem die Relation rwi- 
soien Lohn- und Gewinneinkommen - mit ge- 
wissen Einsoiränkungen - ungefähr den Erforder- 
nissen eines anhaltend hohen Besoiäftigungsgrades 
entsprioit. Zu diesem Zeitpunkt kann der Lohnrük- 
stand. der sioi 1968 herausgebildet hatte und der,. 
naoidem er weder korrigiert nooi vermögenspoli- 
tisoi konsolidiert worden war (JG 68 Ziffer 288). 
zur Lohnwelle vom Herbst 1969 führte. ais aufgeholt 
gelten. Auf die Problematik, die sioi aus der Ein- 
führung der Lohnfortzahlung ergibt. weist der 
Saoiverständigenrat in diesem Zusammenhang nooi 
einmal ausdrüklioi hin (Ziffern 191 1.). 

Die Duroisetzung eines weitergehenden Vertei- 
lungsanspruois - etwa die Wiederherstellung der 
Verteilunasrelation von 1966 oder 1967 - könnte 
unter den gegebenen Umstanden die Reallohne der 
Beschaitigien nur nooi um den Pre.s einer rezessions- 
bedingten Arbeitslosigkeit erhöhen. es sei denn. 
es gäbe stioihaltige Gründe dafür. daß die Kapital- 
kosten je Produkteinheit in den letzten Jahren 
nennenswert gesunken seien. Eine Strategie des 
Konflikts verspräoie deshalb der Arbeitnehmer- 
soiaft insgesamt wohl keine Vorteile. abgeseben 
vielleicht von dem psychologisoien Nebeneffekt, daß 
sioi aufgestauter Konfliktstoff ab und zu in Lohn- 
kämpfen entladen muß. 

218. Dem Ziel der Sioierung der Arbeitsplätze und 
einer naoihaltiaen Steiaeruna der Realeinkommen 
der Arbeitnehmer Ware vielmehr eine Strategie an. 
gemessen. die es darauf anlegt. die Verteilungspro. 
portionen der Jahreswende wenigstens für die 
kritisoie Phase annähernd zu stabilisieren. Für die 
gesamtwirtsoiaftlioie Lohnentwiklung im Verlauf 
des Jahres 1970 bedeutete dies eine Zunahme der 
Effektivverdienste im Ausmaß jenes Produktivitäts- 
fortsoiritts. der bei anhaltend hoher Besoiäftigung 
und Kapazitätsauslastung mittelfristig realisierbar 
ersoieint (Trendrate 4 bis 5 vH). zuzüglioi einer 
Marge für den kurzfristig für unvermeidlioi gehal- 
tenen Anstiea der Verbrauoiemreise (von Jahres- 

Ziffern -188 fi I ~ i s g e h e n d  von den Verteilungs- anfang bin ~ a i r e s e n d e  wohl ni& weniger als 2 "H), 
proponionen des Jahres 1965. die den Bedinqungen damit dir Reall<ihne mit dem Produktivitatsfort- 
anhaltender Hooibesoiäftigung zu entspreoien soiritt korrespondieren. Eine stabilisiemngskon- 
soiienen und die sioi deshalb als Basis für eine forme Zunahme der Effektivverdienste je Stunde 
gemeinsame Strategie der Einkomrnenssioiemng -Jahresende gegen Jahresanfang gereoinet - läge 
eigneten, sollten der Staat und die Tarifpartner dann - wenn man nooi mit einer Verbessemng der 
darauf hinwirken. daß die Inflationsraten und die Terms of Trade als Soäteffekt der Aufwertuna reoi- 
Inflationserwartungen. die in den Naoifragekomp<i- net - bei mnd 7 v ~ ' B e i  soloien ~ r o ß e n o r d n u n ~ e n  
nenten. im Zinsniveau und in den Lohnsieigrmngs verlangt das Konzept der praventiven Einkommens. 
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sictiemng von den Arbeitnehmern nictit mehr. als 
wir vom Markt her in unserer Wahrsdreinlictikeits- 
prognose. allerdings bei einem etwas stärkeren 
Preisanstieg. erwarten. Will man den enbprectien- 
den Satz für das Tariflohnniveau ermitteln, so muß 
man zunäctist die zu erwartende Lobndrift berüa- 
sictitigen und dann die Verteilung der Tariflohnab- 
sctilüsse nacti Zeitpunkt und Gewictit. Soll sicti irq 
Jahresablauf eine Annäherung an das Ziel der Geld- 
wertstabilitat vollziehen. so müflten die Raten in 
der zweiten Hälfte 1570 im allgemeinen niedriger 
liegen. zum Ausgleicti für gröflere Lohnsteigerungs- 
raten am ~ n f a n ~  des Jahres 1970, die aucti zur 
Normalisierung der Lohnstruktur n a h  der Lohn- 
welle Ende 1969 erforderlicti ersctieinen. 

Für die Zeit nacti der kritisctien Phase. also für 
1971ti2. bestünde immer nocti Spielraum. jene Ver- 
teilungsproportionen anzustreben. die den wactis- 
tumsbedingten Wandlungen, soweit diese feststell- 
bar sind, gerectit werden, das beiüt einer etwaigen 
Verknappung des Produktionsfaktors Arbeit und 
einer Senkung der Kapitalkosten je Produkteinheit. 
die siai ergibt. wenn der kapitalsparende tectinisdie 
Fortsairitt überwiegt oder die Zinskosten dank zu- 
nehmender Kapitalakkumulation und Vermögens- 
bildung sinken. 

219. Vorbedinauns dafür, daD sicti die Gewerk- - - 
sctiaften zu einer friedli&en Strategie der praven- 
tiven Einkommenssid?emng lur 1970171 im Ergebnis 
bekennen, ist vemutlid? mindestens die Bereltsctiaft 
der Unternehmer. auf die Verteidigung der Gewinn- 
margen von 1969 zu venictiten. 

220. Selbstverständliai müssen aucti Staat und 
Bundesbank zum Ausdma bringen. wie sie zur 
präventiven Einkommenssictierung beitragen kön- 
nen und was sie naai dem Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetz gegebenenfalls zu tun hatten, wenn sicti 
die oben angedeuteten Gefahren für die Geldwert- 
entwialung abzeictinen sollten. 

211. Rüabliaend hat es den Ansaiein, als seien 
sicti die Unternehmer I965166 niait darüber klar ge- 
wesen. wieviel für sie bei einem Sctieitern der 
konzertierten Aktion zur .Stabilisiemng ohne Stag- 
nation' tatsäailicti auf dem Spiele stand. Es mag 
zwar einzelwirtsaiaftildi vorteilhaft ersctiiened sein. 
lieber eine Konjunkturabsctiwädmng mit voller 
Rüawirkung auf den Arbeitsmarkt zu riskieren. als 
freiwillig eine Normalisierung der Gewinnmargen 
und Selbstfinanziemngsiplelr~e hinzunehmen. 
Für die Unternehmer insgesamt hat sicti jedocti die 
Rezession von 1966167,die mit dieser .Konzertierten 
Aktion' verhindert werden sollte. alles in allem 

Einkommenssictierung hreit genug ist und ob es 
nictit Buflerer Zeihen der Bereltsctiaft bedarI, die 
erkennen lassen. daD sie in ihrer Preispolitlk Zu- 
rüabaltung üben werden. 

2p Was der Staat tun kann. um die Sozlalnartner 
dazu zu bewegen, da0 sie si& nictit für eine'strate- 
gie des Konflikts entsctieiden, sondern sicti auf das 
Konzept einer praventiven Einkommenssictierung 
einigen. ergibt Si& zunäctist ebenfalls aus den Er- 
fahrungen von 19W67. Damala wurde in einem 
Brief, den der Sactiverständigenrat an den Bundes- 
kanzler rictitete, für das Zustandekommen einer ge- 
meinsamen Aktion zur Bedingung gemactit. da3 der 
Staat für eine auüenwirtsctiaftlictie Absictiemng 
sorgt (JG 67 Anhang 111). Dementsprectiend wäre 
heute in den Verhandlungen über eine prliventive 
Einkommenssictierung 1970171 zunäctist zu prüfen, 
ob dank der Aufwertung die Gefahr außenwirt- 
sdiaftliai bedingter Preissteigemngen auf abseh- 
bare Zeit als gebannt angesehen werden kann. 

3 .  Außerdem kann der Staat einen Beitrag dazu 
leisten. daD sicti die Preisanpassungen während der 
nächsten Monate Lm Rahmen des Unvermeidlictien 
halten. Abgesehen von seiner Zuständigkeit für die 
Wettbewerbspolitik und für die Höhe vieler Preise 
- vor allem bei den Agrareneugnissen -, ist er 
Anbieter und Nactifrager von Gütern und Leistun- 
gen. und zwar oft in marktbeherrsctiender Stellung. 

- AIS Anbieter im Verkehrs- und Nactirictiten- 
Wesen könnte der Bund darauf venictiten, die 
Tarife wabrend der preispolitiscti besonders kri- 
tisdien Periode anzuheben; er hätte aucti Mög- 
liaikeiten. bei den nactiaeordneien Gebietskör- 
persctiafcn auf ~reiszu&dchaltung im Bereicti 
der öffentlictien Versorgungsleistungen hinzu- - ~ 

wirken. 

- Als Naäürager könnten Bund, Länder und Ge- 
meinden sicb darauf festlegen. öffentlictie Auf- 
träge möglictist nur dan. zu erteilen. .wenn die 
geforderten Preise eine bestimmte am Vorjahres- 
stand gemessene Höhe nictit übersctireiten, und in 
allen anderen Fallen zu warten, bis sicti Anbieier 
finden, die auf diese Bedingung eingehen' (JG 65 
Ziffer 206). 

- AuDerdem kann der Staat als Arbeitgeber die 
Bestrebunaen zur Vermöaensbilduna durai Mu- - - ~~~ 

sterregelungen in anstebenden Tarifvereinbarun- 
gen im öffentliaien Dienst fördern und auf diese 
Weise aucb dazu beitraaen. da0 sicti die Zunahme 
der ~asseneinkommehni&t zu stark in einem 
nactifragebedingten Anstieg der Verbrauctier- 
preise niederhlägt. 

sictierlicti nictit ausgezahlt, abgesehen vielleimt von 
In der Wettbewerbspolitik hat die Bundes- exportintensiven Unternehmen in den Wactistums- 

reaieNna, wie ihr Vorsehen im Bereim der Benzin- . . oranmen. - ~~~~~~~ -~ - ---- ~- 

preisbildkg gezeigt hat, durctiaus Möglichkeiten, 
Docti selbst wenn die Unternehmer sicti jetzt nictit auf Preissenkungen oder auf die Rüduiahme svekta- 
überwiegend für eine Strategie des ~onflikts aus- kulärer ~reiserhöhun~en hinzuwirken. Damit h r d e  
sprectien, ist es naai dem Gesctiehen von 1966167 sie nictit gegen die marktwirtsctiafiiictie Ordnung - 
zweifelhaft, ob auf der anderen Seite die Ver- als Rahmenbedingung für die im Stabilitäts- und 
trauenshasis für einen Kontrakt der präventiven Wactistumsgesetz genannten Ziele - verstollen, so- 
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weit ihre Aktionen Märkte betreffen. bei denen die 
begründete Vermutung bestebt, daßder Preiswett- 
bewerb infolge vollzogener Konzentrationsprozesse 
und internationaler Absprachen weitgebend ausge- 
sdieltet ist. Aderdem ließe sidi wohl audi die ~ ~~-~ ~~~ 

Praxis der Mißbraudisaufsidt bei preisgebundenen 
Artikeln vendiärfen. Die von der Bundesregierung 
aeDlante ~räventive Fusionskontrolle könnte be- - .  
sdileunigt gesetzlidi verankert werden, wozu insbe- 
sondere dann Anlaß bestünde, wenn sidi Fälle der 
preispolitisdien Ausnutzung von Marktmadit häu- 
fen sollten. Wie weit die Bundesregierung auf die- 
sem Gebiet aktiv werden muß. wird wohl vor allem 
davon abhängen. ob sidi die Unternehmen überwie- 
gend für eine Strategie des Konflikts oder der prä- 
ventiven Einkommenssidierung entsdieiden und ob 
die Gewerksdiaften den Zusidierungen der Unter- 
nebmerseite weniger oder mehr Vertrauen entge- 
genbringen und sidi ihrerseits entsprediend ver- 
halten. 

2ZS Sollte es den Tarifpartnern sdiwerfallen. sidi 
angesidits der Ungewißheiten hinsichtlich der Preis- 
und Produktionsentwicklung für eine längere Zeit 
im voraus auf eine Strategie der präventiven Ein- 
kommenssidierung festzulegen. so bliebe für sie als 
Ausweg immer nodi eine Mitwirkung unter Vorbe- 
halt. Der Vorbehalt könnte für die Gewerksdiaften 
darin bestehen. daß in den Tarifverträgen zunädist 
nur die unvermeidlidien Preissteigerungen antizi- 
piert werden. aber eine Klausel vereinbart wird. die 
es ihnen gestattet, die Verträge kurzfristig zu kün- 
digen. falls das Slstistisdie Bundesamt i n  Gesamt- 
beieidi der Lebenshaltung - oder nur bei den in- 
dustriellen Gütern - einen Preisanstieg ermittelt. 
der stärker ist, als er antizipiert wurde. Die Ruhe an 
der Lohniront wäre dann abhängig von einer maß- 
vollen Preispolitik der privaten und öffentlidien 
Unternehmen. und die Tarifverträae wären im ~- ~~~ 

~ <~ 

Grunde verträge über Reollöbne - eine Entwidt- 
lung. die dem tendenziellen Versdiwinden der Geld- 
illusion in der aufgeklärten Gesellsdiaft ebenso 
Rednuna trüoe wie dem verteilunaroolitisdien < ~ - *  ~~~ --. ~ ~~ 

Charakter der präventiven Einkommenssidierung. 
Fur die Arbeitqeber konnte der Vorbehalt darin be. 
stehen. da8 sievoneitia kündiaen. falls sidi die Ent- 
wi&lung der gesamt~rtscbafiltdien Produktiviiai 
und der wirksamen Cesamtnadifrage unvorherge- 
sehen versdileditert, 

22a Was die Bundesbank anlangt, so kann sie sidi 
gegenüber diesem Konzept pessiv oder aktiv ver- 
halten. Passivität würde bedeuten. daß sie sidi zu 
dem Konzept nidit äuOerte. aber unverzüglidi zu 
restriktiven Maßnahmen griffe. wenn es zu spiral- 
förmigen Preis- und Lohnbewegungen käme. die 
Zahlungsbilanzdefizite hervorriefen. Es fragt s i d  
aber. ob die Erinnerung an 196610 nodi genügend 
absdiredtend wirkt. Eine aktive Teilnahme bestünde 
darin, daß sie ihre konjunkturpolitisdien Möglidi- 
keiten in der Uffentlidikeit darlegt: 

- Krediterleiditerungen für den Fall einer stabili- 
sierungskonformen Lohn- und Preisentwidtlung 

- Beibehaltung oder gar V e d ä r f u n g  des Restrik- 
tionskurses, falls sich spiralförmige Preis- und 
Lobnbewegungen abreiduien. 

Die Bundesbank konnte sidi am Anfang um so sthr- 
ker zurudrhalten. je mehr die Bundesregierung. 
wenn sie die htial ive ergreift, von sidi aus Alter- 
nativen für alternative ~erhaltensweisen der Grup- 
pen anbietet. 

227. In ihrer Regierungserklärung hat die Bundes- 
regierung in Aussidit gestellt, 
- die Ergämungsabgabe zur Einkommen- und Kör- 

persdiaftsteuer schrittweise abzubauen und 
- den Arbeitnebmer-Freibetrag zu verdoppeln. 

Beide Maßnahmen sind Teil des wirtsdiaftspoliti- 
sden  Programms, das die Bundesregierung selbst 
unter das Ziel einer Stabilisierung ohne Stagnation 
stellt, bei dem sie also wohl unausgesprodien davon 
ausgeht. daß die autonomen Gruppen sidi stabilisie- 
runaskonform verhalten. In der Tat wäre die steuer- 
l i d i e ~ n t l a s t u n ~  in der Phase der Hodikonjunktur 
stabilitätspolitisdi audi nur zu verantworten, wenn 
sdion bald Gewißheit darüber gesdiaffen würde, 
da5 es - anders als nadi dem letzten Boom - nidit 
zu Kämpfen um die Einkommensverteilung kommt. 
Auf der anderen Seite könnte die Regierung sdion 
ietzt deutlidi madien. daß sie bereit wäre. ein stabi- 
lisierungskonformes Verhalten der autonomen GNP 
pen durdi weitere steuerlidie Erleidterungen und 
Anreize zu honorieren. vor allem wenn es zu einer 
über die Normalisierung hinausgehenden Konjunk- 
turabsdiwädiung kommen sollte. 

2!28. Den geeigneten Rahmen für die Harmonisie- 
rung der Zielvorstellungen und der Strategien des 
Staates und der autonomen Gruppen bietet die .Kon- 
zertierte Aktion" beim Bundesminister für Wirt- 
sdiaft. Wenn Bundesregierung und Bundesbank ihre 
Optionen fixieren und keinen Zweifel daran lassen, 
däß sie entsdilossen sind. gegen übersteigerte Ein- 
kommensforderungen in der kritisdien Phase ebenso 
vorzugehen wie gegen eine eventuelle Konjunktur- 
absdiwädiung später, sollte man audi dann, wenn 
die ersten Verhandlungen sdieitern. eine gegen- 
seitige Abstimmung der Vorstellungen und Verhal- 
tensweisen nodi für realistisdi haiten, liegt dodi 
eine anhaltend hohe und damit stetige Kapazitäts- 
euslostung und Besdiäftigung und eine zunehmende 
Annäberung an das Ziel der Geldwertstabilität im 
Interesse aller Gruppen. Für eine wirksame Ver- 
haltenskoordination bedürfte es nidit eines förm- 
lidien Besdiiusses; diesen anzustreben brädite nur 
den Nediteil. daß die Tarif~artner ihre Autonomle ~ ~~~ ~~, . ~ ~~~~ 

bedroht sähen und gerade deshalb auf eigenwilligen 
Zielvorstellungen beharren mü8ten. Enlsdeidend 
für den ~onjunkturverlaul ist allein. daß jede 
Gruppe sebr genau die Grenzen erkennt und respek- 
tiert, bei deren Ubersdireiten sie sidi selbst nidit 
weniger sdiedet als der Gesamtheit. Widitig ist 
freilidi audi. da0 die Zielvarstellunoen. bat sidi eine 
~~~~~~~~ 

~ ~ " .  
Art Konsensus erst einmal herausgebildet, von Zeit 
zu Zeit an die gesamtwicisdiaftlidie Eniwi&lung 
und an neu erkennbare Zdcunftsdaten angepaßt 
werden. so daß die Verhaltensabstimmung nidit 
ihrerseits zu Fehlenlwi&lungen führt. beziehungsweise 
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Zu elnigen Grundsatzfragen der Konjunkturpolltlk 

228. In den vergangenen Jahren sind Fragen der 
Konjunkturpolitik mehr und mehr ein Gegenstand 
öffentlioier Diskussion geworden. Entzündet hat sioi 
die Debatte a n  konjunkturellen Fehlentwickiungen. 
Sehr verbreitet war dabei die Neigung zu verein- 
faoienden und deshalb unzulänqliciwn Erklarunqs- 
versuchen Insbesondere wurde nrh t  immer sioitbar. 
durch weloies Tun oder Unterlassen im Bereioi der 
Koniunklurpolitik den Fehlenlwi&lungen Vorschub 
geleistet oder diese gar unmittelbar bewirkt wur- 
den. 

230. Naoidem sioi der Saoiverständigenrat soion 
vor zwei Jahren (JG 67 Ziffern 219 ff.) bemüht hat, 
im Rahmen eines oironologisoien Rü&blickr kon- 
junkturpolitiroie Fehlerquellen aufzuzeigen, führt 
er  jetzt die Diskussion fort. indem er versuoit, sol- 
oie Fehlerquellen ryrtematiroi .darzustellen. Im An- 
soiluß an diese Darstelluna wollen wir die cesamt- 
w.rtschaftliche Entwi&iung der vergangenen Jahre 
unter der Annahme nachvollziehen (simulieren). daß 
stets jene MaOnahmen erwogen und ergriffen wor- 
den wären. derer er zur gleidizeitigen Verwirkli- 
oiung aller angestrebten Ziele bedurft hätte; wir 
sind uns bewußt. daß wir damit naoiträglioi einen 
sehr strengen MaDstab an das konjunkturpolitische 
Verhalten anlegen. Der AbsoiluO dieses Kapitels ist 
Wberlegungen darüber gewidmet, wie man den Wir- 
kungsgrad der Konjunkhirpolitik in der Zukunft er- 
weitern kann. Der Sadiverständigenrat hofft, auf 
diese Weise - reinem gesetzlichen Auftrag ge- 
mäD - die Urteilsbildung bei den wirtsoiaftspoliti- 
soien Instanzen und in der Offentlioikeit zu erleioi- 
tern. 

I. KonJunkiurpollUsche Lehren 
der letzten aecha J a h r e  

231. Der Gesetzgeber hat vor nunmehr gut seois 
Jahren den Saoiverrtdndigenrat beauftragt, darzule- 
oen. wie man oleioizeitia die Stabilität des Preis- 
iiveaus, einen h h e n  Be;oiäftigungrsLand und au- 
Benwirtroiaftlioies Gleioigewioit bei stetigem und 
angemessenem Waoirtum verwirklichen kann. Vor 
zweieinhalb Jahren sind im Statbilit6tr- und Waois- 
tumrgesetz diese Ziele auoi zu Grundsätzen für die 
konjunkturpolitisoien Maßnahmen des Bundes und 
der Länder ,erklärt worden. 

Inwieweit die gesamtwirtsoiaftlioie Entwicklung in 
den vergangenen seais Jahren von diesen vier gro- 
ßen Zielen abgewichen ist, zeigt Soiaubild 34 I ) .  

A~bgereben vom Jahre 1967. in dem mehr als 2 vH 
der abhängigen Erwerbspersonen als Arbeitslose 
registriert waren, ,das wale Sozialprodukt (Brutto- 
inlandsprodukt in Preisen von 1954) stagnierte und 

der Außenbeitrag im Verhältnis zum Bruttosozial- 
produkt reioilioi doppelt so groß war, wie es dem 
auOenwirtsdiaftlioitien Gleioiaewioit naoi der Norm- 
vorstellung der Bundes~egierun~ entsprochen hätte, 
stieg der Preisindex für die Lebenshaltung von De- 
zember bis Dezember stets um weit mehr~als  I vH. 
Am stärksten war der Preisanstieo im Verlauf des 
Jahres 1965, als ~ b e a b e s o i ä f t i q u i ~  herrsoite und 
der Außenbeitrag negativ war. Das wirtsoiaftlidie 

~ ~ 

Waoistum in diesem Zeitraum kann duroiaus als 
angemessen angesehen werden: Das Produktions- 
potential wudu  von 1963 bis 1969 um jahresduroi- 
soinittlioi 4'12 vH. Etwas rdmeller konnte das 60- 
zialprodukt in diesem Zeitraum zunehmen (+ 5,l vH 
je Jahr), worin nur zum Ausdru& kommt, daO der  
Auslastungrgrad des Ptoduktionspotentialr 1969 
höher war als 1963. Stetig verlief der Zuwaois des 
Sozialprodukts offensioitlioi nioit: Die jährlichen 
Raten soiwankten zwisoien + 0.3 vH 1967 uoid +ast 
7'1s vH 1968 und 1969. 

Den Zielen noch am näoisten kam man im Aul- 
soiwungsjahr 1964. als nur das Ziel der Geldwert- 
stabilität verletzt war, am zweitnäoisten im Auf- 
roiwunariahr 1968. in dem die Verhältnisse ähnlioi 
lagen. aber außerdem nooi das auBenwirtshaftlnoie 
Gleioigewiht stark gestort war Diese Beobaditunq 
soieint die ~uf fa rsunq  zu erhärten. die oroßen wirt- 
soiaftspolitischen ~ i e i e  seien gleioizeit;g allenialls 
vorübergehend zu verwirklioi~n - in Perioden der 
wirtsoiaftlioien Erholung, die auf Phasen unzurei- 
oiender ~apaz i tä t saus las tun~  folgen. 

232. Zu den Gründen. die erklären könnten, daß 
die sesamtwirtsoiaftlioien Ziele so selten aleioi- 
zeitig erreioit wurden, gehören rioierlioi au& Um- 
stände im Bereioi der Konjunkturpolitik. Eine Rolle 
dürfte gespielt haben. 
- daO e s  im konjunkturpolitisoien Entsoieidungs- 

prozeß zum Teil erheblioie Verzögerungen und 
mitunter gar Blodiierungen gab (Ziffer 233). 

- daO deshalb wioitige MaOnahmen unterblieben 
oder die Hauptwirkungen der ergriffenen Maß- 
nahmen nicht in die konjunkturelle Phase fielen. 
für die sie vorgesehen waren (Ziffern 234ff.). 
und 

- daO dar Verhalten der autonomen GNppen oft 
nioit oder nur unzureioiend mlt den Zielvorstel- 
lungen der staatlioien Instanzen koordiniert war 
und da0 er  mitunter auoi an  einer planvollen 
Koordinierung von Geld- und Finanzpolitik man- 
gelte (Ziffern 239 ff.). 

') Die Quanlifiziening der vier Ziele erfolgt in Anleh- 
nung an die erste Zielpmjektian der Bundeswirt- 
rdaftiiminisleriums aus dem Jahre 1967 (JG 67 
Ziffern 24ö ff.). 



Kon)unkluipolilisdie Lehren der lelrlen sedis Johre 

S c h a u b i l d  34 

DIE GESAYTWIRTKHAFTLICHEN ZIELE 
UND IHRE VERWIRKLICHUNG 
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233. Für die These. daß die konjunkturpolitisden 
lnslanzen auf s i d  anbahnende oder bereits einge- 
tretene Fehlentwidrlungen überhaupt n id t  oder zu 
spät reagierten. gibt es mehrere Beispiele: 

- Im Jahre 1964. als s i d  die Zeiden einer Uber- 
nadfrage mehrten, konnte man s i d  n id t  dazu 
entsdließen, im Interesse der Celdwertstabililät 
den Preiswettbewerb aus dem Ausland durd  
eine Aufwertung der D-Mark zu intensivieren. 
Im Jahre 1965 kam es dann zu Preis- und Lohn- 
erhöhungen auf breiler Front, die zu rigorosen 
geld- und kreditpolitisden Maßnahmen Anlaß 
gaben. 

- Im Jahre 1966. als sdon viellad Absatzmangel 
herrsdte. zögerte die Bundesbank. den resttik- 
tiven Kurs der Kreditpolitik auhugeben; die 
öflentlide Hand begrenzte ihre Investitionsaus- 
gaben enger, als es der konjunkturellen Lage 
angemessen war. Infolgedessen geriet dann die 
deutsde Wirtschaft im Herbst 1966 in ihre erste 
sdwere Nadkriegsrezession. 

- Im Jahre 1967. als der volle Umfana der brad- 
liegenden Produklionskapazitaten sichtbar ge- 
worden war. lodrerle die Bundesbank die Kredit- 
bremsen nur allmählid. A u d  deshalb. aber vor 
allem weil man es im Bereidi der FinanzDolitik ~~~ ~ ~ ~ 

bei den beiden Investilionshaushalten des Jahres 
1967 beließ, blieb die Expansion der Binnennad- 
fraae hinter der der Auslandsnadlraue zurüdr, 
so da8 a u d  im Aufsdwungsjahr 1968 ibemätlig 
hohe Leistungsbilanzübersdüsse entstanden. 

- Im Jahre t968 wurde gegen die auBenwirtsdaft- 
l i de  Fehlentwidrlung erst vorgegangen, als 
diese sdon  greifbare Formen angenommen hatte 
(Spätherbst). Dodi weil die ergriffenen steuer- 
liden Maßnahmen (Belastung der meisten Ex- 
porte und Entlastung der meisten Importe um 
jeweils 4 vH) sdwäder  dosiert waren. als es 
der Sadilage angemessen gewesen wäre. und 
weil sie für reversibel erklärt wurden. haben sie 
die auDenwirtsdiaftlide FeNentwidrlung nur 
gemildert, n id t  aber beseitigt. 

- Im Jahre 1969. als die deutsde Wirtsdaft in 
einen außerordentlid kräftigen Boom geriet und 
die Gefahr einer überstürzten Lohn- und Preis- 
anpasrung immer bedrohlider wurde. war im 
palitisden Raum erst im Herbst 1969. als die 
Lohnwelle bereits angerollt war, eine Wedisel- 
kurskorrektur durdisetzbar: am 29. September 
d u r d  eine vorübergehende Freigabe des 
D-Mark-Kurses auf den Devisenmärkten. am 
24. Oktober durd  eine offizielle Anhebung der 
Parität um 9.3 vH. 

234. Sofern sadgeredile Entsdeidungen n id t  
überhaupt unterblieben (wie etwa eine Wechsel- 
kursanp.issung im Aufsdiwung 1964/651. hat die 
kon~unkturpolitirde Reaktionsteit allem Ansdein 
nach im Bereid drr WahrungspolilLk. von Aulwer- 
tungssurrogaten einmal abgesehen, mindestens ein 
Jahr, in dem der Celd- und Finanzpolitik ein viertel 
bis ein halbes Jahr betragen. Diese Reaktionsver- 
zögemngen können wir uns nur damit erklären, 



zu einigen Giundsnizirogen der Konjunkiuipollllk 

- da0 die Tauglichkeit oder Zulassigkeit bestimm- 
ter Mittel zur Verwirklichung bestimmter Ziele 
bestritten wurde. 

- da0 Unklarheit darüber bestand. wieviele Mittel 
gleichzeitig ergriffen werden müssen. um die 
vier in den beiden einschlägigen Gesetzen ge-. 
nannten Ziele gleichzeitig zu erreichen, 

- da8 es in der Uffentlichkeit an Einsicht in die 
wirtschaftlichen .Sachzwänge' mangelte und 

- da8 das statistische Inlormationsnetz den Anfor- 
derungen einer flexiblen Konjunkturpolitik nicht 
genügt. 

235. Die beiden erstgenannten Umstände kamen 
vor allem in der Währungspolitik zum Tragen. 
Diese wurde blodtiert durch die Doktrin, im System 
von Bretton Woods seien Wechselkursänderungen 
reserviert für die Behebung von Zahlungsbilanz- 
ungleichgewichten fundamentaler Art und dürften 
nicht primär zur Stabilisiemng des Binnenpreis- 
niveaus eingesetzt werden. Hinzu kam, da0 man 
sich bei der Beurteilung der au0enwirtschaftlichen 
Lage vielfach an ungeeigneten Indikatoren orien- 
tierte. und zwar - je nach Lage der Dinge - an 
der Devisenbilanz (wie 1968) oder an der Gmnd- 
bilanz lwie 19681. ohne dabei zahlunasbilanzbe- .. ~~~ ~ ~ - 
dingte Restriktionen und Transaktionen zu benick- 
sichtigen IJG 68 Ziffer 193). Und esspielte sdilieBlich 
auch noch eine Rolle. daii man ~ediselkurskonek- 
turen scheute. weil eine unerwunschte Dämpfung 
des Kon~unkturverlaufs befurchtet wurde. man also 
die Moqlichkeiten fur einen Ausgleidi des aulwer- 
tungsbedingten realen ~achfrä~eausfalls durch 
staatliche Expansionmaiinahmen (JG 68 Ziffem 211 
und 248 B.) entweder übersah oder zu nutzen nlcht 
bereit war. Die Folge von alledem war, da8 Ent- 
scheidungen so lange hinausgeschoben wurden. bis 
man unter Handlungszwang stand. 

238. Als Hindernis für rasche konjunkturpolitische 
Reaktionen erwies sich auch der Umstand, da0 das 
öffentliche Bewuiitsein sehr stark hinter der tat- 
sächlichen Konjunkturentwicklung herhinkte. Wir 
haben dies 1967 deutlich erlebt. Die Appelle zur 
Dämpfung der öffentlichen Ausgaben. die 1965 an- 
gesichts der vom 4. Deutschen Bundestag ausge- 
lösten Ausgabenflut richtig und notwendig waren 
(JC 65 Ziffern 152 11.). hatten sich Ende L966 und 
Anfang 1967, als genau das entgegengesetze Ver- 

weitgehend programmiert waren. reidilicher geflos- 
Sen wären. Dem stets konnte man sich bei den Kon- 
junkturdiagnosen und -Prognosen, wenn überhaupt. 
so nur auf Daten stützen, die im günstigsten Falle 
die Zeit von vor vier bis sedio Wochen betrafen, 
wobei zu beachten ist, da8 die Beurteilung der Infor- 
mationen noch erschwert wurde, wenn akzidentielle 
und saisonale Einiiüsse sowie Kalendemnregelmä- 
iiigkeiten hlnzukamen. 

2 .  Die Reuktionsverzögerungen wiegen beson- 
ders schwer in Anbetrdcht des Umstandes. daß die 
koniunktumolilischen Maßnahmen länqere Zeit 
braichen, ehe sie ihre Hauptwirkung erzielen, vor 
allem im Bereich der Kreditpolitik, weniger in dem 
der Finanzpolitik. Diese Wirkungsverzöqerungen, 
die (auch nach den Erfahrungen in &der&~ändem) 
mindestens ein ,halbes Jahr betragen, ergeben sich 
daraus, da8 kreditpolitische MafJnehmen, anders als 
finanzpolitische. die Liquidität der Investoren und 
die Reniabilitat ihrer Projekte nur indirekt ,beein- 
flussen. 

- Als die Bundesbank 1965 deutlich auf Restrik- 
lionskurs ging -sie erhöhte unter anderem den 
Diskontsatz in drei Stufen auf dünf Prozent und 
verschärfte die Mtodestreserveanforderungen -, 
muBte sie diesen Kurs his ünde 1966 durchhalten. 
um den Kreditgewährungsspielraum der ~ a n k e i  
entscheidend einzuengen und durch Verschärfung 
der ~inanzierun~sbedin~un~en auf die private 
und öffentliche Ausgabeneigung und insbeson- 
dere die Investitionsneigung einzuwirken (JG 66 
Ziffern 149 11.; JG 67 Ziffern 190fL). 

- Als die Bundesbank Anfang 1967 die längst ge- 
botene Kursschwenkung hi expansive Richtung 
vornahm, hat die Erleichtemng der Finanzie- 
runasmöalichkeiten bür sich aenommen weder die 
~nt-ern&men noch die &bietskörperr&aften 
veranlaßt, d o r t  wieder mehr auszugeben IJG 
67 Ziffer 191). 

Den U n t e r n h e n  scheint es zunächst daraul ange- 
kommen zu sein. angesichts der niedrigen Zinssiltze 
ihre Verschuidung zu konsolidieren. Und auch bei 
den Gemeinden hatte sich nach der kraftlgen Kredit- 
aufnahme 1965166 ein arofJer Konsolidiemnasbedarf 
geltend gemacht Bei Zen Ladern dominieke noch 
das ftskalistirche Lenken. das auf einen lahrlichen 
Ausgleich des Haushaltes geriditet war. 

halten~konjunktu~olitisch geboten war. so in das 
öffentliche BewuBtsein eingeprägt, daD sich die Bun- 239. Abgesehen davon. daß die Mittel der Geld- 

desregiemng mnächst ents&lieOen konnte, und Finanzpolitik vietiach zu Spat eingesetzt wur- 
zwedts ~ ~ k ä ~ ~ f ~ ~ ~  der ~~~~~~i~~ b e w u ~ t  H ~ U -  den, um die erstrebten antlzyklisdien Wirkungen zu 
haltsdefizite in Kauf zu nehmen. erzielen. wurden die Ma0nahmen im Bereich der 

Konjunkturpoliiik nicht immer so koordiniert, wie 

m. Die U n z u l ä n g l i ~ e i t  und der es nötig gewesen wäre; auch kam es in entscheiden- 
konjunktunelevanbn huderte den Fällen nicht zu einer zielkoniormen Verhaltens- 
verantwortlichen daran, abStimmung zwischen den staatlichen Instanzen auf 

gen so schnell zu erkennen und zu ermessen, wie es der einen und den autonomen Gruppen auf der 

für eine wirksame GegenSteuerung notwendig gewe- 
Sen wäre. Manche Fehlprognose hätte in den Letzten 
Jahren vermieden werden können. wenn die InfOr- 24ö. Pannen bei der Koordiniemng irn Bereich der 
mationen über solche künftige Entwicklungen. die Konjunkturpolitik gab es zum Beispiel 1965. als sich 
im Prognosneitpunkt durch Entscheidungen schon die deutsche Wirtschaft im Höhepunkt des letzten 
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Konjunklurpolillsdle Lehren der leirlen r e d  J h e  

Konjunkturzyklus ibefand: Während die Finanz- 
politik noch auf expansivem Ku14 war. zog die Bun- 
desbank die kreditpolitisdIen Bremsen weiter an. 
Als einziges Mittel eingesetzt, traf die restriktive 
Kreditpotitik nmädist und vor allem die Investitio- 
nen. führte sie direkt - wie vom Sadiverständigen- 
rat befürditet worden war [JG 65 ZiIder 129) - in 
den Konflikt zwisdien Stabilität und Wadistum und 
entsdiied diesen Konflikt einseitig zugunsten der 
Geldwertslabililäl, obwohl durdiaus Chancen be- 
standen hätten. 1966 Stabilität und Wadutum in 
gleidiem M a k  anzusteuern. Im Jahre 1967, als es 
darum ging. die Rezession zu bekämpfen, half die 
Bundesbank bei der Finanzierung des ersten Investi- 
tionshaushaltes des ,Bundes zunädist nur zögernd; 
und sie unterlieii es, durdi eine sdmelle Sdiwen- 

daB sidi der Konjunkturauisdiwng wieder unkon- 
trolliert vollzog, da8 er das typiroie Vorauseilen der 
Gewinne und ~a&inken d & ~ ~ ö h n e  bradite und da8 
er im Herbst 19W zu spontanen Streiks und einer 
kräftigen Lohnwelle fihrte, die das Ziel der Geld- 
wertstabilität und des hohen Besdiiiftigungsgrades 
in der Zukunft gefährdet. 

242. Das grö8te Hemmnis für eine multilaterale 
Verhaltensabstimmung rsdwint dann zu liegen, da8 
jede Gruppe das Gesamtproblern unter partiellen 
Aspekten sieht. rermutlih weil ihr Verhalten mebr 
kurzfristig als mittelfristig orientiert ist. Um dle 
Entsdwidungen der einzelnen Gruppen mit den ge- 
samtwirtsdiafllichen Mögiid&eiten und Zielen in 
Einklana zu brinaen. bedarf es vor allem mittelfristi- 

~ ~~ 

kung ihrer Kreditpolilik das Vertrauen der privaten ge: fnf&mation& iiber die wirtshftlidie htwidr- 
Investoren in den Erfolg der finanzpoiiiisdien Ex- lung. die glaubw(lrdig sind. Das zur Dedruq dieser 
pansionsma8nahmen zu nähren. Unkoordiniert war Informationsbedarfs addguate Mittel sind Zielpro- 
in jenem Jahre audi die Finanzpolitik der Gebiets- iektionen. die die anaestkbte Entwidrluno besdirei- ,- ~ ~~~~~~. ~ ~ - ~ - 
ko~persd?aften: Die expansiven Wirkungen des Bun- ben dne bei einer sadigeredikn Konjunkturpolitik 
deshaushaltes wurden neutralisiert durdi restriktive in den Grenzen der Möglihen liegt (JG 67 Zif- 
Wirkungen der Haushaitsgebarung der Lände1 und fern 281 ff.1. 
Gemeinden, die zu einer anözyklisdien Aurgaben- 
Politik nidit bereit oder in der Lage waren (JG 67 
Ziffern 151 ff.). 

241. In den Jahren 1965 und 1967, als es darum 
aina. die Wirtschaft aus 'koniunkturellen Extrem- - -. 
lagen herauszuführen, wäre es auch notwendig ge- 
wesen. das Verhalten der staatlidien und nidit- 
staatlidien Instanzen planvoU zu koordinieren. 1965 
kam es nidit zu eine; konzertierten "Aktion Geld- 
wertstabilität'. die er leiditer gemadt hätte. das 
Inflationstempo ailmählidi (in zwei Jahresetappen) 
und ohne nennenswerte BesdiäftigungseinbuBen zu 
reduzieren fJG 65 Ziffern 188'ff.). Die autonomen 
Gruppen. die zunadist dimem Konzept im Prinzip 
zugestimmt hatten (JG Li6 Anhang 111). fuhlten a id  
aus ihrer Mitverantwortung für diese Aktion entlas- 
sen. nadidem es der Bundeskanzler vor dem Bundes- 
tag (am 16.117. Februar 1966) zurüdrgewiesen hatte. 
Der befürditete Verkilungskampf fand dann 1966 
statt und veranlaßte die Bundesbank. bis Ende 1966 
trotz der sidi rdion abzeidinenden Absdiwädiungs- 
tendenzen auf hartem Rastriktionskurs zu bleiben. 

Ende 1967 kam es nidit zu einer konzertierten Ak- 
tion, die die Chance geboten hätte, im Verlauf von 
zwei Jahren den Expansionsspielraum der westdeut- 
sdien Wirtsdmit auszusdiöpfen und dann den Be- 
rdiäftigungs- und Auslastungrgrad auf hohem Ni- 
veau zu sidiero. und zwar unter Wdhrung der Preis- 
niveaustabilität und unter Wiedemerstellung des 
au0enwirksdiaftlidien Gleidigewidits (JG 67 Zif- 
fern 312 11.). Anders als 1965 ,griüien dieses Mal die 
autonomen Gruppen diese Anregung nidit auf; sie 
konnten sidi auf den Bundesfinannniaiskr berufen, 
der sdion Anfang DeIember 1967 eine Mitwirkung 

Zielprojektionen gehören in der Bundesrepublik erst 
seit dem lnkralttreten des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsaesetzes im Jahre 1967 zu den Mitteln der 
~on&turpolitik. Bei den Jahreszielprojektionen. 
die die Bundesregierung - neben mittelfristigen 
Proiektionen fur einen Zeitraum von funf Jahren - 
nunmehr erstellt, hat es verstäodlidierweise gewisse 
Anfangssdiwiengkeiten gegeben. So hat die Regie- 
rung urspninglidi für 1968, wohl mit Rük id i t  auf  
die öffentlidie Meinung, eine Zuwadurate des rea- 
len Bmttosozial~mdukts von 4 vH zum Ziel erhoben 
(JWB 68 Ziffer>o). ako 2.4 Prozentpumkte weniger. 
als der Sadiverstandqenrat bei einer mutigen Wirt- 
sdiaftspolitik Md einer ge~amtwirtsdiaftlidien Ori- 
entienkg aller autonomen Gruppen für möglidi ge- 
halten hatte (JG 67 Ziffer 317) und 3,6 Piment- 
punkte weniger. als tatsädilidi erreidit wurden. 
Hätte diese amtlirhe Zielprojektion ihren Zwedr 
erfüllt - nämlidi die Erwartungen der Investoren 
und Verbraucher hiosiditlicb der künftigen Entwick- 
lung zu beeinflussen - und wäre infolgedessen das 
reale Bmttosozialprodukt tatsädilidi nur um 4 vH 
oebtienen. 60 wäre eine erneute Koniunkturabsdiwä- 
&ng-unvermeidlidi gewesen (JG' 68 Zifier 181). 
Daß diese Zielprojektion so vorsiditig auageriditet 
war. hatte mimt mwidtige Folgen für die Lohnent- 
widrlung: Die GewerksdIaiten orientierten sidi an 
den niedrigen Riditzahlen für die Lobnpolittk, ban- 
den sidi zudem audi nodi in längerlrlstqeo Tarif- 
verträgen und erzeugten auf diese Weise den außer- 
gewöhnlidi langen Lohn-Lag in der Auisdivungi- 
phase dieses Konjunkturzyklus. Die Erfahrungen 
mit der Zielprojektlon fiür 19MI machen deutlich. wie 
ein Mittel Gefahr läuft. diskreditiert zu werden. 
wenn man nidit auf das Optimum zielt. 

an dem Gesamtkonzept öffentlidi und uneinge- 
sdiränkt abgelehnt hatte, und auf den Bundestag. 11. wenn d k  D-M.& ~ . x j k l  0.- W, . . . 
der zur aleichen Zeit Steuererhöhunwn hesdilosren -~~ - -~ 0 - ~ ~~~ 

uod dadurdi kundgetan hatte. daß mit finanzpoliti- 249. Eine Politik der grdßeren Wediselkursnexi- 
sdwn MaBnahmen zur Expansion der Binnennah bililät wäre - wie der Sadivershdigenral sdion 
frage, wie sie dem Gmmntkonzept adäquat gewesen im Juni 1964 in einer Stellungnahme an den Bundes- 
wären, nidit zu redinen sei. Qie Konsequenz war, kanzler hervorgehoben hat - notwendig gewesen, 
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Zu einigen Grundsalrlragen der Konlunkrurpolifik 

um in der Bundesrepublik die großen wirlsdiafts- 
Ziele zu erreidien (JG 67 Anhang 11). 

Audi im ersten Jahresgutaditen ist hervorgehoben. 
,.daR bei festen Wediselkursen ein so stark in die 
internationale Wirtschaft inteariertes Land wie die ~~- ~~~ 

Bundesrepublik nur vorübergehend geringere Raten 
der Geldentwertung haben oder gar eine Insel oder 
Geldwertstabililät bilden kann' IJG 64 Ziffer 237). 
Wie die Erfahmngen der letzten Jahre erneut deut- 
lidi gemadit haben. führt der Versuch der Bundes- 
republik. sioi von der Geldwertentwidrlung im Aus- 
land bei festem Wediselkurs abzusetzen. nur dazu. 
dan zeitweise groDe auDenwirtsdiaftiidie Ubersdiuß- 
ungleichgewidile entstehen. da0 SI& sdiließlidi 
Schube importierter Inflation dodi als unvermeidiidi 
erweisen ;nd da8 die Konjunktur unstetiger wird. 

244. Wenn das Instrument größerer Wediselkurs- 
Ilexibilität seit 1964 zur Verfüauna gestanden hätte. - - -  
wäre es  möglidi gewesen. diese Fehlentwidrlungen 
zu vermeiden. Größere Weoiselkursflexibilität allein 
hätte indes nidit ausgereidit, gleidizeitig alle Ziele 
zu realisieren. die dem Sadiverrtändigenrat als Be- 
urteilungsnorm vorgegeben sind und auf die die 
Regierungen von Bund und Ländem durdi das Stabi- 
litäts- und Waoistumsgesetz verplliditet werden. 
Hinzukommen muß eine gesdilossene Konzeption 
aus zielkonformer Geld-. Fiskal- und Einkommens- 
politik (JG 64 Ziffern 236 11.). 

Nadidern mehr als ein Knnjunkturzyklus abgelaufen 
ist. seitdem der Sachverständigenrat erstmals eine 
soldie. n a h  auBen flexibel abgesidierte Wirtsdiafts- 
politik aus einem Guß konzipiert hat. soll rückblik- 
kend in einer Simulation - jeweils bezogen auf die 
konjunkturelle Lage - besoirieben werden, wie die 
Wirtsoiaftsoolitik bei einer Verwirklidiuna dieser - 
Konzeption hätte handeln müssen und wie wirt- 
sdiaftspolitisdie Manahmen und Weoiselkursver- 
änderungen hätten zusammenwirken können. Eine 
soloie Alternative zum taisä&lidien Wirlsdiafts- 

arund besonderer aesellsdiaftlidier Geaebenheiten. " 
vor allem aufgmnd der Erfahrungen mit zwei grof!en 
Inflalionen in einem Generationszeitreum, grof!er 
als anderswo Bei flexiblem Kurs ließe sidi der mit- 
telfristige Anslieg des Index der Lebenshaltung auf 
I vH jährlidi begrenzen (JG 67 Ziffern 258 ff.; JG öü 
Ziffern 241 f.]. Diese Rate entspridit audi der mittel- 
fristigen Zielprojektion der Bundesregierung (JWB 
69 Anlage I). 

In Wirklioikeit stiegen die Verbrauderpreise in der 
Bundesrepublik von Mitte 1964 bis Mitte 1969 mit 
einer Jahresrate von 2,6 vH. Die Preisentwicklung 
wäre nodi steiler verlaufen. w e m  Moit der Dmdr - - 

der Rezession im Inland und wediselkurspolitisoie 
Maßnahmen - insbesondere die Pfundabwertung 
und die Ersalzaufwertun. der D-Mark mit dem 
außenwirisdiaftlidien Absiherungsgesetz - dem 
Sog der steigenden Preise im Ausland entgegenge- 
wirkt hätten 

Die Rezession hat in den Jahren 1966 und 1967 
den Preiswettbewerb inländischer Anbieter, die 
über freie Ka~azitäten verfüaten. in der Bundes- 
republik so iersdiarft, daß-der internationale 
Preiszusammenhang zeitweilig unterbrodien 
wurde IJG 67 Ziflem 45 11 1 Als der Rezessions- 
drudr wieder nachließ, setzte ein Prozel) der An- 
passung der inländisdien Preise an das gestie- 
gene Auslandspreisniveau ein. dodi war dieser 
Aufholprozel) Mitte 1969 nodi nidit abges&los- 
Sen. Es ergab sioi vom Begim der Rezession 
Mitte 1966 bis Mitte 1969 bei den inländisdien 
Preisen und Kosten ein R ü b t a u  von sdiätzungs- 
weise 3 vH, der sidi in den anhaltenden auf!en- 
wirisdiaftlioien Ubersdiüssen während der er- 
sten Hälfte von 1969 widerspiegelt (Ziffer 90). 
Wber den gesamten Zeitraum von Mitte 1964 bis 
Mitte 1969 geredinet, wären die Verbraudier- 
preise in der Bundesrepublik ohne diesen Rüdr- 
stau sdiällungsweise um 0.6 vH jährlidi mehr 
gestiegen als tatsädidi .  

~~ - ~~~ 

ablauf in der Vergangenheit soll dazu dienen. die - Die Abwerlung des Pfundes und anderer Wäh- 
Urteilsbildung in ähnlidier Weise zu erlei&tern. wie rungen irn November 1967 und das adenwirt-  
dies durdi strategisdie Planspiele audi in anderen sdiaftlidie Absidiemngsgesetz der Bundesrepu- 
Bereidien - zum Beispiel bei der Unternehmens- blik im November 1968 haben bewirkt, da0 die 
führung - gesdiieht. Preissteigemngen auf den ausländisdien Märk- 

ten für die Verbraudier im Inland weniger fühl- 
bar wurden. Der preisdämpfende Effekt dieser 

Der mliieHrlstige Auhefiungstnnd &r Madt 
Maßnahmen sei für die folgende Rechnung auf 
0.5 vH je Jahr veransoilagt. 

245. Für die folgende Simulation soll davon aus- 
gegangen werden, da0 der Kurs der D-Mark Mitte 
1964 freigegeben und von diesem Zeitpunkt an eine 
konsequente Politik der internen Geldwerlstabilität, 
eines stetigen Wadistums und eines hohen Besdäf- 
tiguagsslandes verfolgt worden wäre. Unter diesen 
Umständen hätte sidi die D-Mark aul mittlere Sidit 
- das heißt über einen ganzen Konjunkturzyklus 
hinweg - aufgewertet. Anhaltspunkte zur Sdiäl- 
zung der mittelfristigen Aufwertungsrate bieten die 
folgenden Uberlegungen. 

Die Verbraudierpreise in, der Bundesrepublik wären 
folglich bei ununterbrodienem Preiszusammenhang, 
ohne Abwertungen anderswo und ohne steuerfidie 
Ersalzmaßnahmen bei uns. von Mitte 1- bis Mitte 
1969 um 3,s bis 4 vH je Jahr gestiegen. Gegenüber 
dem internen Stabilitätsziel (I vH) ist dies also jähr- 
lidi um 2,s bis 3 vH zuviel. Bei flexiblem DMark- 
Kurs wäre diese Differenz auf mittlere Si&t in erster 
Linie durdi einen Aufwertunastrend der D-Mark 
ausgeglidien worden. Einen kleheren Teil des W&- 

selkurspolitisdien Absidiemngsbedarls hatten wahr- 
scbeinlioi Abwertungen anderer Währungen ge- 
de&t. wennqleidi eine kontinuierlidie Aufwertuna 

248. fn der Bundesrepublik ersdieinen die Erfolgs- der D - ~ a r k - d e n  Abwenungsdm<* auf das pluni 
hancen einer konsequenten Stabili~atspolitik auf- und andere Wahrungen gemindert hatte 



Wenn dle DMork flexibel gsweaon wäre, 

247. Eine kontinuierliche Auhveriung der in ihrem 
Binnenwert weitgehend wertbeständigen Mark um 
2,5 bis 3 vH jähdich hätte sich realisieren lassen. 
ohne da8 Uberraschungen mit der Folge uner- 
wünschter Mengenreaktionen bei den Anbietern 
hätten auftreten müssen. Voraussetzung hierfür 
ware allerdings eine glaubhafte und frühzeitige Ab- 
sichtserkl8rung der Regierung gewesen, da8 sie ge- 
willt sei, von einer Politik der konstanten W a l -  
kunes und des steigenden Binnenpreihniveaus um- 
zuschalten auf eine Politik des steigenden W&- 
selkunes und des konstanten Binnenpreisniveaus. 
Die Bundesregierung hätte bereits Mitte 1964 die 
ernsthafte Absicht zu einer neuen Stabilithtspolitik 
durch konkrete Smritte unterstreichen müssen. zum 
Beispiel 

- in der Budgetpoütik durch die üherpnilung der 
laufenden Gesetzgebungsvorhaben und der Haus- 
haltsansähe für 1965, 

- in der Geldpoütik durch eine neue gesetzliche Be- 
stimmung im Bundesbankgesetz, die die Bundes- 
bank ausdnidclich auf das Ziel der Geldwertsta- 
bilität verpflichtet und die sie davon entbindet, 
auch den Zahlungsbilanzausgleich anzustrehen 
Oiierfür hätte ja der freie Wechselkurs gesorgt). 
und 

- in der Einkommen8politik d u n i ~  eine Uberein- 
kunft mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern. in 
der sich diese verpflichten. die Lohnvereinbarun- 
gen in der gegen Ende 1964 einselrenden Lohn- 
runde in dem Rahmen zu lassen. der durch den 
Grundsatz der Kostennlveau-Neutralitüt und das 

Ziel eines hohen Beschäftigungsstandes vorge- 
geben ist. 

248. Ubeneugende Absichtserkläningen hätten bei 
der Freigabe des W&seLliwses die Aufgabe ge- 
habt. die Erwartunaen möaüdut schnell auf die neue 
~i&&afts~ol i t lk  auszuri&ten. Dies hätte dazu bei: 
getragen. daB das NominalziriJniveau rasch um die 
nun nicht mehr eingerechnete lnflationsrate gesun- 
ken wäre (JG 67 Ziffer 423). 

Im übrigen hätte die Freigabe des Wechselkurses 
der Regierung die Chance gegeben, auf die Ein- 
führung der Kupo~teuer  zu verzichten und andere 
diskriminierende Vorschriften gegen Auslandskapi- 
tal abzuschaffen. Sie hätte auf diese Welse deutlich 
machen können. da8 freie Wechselkurse vlele 
Interventionen überflüssig machen und die inter- 
nationale Kapitalverteilung verbessern helfen. 

aüL Eine umfassende stabilitatspolitische Stiategie 
hätte bereits im Sommer und Herbst 1964 dafür 
sorgen müssen. da8 die Preise und die Kosten 
in ihrer Entwidclung magli&t im Glelchsduitt um 
die erwartete Inflationsrate bereinigt worden waren. 
Nur so hätten die Friktionen einer Stabiliaieruog 
vermieden werden können. 

Das niedrigere Zinsniveau und der geringere An- 
stieg der Löhne und lmportpreise hatten die Produk- 
tionskoaten niedriger gehalten. Uber den ganzen 
Zeitraum von Mitte 1964 his Mitte 1969 wären die 
ghnstüduosten fast konstant geblieben; die Im- 
portpreise wären - In D-Mark geredinet - um 
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lmapp 1 vH jährlich zurüdrgegangen (Schaubild 
351. Die kontinuierliche Aufwertuno hätte die Ex- - 
porlindurlrie dam veranlaUt, die -im Exportsektor 
erfahrungsgemäl) um 1 bis 2 Prozentpunkte über 
dem gesamtwirlrchaftlichen Durchsdmitt liegenden 
- Produktivitätsfortschritte im 0-Mark-)Preis wei- 
terzugeben (JG 67 Ziffern 446 1.). Mittelfristig wäre 
die Wettbewerbsposition im Export - definiert alp 
Erlös-Kosten-Relation des Exportsektors - von der 
Freigabe des Kurses also nicht berührt worden. 

Die Lohnempfänger hätten zwar weniger als tat- 
sächlich ausgezahlt hekommen, dafür wären die Ver- 
braucherpreise aber kaum gestiegen. Das R e h e n  
mit der Geldentwertung wäre vermieden worden. 
die Sparvermögen hätten kaum an Wert verloren. 

Die kon(unkiuglätiende WIiLung d e m  Irden 
WechwIkuiDiU 

250. Weldie zvklisdien Schwankungen des Wech- 
selkurses um den ~ufwertungstrend hätte es nach 
einer Kursfreigabe Mitte 1964 gegeben7 

Im Na*inein gesehen wäre die Mitte des Auf- 
schwungsjahres 1964 besonders geeignet für die 
Kursfreigabe gewesen: 

- Der konjunkturelle Aufsrtiwung war schon so 
gefestigt, daß der Wechselkurs ohne Gefahren 
Mr den Beschäftigungsstand hätte freigegeben 
werden können. 

- Die Kostenentwidrlung war aber noch nidit SO 

weit anaesDannt. da0 alloemein mit einer " .  - 
Kosten- und Preiswelle gerechnet wurde; Mitte 
19bl gab es noch Produktivitätszuwächse aus 
der zunehmenden Kapazitätsauslastung. die es 
erleichterten. Lobnerhöhungen aufzufangen. 

- Die Zahlungsbilanz befand sich in der Nähe des 
Gleichgewichts. was sich allein schon daran ab- 
lesen IäUt. daß der Ubersdiuß In der Leistungs- 
bilanz mit der Schwerpunktverlagemng in der 
Nachfrageenlwidrlung vom Ausland auf das In- 
land nach Mitte 1964 unverzögert und Mhlbar 
zurüdrging. während er im Gegensatz dazu auf 
den Aufschwung der Inlandskonjunktur 1967168 
nidit reagierte. 

251. Hektische Kursbewegungen wären infolge- 
dessen unmittelbar nach der Kursfreigabe kaum zu 
erwarten gewesen. Etwaigen Uberreaküonen hätte 
die Bundesbank in den ersten Wochen durch 
glättende Interventionen entgegenwirken können, 
sei es durdi Variation der kurzfristigen Zinsen. sei 
es durdi den kurzfristigen Einsatz ihrer Reserven 
am Devisenmarkt. 

252 In dem MaBe, in dem die Uffentlichkeit und die 
Devisenhändler überzeugt worden wären, da8 mit 
der Kursfreigabe anhaltende interne Preisstabilität 
gesidiert werde, wäre es im Verlauf des Herbstes 

1964 allmählich zu elner Aufwertung der D-Mark 
gekommen. Möglicherweise wäre die laufende Auf- 
wertungsrate schon bald höher gewesen, als dem 
millellristigen Erwartungswert von 2.5 bis 3 vH 
entsprochen hätte. Dies wäre konjunkturpolitisch - 
auch als Ausgleich für die erneute Belebung der 
Auslandsnachfrage - erwünscht gewesen. Wäre es 
aber nicht schon allein aufgmnd der Absichtserkla- 
mng zu einer genügend starken Aufwertung ge- 
kommen. so hätte die Bundesbank durch eine ent- 
sprechend restriktive Kreditpolitik den Erklärungen 
der Regiemng Nachdmdr verleihen und den Auf- 
wertungssatz etwas in die Höhe treiben müssen. 

259. Diese Aufwertung. die in der ersten Hälfte 
von 1965 möglicherweise noch stärker geworden 
wäre. hätte 

- stetigen Dru& auf die D-Mark-Exportpreise aus- 
geübt und sie, entsprechend der Stabilitätsnorm, 
leiht mrüdrgehen lassen (während sie in Wirk- 
lichkeit mit einer Jahresrate von mehr als 2'1s vH 
stiegen); 

- den starken Anstieg der DMark-lmporlpreise 
gedämpll und damit den internen Preiswettbe- 
werb intensiviert (während die Importpreise im 
Winter 1964165 mit einer Jahresrate von 6 v H  
stiegen); 

- die Auslandsnachfrage leicht gebremst (während 
diese, gemessen am Auftragseingang. bis zum 
Frühjahr 1965 unvermindert zunahm); 

- die optimistischen Erwartungen der Investoren 
etwas reduziert (während die Investitionen in 
der ersten Hälfte von 1965 mnd I5 vH über dem 
Stand im ersten Halbjahr I964 lagen) und 

- die Lohnerhöhungen etwas besdmitten (während 
im Herbst 1864 aufgrund der starken Nachfrage 
nach Arbeitskräften mit der neunprozentigen 
Tariflohnerhöhung in der Metallindustrie eine 
Lohnwelle einsetzte). 

Wechselkurs und ZLns wären von ihren mittel- 
fristigen Erwartungswerten nadi oben abgewichen; 
dies hätte wahrscheinlich ausgereicht. Preiserhö- 
hungsspielräume zu beschneiden. ohne daß er zu 
größeren Mengenkorrekturen hätte kommen müs- 
sen. Im Verlauf von 1965 h.ätte eine stabilitätskon- 
forme Geldpolltik restriktiv sein müssen. Die Zins- 
Steigerungen hätten zu einem Kapitalmtmm und 
damit zu einer zusätzlichen kräftigen Auhvertung 
geführt. wodurch nach und nach der Anreiz zu 
weiteren Kapitalimporten wieder entfallen wäre. 
Von der Handelabilanz her wäre der geldpolitisdie 
Reslriktionseffekt noch wirksam ergänzt worden. 

Hätte die öffentliche Hand 1965 bei freiem Wechsel- 
kurs genau so expansiv gewirkt wie taträdilich 
(Erhöhung der Ausgaben und Senkung der Ein- 
kommensteuersätze im Boom). so hätten die Zlnsen 
bei stabilitätskonformer Geldpolitik noch weiter 
angezogen; die D-Mark hätte sidi dann entspre- 
chend stärker aufgewertet. Ob jedoch bei freiem 



Wenn die DMork flexibel geweaen w&e. 

Wediselkurs die öffentlidie Hand so expansiv ge- 256. Die weitgehend stabilen Preise und Kosten 
Wesen wäre, ersdieint fraglidi, weil die Steuer- i n  Inland und die langsame Aufwertung hatten den 
einnahmen bei grö0erer Preisstabilität Ndit so Export von der Preisseite angeregt; eine geringere 
reidilidi geflossen wären und weil die reditzeitige Auslastung der  Produktionskapazitäten hatte diese 
leimte Naoifragedämpfung durdi Aufwertung und Tendenz nodi unterstützt. fm Gegensatz dazu hätten 
Zinsanstieg die Ausgabefreudigkeit wahrsdieinlidi die Einfuhren mit der  verlangsamten Aufwertung 
gezügelt hätte. etwas an Wettbewerbsfähigkeit verloren. Zusammen 

mit Zinssenkunoen hätte die Entwidrluna des Au- 

W. Die Lohnentwidrlung wäre 1965. trotz ange- 
sriannter Verhältnisse am Arbeitsmarkt. wahrsdiein- 
lkh nahe an der Produktivitätsnorm geblieben. denn 
bei freiem Wediselkurs wären die Preiserhöhungs- 
möglidikeiten etwas verringert und der Wider- 
stand der Unternehmer gegen Lohnerhöhungen 
gr6L3.r gewesen; auch hätten sidi die Gewerksdiaf- 
ten mit geringeren Nominallohnerhöhungen einver- 
standen erklären können, weil die Binnenmärkte 
aeaen den Preisauftrieb im Ausland abaesdiirmt - - 
gewesen waren. Hätten die Tarifpartner aber trotz- 
dem versudit. uber die Norm der Kostenniveau- 
Neulralilat hinauszuqehen. so hatte die Bundesbank 
aufarund ihrer aesetzlidien Vemfliditunaen bei 
flexiblem Kurs dem entgegenwirken müssen. frei- 
lidi mit dem Risiko von Besdiäftigungsverlusten. 
Doch braudite man das Besdiäftisunasrisiko nidit zu 
übersdiätzen. weil man e s  kannte ;nd sidi in der 
Lohnpolitik darauf halte emstellen konnen Wahr- 
sdieinlidi hätten sidi die Tarifpartner unter diesen 
Umstanden 1965 in elner verbindlid~en konzertier- 
ten Aktion zu einer stabilitätsorientierten Einkom- 
menspolitik (gemäß Ziffer 248, JG 64) bereit erklärt. 
Was Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sommer 
1965 davon abhielt, den vom Sadiverotändigenrat 
angeregten Versudi zur Einkommenspolitik. dem 
sie sdion zugestimmt hatten, Wirklidrkeit werden zu 
lassen, war gerade die offene Flanke gegenüber 
der Inflation im Ausland und das desinteressierte 
Zögern der damaligen Bundesregierung (JG 66 Zif- 
fern 241 ff.). 

255. Im Aufwertungstrend wäre es  1965 zu einem 
Umsoiwung gekommen: Der Außenwert der D-Mark 
Ware Ardang 1965 wahrsd~einl id~ mit einer deutlich 
über dem ~ r e n d w e r t  von 2.5 ,bis 3 vH l i w e d e n  
Rate gestiegen; J e  mehr der Z i n s - ~ e d i s e l k ~ r s - ~ e -  
dranismus aber restriktiv gewirkt hätte, um so mehr 
hätte sidi das  Aufwertungslmpo verringern kön- 
nen. möglidierweise s d i m  gegen Ende 1965 - als 
Rüdrgänge in der Kapazitätwslastiung fühlbar wur- 
den - bis auf eine Rate von nahe 1 vH. Diesen Ten- 
demumsdiwung am Devisemankt hätten Kapital- 
abflüsre als Folge ungünstiger Aussiditen arn west- 
d e u t s h n  Aktienmarkt vemutl idi  nodi,wrstärkt. 

Wahrsdieinlidi wäre das Verbraudierpreisniveau 
trotz einer wirksamen monetären Restriktionspolitik 
1965 w'wen adileoiter Ernten um mehr als 1 vH oe- - ~ -  - ~ -  - - - D -  

stiegen. Die zusätzlich notwendigen Nahrungsmittel- 
einhdxen hätten den Aufwertunqsrhythmus weiter 
verlangsamt. Für d a s  Jahr 1966 darf man daher eine 
relativ geringe Aufwertungsrate - knapp 1 vH 
jährlich - unterstellen. Weniger a b  dies hätte sidi 
wohl nidit ergeben, weil im Verlauf von 1966 zuneh- 
mend deutlidi wurde, daD sidi der  Inflationstrend 
im Ausland - vor allem in den Vereinigten Staaten 
- zu besdileunigen begann. 

Denhandels 1966 den Rückgang der ~innenkonjunk- 
tur abgefangen, wahrend sidi die Bundesbank in 
Wirklidikeit g e h a l l n  sah. die Preissteigerungen 
nodi bis gegen Ende 1966 mit ungemindertem Re- 
striktionsdrudr m bekämpien. Bei flexiblem Wedi- 
selkurs wäre eine Rezession in den Jahren 1966 und 
1967 gar nidit erst entstanden. Die wirksamere 
Geldpolitik unid das antizyklisdie Schwingen der  
Aufwertvngrrate hätten es  ermöglidit. die interne 
Preisstabilität ohne den Preis groDer Produktions- 
ausfälle (Ende 1966 bis Mitte 1968 insgesamt sdiät- 
zungsweise 50 Mrd. DM) zu sidiem. 

Die interne Konjunktur hätte allmählidi wieder 
Auftrieb erhalten, so da8 Zins und Wediselkurs 
1968 und 1969 ähnlioi wie 1965 über den mittelfristi- 
gen Erwartungswerten gelegen hätten, was reditzei- 
tig dämpfend gewirki hatte. Der Beadileunigung d e s  
~e l t inna t ions t rends  und der exaessiven N a h r a g e  
n a h  westdeutsdien Waren, die nadi 1967 zu einer 
Exportlastigkeit der westdeutsdien Wirtsdiaft ge-  
führt haben. wäre durdi ,den zins-Wedirelkurs-Me- 
dianismus wirkunmsvoll beaeanet worden. Die - " " 
hohen auBenwirtsdiaftlidien übersdiüse. ein widi- 
tiger Anlaß zur Unruhe im Weltwahrungssystem. 
waren vermieden worden. 

257. Im Fünfjahreszeitraum von Mitte 1964 bis 
Mitte 1969 wäre die Mark nadi diesen hypotheti- 
sdien Uberlegungen um rund 12 bis 15 vH aufge- 
wertet worden. Der Wediseikurs hätte sidi wahr- 
sdieinlidi nie um viel mfihr als 2 vH vom mittel- 
fristigen Aufwertungstrend entfernt (Sdiaubild 36). 
Der Dollar wäre Mitte 1969 etwa DM 3.40 bis 3.50 
wert gewesen; dafür hätte die Mark nur 5 vH an 
ihrem Binnenwert verloren, statt des tatsädilidien 
KauUraftverlustes von 13 vHII. Der W b e l k u r s  
hatte d u r d  seine Bewegung um den mittelfristigen 
Aufwertungstrend dazu beigetragen. slorende Wir- 
kungen der Auslandskonjunktur auf die Inlands- 
konjunktur abzumildern. Die Binnenkonjunktur 
hätte stetiger werlaufen können, und je stetiger sie 
wird. um so stetiger kann die Entwidrlung dea 
Wedisetkumes werden. 

'1 Die D-Mark wäre im Ausland rund 6 vH mahr wert 
als nadi der StufenabWertung des Pranken und der 
Slufenauiwertung der D-Mark im Herbst 1969. Das 
Binnenpreisniveau wäre in der hypothetisdien Alter- 
native um B vH weniger gestiegen als tataä&idi. Die 
Differenz twirctien 6 und B vH) erkiärt ridi daraus. 
- da0 bei einer allmählidien Aufweming der D-Mark 

die anderen Wahrungen wahrsdielnlidi um etwas 
weniger als die taträdilidien Salze hätten ab- 
werten mlssen und 

- daß die Stufenaufwertung vom Herbst 1969 mag- 
lidierweire ein geringen Vorhalteelement enlhälL 
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258. Ein nexibler Kurs hatte es nach diesen Uber- 
legungen nimt nur ermöglimt. die Konjunktur zu 
verstetigen. sondern au& ein hohes Maß au Preis- 
niveaustabilität - bei entsprediender Lohnpolitik - 
ohne nachteilige Folgen dür die Beschäftigung zu 
erreimen. 

M8glidiewise häkle das Sozialprodukt in den fünf 
Jahren sogar etwas sdmeikr zugenommen als tat- 
sächlim: 

- Die einseitige NaMragedrosselung von 1966 mit 
der Folge von Produktionsausfhllen wäre der 
Bundesrepublik erspart geblieben; das Produk- 
tionspotential wäre ohne die Rezession heute 
etwas grökr. 

- Unenrünsdite außenwlrtsdiaitlidw Ubendiiisse. 
die nun wenia oroduktiv in Rüstunask&ufen. 
künstlich stim&&tem Kapitaiexport ~Devi- 
smbeständen anpeleyt werden mußten, wären 

Die Ehkommensverteilung, die tatsächlich im Kon- 
tunkturablauf betrllditlich schwankte. wäre näher 
M den mittelhisligen Gleichgewichlsproportionen 
geblieben. Die Gewinne wdren im Aufschwung durch 
einen auhvertungsbedingt versmärften Auslands- 
Wettbewerb in ~remen-aehalten worden. In der 

u0. Auf den Einwand. der simulierte Kon]unklur- 
ablauf gehe von einer Wirtschaftspolitik ohne Feb- 
ler aus. kann entaeanet werden. daß es Zwe& der - - 
spekulativen Alternative war. von einer konsequen- 
ten und oplimalen Wirtsmaftspolitik ausgebend, die 
koniunklumolitis~en Möglichkeilen zu soiildern, 
die hexible Wdse ikuwe  bieten. 

Indem sle auf mögliche Peblui-iffe der Wirtschafis- 
~ol i t ik  raxb reaaieren. lraaeri flexible Kurse nicht . ~ - ~ -  ~~~~~~~ ~ 

i u r  dazu bei. d a i  ~irtsrhaftspolitische ~ehlerrechl-  
zeilig erkannt und frühzeitig rendlert werden kön- 
nen.dondern auch dazu. daßdieee in der Regel durch 
die Reaktion des Wechselkuries zum Teil automa- 
tisch korrigiert werden. 

2W. Dem Einwand. da8 hier von völlia frelen 
Wechselkursen ausgegangen wurde. v6llig-e Rexi- 
bilität aber politisch nicht realisierbar sei, kann be- 
gegnet werden. indem man die Annahme unbegtenz- 
ter Rexibilitat gegen die Unterstellung limitierter 
FiexibUitet auslaus&t (Ziifern 213 11.1: Es hätte - im 
Nac4hinein geaeben - für den simulierten Ablauf 
keinen Unterschied gemacht. wenn man zum Beispiel 
von einer Bandverdiebung von 2,s bis 3 vH und 
einer Bandbreite von 6 vH ausgegangen Ware'). 
Der freie Weduelkurs hatte sich nur selten der 
Grenze des Bandes auf weniger als einen Prozent- 
punkt genähert. 

I Gegen den möglichen Einwand, daCi exogene 
Stonuigen - zum Beispiel Stufenabwertungen in 
nditigen Partnerlandern - Übersehen wurden. IaB1 
sich aüflihren. da8 die Marktnotiema der D-Mark - 
darauf sdrneli und elastism reagiert und so die A&- 
wirkung auf das Inland abgemlldert hhtte. So hätte 
zum Beispiel bei der Phindabwertung - abgesehen 
davon, daß sie in diesem Ausmai wohl gar nicht 
notwendig geworden wäre - eine kurdristige 
leichte Abwertung der D-Mark oder eine etwas ge- 
rinaere Aufwertuna als sonst dazu beiaetraaen. daß 
die-deutschen ~nb ;e te r  die ~erschle&te&g ihrer 
Wettbewerbspsition auf den Auslmdsmhrkten als 
nicht so gravierend empfunden hätten Wen. sidi 
nach elniaer Zeit herauaaestellt hatte. da i  die Ab- 
wertung Ach1 die eraarteie Wirkung ziigte. so whre 
der Kurs der Mark wieder etwas raicher nach oben 
korrigiert worden. In 8bnlidier Welse bdtte eln 
freie; D-Mark-Kurs die westdeutadie Wirtschaft 
nach den Unruhen im Mai 1968 zuerst gegen die in- 
flatorischen Einflüsse aus Frankreich und dann ge- 
gen die Wirkung der Korrektur der Prankenparität 
im Auaust 1968 absdlrmen kbnnen. sofern dleae 
~orrekiur  überhaupt noch als m M g  empfunden 
wurde. da sie schon vorher vom flexiblen T e d n -  
kurs des Franken allmdhlich vorweggenommen wor- 
den war (Ziffern 102 ff.) 

Verlangsamungsphase wäie es  dainr nicht zu eher 
so starken Gewinnkompreaaion wie 1966/6? gekom- Wen. von poütismen Krisen ab- 

men. Geringer Aufwerttungsdmdr. stabiie Koaten slrahlert wurde. so erscheint dies gerechtfertigt; 

und eine Entlastung denn bisher bat nocü keine der politisdien Krisen 
- - -  

gesorgt. DG Gefmhr einer Lahnexplosion wäre der I) Dis hdbra i ra  wird dabei von der oberen zur unieren 
Bundeirepublik erspart geblieben. Grenze d a  Bandes gemessen. 



Wem dle D-Mark llexlbel gewesen wdre. . . . 
die PMark in Soiwierigkeiten gebractit. Sollte je- 
docti einmal besonders krisenempfindiicties Kapital 
aus politisctien Gründen tatsäctilioi abwandern. so 
würde der freie Gleictigewichtskurs der Mark hier- 
du rd  zun&oist unter Abwertungsdmdr geraten. Ein 
Krisenabsctilag im Wectiselkws wäre dann gerade 
das stärkste Geaenmittel aeaen eine allaemeine 
Kapitalflucht: ~ n d e r s  als be: Festen ~ectisclkursen 
würde der Export von Waren. die mit im Inland in- 
vestiertem Kapital erzeugt werden, lukrativer. 
AuDerdem würde der Dollarerlös aus Fiuctitkapital 
geringer. 

Jedenfalls hätte keine dieser Störungen bei flexib- 
lem D-Mark-Kurs die Lohn- und Gewinnenvartun- 
gen starker verändern können als die Stufenabwer- 
tung des Pfundes im November 1967 oder das Ab- 
sictieningsgesetz, gegen das sicti die Exporteure und 
Importeure nictit einmal am Devisenterminmarkt ab- 
sioiern konnten. Die Gewinnenvartvnsen der Unter- 
nehmer. die für die Konjunklw besonderes Gewictit 
haben. wären durcti Verändemngen des Aufwer- 
tungstempos in jedem Jahre weniger benihrt worden 
als heute etwa von einer Stufeniohnerhöhung oder 
einer Veränderung des Zinsniveaus. Keinesfalls 
hätte die Bundesrepublik dann aber - wie dies in 
den letzten fünf Jahren tatsäctilioi der Fall war - 
dazu beigetragen. daß es zu internationalen Wäh- 
mngskrisen und neuen Eingriffen in den internatio- 
nalen Handel und Zahlungsverkehr kommt. die den 
Export der Bundesrepublik ernsthaft gefährden kön- -"- 

M. Was das Informatlonsaystem anlangt ao 
wäre sction viel gewonnen. wenn kdinftig nocti meür 
von dem Möglictikeiten. die das Stioiprobenverfeh- 
ren bietet, Gebraucti gemaoit und die Auiöereitmg 
der konjunkturrelevanten Statistiken nocti weiter 
besoileunigt würde. Darüber hinaus müßten zahl- 
reioie Lücken in der amtlioien Statistik aesctilossen 
werden. So bedanl es eimer Erwerbs-. &estitions-. 
Lager-, Lohn- und hoduktiviläl<rrtatistik, die naoi 
Sektoren und Branctien gegliedert ist; auch werden 
Statistiken benötigt, die aber die Erlös-Kosten-Rela- 
tion der Unternehmen und über die Bestellungen 
und Auftragsvergaben im öffentlictien Sektor AM- 
kunft geben. Auüerdem sollte das Konjunkturtest- 
verfahren ausmbaut werden. vor allem hinsimilicti 
der ~inkomme~semvarturqen und Kaufabsioiten der 
Verbraucher und der Ausgabenpläne der Gemein- 
den. Nactihaltig erweitern l i e ~ e n  sicti vermutllcti 
Mögli&eiten der Konjunkturprognose auch. wenn 
man die ökonometrische Konjunkturforsctiung inten- 
sivierte. 

288. Mit einem besseren lnlormationssystem lieBen 
sioi auoi bessere Zielprojektionen erstellen. Damit 
der auf diese Weise erweiterte Möglihkeitsbereioi 
der Konjunkturpolitik aucti ausgeschöpft wird. muD 
die Bundesregierung mehr als bisher bereit sein, sloi 
auf quantifizierte Optimalziele fesizulegen. Das Ri- 
siko, da0 sie dann an ihren eigenen Zielen gemessen 
und unter Umständen nur als relativ erfolgreicti an- 
sesehen würde. könnte sie dadurch eingrenzen. da8 

.,C". 

;ie ihre zdhlenmaBiaen Vorstellunaen. wenn es auf- - - 
grund neuer Informationen und Erkenntnisse gebo- 
ten erscheint. ohne Zogern revidiert. Wenn die Wirt- 
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2119. Sollen die gronen wirtsoiaftspolitischen Ziele 
in der Zukunft besser verwirklicht werden als in 
den vergangenen sechs Jahren. so  wird es vor allem 
darauf ankommen, daB man konjuukturdämpfende 
Mannahmen ergreift. bevor der Aufsoiwung seinen 
Höhepunkt erreicht hat, und da0 man eine Politik 
der Nachirageexpansion einleitet. bevor die Wirt- 
soiaft in die Talsohle gelangt ist. Denn wirkt man 
Fehlentwidrlungen nicht vorbeugend entgegen, so 
besteht. wie gezeigt, die Gefahr, da0 das Rioitige 
zu snät oesctiieht und daduroi falsoi wird. Im ersten 
~ a l l w i r i  der nächste Rücksoilag verstärkt. im zwei- 
ten Fall der näctiste Boom angeheizt. 

264. Vorbeugendes Handeln in der Konjunktur- 
politik setzt voraus, da8 man: 

- das konjunkturrelevante Informationssystem ver- 
bessert. 

- den konjunkturpolitischen EntsctieidungsprozeB 
besoileunigt. 

- für Mittel-Kombinationen optiert, die den Beson- 
derheiten einer offenen W i M a i i  Reoinung 
tragen, und 

- das Programm einkommenspolitiscti absichert, 
wenn konjunkturelle Extremlagen zu befüroiten 
sind. 

sctiaftssubjekte mit glaubwürdigen Zukunftsinfor- 
mationen versorgt werden könnten, würde die Funk- 
tionsfähigkeit des Marlttmectianismus verbessert; 
man brauoite insgesamt weniger konjunkturpoliti- 
soie Eingriffe vorzunehmen. .jedenfalls im Ver- 
gleich zu einer Konjunktur- und Haushaltspolitik 
der Improvisationen, mit denen immer wieder auch 
jene Feblentwicklungen korrigiert werden müssen, 
die vermeidbar gewesen wären, hätte man sioi 
früher über die Zukunft mehr Gedanken gemactit' 
(JG 67 ZiMer 282). 

267. Konjunkturpolitlsche Realctionsvenögerungen 
werden au0er duroi Mänael des informationssv- 
stems duroi Rigiditäten d& ~ntsoieidungsprozessis 
verursacht. Diase IieBen sich wahrsdxinlich am ehe- 
sten beheben, wenn die legislative die konjunktur- 
politisctien Ziele operational definierte und der Exe- 
kutive in all den Fragen, die daduroi ihres politi- 
schen Charakters entkleidet würden und überwie- 
gend Vollzugsangelegenheiten *beträfen. mehr kon- 
junkturpolitische Bedugnisse überantwortete. Abge- 
sehen von der Währunasoolitik sctieint dier nach 
wie vor besonders notwendig in der Fiskalpolitik. 
wo den MaOnahmen. weil sie im allgemeinen elnes 
Parlamentsbesdilusses bedurfen, oft langwierig* 
Berritunaen vorausa0hen. Zwar ist das Stebilitäts- 
und ~a&slums~esetz  vom 8. Juni 1967 hai ein 
Sctiritt in dieser Rictitung. aber zum Handeln ermbctiti- 
tigt oder aufgerufen ist d4e Bundesregierung nacti 
diesem Gesetz nur in Fällen. in denen konjunktu- 
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relle Fehlentwidrlungen greimare Formen angenom- 
men haben und deshalb kaum mehr abwendbar sind: 
So müssen e n t  .außenwirtsdiaftliche Störungen des 
gesamtwirtschaftlichen Gleidigewichts' (P 4) vorlie- 
gen, bevor Maiinahmen der außenwirtsdiafilichen 
Abridieruno erariifen werden können: und die be- - - 
reitgestellten steuerpolitischen Instmmente - Va- 
riationen der Absdireibungunoglidikeiten und der 
Eimkommen- und ~ömersdiaftsteuersätze innerhalb 
bestimmter Grenzen i 66  %L1 - können audi erst ,-- 
eingesetzt werden. wenn eine na&altige .Stomog 
des qesamiwirtsdiaftlidien Cleichgewidits eingetre- 
ten Gt oder sidi abzeichnet'. ~ a m i i  nicht emt äehan- 
dell wird. wenn es sdion (fast) zu spät ist, m ü ~ e n  
in viel stärkerem Maße Gesichtspunkte der Prophy- 
laxe gesetzlidi verankert werden. Wenn die Legis- 
lative ein eindeutiaes Svstem von koniunkturnoliti- 
sdten Zielen und Mitteln definierte ui;d die Exeku- 
tive gehalten wäre.3idi danadi zu riditen. könnten 
die ~arkt tei lnehmer in ihren Plänen vorbeugende 
Aktionen der Konjunkturpolitik vorwegnehmen und 
auf insgesamt mehr Stetigk,eit vertrauen Das Parla- 
ment selbst wäre dann auch in der Lage. Vollzug 
und Erfolg der Konjunkturpolitik besser als bisher 
zu kontrollieren. Auch könnte sidi das Parlament 
stärker darauf konzentrieren. weldier Anteil des 
Produktionspotentiak vom Staat - ainl Kosten der 
Privaten -beanspmcht werden soll. wie e r  verwen- 
det werden soll und ob e r  mehr mit Hilfe von Steu- 
ern oder von Anleihen gegen die privaten Ansprü- 
che durchzureizen ist. drei Fragen, die im Gegensatz 
zu den &er veriahrenstedinisdren Entscheidunaen 
der Konjunkturpolitik fundamentale gesellsdiaits- 
politisdie Bedeutung haben. 

nIIL Weldie Mittel geeignet sind, um die groiien 
wirtsdiaflspolilischen Zieie zu erreichen, hat der 
Sadiverständigenral in seinen bisherigen Gutachten 
wiederholt zur Diskussion gestellt. Hier sei nur noch 
einmal unterstridien, was in der Uffentlidikeit be- 
sonders umstritten zu sein scheint: 

- In einer international so s t a k  veidlochtenen 
Wirtschaft wie der deutschen. wird eine antizv- 
klisdie Geldpoliuik bei freiem Handel und ~ a p i -  
talverkehr auf die Dauer nur wirksam sein. wenn 
sie von einer hinreidienden Beweglidikeil des 
Wediselkurses flankied wird IJG 64 Ziffer 243 
und Anhang IV) Denn bei beweglidien Wedisel- 
kurren werden gleidizeitig der Liquiditatsstatus 
der Witisdiaftssublekte und die Rwtabilitat 
ihrer Ausgabenprojekte in der ikonjunkturpoli- 
tisdi erwünschten Weise beeinilußt. Die Geld- 
politik ist um so wirkungsvoller. je höber die 
Zinselastizität der internationalen Kapitalbewe- 
gungen ist: unter Umständen genügen ,bereits 
geringfügige Zinssatzdinerenzen zwisdien In- 
und Ausland. um die den Zinsänderungen ent- 
sprechenden Wediselkursändenimgen zu induzie- 
ren. 

- J e  größer die Flexibilitat bei den Wed~selkursen 
ist. um so geringer kann sie bei der Steuerpolitik 
sein Die Finanzpolitik braudtte dann nur dafur 
zu sorgen, da8 der Staat soviel vom Produktions- 
potential absorbiert - audi auf Kosten der pri- 

vaten Ansprüche -, wie nolwendig ist, damit er 
seine Aufg#hw erfüllen kann. 

- Ist der Wediselkurs fest. so können Geldnolitik 
und Pianzpolitik auf längere Sidit ntdit iür die 
Verwirklidung binnenwirtscha6ltidrer Ziele. son- 
dem nur zur Wahrunq des au8emwiNchaftlidien 
Gleidiaewidits einaesitzt werden. Allenfalls vor- - - 
übergehend, wenn eine konjunkturelle Ubernach- 
frage mit einem Zahluuigsbildefizit und eine 
koniunklurelle Unterauslastunq des Produktlons- 

mit einem ~ahlun&vbilanuüberschuß 
einhergeht. besteht Spielraum für konjunktur- 
politisdres Handeln. das dann jedocii nidit mehr 
prophylaktisdi ist und deshalb die Gefahr uner- 
wünsditer Nebenwirkungen birgt. 

20. Wird die Konjunkturpolitik so betrieben, daß 
sie - Mir sidi aenommen - Geldwerlstabilllät und 
stetiges ~ a d i ; i u m  dauerhait sidiert. so bedarf es  
eines stabilitätskonformen Vefiaitens der sozialen 
Grunpen. damit aleichwitiq audi ein hoher Besdiäf- . . 
tigimgsgrad der-~rbeits4,räfte und eine hohe Aus- 
lastung der Sadikapazitäten verwirklidit werden 
kann. Wae ein solches Verhalten im einzelnen be- 
deutet, hat der Sadiverständigenrat vor Hinf Jähren 
dargelegt: Die Gewerkhaften müßten eine Lohn- 
politik betreiben, die mit der Konstanz des Kosten- 
niveaus vereinbar ist (JG 64 Ziffer 248; JG 66 Zif- 
fern 302 11.): und die Anbieber auf den Gütermiirkten 
müßten darauf verzichten. die bei hohem Niveau 
wirtschaftlidier Aktivität allenthalben vorhandenen 
Preiserhöhungsspielräume voll auszunutzen (JG 64 
Ziffer 249 f.. 246). Wichtig ist, daii diese Verhaltens- 
regeln audi kurzfristig beaditet werden. 'Dem ver- 
suh l e  audi nur eine Gruppe, Marktdiancen. die sich 
vorübersehend bieten. auszunutzen. so orovoiierte . - 7~~ 

sie ~egk reak t ionen  bei den anderen. die sonst Ge- 
fahr laufen wirden. im Prozeß der gesamtrirtschali- 
lidien Einkommenientwidrtunq zururkzubteiben. Es 
käme zum ~ e r t e i l m ~ s k a m p i  mit spiralförmigw 
Preis-Lohn- oder Lohn-Preis-äewegungen, der millel- 
fristig keiner G~uppe  einen realen Vorieil bringen, 
wohl aber der Gesamtheit Schaden zuiümn würde. 
Nadi den Erfahrungen mit dem ~er ie i iungskam~f  
1965166, der lotztlidi den Unternehmen unausge- 
lastete Sadikapazitäten und den Arbeitnehmern den 
Verlust viele; Anbeitrnlätze einbrachte. sollte es 
gelingen. die autonomen Gruppen dazu zu bewegen. 
gesamtwirtschaftlidie C e s i d i Q u d t e  uber (ver- 
meintliche) partikulare Interessen zu stellen und dte 
Bedingungen zu erkennen. unter denen Vollbesdiäf- 
tigung und GeldweNtabilität gleichzeitig erreidit 
we~den  können, 

2iü. Finden sich die autonomen Gruppen zur Ein- 
haltung bestimmter Verhaltensregeln bereit. so 
kann dies durdi Vollbeschäftigung -und Geldwert- 
Stabilität honoriert werden. wenn im Bereich der 
staatlidien Konjunkturpolitik regelgebundmes Ver- 
halten an die Stelle von diskretionärem Handeln 
tritt. etwa nadi der Formel: Orientienuig der 
Finanz- und Geldpolitik am mittelfristigen Wachs- 
turn des Produktionspotentials. Denn je mehr Auto- 
matismus in die Konjunkturpolitik eingeht, um so 
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grö8er ist die Wahrsaieinlid&eit, da0 Reaktions- 
Verzögerungen ganz ausgeschaltet und Wirkungs- 
Verzögerungen weitgehend überspielt werden. letz- 
teres vor allem deshalb. weil Abweiaiungen von 
dem Pfad, der zu den gronen wirtschaftspolitisaien 
Zielen führt, audi von den Marktteilnehmern als 
vorübergehend angesehen werden können mit der 
Folge. daB er raineller zu stabilisierenden Gegen- 
reaktionen des Marktes kommt. 

2il .  War regelgebundenes Verhalten im Bereiai 
der staatlidien Konjunkturpolitik für die Finanzpoli- 
tik bedeutet. ergibt siai aus den Grundsätzen einer 
konjunkturneutralen Finamplanung. die der Sah-  
ventändigenrat in seinem vierten Jahresgutaditen 
zur Diskussion gestellt hat (JG 67 Ziffer 184). Da- 
nadi sollten bei dem erstrebten Auslastungsgrad des 
Produktionspotentials die öffentlidien Ausgaben im 
Prinzip mit der gleiaien Rate zunehmen. mit der 
das Produktionspotential wäaist. und die öffent- 
lidien Einnahmen so gestaltet werden. da8 der 
Staat die Inanspruainahme des Produktionspoten- 
tials durch den orivaten Sektor weder zusätzliai 
fördert noai zurüdtdrängt. 

Diese Regel sctiließt nidit aus, daB der Anteil am 
Produktionspotential, den der Staat für siai bean- 
spruait (staatliaie Absorption). steigt. sei es. weil 
siai im Wadistum die Preisrelationen zum Naditeil 
des Staates versaiieben. wadistumnotwendige 
öffentlidie Investitionen aber niait eingesdiränkt 
werden sollen. sei es. weil bei konstanter staat- 
liaier ~bsorption die Gefahr einer Vernadil.4ssngung 
wiaitiger lnfrastrukturaufgaben droht (JC 64 Zif- 
fer 209). Nur bedarf es dann a u h  kompensatonraier 
MaDnahmen auf der Einnahmenseite. zum Beispiel 
in Form einer Erhöhung der Steuerdedtungsquote 
bei gleiaibleibender Kreditaufnahme oder - bei 

konstanter Steuerdedtungsquote - einer stdrkeren 
Inanspmainahme des Kapitalmarktes. Worauf es 
ankommt, ist, da8 die private Absorption mittel- 
fristig um soviel zurüdtgedrängt wird. wie die 
staatliaie Absorption ausmadit (Ziffern 112 ff.). Der 
Anteil der staatlidien Absorption. die Höhe der 
Steuerdedtungsquote und der Staatsvers&uldung 
sowie die Stmktur der Steuern und der Staatsaus- 
gaben unterliegen dabei einer Entsaieidung, die 
essentiell politisaier Natur ist. 

272. Die Probleme einer diskretionär betriebenen 
Koniunktumolitik IProunose-Laq. Entsaieidunus- 
~ a ~ . .  ~nvoihersehbarkei staatlcaier ~aßnahmen)  
bestehen im Prinzip auai für die Geld- und Kreditpo- 
Iitik. Deshalb wird seit vielen Jabren diskutiert. wle 
siai auai die diskretionäre Kredit~olitik du rh  
einen Regelmeaianismus ersetzen IäBt; er müBte 
den Finanzierungsspielraum für ein angemessenes 
wirtsdiaftliaies Waaistum sidiern und zuqleiai 
kurzfristigen Saiwankungen im ~uslastun&grad 
des Produktionspotentials reditzeitig entgegen- 
wirken. 

Im Mittelpunkt der Diskussion steht ein Modell. in 
dem die Zentralbank im Zusammenwirken mit den 
Gesdiältsbanken dafür zu sorgen hat, daB das Geld- 
und Kredilangebot mit dem Wadistum des Produk- 
tionspolentials in Einklang steht. 

Obwohl viele der hierdurdi aufgeworfenen Fragen 
noai ungelöst sind. endieint uns das Modellpni- 
fenswerl. Nur eines sel hier sdion erwähnt: Man 
kann bei einer solaien Prüfung nidit davon aus- 
gehen. da0 siai die Wirtsaiaftssubjekte bei größerer 
Konstanz der Geld- und Kreditpolitik hinsiaitlidi 
der Geldnaaifrage ebenso unstabil verhalten wer- 
den wie in einem System, in dem die Kreditpolitik 
diskretionär gesteuert wird. 

FUNFTES KAPITEL 

Zu aktuellen Problemen der Wlrtschaflspolltlk 

I. Allernatlven zum gegenwllrtlgen ändert wird, wenn siai in der AuBenwirtsdiaft 
Weliwllhrungaqalem eines Landes ein fundamentales Ungleiaigewidit 

aebildet hat. also ein Unoleidioewidit. des I h -  < ~~- ~~. 
273. Das gegenwärtige Währungssystem hat gere Zeit besteht und dann meist einen größeren 

aus dem vertragswerk von Woods fort. Paritätssprung (in den letzten Jahren bis 15 vH) 

entwidtelt. und zwar teils durai zusätzliaie Ab- erfordert' 
- - 

kommen. teils im Wege des Gewohnheitsredits. 
Kennzeidmend für die Wähningsbeziehungen zwi- b) Enges Band 
sdien den Industrieländern. auf die es hier in erster w i e  im syrtem der ~ ~ ~ d ~ & h ~ ~ ~  ist der K ~ ~ J ~ .  
Linie ankommt, sind fünf Merkmale: kurs bei gegebener Parität nur in engen Grenzen 

bewegliai (Bandbreite von 1.5 bis 2 vH) I) .  Inner- 
a) Stufen.flexibilität' halb dieses Bandes können die Zentralbanken, 

Die Mitgliedsländer des Internationalen Wäh- 
mngsfonds (IWF) setzen für den AuBenwert l) Hierbei sind die Bandbreiten von der oberen zur 
ihrer Wähmngen eine Parität fest, die nur ge- unteren Begrenzung den Bandes gemessen. 
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an den Grenzen müssen sie Devisen an- und 
verkaufen. um den Kurs der eigenen W ä b m g  
entgegen den Markttendenzen festzuhalten. 

C )  Gold-Devisen-Kredit-Standard 

Defizite und Ubersoiüsse in den Devisenbilanzen 
werden nioit nur durch Gold und Devisen. son- 
dem auoi durch Kredite des Internationalen 
Wlbrunasfonds. duroi Notenbankkredite der 
~ereini'sten skaten und der Uberschußländer 
ausgeglichen. Ab 1970 besteht ~sä tz l i ch  die 
~öalichkeit. Defizite mit neu aeschaffenen Son- 
de~iehun~sieoi ten  zu finanzi&en. 

dl Dollar als Sctiiüsselwähmna - 
Außer in Gold können Wähmngsparitaten auoi 
in US-Dollar definiert werden, und neben Gold 
werden US-Dollar in den Wähmnasbeständen 
als Reserve gehalten. Dadurcti ist den Vereinig- 
ten Staaten die Rolle eines Bankiers zugefallen, 
die es ihnen gestattet. ihre Deflzite in eigener 
Wäbmng zu begleioien und sich auf diese Weise 
besonders billig Kredite zu veischaffen. Als 
Weltbankier müssen sie jedoch damit rechnen. 
daß die Notenbanken anderer Länder ihre 
Dollarlordemngen bei anhaltenden Defiziten in 
der Zahlungsbilanz der Vereinigten Staaten in 
größerem Umfang zur Umwandlung in Gold 
präsentieren. DU& ein Gentleman's Agreement 
mit anderen Notenbanken haben sioi die Ver. 
einigten Staaten allerdings vor der Gefahr zu 
soiützen versuhl, daß es zu einem Run auf ibte 
Goldbestände kommt. Neben dem Dollar war bis 
vor wenigen Jahren auoi das Pfund Sterling Leit- 
währung. 

e) Wähmg~konvertibilität im Prinzip 

Für den internationalen Zahlunasverkehr können 
grundsätzlioi die wichtigsten aisländischen Wäh- 
rungen von Ausländern frei in andere Wähtun- 
gen umgetauscht werden (Ausländerkonvertibi. 
lität); hiervon wird bei ~ahlun~sbilanzkrisen 
abgewioien. Nur in wenigen Ländern, zum Bei- 
spiel in der Bundesrepublik, können auoi In- 
länder ihre Zahlungsmittel unbegrenzt in andere 
Währungen umtausoien (InliJnderkonvertibilität), 
und zwar nioit nur für Zahlungen in Zusammen- 
hang mit Handekgeschaiten. sondern auch für 
den Kapitaltransfer (volle Konvertibilität). 

selk~ändenragen. Da man jedocb - anders als in 
der Zeit der Goldwühnrag - davon ausglng. da6 
die Mitgliedsländer in erster Llnle eine nationale 
Politik der Vollbesoiaftigung betreiben würden, sah 
man die Möglioikeit von Paritätsanderungen für 
den Fall vor, daß sich daraus hindamentale Zah- 
lunasbilanzunaleichaewioite eraeben würden. Damlt 
dev&enatme i8nde;bei kunfri;tigen Defiziten ihrer 
Zahlungsbilanz nioit zu einer Abwertung gezwun- 
gen würden, räumte man ~ i e h u n ~ n m ö ~ l l & k ~ t e n  auf 
den Internationalen Wäbnrogsfonds ein. 

2i5. Die schwaoien Stellen dleses Kompromisses 
zwisoien fixen Paritäten und der Möglioikeit N 
Paritätsändemnaen wurden bis 1950 kaum sioitbar. 
weil bis dahin d i e  ~onvertibilitätsbeso~ränkun~& 
nicht aufgehoben waren und weil Uberschußländer 
- als Ersatz für Aufwertungen - in der Liberali- 
sierung des Handels- und Kapitalverkebrs Vorlei- 
stungen erbrachten. Schon bald nach 1958 entstand 
ein Bedarf an zusätzlioier Elastizität, sei es in Form 
kräftiger Wedwelkursändemnaen. sei es in Form 
vermehrter internationaler ~i&idität. Denn Länder 
mit starken inflationären Tendenzen neigten zu 
Zahlungsbilanzdefiziten. und Länder. die aröBere 
~hancen  hatten. Vollbeschüitiauno und ~eidwert -  " 
Stabilität gleichzeitig zu verwirkictien, zu Zablungs- 
bilanrüberschüsaen. 

210. Die Bereitschaft. d i e  Wirtschaftspolitik von 
vornherein international zu koordinieren, war nicht 
vorhanden. Da die Länder. die Vollbesoiäftigung 
auch um den Preis soileioiender Geldentwertung zu 
erreioien suoiten. zahlenm&Big und politisch das 
Ubergewicht haben. wurde die westliche Welt zu 
einer Geldentwertungsgemeinsmaft (JG 64 Ziffer 
1621:Wer also tu der Bundesrepublik von Harmo- 
nisiemng spricht, kann nach Lage der Dinge nioits 
anderes meinen als eine Anpassung unserer Geld- 
wertentwi&lung an die internationale Inflations- 
rate. Eine soloie Politik verstieße aber gegen das 
Stabilitäts- und Wadistumsgesetz, in dem der Be- 
völlenuig Geldwertstabilität versprochen wird. 

Z i i .  Bei den divergierenden Kosten- und Preis- 
entwidrlungen hätten sioi anhaltende Zab lunp  
bilanninqleichaewichte nur vermeiden lassen. wenn 
jeweils Ün~eri"~lioi  und somit häuftger die W&- 
relkurse geänderl worden wären. wozu sich jedodi 
mit wenigen Ausnahmen Regiemngen'und Zentral- 
banken nioit bereit fanden. HauPtgründe waten 

- die Regelung im IWF-Abkommen. daß Paritäts- 
ändemngen ohne ein fundamentales Ungleioige- 

2i4. Bestimmend für die Konzeption des inter- 
nationalen Wäbrungsabkommens. das im Juli 1944 

- 

in Bretton Woods besoilossen wurde, waren die 
wähmngspolitischen Erfahrungen der ' ZwiAen- 
kriegszeit. die gekennzeichnet waren duroi hek. 
tisoie Veränderungen der Weoisekurse und Stömn. 
gen des internationalen Handels- und Zahlungs- 

gewicht der Zahlungsbilanz nicht zulässig sind; 

die Ubeneugung. da6 unveränderlioie Paritäten 
die Länder zu internationaler Kooperation und 
N einer Harrnonisiemg ihrer ~oniunktumolitik 
zwingen und damil de; ~ u f ~ a b e n ~ t e l l u n ~  inter- 
nationaler und supranationaler Organisationen 
am besten entspreoien; 

verkehrs. Man suchte naoi einem System. das ;o - die Nelgung und die Möglioikeit, die Lösung des 
viel Einheitlichkeit und Stabilität verspraoi wie der Konflikts zwischen binnen- und außenwirtschaft- 
Goldstandard. und entsdiied sich deshalb für Staat- lioien Zielen durdi Gewahmng oder Auhiahme 
lich fixierte Paritäten und ein enges Band für Wech. von Stützungskrediten zu vertagen. 



nB. Die internationale Kooperation lief dareuf 
hinaus, da8 den Defizitländern in immer neuen 
Formen Liquidität zur Verfügung gestellt wurde: 

- Als die Goldnadifrage in Erwartung einer Er- 
höhung des Goldpreises zu Beginn der seh -  
Ziger Jahre beträditlidi stieg. drängten die Ver- 
einigten Staaten ihre europäisdien Partner, sidi 
an der Stützuna der 1934 fixierten Gold~arität 
des US-Dollars ;U beteiligen. was im ~ a h r e  19ö1 
zur Bildung des (inzwishen wieder aufgelosten) 
Goidpools fuhrte. Dies hatte zur Folqe. daß das 
~dilusselwähm~sland. die vereinigten Staaten. 
eine Zeitlang weiter Defizite madien konnte. 
obne eine Fluht aus dem Dollar in das Gold 
befürditen zu müssen. da nun audi die Uber- 
sdiußländer. denen das Cold aus den Vereinigten 
Staaten zuiioß. für die Aufreaiterhaltung der 
Goldparität des Dollars eintraten. 

- Im Jahre 1962 berdilossen die zehn widitimsten ~~~ ~- -~ ~- - - ~ ~ ~ ~  
Fondsmitglieder die .Allgemeinen Kreditverein- 
barungen'. n a h  denen die Untene ihe r  dem 
Internationalen Währungsfonds gegebenenfalls 
Währungsreserven in Höhe von 6 Mrd. US- 
Dollar zur Verfügung stellen, damit dieser sie 
wieder an Defizitländer ausleihen kann. 

- Die Notenbanken der Industrieländer räumten ~ ~- ~ ~ ~ ~ - - ~  

sidi jedesmal, wenn eine Währung in Bedrängnis 
kam, wediseiseitig neue Kreditlinien (Sweps) ein. 

~ . .  

- Seit Mitte der seaiziger Jahre bemühte man sidi. 
den Zuwadis an internationaler Liquidität durdi 
eine Ergänzung des Bretton-Woods-Systems audi 
für die weitere Zukunft zu sidiern. Dies führte 
zur Sdiaffung von Condeniehungsrediten. die 
1970 erstmalig zugeteilt werden. 

Da das Bretton-Woods-Abkommen kein klares Ver- 
bot von Eingriffen in den internationalen Handels- 
und Kapitalverkehr enthielt. war es notwendig, dro- 
hende Eingriffe durdi Stiitzungskredite abzuwenden. 
Wie weit man dabei zu gehen bereit war. zeigen die 
Pläne eines automatisdien .re-cycling" von Wäh- 
rungsreserven. die 1968 aufkamen, als spekulative 
Kapitalbewegungen die Zahlungsbilanzungleimge- 
widite offenkundig maditen. Danadi rollten Länder, 
in die private Geldanleger in großem Umfang De- 
visen gebradit batten. diese automatisdi (und, n a h  
einigen Varianten dieser Pläne, ohne jede Auflage) 
wieder an die Notenbanken der Fluditländer zurüds- 
leihen. 

279. An dieser Politik der Ausweitung und Mobi- 
lisierung von internationaler Liquidität wurde seit 
Mitte der sediziger Jahre immer bäufiger - audi 
von Beobaditem aus der Praxis - Kritik geübt, 

- weil immer deutlidier wurde, daD Krisen im in- 
ternationalen Währungssystem durdi Kreditge- 
Währung allein n ih t  mehr abzuwenden waren, 

- weil sidi erwies. daD feste Kurse - anaesidits 
uoterrdiiedlidier Zielsetzungen und unterrdiied- 
Iiher Erfolgsbedingungeo fair eine Stabilitats- 

politik bei hohem Besdiältigungsgrad - eine 
Harmonisierung der nationalen Konjunkturpoli- 
tik n i h t  erzwingen konnten, 

- weil. trotz aller Stüizungskredite. das Festhalten 
an falsoi aewordenen Paritäten in zunehmendem 
MaBe zu iirigistisdien Eingriffen i n  den Handel 
und den Kapitalverkehr fuhrte. 

- weil bei dem erreiditen lnteorationsarad der " - 
Güter und Kapitalmärkte und bei internationaler 
Konvertibilitat bereits verhältnismäßig geringe 
DisDaritäten in den Kosten- und ~reisniGeaus ~ n -  
gleihgewidite in der Zahlungsbilanz und damit 
Währungskrisen hervorriefen. 

Diese Erfahrungen heben immer mehr Beobaditer 
davon überzeugt, daß das gegenwärtige System mit 
lange Zeit fixierten und dann sprunghaft veränder- 
ten Paritäten auf die Dauer zu einer Kombination 
von inflationärer Anpassung und häufig wieder- 
kehrenden Rüdsfällen in den lnterventionismur und 
in die Devisenbewirtsdiaftung führt. Aus diesem 
Grunde ist auf der Jahrestagung 1969 des Internatio- 
nalen Wäbmngsfonds begrüßt worden. daß der 
Fonds prüfen wird, wie sidi diese Fehlentwi&lung 
beseitigen ließe. wenn man den Marktkräften eudi 
an den Devisenmärkten größeren Spielraum ge- 
währt. 

280. Dne Bedingungen fur eine großere Flexibilität 
der Wechselkurse zwisdieo den Industrieländern 
sdieinen heute wohl gwistiger als io der Zwisdieo- 
kriegszeit zu sein: während damals anhaltende Voll- 
besdiäftigung und eine Verstetigung der Konjunk- 
tur auch keineswegs allgemein für erreidibar gehal- 
ten wurden. gehören seit Ende des Zweiten Welt- 
kriegs die Konjunktursteuerung und die Vollbe- 
sdiäfiigungspolitik zu den setbstverständlidien Auf- 
aaben der Reaierunaen aller Industrieländer. Tat- 
iädilidi sind i i e  ziklisdien Sdiwankungen heute 
geringer als früher. Konjunkturbedingte Wedisel- 
kur~anderun~en wären daher heute ebenfalls gerin- 
ger als damals, so daß die Unsidierheit hinsihtlidi 
der Wedirelkursentwi&lung nidit so groD wäre wie 
vielfadi befürditet; die Ausridit. da0 sidi hinrei- 
&end langfristige Terminmärkte herausbilden wür- 
den, auf denen man sidi gegen die Risiken von 
Wediselkurränderungen absidiern kannte. wäre ent- 
sprediend besser. 

Sah man früher audi in der Wirtrdiaftrwissensdiaft 
die Wediselkursfrage isoliert, so wird heute in zu- 
nehmendem Maße erkannt. da8 beweglidie Wech- 
selkurse nur beurteilt werden können. wenn man 
sie als Bestandteil einer aesdilossenen Konzevtian 
der Stabilitäts- und ~a-distumspolitik betriditet 
(JG 64 Ziffern 238 ff. und Anhang IV). 

2öl. Weil sidi in der Praxis gro8e Widerstände 
aeoen eine völliae Freiaabe der Wediselkurse reis- - - - 
ten. konzentrierte sidi die Diskussion in den letzten 
Jahren zunehmend auf VorsBlage einer limitierten 
Flexib~litat. Audi der Sadiverstandigenrat hat soldie 
Vorsdiläae zur Diskussion aestellt. Öbwohl er  heute 
wie 1964davon "berzeugt i;~. da6 vollig freie Weh. 
relkurse dir Erreidiung der gro6en wirtsdiaftspoli- 
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tisdien Ziele am ehesten ermöolidien. Immerhin Möaliorkeit einer Bandversmiebuna aesorat wer- " " "  " 
hatte die Limitierung der Wediselkuriflexibilitat den. In der internationalen Reformdiskussion wer- 
einen psydiologisdien Vorteil. namlidi den sidi die den hierfür versdiiedene Reqelunqen erortert. die 
~roduknten aeaen die Risiken hektischer Wedisel- es erlauben. das Band m ö i l i h i  allmählidi und - - 
kurssdiwankungen gesdiülzl fühlen könnten. 

Alle Vorsmläge zur Einführung einer limitierten 
Flexibilität enthalten zwei Elemente: eine größere 
Bandbreite und eine alimählidie Versdiiehung des 
Bandes. Die gröDere Bandbreite soll Raum dafür ge- 
ben, da0 der Wectiselkurs kurzfristige Veränderun- 
gen im internationalen Zahlungsverkehr elastisdi 
auffängt; mit der Versdiiebung des Bandes sollen 
längerfristige Divergenzen vor allem in den Preis- 
und Kastenniveaus neutralisiert werden. Wenn- 
g:eidi beides nidit vollkommen voneinander zu tren- 
nen ist. wird der Samverhalt ubersiditlidier. wenn 
man zunähst beide Aspekte für sidi allein erörtert. 

möglidist vbrhersehbar zu eewegen. so da0 der 
Wemselkurs audi auf längere Sidit innerhalb des 
Bandes ein Gleidigewimtskurs bleibt. 

Die Rate, um die das Band versmiebbar sein muü. 
wird - von der Bundesrepublik aus gesehen - 
bauptsä&lidi bestimmt durdi die Spanne. um die die 
Preis- und Kostenentwidclung im Ausland von der 
angestrebten Geldwertslabilität im Inland voraus- 
siditlidi abweidien wird (Ziffer 246). Auf lange 
Sidit wird die Gleitrate daneben aucti von Veran- 
derungen im Verhältnis von gesamtwirts&aftlidxm 
Preisniveau zu Exportpreisniveau und von Verän- 
derunoen in der Änaebots- und Nadifraaestruktur 
für  garte und tmporte beinflußt (JG 54 Ziffern 

282. Das widitigste Argument für ein breiteres 34 1.). 
Band ist. da8 die Geidpolitik erheblidi wirksamer 
zur Konjunklursteuerung eingesetzt werden kann. 
Bei festem Wediselkurs ist die Geldpolitik in einer 185. Von den Regeln für die Bandversdiiebung, die 

offenen Wirtsdiaft im allgemeinen nur geeignet. für in den letzten Jahren diskutiert worden sind, seien 

den Ausgleidi der Zahlungsbilanz zu sorgen, nidit hier drei erwähnt: 

aber die Binnennadifrage zu steuern. Je gröller der - ein mittelfristig garantierter Paritätsanstieg. 
Spielraum für Wediselkursänderungen ist; um so - limitierte Paritätsanpassung, über die fall- 
mehr wird der internationale Zinsverbund gelodrert weise zu entrdieiden ist, und 
und dieGeldPolitik frei für diesleuerung derBinnen- 
nahfrage. ~i~ ~ ~ l d ~ ~ l i t i k  wird dur& die verände. - eine formelgesteuerte. automalisdie Bandver- 
runa des Wemselkurses unterstützt. Eine restriktive Shiebung. 
2inipolitik regt zum Beispiel den Kapitalimport an 
und führt somit zu einer Aufwertungstendenz. Da- Mit den beiden erstgenannten Typen hat sidi der 

durdi wird die Auslandsnadifrage gedämpft und das Samverständigenrat sdion einmal in seinem Jah- 
Importangebol eweitert. Die anti. resgutaditen 1966167 (Ziffern 268ff.J besdiäftigt, mit 

zyklisdier Steuer. und Ausgahenpalitik wird ent- der letztgenannten in seinem Sandergutaditen vom 

sprediend geringer. Sommer 1969 (SG 69 1 Ziffer 28). 

Hinzu kommt: Je grö8er die Bandbreite ist, um so 
weniger ist mit der Gefahr zu redinen. da0 Speku- 
lanten - wie im heutigen System der Stufenflexibi- 
lität - einseitia eine Auf- oder Abwertuno erwar- .~ ~ 

ten AU& wird das wirtsdialtspolitis&e ~ t e l e r u n ~ s -  
und Inlormationzsystem verbessert. Wediselkursbe. 
wegungen sind Signale, die allgemeiner beaditel 
werden als die Bewegungen der zentralen Devisen- 
reserven; denn von Wediselkursänderungen werden 
zahlreidie Bürger direkt berührt, von Verändern- 
gen der zentralen Densenreserven hingegen nidit 

283. Die Bandbreite muü um so größer sein. je 
mehr die Inlandskonjunktur von der Auslandskon- 
junktur voraussiditlidi abweidit und je mehr dies 
den Handel und den Kapitalverkehr mit dem Aus- 
land beeinflat. Au& sollte eine Sidierbeitsmarge 
eingeredmet werden, damit der Marktwectiselkurs 
nidit für Iängere Zeit an einer Bandgrenze verharrt. 
Nadi unserer Sdiätzung saille die Bandbreite min- 
destens 6 vH, besser nadi 10 vH betragen. 

284. Verfolgt die Wirtsdiaftspolitik eines Landes 
einen geldwertpolitisdien Kurs. der von dem des 
Auslands abweidit. so wird der Wediselkurs bei 
zwar erweitertem, aber festem Band auf längere 
Sidit ebenfalls wieder permanent an einer Grenze 
des Bandes verharren. Es muß also zusätzlidi für die 

288. Bei der Darstellung des mittelfristig garan- 
tierten Paritätsanstiegs gingen wir davon aus, da0 
'die Parität von Woctie zu Wome kontinuierlicti mit 
einer Jahresrate von 2.5 vH heraufaesetzt und da0 
dies - unabhängig vom Trend der ~elt inflat ion - 
für eine bestimmte Periode in der Zukunft fest 
garantiert würde. Diese Regelung könnte zwar niml 
absolute Geldwertstabilität im Inland gewährleisten. 
wohl aber eine um (fast) 2.5 vH geringere heis-  
niveausteigerung als sonst. Die Bandbreite sollte 
beim sarantierten Paritätsanstiea nimt erweitert 
werden. Für diese Art der aw3enw';rtsdiaftiidien Ab- 
sidierung gelten also nidit die Einwände gegen 
Wediselkursflexibilität; diese Regelung hat aber 
audi nictit die Vorzüge der Flexibilität. 

Brie feste Vorankündigung auf einige Jahre 

- wirkt prophylaktisch und madit unter Umständen 
andere wirtsdiaftspolitisdie Festlegungen un- 
nötig. 

- wird heiserwartungen wahdeinlicti stärker be- 
einflussen als bei einer nidit garantierten Pari- 
tätsanpassung, 

- ist insbesondere geeignet. die IniIationserwar- 
tungen. die sicb im Kapitalzim niedersäüagen, 
verhältnismaBig ras& auf ein niedrigeres Ni- 
veau zu bringen und 



- vereinfadit die Umrehung der EWG-Interven- 
tionspreise in nationale Agrarpreise. 

Sie hat aber wie das heutige System den Naditeil, 

- da0 sie Regierung und Zentralbank bindet, 

- da0 sie unter Umständen widerrufen werden 
muü und 

- da0 sie nur Sinn hat, wenn verbältnismäBig enge 
Bandbreiten gewählt werden. die ihrerseits der 
Geldeoiitik keinen koniunktumolitisdien Seiel- 
raum Lassen. 

287. Eine limitierte Paritätsanpassung, über die 
fallweise zu enlsdieiden ist. kann auf versdiiedene 
Art geregelt werden. Zum Beispiel wurde im Jah- 
resgutadilen 1966 ein Verfahren diskretionärer Pari- 
lälsanpassung dargestellt, bei dem - in Verbindung 
mit einer Bandbreite von 6 vH - Paritälsänderun- 
gen bis zu 2 vH gegenüber dem jeweiligen Vor- 
iahresstand erlaubt sein sollten IJG 66 Ziffern . ~ ~ ~~ 

i75ff.). Ein anderes Verfahren. das in der inlerna- 
tionalen Diskussion erörtert wird, sieht vor, daü die 
Parität monatlich überprüft wird und maximal um 
0.2 vH (monatlich) nadi oben und unten korrigierbar 
sein soll. 

Eine fallweise Paritätsanpassung. die nur großere 
Paritatssprunge n a h  iangeren Zeiträumen vorsieht, 
untersdieidet sidi im Grundsatz nidit vom beuliqeo 
System. es sei denn. daü sie mit eine; orö0eien 
Bandbreite kombiniert ist Bei relativ kleinen und 
haufigen Pantatsanpassungen ist hingegen das Pnn- 
zip der Kontiniutat in der We&elkurspoiitik besser 
gewahrt. Na* den Erfahmngen der ietzten Jahre 
wird jedoch bei jeder Art einer fallweisen Paritäts- 
anpassung die Neigung gro8 sein. wediselkurspoli- 
tisdie Entsdieidungen aufiusdiieben. Sdion aus die- 
sem Grunde wird die Erlaubnis zu kleinen Auf- und 
Abwertungen nidit ausreidien, um die Paritäten in 
der Nähe der Gleidigewiditskurse zu halten. 

ZBB. Die Gefahr. da8 wediselkursoolitisdie Ent- 
sdieidungen nidit reditzeitig gefallt werden. konnte 
vermindert werden. indem man sidi international 
auf gewisse Regeln einigte, deren Verletzung sank- 
tionsähnlidie Folgen nadi sidi zöge. Zu denken wäre 
bei solchen Sanktionen etwa daran. da0 Defizitlän- 
der, die eine Zeitlang nidit bereit waren, in kleinen 
Sdiritten abzuwerten und die damit Inflation expor- 
tierten. keine internationalen Stützungskredite mehr 
erhalten. und da0 UbersdiuOländer. die eine pIlmäh- 
lidie Aufwertung nidit vornahmen und damit uner- 
wünsditen Stabililälsdrudr exportierten, eine Zoll- 
diskriminierung zu gewärtigen hätten. Was den Fall 
notorisdier Ubersdiußländer anlangt, lieBe sidi die 
"scarce currency clause' im Abkommen von Brellon 
Woods akiivieren I). Freilidi sdieint die Bereitsdiafl, 
sidi in der Wirtsdiaftspolilik verbindlidien inler- 
nationalen Normen zu unterwerfen, nadi den wäh- 
rungspolitisdien Erfahrungen der letzten zwanzig 
Jahre sehr begrenzt zu sein. 

289. Die Naditeile diskretionärer Entsdieidungen 
könnten ganz vermieden werden, wenn man die 

limitierte Bandversdiiebung durdi Formeln steuert. 
die vorher bekannt gemadit worden sind In den 
letzten Jahren ist eine Vielfalt soldier Formeln er- 
arbeitet worden aus der Uberzeugung, da8 die Wirt- 
sdiaftspolitik mit einem .automatisdien Wedisel- 
kursgetriebe' besser fahre als mit einer .Paritäts- 
sdialtung', die den Entsdieidungslrägem immer 
wieder groOe Aufmerksamkeit und Durdisetzungs- 
kraft abverlangt und die sidi selten genau genug 
dosieren 1äOt. 

- Es sind Formeln entwidrelt worden, nadi denen 
das Band aufgrund bestimmter Veränderungen 
in den zentralen Devisenreserven vendioben 
wird: Ubersteigen zum Beispiel die offiziellen 
Reserven einen bestimmten Prozentsatz der 
Quote beim internationalen Wbbrungslonds, so 
versdiiebt sidi das Band. in dessen Grenzen die 
Notenbank intervenieren mu0, automatisdi um 
0.04 vH pro Wodie in Aufwertungsriditung. 

Gegen alle Formeln. die sidi an den offiziellen 
Devisenreserven ausrihten, spridit indes. da0 
die Devisenreserven statistisdi auf sehr unter- 
shiedlidie Art erfallt werden können und da0 
also schon deswegen die M6glidikeit zu Manipu- 
lationen besteht; auOerdem können sich die No- 
tenbanken dem Zwang zur Wediselkursanpas- 
sung dadurdi entziehen. da0 sie durdi Swap- 
operalionen, wie von der Bundesbank in den 
letzten Jahren in großem Umfang praktiziert. 
zentrale Reserven auf die Gesdiäftsbanken ver- 
teilen oder umgekehrt Devisen aus Gesdiäfts- 
bankenbesitz an sidi ziehen. 

- Eine Formel für Bandversdiiebunaen könnte audi 
am Swapsatz (Abweidimg des~ekninkurses vom 
Kassakurs) anknüpfen: Jedesmal. wenn der Jah- 
resterminkurs für eine bestimmte Zeit, etwa ein 
Vierteljahr, um einen bestimmten Satz (etwa 
0.5 vH) vom Kassakurs abweidit. paOt sidi der 
Kassakurs automatisdi um 0,5 vH an. 

- Eine andere Formel, die international weithin dis- 
kutiert wird. bestimmt die Bandversdiiebung aus 
der Bewegung der Marktwediselkurse in der 
vergangenbeit; dies ist bei den heutigen Gege- 
benheiten nur in Verbinduna mit einer erweiter- 
ten Bandbreite sinnvoll. ~iLBandmitte bestimmt 
sidi jeweils als gleitender Durdisdinitt aus den 
tatsädilidien ~&selkursnotierunaen innerhalb 
des erweiterten Bandes während der  250 letzten 
Börsentage (self-adjusting peg). Bestünde zum 
Beispiel für die D-Mark am Devisenmarkt stetig 

') Artikel V11 Abadmitt 3 des Abkommens über den 
Internationalen Währungsfondr besagl unter anderem: 
.(al Wenn es für den Fonds augenrdieinlicti wlrd, 

da0 die Nadifrage nadi einer Mitgliedervährung 
seine Fähigkeit. diese Wäbmng zur Veriügung 
zu stellen. emstlidi gefahrdet. so hat er. . . . . 
diese Wühmng formell für knapp zu erklam . . . 

(b) Eine formelle Erklanuig gemaB vorstehendem 
Budiataben (al gilt für jedes Mitglied als Er- 
mäditigung. nadi Beratung mit dem Fonds den 
freien Devisenverkehr in der knappen Wiihning 
zeitweilig zu berdirhnken. . . .das Mitglied (hat) 
volle Handlungsfreiheit in der Bestimmung der 
Art dieser Beadiränkungen;. . .' 
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eine Aufwertungstendenz, so würde das Band W . d i u l k u n f l ~ l l l U t  und Inbgnlfon 
allmählich nach oben gezogen. 

~ ~ 

- Man konnte auch die wahrend einer bestimmten 291. In der Wecbselkursdiskusdon der letzten Zeit 
Periode zulässige Bandverschiebung begrenzen, wird inuWr wieder mit Namdni& behauptet. 
etwa auf Ilie Prozent des Vonvocbenstandes oder flexible Wechselkurse störten die winccbaftliche 
'1, Prozent des Vomonatsstandes der Bandmitte. Integration in Europa. Diese Auffassung wird insbe- 
Die Marktkräfte würden dann die Bandvershie- sondere von der EWG-Konunission vertreten, die 
hung wie folgt bewirken: Läge der DurctiJcbnitt sogar die kleine Bandbreite des heutigen Systems 
der Tageskurse innerhalb einer Wodie über dem Zwischen den Währungen der EWG-Lhder im hter-  
Kursdurchschnitt der Vorwoche, SO würde das esse einer engeren Integration beseitigen möchte. 
Band automatisch um 'h vH angehoben. Bei Per- man unter Integration in ersrr Linie die 
manentern AuhvertungsdNdr ergäbe dann wectiJelseitige,Dur&dringung &r nationalen Märkte 
binnen eines Jahres eine Bandvediebung von mit dem Ziel, den inläodiscben und den auslbdi- 
rund 3 vH. d e n  Anbietern uleiche Absatzcbancen und den 

Nachfragern gr6ße"re Wahlmoglichkeiten zu geben 
2W. Formeln von der Art. wie sle hier beisplelbalt (funktionale Integratiml, so rnitßten durcb die Plexi- 
genannt sind, hätten gegenüber dem heutigen Sy- 
stem den Vorteil. da8 sie einen Zwana 5ur rechtzei- 
tiqen Veranderung der Paritat mit sid;brachten Sie 
wurden Wecbselkumanderungen bmser vorherseh- 
har rnacben und so den Kursverlauf stabiliqjeren; 
diesem Vorteil stände jedoch der Nacbteil gegen- 
ilber. da8 sie auf Verbnderungen in der außenwirt- 
schaftlicben Situation nur mit Verzögerung reag,ier- 
ten. 

Alle diese Formeln könnten aucb als Leitlinien für 
diskretionäre Entscheidungen gelten. Es entliele 
zwar der Zwann zur Ati~assuna. damit aber aucb der 
Vorteil, daß de; ~ e c h s h k u r s  &rläßlicb vorausgese- 
hen werden kann. Aucb wiirde eine fallweise Steue- 
runa niemals so fein zu dosiem sein wie dies eine 
~on ie l s t euen in~  konnte. Schlie8lich ist bei fallwei- 
sen Entscheidungen die Gefahr von Diagnoseirrtu. 
mem nicht auszuscblieflen. 

201. lnuner wieder ist der Gedanke vertreten wor- 
den, man solle die mittelfristige Anpassung des 
Außenwerts der Währungen - gleichgültig. wie 
diese tectiniscb geregelt ist - nur in Auf,wertungs- 
ricbtung zulassen. Dahinter stebt die Uberlegung. 
da6 im beutiaen Svstem Defiitländer nur Anpas- 
sung des ~e&elk;rses gezwungen werden k-en 
und daß die ühenschußlander bei leslgelegten Wech- 
selkursen ungewollt Inflation importieren müssen. 
Während üherscbufliänder in der Lage sind, die An- 
passungsinflation immer wleder etwas hinauszuzö- 
gern und immer neue U b e d ü s s e  anzusammeln, 
können Defizitländer zur Abwertung oder zur De- 
flation gezwungen werden, wenn man ihnen Stüt- 
zungskmiite verweigert. 

Obwohl in den Vorscblägen zur Einführung einer 
.asymmetrischen Flexihilita:' dle Illusion anklingt. 
es macbe in der ökonomischen Wirkuno einen Unter- 
schied. ob ein Land aufwertet oder o< elle anderen 
Länder abwerten, Sb sprechen docb politische Grün- 
de für eine asymmetrische Lösung: Einmal befinden 
sicb die Länder mit a r o k r  Stabilitätsneiauw zahlen- 
mäßig in der ~ inde ihe i t ;  er brauctiten bei der asym- 
metrisdien Anpassung der Wechselkurse mach oben 
nur wenige Wähmn+n angepaßt zu werden. Zum 
anderen ist die Gefahr s~ekulativen DN& auf die 
Währung geringer, wenn ein Land in der Wecbsel- 
kurspolitik aus der Position der Stärke neue Wege 

bilität der ~ u r s e  dem internationalen Handel zu- 
sätzlicbe Risiken oder zusätzlidie Kosten alngebür- 
det werden, wenn die ihese von der Integrations- 
feindlichkeit flexibler Kurse autrdlen soll. Ln Wirk- 
lichkeit hat sich in den letzten Jahren mezeiat. da3 
gerade das Festhalten an übenholten ~<chsek;nen 
zu desintegrierenden Eingriffen in den freien Aus- 
tausch von Waren und Kapital zwang. Selbst wenn 
die Freiheit des Handels und des Zahlungsverkehrs 
erhalten bleibt. trifft die ihese nicbt zu. da0 Anbie- 
ter Im Exporigescbäit bei flexiblen Kursen grö8ere 
Kosten und Ristken haben als bei festen Kursen. 

283. Au& bei festen Wechselkursen werden die 
unternehmerisaien Dispositionen im Ausland von 
anderen konjuillrtur- und geldwertpolitiscben Daten 
beeinflußt als im Inland. Während ein Unternehmer 
auf dem heimischen Markt in der Hauntsacbe Wett- ~~ - - ~  ' ~ - ~ ~ ~ -  -~~ 

bewerbern gegenübersteht, die der gleicben Kon- 
jmktur- und LohnpoliUk unterliegen, gilt dies im 
Wettbewerb mit der ~uslandakonkufrenz nicbt. 
Folglicb ,kann es ibei festen Kursen immer wieder 
dazu kommen, daß die Produzenten bestimmter Län- 
der zeitweilig valutabedingte Wettbewerbsna&telle 
oder Wettbewerbsvors~rünae haben. Dies ailt auch 
innerhalb der EWG: Erstreiken zum ~el;~lel die 
Gewerkscbaften in einem Mitgliedsland irdiationäre 
Lohnerhöbungen. so müflten die Gewerkscbaften in 
allen anderen Mitgliedsländern unverzüglicti folgen. 
Sonst hahen die Produzenten dieser Länder .bei 
fixiertem Wechselkurs einen zeitweiligen Wettbe- 
werbsvorsp~ng, mit $der Folge, daß mehr Proüuk- 
tionsfaktoren. aLr es den langfristig geltenden Markt- 
tendenzen entspricht, Ar den Export in das lofla- 
tionsland bereitgestellt werden. Später konunt es 
dann zu inilatlonären Anpassungsprozessen in den 
Partnedändern des Inflationslührers. die den Export 
wieder erscbweren: Märkte. auf den= man eine ~~~ ~~~~ 

Zeitlang hei festem ~ecbselkurs  durdi einen Lahn- 
kostenvorteil vorgedrungen war. gehen im Zuge der 
Anpassungsinflation wieder verloren. umgekehrt 
wird der Import in die stabilen Lander zuerst durcb 
das Preisgelälle zeitweilig erschwert; später nimmt 
mit dem Fortscbrelten der Anpassungsinflation die 
Wettbewerbsfähigkeit des Imports wieder zu. So 
kommt es, daß unterscbiedlicbe Preis- und Kosten- 
trends im heutigen System den integratiomprozefl 
stören. Solange also die Divergenzen in der Wirt- 
scbaftspolitik der einzelnen Lander nicbt beseitigt 
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sind, behindert gerade die starre Verknüpfung ver- 
sdiiedener Volkswirtsctiaften aber einen festen 
Wediselkurs die Integration 

29* Ein flexibler Kurs mildert dagegen die stören- 
den Wirkungen der Auslandskonjunklur sofort und 
gleidit Untersctiiede in den langfrhtigen Kosten- 
und Nachfragetendenzen bereits im Entstehen aus, 
so daß der lntegrationsprozeß kontinuierlich nadi 
den lamdristia aeltenden Marktdaten ablaufen kann. - - -  
Nur so kdnnen die Produzenten die Europäide 
Wirtsdiaftsgemeinsoiaft als einen einheitlidmn 
Markt auffassen. auf dem sie unabhänaia von natio- 
nalen Grenzen und nur ,beeinfluBt vÖi den lang- 
fristigen Produktivitäts- und Nachfragekonstellatio- 
nen und von den Tramportkosten produzieren und 
verkaufen können. 

2%. Daß sicti die Auffassung verbreitet hat, Wecti- 
selkursflexibilität behindere die Integration, beruht 
wohl zu einem Teil darauf, daß man Erfahrungen, 
die im heutiaen Svstem aemactit werden. undässi-  
gerweire a z e i n  system-mit groDerer Wediselkurs- 
flexibilitat uberlragt. Im heutigen System der lange 
Zeii fixen Paritaten mussen erst lundamentale Un- 
gleictigewidite entstehen. bevor der Wediselkurs 
angepaüt wird, und dann gesdiieht dies Uberra- 
rctiend und sprunghaft. Den Unternehmern wird im 
heutigen System zum Beispiel bei einer unterbewer- 
teten Währuna eine Zeitlaw suaaeriert. die bessere 
~rlös-~osten-Relation im ÄusGdsges&äft bleibe 
auf Dauer erhalten. Das falsctie Plandatum eines 
unterbewerteten Wechselkurses verloQt zu höheren 
Exporten, als sie auf die Dauer gerectilfertigt slnd. 
Die sdioLarliae Beseitiauna des Unaleichaewictits - - 
durcti eine stufenweise Auf- oder Abwertung wird 
dann - zu Remt - von den Unternehmern als Stö- 
ning empfunden, obwohl sie in Wirklictikeit nur 
eine Störung korrigierl (JG 64 Anhang IV Zifkr 4). 

Integrationsfeindlidi ist also unter diesem Gesictits- 
punkt nidit die Veränderlidikeit des Wedrselkurses, 
sondern die Unvorhersehbarkeit und Sprunghuitig- 
keit, mit der die Veränderungen im heutigen Wäh- 
rungssystem auftreten. Der große Vorteil häufigerer 
und kleinerer Wediselhursänderungen ist dagegen 
gerade. 

- daß Dive rgaen  in der Preis- und Kostenent- 
wicklung sogleidi ausgeglidwn werden. 

- dal) somit die Inlands- und Auslandspreise das 
mittelfristige Gleidigewidit besser signdisieren. 

- daü vom Wediselkurs dann keine Wellbewerbs- 
Verzerrungen ausgehen und 

- da8 die Unternehmer vor Fehlentsctieidungen der 
Regierungen gesdiützt werden. 

2QL Vermeiden lassen sidi die nahteiligen Wir- 
kungen starrer Wechselkurse aui die langfristige 
Integration nur. wenn es gelingt, die Wirtsdiaits- 
politik, insbesondere die Lohnpolitik, sehr weit- 
gehend zu harmonisieren. Zur Voraussetzung hat 
dies Gleictiheit der wirtsdiaflspolitisctien Ziele. der 
Instrumente und Programme und der Verhaitens- 
normen n a h  denen sidi die großen sozialen Grup  

pen in den einzelnen Ländern rictiten. Für die Euro- 
päisctie Wirladiaftsgemeinsctiaft bedeutet dies unter 
-anderem: Das Budaetverbalten der einzelnen 
Staaten. die gewerks;haltlictien Zielvorstellungen. 
die Bereitdafl der Anbieter zum Preisweltbewerb 
und die Sensibililat der Nactifrager gegenuber Preis- 
erhöhungen muOten in allen Ltindem der EWG gleicti 
sein. wenn sidi die Integration bei festen Wedisel- 
kursen ohne Störungen vollziehen soll. 

297. Nacti den zwölfiähriaen Erfahrunaen In der 
Europäisdien ~irtsctiafts~ekeinsctiaft siieinen die 
Hoffnungen gering. da8 feste Wectiselkume eine 
Harmonisierung der Verhaltensweisen erzwingen 
können. Bisher hat die Fixiemng der Paritäten 
allein zu Wähnmgskrisen und zu neuen dlrekten 
Kontrollen und Dirigismen, audi im Verkebr zwi- 
sdien den EWG-Ländern. geführt. 

Nidit bewirkt hat die sctiwadie Klammer fixierter 
Paritäten, da8 die Divergenzen in den heis-  und 
Kostentrends geringer geworden sind. Denn hinter 
diesen Untersctiieden stehen lange Jahre unter- 
sdiiedlictier wi&aillidier Erfabngen der Beval- 
k e m g ,  versdiiedene soziale Traditionen und Nor- 
men, wie zum Beispiel die Einstellung zur Arbeit 
oder die Bereitsdaft zur Kooperation mit den Ar. 
beitgehem. 

Eine Politik. die davon ausaeht. daß fixierteParitäte0 
auf längere Sictit die ~kmonis ienmg emvingen 
und daß man in der Zwisctienzeit die volkswirt- 
sctiaftlidien Nactileile starrer Wectiselkursrelatlonen 
hinnehmen müsse. besctiwört deswegen die Gefahr 
herauf. daE die lnteoration an den einaebauten ~~~ ~ . 
Slanheiten sctieitert. Der internalionalen &&drin- 
gung der Mdrkte Ware es Iorderlidier. wenn mandie 

mit Ünaeeianeten ~ i t e l n  ~nale id ies  sleicti zu 
mactien. Bis zur vollkommen~n ~armÖntslenmg 
könnten so die unerwilnsditen Folgen starrer 
Wediselkurse vermieden werden; ungestört von 
auBenwirt&aftlictien Ungleidigewiditen konnten 
die Hmonisierungsbemühungen vorangetrieben 
werden, bis freie Wediselkurse stabil sind (JG 64 
Ziffer 256). 

W.Skulkui.llexlbllIiM und Agnipollllk 

. Die Agrarpolitik in der Europäisdien Wirt- 
sdiaftsgemeinsdiaft veransctiaulidit, was es bedeu- 
tet. wenn Integrationsbemühungen auf der Fiktion 
eines starren Wediselkumes aufbauen. obwohl die 
Preis- und Kostentrends in den einzelnen Ltindem 
divergieren. Ziel der EWG-Agrannarktpolitik war 
es. einheitlictie Absatzbedingungen für landwirt- 
sdmfilidie Produkte in der gesamten Wirtsctiafts- 
gemeinsdiafl zu sdiaffen. Deshalb wurde ein für 
alle EWG-Länder einheitlidies heissystem ausge- 
handelt. in dem Mindestpreise der widitigsten land- 
wirtsdmftlidien Erzeugnisse in Rectinungheinheiten 
IUS-Dollar von 1960) festgelegt wurden. Unter 
dlesen Umständen bleiben die Absatzhedingungen 
in allen EWG-Ländern nur gleicti. wenn sicti die 
Kosten der landwirtsdiaftlictien Produktion überall 
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gleich verändern. Diese Voraussetzung ist nicht Das Agrarpreisniveau ist in Redmungseinheiten 
erfüllt. ausgedrüdct höher als in der übrigen EWG. 

Spätestens seitdem die landwirtschaftlichen Mindesl- - In Italien. Belgien, Luxemburg und den Nieder- 
löhne in Frankreich im Gefolge der Unruhen im landen liegt das Agrarpreisniveau zwischen dem 
Mai 1968 an die gestiegenen Industrielöhne ange- . des grö0ten Agrarexportlandes und des grö0ten 
paiit wurden, ist die französische Landwirtschaft Agrarimportlandes in der EWG. 
unter stärkeren Kostendrudr geraten als die 
deutsche. während die Erlöse wegen der fixierten 
Preise und der fixierten Wechselkurse - unab- 
hängig von der Kostenentwi&lung - weiter in bei- 
den Ländern gleich blieben. So wird die deutsche 
Landwirtschaft wegen der grö0eren Kostenstabilität 
einseitig gegenüber der Landwirtschaft in den EWG- 
Ländern mit weniger Geidwertstabilität begünstigt. 
Dies ist eine Entwidclung, die den Absichten der 
EWG-Agrarmarktordnung zuwiderläuft. Sie hat 
regionale Fehlallokationen von Ressourcen innerhalb 
der EWG zur Folge. 

So haben die Starrheiten in der EWG-Agrarmnrkt- 
Ordnung nichl nur dazu gefuhrt. daü der gemeinsame 
Agrarmarkt nicht funktionie~t. sondern auch dazu. 
daii der Franken-Kurs und der D-Merk-Kurs fdkisch 
gespalten sind. Denn die Sondenolle und Sonder- 
Subventionen an der Grenze bewirken. daü für die 
MarkiordungsWter in einem anderen Verhältnis 
umqerechnei wird als zur offiziellen Parität. Der 
.griine Wechselkurs' wird erst. verspätet und wahr- 
scheinlich in Stufen an die deneit gültigen Paritäten 
angeglichen werden. jeweils mit der Gefahr eines 
lnflationsschubs in Frankreich und neuer Subven- 
tionsforderungen der Landwirtschaft in der Bundes- 

ZW. Die aufgelaufenen Kostendispariläten zwi. republik, 
schen den EWG-Ländern hätten bei den Paritätsän- 
derungen im Herbst 1969 - wenn auch m&weise 
und nur für eine aewisse Zeit - vermindert oder ~~~ - ~ 

beseitigt werden konnen. denn hir Marktordnungs- 
güter sind die nationalen lnterventionspreise grund- 
sdtzlich über die Paritdt an die EWG-Einheitspreise 
gekoppelt. Dies hätte bedeutet. da8 die franzö- 
sischen Landwirte nach der Abwertung des Franken 
am 8. August 1969 für Verkäufe von Marktord- 
nungsgütern im Werte von 100 Dollar 555 Fran- 
ken erlöst hätten. statt 494 Franken. Die franzö- 
sischen Nahrungsmittelpreise wären dadurch unab- 
hängig von der Kostenentwiddung plötzlich 
inflationiert worden. Umqekehrtes qilt für die Auf- 
wertung der D-Mark. ~ i e  westdeut;chen Landwirte 
hätten nadi der Festsetzung einer neuen D-Mark- 
Parität am 24. Oktober 1969 für Verkäufe im Werte 
von 1W Dollar eigentlich nur 366 DM. statt 400 DM 
erlöst. Dies hätte die wichtigsten landwirtschaft- 
lichen Erzeugerpreise auf dem westdeutschen Markt 
schlagartig gesenkt. 

W. Nachdem die institutionelle Fesllegung von 
Wechselkurs und Agrarpreis der Landwirtschaft m 
den EWG-ldndern lanqe Zeit Detensicherheit vor- 
getäuscht hatte, kamen-solde radikalen Preis- und 
Einkommensändemngen politisch nicht in Betracht. 
Deshalb wurden die Agrarmarktordnungen nicht 
lange, nachdem sie in Kraft getreten waren, wieder 
aufgegeben. Gegenwärtig (Anfang November 1969) 
aibt es in der EWG drei Aarannärkte. die durch - 
Sonderzölle und Sondersubventionen gegeneinander 
abgeschirmt sind; den französischen Agrarmarkt. 
den westdeutschen Agrarmarkt und den Agrarmarkt 
der anderen ~ ~ G - ~ ä n d e r  

- In Frankreich vermindern Exportzölle und Im- 
portsubventionen künstlich die wichtigsten Agrar- 
preise, so daii dar Preisniveau (in Rechnungsein- 
beiten gemessen) niedriger gehalten wird als in 
der übrigen EWG. 

- In der Bundesrepublik wird - einstweilen be- 
fristet bis zum 7. Dezember 1969 -eine Sonder- 
Steuer auf Agrarimporte erhoben und eine be- 
sondere Subvention für Agrarexporte gewährt. 

301. Bei flexiblen Wechselkursen hätten dagegen 
die Marktordnunqs~reise in nationaler Währuna 
rechtzeitig und aliiählich den Andemngen in der 
Kostensiluation angepaßt werden können. Ungleich- 
gewichte, also falsche Preissignale. und dann wieder 
rudiartige Korrekturen hätte man so vermeiden 
können. Der freie Wechseikurs würde dafür sorgen, 
daü bei der Agrarmarktregelung die Erlöse, ausge- 
drüdit in nationaler Währung, nicht nur nominal, 
sondern - worauf es bei der internationalen Ar- 
beitsteilung ankommt - nogar real auf lange Sicht 
einheitlich blieben. 

302. Die Umrechnung der Marktordnungspreise in 
nationale Interventions- und Referenzpreise könnte 
- bei flexiblen Wehelkursen - zum Kassokurs 
des Vortages erfolgen; er könnten aber auch ver- 
traglich Umrechnungsmelhoden vereinbart werden, 
die kurzfristige Schwankungen des Wedselkurses 
glätten '1. 
Die Umrechnung der Marktordnungspreise zu fle- 
xiblen Kassakursen des Vortages wäre die Lösung, 
die die geringsten ~ubventionskosten bereitete uid 
die geringsten administrativen Kontrollen erfor- 
derte. Die Erlöse der Landwirte würden dann 
allerdings direkt von den Tagesschwankungen der 
Wehelkurse abhängen. genauso wie die Gewinne 
eines Unternehmens. das alle seine Produkte expor- 
tiert. Wählte man trotzdem dieses Verfahren, so ent- 
widielten sich für den einzelnen Landwirt wahr- 
scheinlich bald Möglichkeiten zur Absichening der 
Erlöse aus dem Verkauf seiner Produkte. Die Ernte 
würde wahrscheinlich mehr als bisher auf Waren- 

~ - 

terminmärkten verkauft; auch würden sich wohl 
landwirtsdmftliche Verkaufsgenossemchaften oder 

'I Der Sadiverständlgenral hat von Dr. Tlmotby Josllng. 
London Sdiool af Economics. eine Expertise aus- 
arbellen larren. in der die Folgen grönerer Wehsel- 
kunflexibilltal für  die gemeinsame Agrarpolitik im 
einzelnen dargelegt sind. Der Rat folg1 der Argumen- 
tation von Dr. Jorling nimt in allen Punkten; er steilt 
die SNdie allen Interessenten durdi eeine GerdiUftr- 
steile gerne zur Veritigung. 
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Handelssesells&aften einsoialten und dafür soraen. 
daß dieainkommen der Landwirte von den Äus- 
wirkungen kurzfristiger Wediselkurssoiwankungen 
unabhängiger würden. 

305. Es gibt indes Gründe dafür. daß man die 
Absioierung der landwirtsoiaftlioien Einkommen 
gegen die Risiken kurzfristiger Weoiselkurssoiwan- 
kungen bei flexiblen Kursen ni&t der privaten 
Initiative überläßt. sondern sie zu einer staatlidien 
Aufgabe maoit. In der Londwirtsoiaft sind die 
Unternehmen im Duroisdmitl redil klein. Au* kön- 
nen sidi die Landwirte in vielen Bereioien wegen 
langer Produktionsperioden nioit ras* genug an  
veränderte Preise anpassen. 

Deshalb könnte man in der EWG vertraglioi verein- 
baren. daß die in Redmungseinheiten fixierten 
Agrarpreise bei flexiblen Weoiselkursen nadi einem 
verfahren in nationale Preise umzuredmen sind. bei 
dem kurzfristige Sdiwankungen des ICassak;rses 
aurgeroialtet werden (Interventionsweoiselkurs). Es 
wäre beispielsweise denkbar, 

- daß man bei derumredmung einenlnterventions- 
weoiselkurs zugrunde legt, der der tatsäoilioien 
~ediselkursentwidrlunu~vemöaert und uleitend - - - 
folgt. oder 

- dali man jeweils für ein Erntejahr im voraus ein 
bestimmtes Umreoinungsverhältnir zwisdien der 
Redmungseinheit und den nationalen Währun- 
gen festlegt und dieses d a M  alljährlioi stufen- 
weise an  das neue Weoiselkursniveau angleioit. 

3W. Alle Umreoinungsmethoden, die ni&t direkt 
a n  Kassaweoiselkurs anknüpfen. haben allerdings 
zwei Naoiteile: Einmal kostet eine Regelung, bei 
der der Interventionswe6iselkurs stets hinter dem 
steigenden Kassakurs der D-Mark herhinkt. den 
Staat Subventionen und die Verbraudier höhere 
Preise. Zum anderen muß Vorsorge getroffen wer- 
den, da8 es nidit wegen des gespaltenen W d s e l -  
kurses zu störender Arbitrage zwiroien den EWG- 
Ländern kommt. 

Die Höhe der Subventionszahlungen wäre verhält- 
nismäBig niedrig '). Diese wären um so geringer, je 
häufiger das Umrechnunusverhältnis an die tatsä&- - " 
lioien Kostenrelationen angepaßt würde. 

Daß die Möglidikeiten zur Arbitrage zwisdien den 
EWG-Mitgliedsländem ras* genutzt werden. wenn 
die ~nterventionsrireise in deneinzelnen Ländern bei 
Umredinung zum Marktweoiselkurs voneinander 
abweihen. hat sidi von November 1968 bis Sommer 
1969 gezeigt. als es lukrativ wurde, franzosisdien 
Weizen mit den stark abgewerteten Terminfranken 
ZU imnortieren und den westdeutsdien Interventions- 
stellen gegen D-Mark anzubieten. Die Bundesregie- 
rung hat daraufhin zeitweise ihre Interventionen am 
Getreidemarkt. zu denen sie eiuentlidi ver~i l ioi te t  
ist, eingestellt. Na& diesen Erfahrungen-soieint 
massive Arbitrage. vor allem mit Getreide. zwiroien 
EWG-Ländern einzusetzen. w e m  die Disparität rwi- 
soien Marktwediselkurs und Interventionsweduel- 
kurs 3 vH übersoireitet. Indes sind soldi massive 

Abweidiungen bei flexibler Anpassung des Kassa- 
kurses nidit häufig zu erwarten. Küme es trotzdem 
einmal dazu. so muDten die Interventionsstellen Ur- 
sprungszeugnisse verlangen und den Ankauf von 
Importware verweigern dürfen. 

905. Daß es kein Patentrezept gibt. naoi dem sioi 
die EWG-Agramarktordnung in ihrer derzeitigen 
Form mit größerer Flexibilität der Weoiselkurse 
vereinbaren läßt. liegt an den Vorsoiriften des EWG- 
Agrarmarktes, der konzipiert wurde, als man nooi 
glaubte, eine gemeinsame Währungspolitik sei in 
kurzer Zeit zu verwirklioien. Von den aesamtwirt- 
sdiaftlioien Vorteilen abgesehen. brädiie die Um- 
redinung der Marktordnungspreire zu rwlistisoien 
Wediselkursen - gleioigültiu welche tedmisoie 
Form man dafür wählt - für die Agrarpolitik selbst 
den Vorteil mit Si&, daß sie die Probleme der Land- 
wirtsoiaft auf das reduzierte. was sie unter ökono- 
misoien Aspekten auf lange Si&t sind: Anpassungs- 
probleme eines Produktionssektors in einer waoi- 
senden Wirtsoiaft (Ziffern 329 ff.) .  

11. Agrsrpolltik In d e r  w a c h e n d e n  W l f i s d ~ ~ f i  

308. Geldwertstabilität, hoher Besdiäftigungsstand 
und außenwirtsoiaftlioier ~ l e i o i ~ e w i o i i  bei sleti- 
gem und angemessenem Wadntum erfordern eine 
progressive und waoistumsorientierte Strukturpoli- 
tik (JG 67 Ziffern 334 ff.). die au& die Agrarpolitik 
mit einsoiließt, obwohl diese nooi immer stärker 
als andere Bereicbe von gesellsoiafts- und eigen- 
turnspolitisoien Zielvorstellungen bestimmt wird. 
Diese finden ihren Ausdrudr unter anderem im 
Landwirtsdiaftsgeselz und i n  EWG-Vertragswerk. 

307. Die EWG-Agrarpolitik roll 

- die Produktivität der Landwirtsoiaft steigern. 

- den in der Landwirtsdiafl Tätigen eine angernes- 
sene Lebenshaltung gewährleisten. 

- die Märkte stabilisieren. 

- die Versorgung der Verbrauoier zu angernes- 
senen Preisen sidierstellen. aber audi 

- zu einer harmonisoien Entwidrlung des Welt- 
handels beitragen. 

Die Markt- und Preispolitik wurde so angelegt, daß 
sie in erster Linie dem Ziel dient. den Landwirten 
eine angemessene Lebenshaltung zu sioiern. Die 
Ziele der Produktivitätssteigerung und der Ver- 
sorgung der Verbraudier zu angemessenen Preisen 
traten demgegenüber in den Hintergmnd. 

'1 Wir sdiälren die Subventionskoaten auf die Dauer je 
Prozentpunkt der jahrerdurdrdnittlichen Abwei&ung 
der Intervenlioniwediselkurse von den freien Markt- 
wedselkurren auf weniger als jene 150 Mill. DM, die 
heute rQätrungsweise je Prozentpunkt D-Mark-Auf- 
wertung der weotdeutsden Landwirtsdaft als Eio- 
komrnenseirvbuße entstehen. Denn auf Iangare Sidit 
würde dar landwin?rdiafilidie Produklionrvolurnen in 
der Bundesrepublik rurüdcgehen, wenn man die Unter- 
bewerlung der DMark dauerhaft beseitigte. 
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ag. Auf der Landwirtschaftskonferenz in Stresa 
(1958) seizte sich die Auffassung durd~. da0 die 
gemeinsame Markt- und Prelspolitik durch eine 
Stmktumolitik erahzt  werden müiite. Diese aber 
wurde in der  raus euueltig auf die Erhaltung der 
bauerlichen Familienbetriebe ausgerichtet. Die Prage 
nach den optimalen Bewirtschaftungseinheiten 
wurde in den Strukturprogrammen vema&lässigt. 
insbesondere aucb in der Bundesrepublik. Die 
Schwerpunkte lagen vielmehr bei der Flurbereini- 
gung, der Aufstockung und Aussiedlung von Kleh- 
betrieben, der Fördewg der von Natur aus be- 
nacbteiligten Gebiete, dem Bau von W i ~ a f t s -  
wegen. der Wasserversorgung und der Seühaft- 
macbung verheirateter Landarbeiter. Weil man im 
Familienbetrieb die ideale Bewirtschaftungsform 
sab. wurden Leistungsfähige GroBbetriebe aufgeteilt, 
beispielsweise in Niedenachsen und Scbleswig-Hol- 
Stein. 

pa Die deutschen Agrarpreise haben sich - vor 
allem infolge der Stütmgsmaßnahmen - gegen- 
über den Weltmarktpreisen seit 1955 erheblim er- 
höht. und zwar obwohl die Getreidepreisangleirhung 
innerhalb der EWG am I .  1. l9m eine Senkung 
der deutschen GetreidepreiG um 10 vH mit sich 
brachte. Der Anstieg des Produktionswertes je EI- 
werbstätigen in der deutsmen Landwirtsdiaft, der 
zu laufenden Preisen etwa aleim stark wle In den 
übrigen ~ir tscbaf tsbe~eirh~n war [Scbaubild 31). 
wäre daher zu Weltmarktpreisen wesentli& gerin- 
ger ausgefallen 

MengenmäBig liegt der jährliche Anstieg der Er- 
werbstätiaen-Produktivität in der Landwirtschaft um 
etwa 2.5 >rozentpunkte höber als in den anderen 
Wirtscbaftsbereicben. In dem Unterschied zwischen 
den Zuwahraten der wert- und der mengeomäüi- 
gen Erwerbatatigen-Produktivität kommt eine Ver- 
scblecbtenuig der Terms of Trade zum Ausdnik. 

Hierbei ist alierdiigs zweierlei zu berii&sicbtigen: 
Erstens de&en sicb die so ermittelten Terms of 
Trade nlcbt mit den .wahrenm Austausmrelationen. 
da die übrigen Wirtsoiaftsbereime nimt reprasen- 
tativ für die von der Landwirtsmaft im Austausch 
gegen ihre eigenen Erzeugninse erworbenen Güter 
sind. Zweitens müssen die Terms 01 Trade normaler- 
weise sinken. wenn - wie in der westdeutschen 
Landwirtschaft - ilberrlur~sdmittücbe Roduktivi- 
tätsfortscbritte erzielt werden 

310. Die Betriebseinkommen je Vollarbeitskraft in 
der Landwirtsmaft haben, den Veqlelchrilobnredi- 
nunaen der .Grünen Berichte' zufolqe. bis 1968 mit 
der "lohnentwidr~un~ in vergleld;baren Berufen 
%ritt gehalten Wenn aucb der Veqleim z w i d e n  
der absoluten lohnhöhe In der übrigen Wirt?idian 
und dem absoluten Betriebseinkommen je VoUar- 
beitskraft sehr oroblematixb ist. wie aum der 
.Grüne Berimt I&' zum ~ u s d n i i k  bringt, so 1aBt 
sich docb aus dem Vergleich der Enhvi&lung beider 

S c h a u b i l d  31 

Relhen SchlieBen. da0 die redmerische Einkommem- 
disparität, die 1955 bestand, seither nlcht geringer 
geworden ist. 

311. Bekanntlich sichert die EWG-Markt- und 
Preispolltlk für die Marktordungsprodukte, die mehr 
als 90 vH der landwlrts&afüimen Verkauinerlöse 
auamacben, durcb eine Reis- und Handelsregulie- 
w g  die Reime auf der Eneugerstuie. Werdurcb 
erhielt dle krndwlrtsmaft an der Reisuntergrenze 
einen absoluten Smuiz gegenüber der Konkummz 
aus Drittländem Dle Lenkungstiinktlon des Reises 
zur Regulierung des irmeqemeina~aftlichen Ange- 
botes wurde auf den gerlngen Spielraum zwlsdmn 
den Ricbt-. G w d -  oder Orientiewgsprelsen als 
Obergrenze und den lntementionsprelsen als Unter- 
grenze bes&änkt. 

312 Die Agrarpreine wurden in der HWG so hoch 
lestgesebt. da8 in den letzten Jahren zunehmend 
Ubersmüsse entstanden, Insbesondere bei Weich- 
Weizen. Butter und Zu&er. Dle hlerdurm auiamnd 
der Marktordnungen notwendigen lnierventionen 
erforderten erbebliche Mlilel. Der durchschniitiime 
Selbsivenogungagmd der EWG Ilegl gegenwartig 



bei etwa 90 vH. Somit konnte zwar dem versor- 
gungspolitischen Ziel der EWG-Agrarpolitik ent- 
sprochen werden. allerdings nicht .zu angemessenen 
Preisen'. 

Die wachsenden Uberschüsse zeigen. daß die Markt- 
ordnungspreise oberhalb der Gleidigewiditspreise 
festgesetzt -den. Niedrigere Agrarpreise hätten 
die Versorma der Bevölkema verbilliaen können. 
Wäre d e r  S;?lbstversorgungs&ad d i c h  weiter- 
gehende Preissenkungen verringert worden. hätte 
sich eine weitere ~erbilliauna erneben. da die Welt- 
marktprelse erheblidi &erd& EWG-~grarpreis- 
niveau liegen (Tabelle 24). 
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Prelie ausgewählter landwiitidattlldter 6raeugoiise 

1967/68 ') 

WeiQdzm ...... 
Hart-en') ...... 
Gerdihlter Reh .... 
G ~ s i e  ............ 
Maki .............. 
Welaudrer ...... 
RImlnekh ........ 
.%reiouieL1Q .... 
GeMqel .......... 
E h  .............. 
Butler ............ 

........ Oliven61 9 
Olsaaten4] ........ 

1) Wirilbalblahr. 
9 Einstandlpiiiie im Gmllhandel. 
1) BWG-Preise L. vH der WclLmarktprelae, 
9 Biniddiebllb direkter Beibillen iür Erzeuger. 
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313. Was die Geldwerßtabilität anlangt. so sind 
im Zeitraum 1955 bis 1966 die Nahmgsmittelpreise 
etwa so itark gestiegen. wie die gesamten Lebens- 
baitunaskosten. in den beiden folaenden Jahren 
wegender ~etkide~reissenkung e h v k  weniger. Die 
Preise ftir landwirtschaftiidie Erzeugnisse hätten bei 
Ausnutzung der Produktivitätsrewrven während 
des gesamten Beobaditungszeitraumes hinter den 
Lebenshaltungskosten zuriidsbleiben müssen. Dar- 

über hinaus hätte die Möglimkeit bestanden, du* 
eine Verdnaenino des Abstandes zum Weltmarkt- - - 
prelsniveau stärker stabilisierend zu wirken. Das 
erheblidie Preisgefälle zwisdien den EWG-Märkten 
und den internationalen Märkten weist auf eine 
Stabilisiemgsreserve hin. So überschritten die 
EWG-Preise im Wirtsdiaftsjahr 1967188 die Welt- 
marktpreise bei Weichweizen um 85 vH, bei Gerste 
um 60 vH. bei Rindfleisch um 75 vH. bei Butter und 
Zuder sogar um 297 vH beziehungsweise 338 vH 
(Tabelle 24). Der Weltmarkt wäre durdiaus in der 
Lage gewesen. eine zusätzliche Nadifrage ni be- 
friedigen; denn obwobl die Angebotselastizität bei 
landwirtsdiaftlichen Erzeugnissen kunfristig gering 
ist, ist sie langfristig g100. Dies sieht man unter an- 
derem daran, da8 widitige Getreideexportlander 
den Getreideanbau beschränken muBtea 

314 Das- Ziel eines boben gesanrhvirtschaftlidieo 
Besdiäftigungsstandes ist, gemessen an der Zahl der 
registrierten Arbeitslosen, durch die Entwicblung 
der Landwirtsdiaft nidit beeinträditigt worden. 
Allerdings ist zu vermuten, da8 in einzelnen Iänd- 
üaien Renionen eine stetistisd nicht erfaßbare 

~ 

Unterbeschäftigung der l&dwirtsdiaftlichen Er- 
werbstätiaen besteht. Die verstedrte Arbeitsloslg- 
keit in ~ei ionen.  in denen es kaum Alternativen ZÜI 
landwirtsdiaftlichen Tätigkeit gibt und in denen in- 
folge der KleinbetriebsstmLtur viele familieneigene 
ArbeltskrUte tätig sind. findet ibren Ausdmcb in 
den unterdurdismnlttlichen Einkommen in diesen 
Regionen. 

315. Zum gesamtwlrlroiaftlidien Wachstum bat die 
Landwirtsdiaft. außer durch ibren eiaenen PrdUk- ~~~~~~~ ., - -  ~ 

tivitätsfortsdintt. dadurdi belgetrag&. da0 sle lau- 
fend Arbeitsluafte an die wadutumstntensiveren 
Bereidie abaab; aber sie bindet nadi wie vor mebr 
~rbeitskräfie als unbedingt n6tig. Zeigte sle n a h  
mebr Bereitschaft zum Stdstuwandel. so könnte 
sie helfen. die Anspannungen auf dem Arbeitsmarkt 
im Interesse einer besseren Ausnutzung des gesamt- 
wirtschaftlidien Wadimtumspoteniials zu mildern 
und die Chancen der Wadistumsindustrien in der 
Bundesrepublik zu vergrößern. 

Zwar haben die aus der Landwirtsdiaft ausschelden- 
den Arbeitsluäfte n id t  immer die bemflidien Quali- 
fikationen, die für eine Tätigkeit in anderen Be- 
reichen erforderlich sind, aber dle Qiancm. sie 
anzulernen oder sie umzuschulen, düriten bei ihnen 
kaum geringer sein als bel ausl4ndischm Arbeits- 
kräften, die zumindest in der ersten Zeit erheblidie 
Verständigungssdiwierigkeiten haben und ebenfalls 
meist aus der Landwirtschaft ibrer Heimatländer 
kommen, einer Landwirtschaft. die viel weniger 
teainisiert ist als die westdeutsche. 

Wie aus anderen schrumpfenden Bereidien sind 
auch aus der Landwirtschaft vor allem jüngere Ar- 
beitskrilfte in andere Bemfe abgewandert. Dadurdi 
hat sidi das Durdisdinittsalter der in der Lmdwirt- 
r&aft verbleibenden Arbeitskräfte erhöht und der -~~ 

prduktiviiäiasteigernde EH& der Freinekung von 
Arbeitskrdflen Lemindert. Wdren mebr ältere Ar- 
beitskräfte ausgesdiieden und mehr jüngereArbeits- 



kräfie verblleben, so Mne  die Produktivltet in der 
Landwirtachnit voraussichtlich smneller zugenom- 
men 
AuBerdem hätte die Produktlvltat der Landwlrt- 
sehsfl stärker steluen k6nnen. ware werdaer Kapital 
in kleine ~ e t r i e b i  geflosm und stattd&sen i e b r  
Kapital zur Schaffuug grö8ererBetriebsclnheitenein- 
g e ~ h t  worden. Tatoächuch war dle Entwi<tlung der 
westdeutschen Landwlrtschafi mlt einer ~eüden. 
zur Ubertemnisiemg der Kleinbetriebe verbunden. 
teils wohl als Folge einer nicht genugend IangfrisUg 
angelegten Förderungapolitk teils wohl auch als 
Folae eines landwirtschaftlichen Beraiunaswesena. 
d& die Orientierung an einer langfristi&n SM: 
turkonzeption fehlte. 

T a b e l l e  25 

Senkung des ~ n t e ~ n t i o n s ~ r e ~ n i v e a u a  gekommen. 
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so da8 die Landwirte den Eindm& gewinnen 
mu8ten, dieses Niveau werde nie Noch 918. Der Verzicht auf die Prelepolitik ali Orien- 

tiemgahllh Mr den eriorderllchen St~khuwauäel  immer wird In vielen Auüenuigen die bloße Er- . 
haltung landwirkhaftlicher Existenzen, selbst wo " der Landwi*m wurde du* anderen 
dies ökonomisch wenig s(niivoll ist, als ein richtunweiaenden S m a l e  ersetzt. da es an einer 

benswertes Ziel bezeidmet. sMturpolitiMhen Konzeptlon. die sowohl dle 
Agrarpolitik als auch die Regionalpolitik mit ein- 
schließt. fehlte. Wo regionalpolltlsehe Vorstellungen 

917. Die staaulchen Stfitzunm*en im R h -  entwi&elt wurden, entb-n ale einer ~ m l ~ -  
men der nauonalen und supranationalen Agr* mung mit den agraw~hchen  und den gesamtwlrt- 
politik belasten zunehmend die Budgets der Mit- sch&Ilchen Zidaetrungen, 
giledstaaten der EWG. Das Volumen des Eum- 

316. Obwohl die Agrarpreispolitik in der EWG 1968/ml nicht nur iür eine angemessene Entlohnung der in 
der Landwirtschaft Beschäiügten wqen ,  sondern I W m ' )  

iäisehen Ausrichtungs- und Garantiefonda Mr die 
Landwirtschaft (EAGPL) erhöht sich ab Wirtschafts- 
lahr 198?/68 Jährlich um Ober 3 Mrd. DM (Tabelle 
251. 

os21 BOBO 

12D25 I1 428 1143 12568 

Die Ausgaben zur ReguUenuq der Agrarmärkte 
(Abteilung .Garantie') bellefen .Ich im Wrt&afts- 
Iahr 1 W 6 9  auf fad1 8.1 Mrd. DM. das sind etwa 

auch e h  Gleichgewicht zwischen Produküon und 
Absatmiöglldd%eiten innerhalb und suBerhalh der 

'I W ~ I . h r .  bat Sie In der Veqan- 1 GeVeldepra!smtkimg. Fenie-g &i M1QpieI.e. imd 
genheit nahezu ausschlie8lich dem enten dieser ~-irrnnelhl,l~ (catrala.). 
beiden Ziele gedient. so daß vor allem in den bis- 1 Hiu.halt.bcredmunpm. 
herigen .Niedrigpreislandem* (FranLreirb. Nieder- '1 A b i m i i o a z ~ ~ ~ ~ w W ~ i i  der MlOlledsta.tim. 
lande) nisatzliche Produktionaanrelze entslanden. 3 ~ ~ . h ~ t ~ ; e h w m ,  
dle dan Marktgleichgewicht empfindlich stbrten Quells: Bundeeiinisteaom &r FI- 
Trotz mancher Aneatze ist es bisher nicht ni einer 

i0 vH des ~mnolrd&dSprodukts' der Landwirt- 
schaft in der W G .  Die Ausgaben nir Agrarstmk- 
turverbeasening (Abteilung .Ausrichtung') s h d  
demaeoenOber selt Iü6?/68 auf 1.1 Mrd. DM be- 
gre&t-Eqllnzend zu den Mitteln aus dem EAGPL 
werden in der Bundesepubllk im Rahmen de8 Land- 
wlrtachafisgmetres und des P W G A n p e s ~ ~ ~ g i g e -  
seizes erhebliche Mittel niguniten der Landwirt- 
sehnit einaesetzt. dle im Jahre 1968 2.3 Mrd. DM 
betrug.; ~ a b e l i e  26). Aus den ~~lnderhaudadten 
fließen der LandwLNlmaft weitere Mlttel zu. 

919. Der atn~kturpoliusche MlEerfolg einerseits 
und die hohen öffentlichen Ausgaben für die Land- 
wiNdiafi andererseits brachten die AgrarpoUtik zu- 
nehmend in Miökredit. 

Dle Landwirts slnd der Auffanning. daö die agrar- 
poliiisehen MaBnshmen Ihnen ketne ausrelchende 
ieihabme an der allgemehen ~inkommenae~tvl&- 
lung gewhbrleisten. Io der Offentlichkeit aielgerte 
sich der Unmut O k  e h e  Agrarpolitik, die bel 
waduenden SubvenUonen zu eker-Uberproduktlnn 
von Agrareneugnirim iührt. die nur mlt Hllk 
Immer grö8erer finanzieller Mittel aus dem Markt 
genommen werden kennen, um verbßigt abgeaetat. 
denaturiert d e r  vemlcbtet zu werden. Kritisiert 
wlrd auch, da8 der agrarpoUtbQe Interventlords- 
mus ni kommeraleiien M1Bbriluchen am Rande der 
Legalitet verleitet. 
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N.iw W n i p o l w  m- im. Das .Memorandum zur Reform der M w M -  
sdialt In der EWG' - der .Mausholt-Plan' - 

80. unter diesan umstandm w t  d,j,t -- s d a *  einen Katalog h4aEnahmen vors 
der. daü d a  Agrarproblern mehr und mehr ins - die ~bwandening aus der Landwlrta&& er- 
Zentrrim der WirtidMfbpO~ihdini Dhkusslon gerat hebllQ bedeunlgen. 
und neue Roßramme entwldrelt werden. In denen 
dari Sdiwergewlcbt aui einer ~ i l r ~ v e n  ~ t n i ~ t u r p o ~ ~ i i k  - die mer*asse du* Dmi*ung der 
ii6gt. Um die Urtelisbildung In der Wfenüidtkelt bdUp 
nu erieiditsm, werden diese Programme mcbiol- - Produktivltütsstelgeningen durcb Smafhuie @- 
gend kurz ed8uiert. üerer .PmdukUonieinheiten' baxliken ioiiea 

- 

- b' 
- 



Zu aktuellen Problemen der WlrladaiLspoIltlk 

Die landwirtschaftliche Erwerbsbevölkenuig in der lichen Pamilienbetrieb. Auch im .Hödierl-Plan' ist 
EWG soll sich im Zeitraum von 1970 bis 1980 von jedoch die Preisvolitü kein Steuenmaslnstnunent - ~~~~ ~ 

10 auf 5 Millionen verringern. ~ l d c h z e i t i ~  soll die der Strulrturpolitik. sondern Mittel ZÜI Sidiemg 
landwirtschaftliche Nulzfladie um 5 Millionen landwirtschaitlidier Etnkommen. 
Hektar, das heiBt um 7 vH, eingeschränkt werden. 

In Jahre 1980 sollen etwa 90 vH der landwirtadiaft- 
lichen Produktion aus .Produktionseinheiten' stam- 
men, die sich zu .modernen Landwirtsdiaftlichen 
Unternehmen' zusammensdieBen können Für die 
.hoduktionseinheiten' werden folgende Mindest- 
werte angegeben: 

- bei den Haupt!culturen: 
(zum Beispiel Getreide. Hackfriidite) 

80 bis 120 Hektar 

- bei der Milchproduktion: 
40 bis W Milchkühe 

- bei der Pleisdiproduktion: 
I50 bis 200 Mastrinder 

- bei der Eieneugung: 
10 000 Legehennen 

- bei der Schweinemast: 
450 bis 600 Mastschweine 

- bei der Geflügelmast: 
100 000 Stü& Mastgenügel (Jahresproduk- 
tion). 

322. Die Maßnahmen erfordern nach Angaben der 
EWG-Kommission für die Zeit von 1970 bis 1980 
einen jährlichen Aufwand von 10 Mrd. DM. In 
dieser Summe sind weder die Kosten lih die beruf- 
liche Umschulung n o d ~  für salalpolitische Maßnah- 
men enthalten. 
Demoeoenüber sollen im Zuae der Reform die - - -  - 
Marktordoungsausgeben. die - wie erwähnt - im 
Wirtscoaftsjahr 1968168 8.1 Mrd. DM betrugen 
Ciabelle 25). ab I975 sinken und ab 1980 3 Mrd DU 
,&dich nidit mehr übersteigen. Die natlonalen und 
supranationalen Strukturausgaben. die gegenwiWg 
etwa 8,8 Mrd. DM betragen. sollen nach 1980 nur 
nodi 5 Mrd. DM jährlich ausmadien. 

329. Die Preispolitik soll offenbar vor allem als 
Preisstrukturpolitik eingesetzt werden. Geplant sind 
hdeningen der Preisreiationen zwischen Milch- 
und Mlachtvieb zugmten des Schlachtviehs und 
zwischen Brot- und Futtergetreide zugunsten des 
Futtergetreides. Das Preisniveau soll sich nidit 
wesentlich verändern. 

9u. Das .Arbeitsprogramm für die ~grarpolitik 
der Bundesregierung' - der .Höd~erl-Plan' -, das 
im Juni 1968 von der Bundesregiewg gebilligt 
wurde. hat wie der .Mausholt-Plan' eine Besddeu- 
nigung des Stniktuwandels in der Landwirtsmaft 
zum Ziel. allerdings nicht innerhalb einer bestimm- 
ten Periode. Das Überkommeneiiel derAgrarpolitik. 
mögli& viele M&en in der Landwirtsmaft ni 
bexhiiiiigw. Ist in diesem Programm ebenso fallen 
gelassen wordm wie das alte Leitbild vom b8uer- 

325. Ergänzend zur Agrarstnikturpolitik hat das 
Bundednisterium für Wirtschaft .Vorsdilaqe ~ i r  

Intensivienuia und Koordiniewa der reol&talen 
~irtschafts~oii t ik '  erarbeitet (.~ch;ller-~lan:).Dtese 
Vorschläge beschranken sidi auf regimlpoliibche 
Auffanamaßnahmen und auf Saialhilfen f i h  dle aus 
der ~aÜdwirlschaft ausscheidenden Erwerbstätigen. 
Es sollen andenveitige Bedaftigungsm6qlidiLeiten 
geschaffen werden. damit Landwirte aus den pro- 
duküvi tä tsschwab Bereiben des Agrarsektors 
abwandern können. Jährlich sollen mit staatlicher 
Hilfe 20000 Arbeitsplätze in ländlichen Entwi&- 
lungsschwerpunkten entstehen. 

Im Untetschied zum .Hödied-Plan' enlhält der 
.Schiller-Plan' Schätzungen der mit selner Venvirk- 
lichung verbundenen finanziellen Aufwendungen. 
Danach warden die sozialoolitischen Maßnahmen 
1980 mit etwa 1.6 Mrd. DM ihr Maximum erreimen 
Für lnvestitionshilfen in regionalen Pördewgs- 
gebieten wird ein Jahresbetrag von 330 Mill. DM 
angegeben. 

320. In ihrer Zielsetzung stimmen die drei Pro- 
aramme insoweit überein. als ein arundieaender 
Strukturwaodel hu unumgänglich &haltene wird 
Obwohl nele der vorgeschlagenen Maßnahmen un 
.Hbcherl-Plan' und im .Mausholt-Plan' dhrdich sind. 
bestehen doch erhebli&e Unted iede .  Nach d& 
.Mausholt-Plan' soll das Problem der U b e d ü s s e  
durch Vermindewg der landwir?schaftlib Nutz- 
flädie aelöat werden. Geht man davon aus. da8 die 
landwiksdiaftliche Nutzflache in der EWG sich ohne 
zusatzlidie Maünahmen von 1970 bis 1980 ähnlich 
verringern wird wie von 1958 bis 1967. nämlich ins- 
gesamt um etwa 2 3  vH. so müssen nach dem .Maus- 
holtPlan', der eine Abnahme um 7 vH vorsieht, 
weitere 4.5 vH ausscheiden. Da anzunehmen ist. daü 
die Ertrage dieser Böden um mindestens ein Drittel 
unter dem Durchsdmitt liegen. würde das laufende 
Produktionsvolumen um höchstens 3 vH slnhen. Dies 
wäre angesichb der bestehenden UberschUsse un- 
genügend. 

Im .Höcherl-Plan' ist eine NutzfiächeneinschrBnlrung 
nicht eingeplant. Im Gegenteil. die bisherigen Pro- 
gramme zugunsten der von Natur aus benachteilig- 
ten Gebiete, also mgunsten der Grenzbbden, sollen 
sogar weitergefnhrt werden. so daB d t z l i c h e  Pro- 
duktionskapazltäten entstehen. deren Renlabtlität 
fragwürdig erscheint 

Sowohl im .Mansholt-Plan' wie im .HMerl-Plan' 
ist die Preispolitik nicht genügend auf die Wieder- 
herstellung des Marktglelchgewidits ausgerichtet. 
Während der .Mansbolt-Plan' vomddägt. die Preise 
filr Uber~uBeneugninse zu senken und für Pro- 
dukte, bel denen noch ein Einfuhrbedari besteht. zu 
erhöhen, ohne da8 das Preldveau verändert wird. 
zieht der .Höcherl-man' nodi eine Anhebung des 
Preisniveaus in Betracht. 



. Agrarpolilik In der wadlsenden WlrLsduilt 

Dle in den beiden PLäuen vorgeaebene Preispolitlk 
ist nictit geeignel die Ubersctibse zu beseitigen. Die 
Vemirklicti- der Pläne würde den finanziellen 
Aufwand für ~arktintewentionen aller Voraussictit 
nacti nictit venlngern, sondern erhöhen. 

W. Die Argarpolitik in einem Industriestaat darf 
folgende Zusammenhänge nictit außer Betractit 
lassen: 

Während sidi das Angebot an landwittdaftlictien 
EMugaishen mit der Abnahme der landwittdafl- 
Ehen Nutzfläctie verringert - wenn audi nacti den 
Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit nur ge- 
ringfügig -, wirkt der PmduktivitätsfortsQdtt auf 
eine Angebotssteigerung bin. Die Entwicklung der 
Produktivität hängt ab 

- vom biologin&-tecbnlsctien FortsQritt, der die 
Produktion bei konstantem Einsatz der Roduk- 
tionafaktoren Boden und Arbeit ohne kosts~ieliae . - 
Investitionen erhöht; 

- von der Substitution von Arbeit durQ Kapital. 

Preispolitik derart eingesetzt werden, daö dasAgrar- 
preisniveau sinkt. Wenn der .Mausholt-Plan' ein 
nominal konstantes Agrarprelsniveau anstrebt, so 
könnte dahinter der Gedanke stehen. daö der Real- 
wert der Agrareneugnisse infolge der Mat ion der- 
art sinkt, daß ricti das Angebot verringert. Die Kon- 
stanz des nominalen Preisniveaus mag jedocti ge- 
wisse An~assunnsoroze~se venöaern. Eine anae- 
kündigte h e n ~ e i i ' s e  ~grarpreissenkung wlirde äie 
agrarpolitiden AbsiQten klar aufzeigen und bsl 
den Landwirten keine Illusionen aufkommen lassen. 
Das Agrarpreisniveau mü0k so lange sinken, biu so 
nele  Grenzbetriebe und Grenzböden ausges&eden 
sind. da8 das Ubersctiußproblem gelöst ist. 

990. Unter dem Gesiditspunkt der weltwirtsQaft- 
lictien Arbeitsteilung ware es außerdem erfordedldh 
den SelbstversorguÜgsgrad in der EWG zu reduzie- 
ren. Dies setzte voraus. daB die Preise auQ dann 
noQ gesenkt würden. wenn die UbersQußsituation 
beseitigt ist. Cleirhzeitig mü8ten durQ eine pm- 
aressive Struktumolitik den aus der Landwmrban 
~ussQeidenden kerbs tä t igen BesMtigungamög- 
limkeiten in anderen BerelQen und, soweit sle einen 
neuen Beruf nictit mebr ergreifen können, soziale 

die. wenn die neuen Kaoitalaüter den blaberiaen Siderbeit geboten werden.Eine enge Venabnung 
t e d k d  überlegen sind. bä;lig nur in grö~e"- von Preis- und Stnilrhupolitik wärevorausse tzu~  
BewirtsQaftungse~nheiteii kostensparend reaii- für den Erfolg dieser Anpassung. 
siert werden &; Sollen im Interesse einer gesfcberten Versorgung 

- vom organisatorisQen Fottdri t t .  der eine bes- mit Nabrunasmitteln die Vorteile der internatlona- 
sere Ausbildung der in der LandwirtsQaft ttltigen len ~ rbe i t s i e i lun~  niQt voll genutzt werden. soll 
Menschen, vor allem auQ in ÖkonomisQen Fra- also der Selbstverso-gsgrad weniger sinken, so 
gen. voraussetzt. könnte dies mit einer geringeren P r e l a a e h g  er- 

reicht werden. 
Per Saldo steigt die Produktion IandwirtsQaftlidier 
End~rodukte. in den EWG-Ländern betrua der An- 
s t i 4  im Zeitraum 1956158 b,a i9M166 j ~ h r l k  3,3 "H. 
Demgegenüber nahm die NaQfrage nur um jähriiQ 
etwa 2 vH zu. Ein Ausgleicti von Anqebot und Na&- 
frage erscheint auf die Dauer nur-mögli4 wenn 
laufend in vermehrtem Umfang 

- Arbeitskrafte aus der LandwirtsQaft abwandern 

331. Welctier Selbstversorgungsgrad auQ h e r  
das agrarpolitisctie Ziel ist, die Umstellung der Land- 
w i t t d a f t  1aBt aiQ um so schneller bewirken. je 
mehr alle dieienisen. die die amamolitiaQe Mei- 
nungsbildung beeinfiussen. mit dazu.beitragen, daö 
d u  Prinzip der vorausgreifenden Anpassung in der 
LandwirtsQaft Anerkennung findet. Dies gilt h b e -  

und sondere für die ~auernverbände. Gibt es ein klares 

- Grenzböden aus der Produktion auasQeiden. Konzept der EWC-Agrarpolitik, so müssen siQ die 
Verbande daran orientieren. Wenn sie den Anpas- 
aungapmzeü verzögern. so müssen sie damlt r ed -  

528. Mit dem A u d e i d e n  von Crenzböden und && I J ~ ~ ~ ~ Q ~ ~ ~ ~  damit eine 
Creneproduzenten würde nlctit nur das Angebot der enwungen wird, die über das 
N a a r a g e  angepaßt. sondern auQ die Einkommens- hinausgebt, das das ziel an 
altuation der in der LandwirtaQait Verbleibenden 
erbeblicti verbessert werden. Daiür a p r d e n  die 
gmi3en UntersQlede zwiscben den Betdebseinkom- 
men Je Vollarbeitskrafl. Na* dem .Grünen Berictit 
1969' lag lm WirtaQaitsjabr 1967168 das durch- 
admittlicbe Betriebseinkomnien Je  VoUarbeitskraft 
des eiukommensstllrksten Viertels der Betriebe je 
n a h  Betriebssystem um 9532,-DM bia 19 828,-DM 
Uber dem des einkommensdw8Qaten Viertels. 

532. Eo genUgt nicht. das Agrarpreisniveau zu 
senken; auQ die Prelsrelationen zwixhen einzelnen 
IandwirtadiaiUiQen Emugnissen mu8ten den Ver- 
hältnissen auf den inlemationalen Mbkten ange  
nebert werden. Ansätze enthalt der .Mausholt- 
Plan': So sind rum Beis~iel die Futtemetreide~reiae 
den Prelsen fiir ~ e i d ~ k l z e n  auzugieiQen, damlt 
mebr Welzen im tierisden Sektor verbrauQt wlrd, 
und die Preisrelation zwisQen MilQ und iündi ie ld  

DI. ~ . n d w i t i ~ ~ ~  ~m w.diltunb.dngim zugunsten von RidflelsQ m ändern. da bel MUQ- 

älruLhiirnnd*l 
pmdukten Ubem&üase bestehen und die Preis- 
elastiziiät der NaoiIrage naQ Rlndileiscti groü seln 

SR Sollen die letziaen Ubehüsse abaebaut und 
neue Ubenctiüss~ v e & i e n  werden. m G  unier den Die Senkung des Preisniveaus und die Andewg der 
in den EWG-Ländern bensQenden Bedingungen die Preisrelationen wilrde alcti in den e h e i n e n  R b  



Zu akluellui Problemen du WlrUdtdlspoUUk 

oionen unteWedl iQ auiwirken. Wäbrend an be- 
knders günstigen Standorten eine Prelasenkung 
allenfalls die Diiferentialrenten verringerte, würde 
an ungünstigen Standorten die Minderung der Ein- 
kommen eine sozlalpolitlsQe Losung erfordern. Die 
Subventionen iiber den Reis muten  in Einkorn- 
mensbilfen umgewandelt werden. 

999. Der innerhalb der LandwirtsQaft erforderliQe 
Stmktuwandel wird dwQ Art und Tempo des ieQ- 
nisQen Fortsctirilis bestimmt. Die SlniLlurpolltlk 
muii deshalb an den MlgU&eiten ausgeriQtet seln. 
die der iedmiarhe ~ o ~ s d r i t t  bietet.- BewiNQal- 
t&tgoei&eiten, die gröBer sind als die bisherigen, 
eignen aich besser Hir elne optimale Kombination 
der Produktionsfaktoren. Sie &llten im A b b a u  
und in der Viehhallung so bemessen seln. daü sie 
die Koslendegression gröBerer Einheilen voll nutzen 
können und durQ weitgehende Arbeitsteilw die 
Arbeitsnroduktivität in der Landwiitsaaft erhohen. ~~~ ~~~~ ~ 

GröBere BewirtsQaftungseiiiheiten könnten bel- 
apielaweise auf folgende Weise entstehen: 

- Dur* Betriebakooperatlon. Sie empfiehlt siQ vor 
allem. wenn durQ die Zusammenarbeit Lohn- 
arbeiter freigesetzt werden. Kooperieren reine 
Familienbetriebe. so dürfte der Frektzunga- 
effekt gering sein. weil eingeaparte Familien- 
arbeitskräfte vermutliQ im Betrieb blieben und 
zur Produktionsausdehnung beitrügen. 

- üurQ Betriebaaufstodrungen mittels langfristi- 
ger Pachhrerträge. 

- Dur* Gründung von Landbau*apltalgesell~al- 
ten. Der Dbergang zu Formen der iandbewlrt- 
da f tuna .  in denen Eiaentum und Disnoaitions- 
befugniagetrennt sind;v(lrde eine hhvi<*lung 
nadiholen. wie sle siQ in Industrie und Handel 
längst vollzngen hat. 

verbliebe das Blgentum an den Roduküonsmitteln 
bei den bisherigen Blgentümem. Me hohen Boden- 
preise würden bel dem Auamaü des ange8tnbtsn 
Struktuwandein eine VergröBerung der herkbmm- 
IlQen Bewiitsdiaftunaialnheiten d d  LmdmMuta 

~ ~ 

nur in wenlgen ~äl l&~~esta t ten .  Gröüere M- 
sddhmgseinheiten. die && Z u a a m m d ü a n e  
errelQt werden, wiiran Ln ihran Dlspwltlonan fle- 
xibler und würden wahrsgelnllQ au& baser  kd- 
hilieren. Man kann erwarten, da8 sie Lbre Grenz- 
baden nlQt mehr IandwiNQalUiQ nutzten, sondern 
belspielswelae aufforsteten oder zur induatrleanded- 
lung anbOtem. 

in Reglones Ln denen GrenzbMen derart 
übewiegen. da8 keine IeistungdMgen Bewlrt- 
sQaftungseinhelten gebUdet werden können, kommt 
der Reglonalpolitik eine besondere üedeuiung zu. 
zumal hier die WlrtsQaR oft unterdmädmitüiQ 
expediert und BevölkeningsdlQie und Ro-Kopf- 
Beitrag zum BmttoinlandBprodukt nledrlg &d An- 
hand von Regionalsnidien müüw tllr die Problem- 
aebieie untersuQt werden ob eine aktive Sanlenina 
d d  Ansiedlung n i ~ t I a i d w i ~ d d U i ~ e r  ~ s t r l e b i  
vertretbar erwhelnt. oder ob die BevöLLenmgdQte 
ao gering und die iibrigen StandorUaktoran so un- 
günstig sind, da8 eine Ansiedlung von Betrieben 
keinen ErIolg verapridt, also nur die passive Sanie- 
m g  in Frage kommt. Für eine Ubergangszslt er- 
sQeinen . o r i a l w l l t i ~  MaBnahmen in ledern Falle 
unumgängii&. ' Eintommensbewgane &dalhillen 
könnten ao lange ein Mlndeatelnkommen gew(Lhr- 
leisten. 
- bia die betreffende Reglon du& ein Rekonal- 

Programm aktiv ssplert wird oder 
- bls lm FaUe der passlven Sanierung die Wande- 

rung Ln elne neue Region und in einen neuen 
Be& erfolgt lat. 

334. Die LandbaukapitalgeaellaQaftm können siQ hitere MensQen werden melat keinen neuan B e d  
auch in nichtlandwirtsddUiQen Produktionszwel- mehr erpreiien k(lmnen. ihuen mOBte dle Sozial- 
aen betätiaen: dies maQt es  möalid. die freiaeseiz- nolitlk das AuasQelden aua der Landwirtdaft - 
ten ~rbeitskr'afte im selben ~ k e m e b m e n  -ander- eine umfadsende Alterssich-g erlelQiern. 
weitig zu beodNtigen. Solde G e s e U s W  würden 
siQ in die ~egionälförderungspro~ramme einfügen 591. Blldungapolltia MaBnahmen m u t e n  den 
und könnten dann - für den niQUandwiNQaft- UmstniLtuilernngsprozeB begleltsn. Sie Mttsn dle 
IiQen BereiQ - auf die Mittel dieaer Programme d a w l t e  ~ u f a ~ b ~ .  das ~ l l d - d - ~  ~n -den 
zutüdrgreifen. ~ G i o n e n  m&&t sdmell a h  das NI-U in den 

BaUungsgebleten anzuheben und MbgUdtkelten nu 
WS. in welQer der genannten Formen auQ intrmsiven UmiQulung der Abwandenmg8wUiigen 
gröaere ~ewirtaQaftun~&iiiheiten e n i s t h d a  steis aus der ~ a n d w l m ~  zu säxaffen. 
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Gwetz Ober die Bildung elnes Sachvemtllndlgenrater 

zur Begutachtung der gesaintwlrischaiiilchen Entwicklung 
Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. SB5) 

in der Passung der Gesetzes zur Andemng dem Gesetzes über die BUdung &es Sa&vent&dlgeorates nir -1- 
aQlung der gesamtwlrlrdiaitliQen Eohii&lung. vom 8. November 1966 (Bundeigeietzbl. I S. hl3) - E 6 Ab. L -, 
und des Gesetzes zur FbrdeNng der Stabilit8i und des Wadutumi d u  Winidiafl, vom 8. Junl I%? (Bundesgeietzbl. I 

S.582)-48Ab.Z 

Der Bundestag bat das folgende Gesetz be: Spannungen zwischen der gesamtwirtsctiafllichen 
schlossen: Nactifiage und dem gesamtwlrtsctiaftllchen Angebot 

4 1 
aufzeigen. welche die in Satz 2 genannten Ziele ge- 
fährden. Bei der Untersuchung sollen jewells ver- 

(1) Zur penodisctien Begutactitung der gesami- 
wirtschafllictien Entwidrlung in der Bundesrepublik 
Deutsctiland und zur Erleichtemng der U ~ i l s b i l -  
dung bei allen wirtsdiaflspolitisch veraniwortlictien 
Instanzen sowie in der Offentlictikeit wird ein Rat 
von unabhängigen Sactiverständigen gebildet. 

(2) Der Sactiverständigenrat besteht aus fünf Mit- 
gliedern, die über besondere wirtsctiaftswissen- 
schafllictie Kenntnisse und volkswirtsdialtlictie Er- 
fahrungen verfügen müssen. 

(3) Die Mitglieder des Sadwerständigenrates dür- 
fen weder der Regierung oder einer gesetzgebenden 
Körpersctiaft des Bundes oder eines Landes nocti 
dem öffentlichen Dienst des Bundes. eines Landes 
oder einer sonstigen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts. es sei denn als Hochschullehrer oder 
als Mitarbeiter eines wirtsdiafls- oder sozialwissen- 
schaftlichen lnslitutes. angehdren. Sie dürfen ferner 
nicht Reprbsentant eines Wirtschafisverbandes oder 
einer Organisation der Arbeitgeber oder Arbelt- 
nehmer &in oder zu diesen einem ständiaen 
Dlenst- oder ~es&äfwbesor&n~sverhältnis stehen. 
Sie diirkn aucti nicht während des letzten Jahres vor 
der Bemfuna zum Mitglied des Sachverständigen- 
rates eine d&artige ~ t e l i u n ~  innegehabt haben. - 

Der Sachverständigenrat so11 in reinen Gutachten 
die jeweilige gesamtwirtsctiaftlidie Lage und deren 
absehbare ~ntwidrluna darstellen. Dabei soll er  un- 
tersuchen. wie Im ~ a b k e n  der marktwirlsctiaftlichen 
Ordnung gleidueiug Stabilität des Preisniveaus. 
bober Besrh8ltigungsstmd und außenwirlsctiaft- 
liches ~ l e i a ~ e w k h t -  bei stetigem und mgemesse- 
nem Wachstum gewährleistet werden körnen. In 
die Untersuchung sollen aucti die Bildung und die 
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbe- 
ragen werden. LDabesondere soll der Sadtverstän- 
digenrat die Ursactien von aktuellen und möglichen 

sdiiedene Annahmen zugrunde gelegt und deren un- 
tersctiiedliche Wirkungen dargestellt und beurteilt 
werden. Der Sachverständigenrat soll Pehlentwldt- 
lungen und MöglimLelten zu deren Vermeidung 
oder deren Beseitigung aufzeigen. jedocti keine 
Empfehlungen für bestimmte wirtsdiafls- und salal-  
politische MaOnahmen aussprechen. 

(I) Der Sachverständigenrat ist nur an den durdi 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden und 
in seiner Tätigkeit unabhängig. 

I21 Vertritt eine Minderheit bei der Abfassuna 
de; ~utachten zu einzelnen Pragen eine abwelctiende 
Auffassung. so hat sie die MöglimLeit. diese in den 
Gutachten zum Ausdnidr zu brlngen. 

4 4 

Der Sachverständiaenrat k a m  vor Abfassuna sei- 
ner Gutactiten ihm geeignet erscheinenden ~ersonen. 
insbesondere Vertretern von Organisationen des 
wirisctialtlichen und sozialen Lebens. Gelegenheit 
geben, zu wesentlichen sich aus seinem ~ u f t r a ~  er- 
gebenden Pragen Stellung zu nehmen. 

(I) Der Sactiverständlgenrat kann. soweit er  es 
zur Durctiiübmo seines Auftraaes für eriorderiich - ~~ ~~~- 

hält, die fadrli& zuständigen 6undesmlnlster und 
den F'räsidenten der Deutsdien Bundesbank hören. 

(2) Die factiiich zuständigen Bundesminister und 
der Präsident der Deutsdien Bundesbank alnd auf 
ihr Verlangen zu hören. 

(3) Die Behörden des Bundes und der Mnder lei- 
sten dem Sachverständigearat Amtshilfe. 



Geseh über die Blldung elnes Sndiversländigenrales 

(I) Der Sachverständigenrat erstattet j<Ubrlich ein 
Gutachten (Jahresgutachtenl und leitet es der Bun- 
desreaieruna bis zÜm 15. ~bvember  zu. Das Jahres- 
guta&ten wird den gesetzgebendem Körperschaften 
von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt 
und zum gleichen Zeitpunk vom Sadiverständigen- 
rat vertiffentlidit. S~ätestens acht Wochen nach der - 

Vorlage nimmt die Bundesregierung gegenüber den 
gesetzgebenden Körpersdiaften zu dem Jahresgut- 
achten Stellung. In der Stellungnahme sind iasbe- 
sondere die wi&&afts~olitischen SdiiuBfolnerun- - - 
gen, die die Bundesregiemg aus dem Gutachten 
zieht, darzulegen. 

(2) Der Sachverständigenrat hat ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten. wenn auf einzelnen Ge- 
bieten Entwidslungen erkennbar werden. welche 
die in 6 2 Satz 2 aenannten Ziele aefarden. Die 
~undesiegierun~ k& den ~adiverst.ndi~enra1 mit 
der Erstattung weiterer Gutachten beaultragen. Der 
Sachverst~dieenrat leitet Gutachten nach Sau 1 

,(I) Die Besdilüsse des Sachverständigenrates be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit- 
gliedern. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden für die Dauer von drei 
Jahren. 

(3) Der Sadiverstkindigenrat gibt sich eine Ge- 
sdiäftsordnung. 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben 
einer Gesdiäftsstelle des Sachverständigenrates ---- 
wahr. Die Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht 
s ~ e m i i t t l u n a  und Zusammenstelluns von 
Quellenmaterial, der technisdien ~orbereit&g der 
Sitzungen des Sachverständigenrates, dem Dmdt 
und der Veröffentlidiung der Gutachten sowie der 
Erledigung der soast anlallenden Venraltungsauf- 
gaben. 

und 2 der ~undesreniewo zu und veröffenlicht sie: 6 10 
hinsichtlidi des Ze';tpunGes der ~eröffentlidiung 
fllhn er das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtsddt herbei. 

(11 Die Mitnlieder des Sachverständioenrates wer- 
den'auf vo&ag der ~undesre~ieruo; durch den 
Bundesprlisidenten berufen. Zwn 1. Man eines jeden 
Jahres - erstmals n a h  Ablaut des dritten Jahres 
nach Erstattung des ersten Gutaditens gemäB P 6 
Abs. 1 Satz 1 - scheidet ein Mitolied aus. Die Rei- 
henfolge des Ausscheidens wird in-der enlen Sitzung 
des Sadiverstandigenrates durch das Los bestimmt 

(2) Der Bundespräsident beruft auf Vorsdilag der 
Bundesregiemng jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederbemfungen sind zu- 
lässig. Die Bundesregierung bört die Mitglieder des 
Sadivenländigenrates an, bevor sie ein neues Mit- 
glied vorschlägt. 

Die Mitglieder des Sadiverständigenrates und die 
Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Ver- 
sdiivieaenheit über die Beratungen und die vom 
~achvehtandi~enrat als vertraulici bezeidineten Be- 
ratungsunterlagen verpflichtet. Die Pllidit zur Ver- 
sdiwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen, 
die dem Sachverständigenrat gegeben und als ver- 
treulidi bezeidinet werden. 
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(1) Die Mitglieder des Sachverständigenretes er- 
halten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundes- 
minister Iür Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sadiverständigenrates trägt 
der Bund. 

(3) ~i~ hqitglieder bereditigt, A~~ durm Dieses Gesetz gilt nah Maßgabe des 9 13 Abs. I 

~ ~ k l ä ~ ~  gegenüber dem Bundespräsidenten nie- des Dritten 'Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 

derzulegen. (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

(4) Sdieidet ein Mitglied vorzeitig aus. so wird 5 13 
ein neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit deri 
ausgeaiedenen Mitglieds bemfen; Absatz 2 gilt Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
entsprediend. dung in Kraft. 



Gesetz zur FOrderung der Stabllliät 

und dss Wachstums der Wlrtschafl 
Vom 8. Juni I967 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilossen: 

(J 1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und 
finanzpolitisdien Maßnahmen die Erfordernisse des 
aesamtwirtschaftli~n Gleidisewidits N beachten. 
bie Maßnahmen sind so zu trellen. da8 sie im Rah- 
men der marktwirtschaftlidien Ordnung gleidizeitig 
zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen 
Beschäftigungsstand und außenwirtsdiaitlidiem 
Gleidigewidit bei stetigem und angemessenem Wirt- 
sdiaftswachstum beitragen. 

bedient sich der Mittel und der Form der 
volkswirlsdiaftiichen Gesamtreämung. ge- 
gebenenfalis mlt ~ l t e m a t i v r e d m u n ~ e ~ ; ~  

3. eine Darlegung der fiir das laufende Jahr 
geplenten Wirtsdiafts- und F i i o i i t i k .  

(2) MaBnahmen n a h  (J 6 Abs. 2 und 3 und n a h  
den (J0 15 und 19 dieses Gesetzes sowie n a h  (J 51 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes und nadi g 19 C 
des Körperschaftsteuergesetzes dürfen nur getml- 
fen werden, wenn die Bundesregierung gleichzeitig 
gegenüber dem Bundestag und dem Bundesrat be- 
gründet, daß diese Maßnahmen erforderlidi sind. 
um eine Gefährdung der Ziele des (J 1 zu verhindern. 

(1). Die Bundesregie-g legt im Januar eines (1) I, ~ ~ l l ~  der ~ ~ f ä h ~ d ~ ~  eines der ziele des 
jeden Jahres dem Bundestag und dem Bundesrat (J 1 stellt die Bundesreglemng Orientlenuigsdaten 
einen Jahreswirtschaftsberidit vor. Der Jahreswifl- Mir ein gleimzeitiges aufeinander abgestimmtes Ver- 
sdiaftsbericht enthält: halten konzertierte Aktionl der Gebietskörver- 

1.  die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten sQaflen; Gewerksdiaften wid ~nternehmens;er- 
des Sadiverstandigenrates auf G m d  des bände zur Erreichung der Ziele des g t zur Verfil- 
g 6 Ahs 1 Satz 3 des Gesetzes dber die Bil- quna. Diese Orientiemnasdaten enthalten insbe- 
dung eines Sadivemtändigenrates zur Be- sondere eine Darstellung der gesamtwirtsQaftlidien 
gutachtungder gesamtwiitsdiaftlichenEnt- Zusammenhänge im Hinblidr auf die gegebene 
widrlung vom 14. August I963 (Bundesge- Situation. 
setzbl. I S. 685) in der Fassung des Ge- 
seizeri vom 8. November 1966 (Bundesge- (2) Der Bundesminister für Wirtsdiaft hat die 
setzbl. I S. 633); Orientienuigsdaten auf Verlangen elnes der Belei- 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr ligten 

von der Bundesregierung angestrebten 
wirtsdiafts- und finanzpolitis&en Ziele (J 4 
(Jahresprojektion); die Jahresprojektion . . . 



Verzdchnls der GutacMen des Sadneratändlgenraten 

Als Veröffentlichungen des Sachvenitändigenrates nlnd bisher erschienen: 

Jahreagutachlen 1964165: .Stabilen Geld - Stetiges Wachstum' (am 11. Januar 
1985) 
Jahrergutachten 1965166: .Stabilisiemng ohne Stagnation' (am 13. Dezember 
1965) 

Jahresgutachten 1966167: .Expansion und Stabilität' (am 30. November 1966) 
Sondergutachten Mirz 1967: ,Zur Konjunkturlage im Frühjahr 1967' (am 28. Man. 
1967) 

Jabresgutachten 1967168: .Stabilität im Wachstum' (am 6. Dezember 1967) 

Jahresgutachten 19681a9: .Alternaiiven auüenwirtschaftlicher Anpassung. (am 
4. Dezember 1968) 

Sondergutachten vom 30. Juni 1968: .Binnenwirtschaftliche Stabilitat und a d e n -  
wlrtxfiaftliches Gleichgewicht' (am 11. Juli 1%9; dadn enthalten: Sondergut- 
achten vom Jull1968) 

Zwei Sondergutachten (.Zur lohn- und preispolitischen Situation Ende September 
19ö9' und .Zur wäh~ngspolliischen Situation Anfang Oktober 1%9') sowie der 
Begleitbrief zu dem letzten Gutachten werden im Anhang V und V1 dieses 
Jahresgutachteun veröffentlicht. 

AUe Veröiientllchungen sind lm W. Kohlhammer-Veriag Stuttgart - Maiaz er- 
sdrlenen. 



Smdaiguiadtbn vom 30. Junl10BD und vom 3. Julll868 

Blnnenwlrtschdtllche StablllWt 
und au0enwlrtrdiaitlLdiea Gleichgewicht 

Der Sadiverständiaenrat soll tn seinem Gutactiten die ieweiliae ae- 
aamtwirtsctiaftllche-lage und deren absehbare ~ n t w i d r l & ~  darsielien. 
Dabei soll er untersuden. wie im Rahmen der markhnrtschaftiichen 
Ordnuna oleidizeitio Stabilitat des Preisniveaus. hoher Beschäfti- ~ ~~~ 

gungsstand und auE&wlrtschaftliches ~le ichgewii t  bei stetigem und 
angemessenem Wadistum gewährleistet werden können. 

O 2 S a h  1 und 2 dea Sa&vent.4ndiiuiratagweIrw 

Der Sa&verständlgenmt hat ein zuhatzlicties Gutachten zu erstatten. 
wenn auf einzelnen Gebieten Entwidrlungen erkennbar werden. 
welche die in 4 2 Satz 2 genannten Ziele gefährden. 

4 6 Abs. 2 Satr 1 des Ss&vantandigearatageiehos 

1. Die westdeutsctie Wirtsctiafi befindet sicti mitten 
in einem Boom. der die HomLonjunktur von 1965 
übertrifft. Getrieben von den Exporten und den 
Investitionen übersteigt die Nacbfrage in fast allen 
Industriezweigen seit Monaten bei weitem die vor- 
handenen Produktionsmäglid&eiten. 

Den Spielraum für Preiserhöhungen. der durch die 
Ubernacbfrage im In- und Ausland entstanden ist, 
haben die Unternehmen bisher nicht voll genuizt; 
aber es werden sicti voraussichiiicb ab Herbst 1969 
die Preissteigemngen nadhaltig beaeunigen. 
wenn nictit doch n o d ~  bald Gegenmaßnahmen ergrif- 
fen werden. 

Die Ubersctiüsse in der Leistungsbüanz sind troh 
des steuerlictien Aufwertungaersatzes nacti wie vor 
hoch; und selbst wenn man die finanzieilen Ver- 
pflichtungen gegenüber dem Ausland gmßziigig ver- 
ansdagt. blelbt ein UbersctiuE, den man als Aus- 
dru& eines hindamentalen Zahlungshilanniiigleicti- 
gewictits ansehen muß. Die Diskussiod um eine Auf- 
wertung der D-Mark M daher von der S h e  her 
begründet; angesichts der Kosten- und Preisentwia- 
lung im Ausland wird sie so bald nictit verstummen. 

Zusammenfassend steilen wir fest: 

Die Normen der Stabilitat des Reisnlveaus und des 
auüenvlrtschafillchen Gleichgewichts, wie sie im 
Stabilitäts- und Wadistumsgesetz aufgestellt sind. 
bleiben uuerfüllt; die Gefahren hlr die Geldwert- 
stabilltiit nehmen zu, und es M nictit unirabrdein- 
Lid, da0 acti daraus auch für das Zlel des stetlgen 

Wadistums früher oder später nachteilige Konse- 
quenzen ergeben werden. 

2 Die Jhemacbfrage in der Industrie zeigt sich in 
Auftragseingängen. die seit Monaten Uber die 
Produküonsmöglidilreiten hinausgehen (Smaubild). 
Alleln von Novemberlüezember 1968 bis MAdApdl 
1968 nahmen die Bestellungen in der veraibeitenden 
Indusme lsaisonbereinigt) um 15 vH ~2 darunter 
die Bestellunaen aus d& Ausland soaar um fast 
20 vH. Trotz zahlreictier ~eueins te l lun~& und einer 
auEergewöhnüchen Zunahme der Uberstundenarbeit 
konnte die Produktion mit der Nacbfrage niQt 
Schritt halten. Immer mehr Unternehmen beurteilen 
Ihre Perügwarenl&ger als zu klein; die Lieferfristen 
werden Iänger; in den hvestitiomgilterindustrien 
reimen dle Auftragsbestände wieder aber den häcti- 
sten Stand von 1965 hinaus. 

ä. Als Folge der sturrnlsctien Nactifrageentwldrlung 
waren die industriellen Sadikepezitäten schon im 
ersten Vierteljahr 1969 stärker ausgelastet als 
irgendwann tn der HodiLonjunktur 196.4165 (Smau- 
büd). Ohne den zunehmenden Mangel an Arbeits- 
kräften. bemnders an Farhkräften, wäre der A u e  
Lastungsgrad sicherlicti noch höher gewesen. Die 
Arbeitsämter tegistderten Ende Mai mehr offene 
Steilen als Je  zuvor; docti klagten blsher nocb nicht 
so vlele Flrmen Uber akuten Arbeitskr111temangel 
wie in der letzten HomLonJuuktur. 

Das helmlsdie ArbeltskräflepotentiaI ist weitgehend 
ausgeschöpfl; im Mai waren ebenso wenlge Arbelts- 
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lose gemeldet wie im P~iihlahr 1966, dem ZeltpunLt 
des h ö h t e n  Besdtilütigtenslandes im mrlgem 
Zyklus. Elastism ist nur n& das auslüudlsdie 
ArbeitlLrlfteangebot: Von März 1868 bla Man 
19ö9 stieg die Anzahl der auslilndis&en Arbeit, 
kräiie um fast 300 000 auf 1.2 N I .  etwa 5% Roaent 
der abhänglg BehQäItlgten; i n n r l s h  dMte sle 
den hödisten Stand der Na&krlegsaelt 119 Mill.) 
d o n  iiberscMtten haben. Für die Zukunft ist 
außerdem zunehmend mit Engpässen bel den Pertl- 
gungskapazltlten zu rechen. Mehr und mehr r l rd  
sidi audi die begrenzte i.ieferf(lhigkett der in- und 
auslilndischen Vorlieferanten bemerkbar madien 
und Störungen im Pmduktionsablaut venirsadien. 
die den h o d u k t i v i t ä i s ~ w a ~  mindw. 

4. Seit Mitte 1968 ist der Wandel in der Prelsent- 
wi&lung unverkennbar (Maubild). Nahem konti- 
nuierlidi sind von Jull 1968 bin Mai 1069 die Ver- 
brautherpreise mit einer Jahresrate von last 3 VH 
und die industriellen Erzeugerpreise mit einer Jah- 
resrate von 2 vH gestiegan. Damlt sind die Steige- 
ruogsraten eneidt. die während des letzten W a b  
tumsyldus (]WS bis 1966) im Durdisdinitt he&- 
ten; n d  nidit erreicht sind damit aber die Stelge- 
rungsraten, die der H d o n j u n k t u r  von 1964165 
folgten. 
Dia Bedeuniging im Anstieg der Verbraucher- 
preise seit Mitte vorigen J- glng in erster Linie 
auf die Verteuerung der Nahrungsmittel zwi&.  Die 
Mietzinaateigerungen bielten sich in dem lelt Jahren 
üblidien Ausmaü. Die P r e k  für D i d e l s t u n m  
sind dagegen. wegen der vorangegangenen meran- 
pasaung gelegentlich der Umsatuiteuemform, wett 
schwämer gestiegen. als es dem lhgerfiistlgen 
~ r e n d  e n t s ~ m ä ~ e n  hatte. Au* haben die Prelse Wr 
Indusuiewkn weniger angezogen. als die Entwid- 
jung der Erzeugerpreise erwarten lief!, Wla Infolge 
des Absicherungsgesebes und der Termlnabsdage 
hei wicbiigen ~ ä h r u n g e n  (Ziffer 12). tells auch ln- 
folge des Vordringern neuer Handelslormm. Daü 
die Verbraudierpreise insgesamt blsher nur ma8ig 
gestiegen aind, ist aber wohl vor allem daraus zu- 
ruckmIiihren, daß die Lohastüdtkoslen ln der Indu- 
strie aelt Ende 1967 praktisch konrtant geblieben 
sind (SdmubUd). also der Anstleg der Etfektiwer- 
dierate die - sehr hoben - Produkti~tillwXwädrse 
nicht übertroffen hat. 

K Fiir die zweite Hälfte 19Eü irt W1 snhalt-deS 
&vesÜti&is- und ~portkonJunLtur und weiter an- 
steigender VerbraucMkonjunktur zu beWrcbten. daß 
mehr und mehr Prelle itei<pn. ninensitl werden 
die Unternehmen bereit sein. Gbertarlflldie L o h -  
d ä g e  m gewahren und höhere Tariflobnford~~l~- 

aen binmWmen '1: anderenelta wird atdi h Ro- 
dulüvi~tiniwach; abad~w&&en. so W der iiosmt- 
dni& nmlmmt. Unter den Bedingungen d a  wi?t- 

dierpreile nad> unserer &tnmg gegen ~ a i u n l e ~ d e  
mehr als 3 vH höher leln als Ende 1868. in Jahrs, 
d i u Q l d ~ I t t  lebe dürite daa Verbrau&emrelmlmu 
um mindestem 2.5 vH aber dem dei Vm- 
llagen. 

In diesen Pmoenieätzen kommt aber daa A d ,  tu 
dem die GeldwertslabiUUt gefahrdet M, m t  voll 
aum Ausdm&. Denn rle bedehen ddi  aut 1069, 
wahrend na& den Enalmngen aus frühem Wadm- 
tumsykien die stärksten Preluteigerungen ent in 
einer späiem Phase zu ervaiten slnd. Vendgsrt 
wird die Preiswelle in diesem Zyklus d t z i l m  da- 
durdi. da8 der Lohn-laa diemal belonden lana ist 
und viele ~ntermebmeÜ - auch mlt ~(~&lcht"auf 
die Bundeaiagswahl - pmlapolltkbe Zurü&b~Mung 
üben. Was 1968 an Preiserhöhungen unterbleibf 
wird wahnchetniim d o n  1970 üachaebolt. D& 
~ieGaufkIeb. der vom ~ k i i n ~  ~ e r l a &  her ohne- 
hin Mr l9iOffl erwartet werden muB, wird enispre- 
&end starker ausfallen. Hieraus folat: W- die 
Wirtadiaitlpolitlk nicht alsbald mrbeu&rde Gegan- 
maBnahmen ergreift. wird d e  den ZeltpnnLt fllr 
sehe Stablllslenmg ohne Stagnation diesmal ebenso 
verpassen wle im vorlgen Zyklus. 

L Bel unverbderteu Wedtdkum~at lonen  wilrd 
sich das a u B e n ~ a f t l l & e  Clelchgewlcht lebe 
tma kraftlg steigender Importe nicht herateilen. Der 
sogenannte AuBenbeitrag r l rd  eher über als unter 
15 Mrd DM lieaa. DM alnd ehva 2 5  vH des Bxutt* " ~- 

s&alprodukts. die mit der von der ~undea'egieniog 
mlttelfrlstlg angestrebten Norm von 1.5 vH au ver- 
gleld~en sind. Da in den melslen eumpalschen iän- 
dern ebenso wie ln der Buodesre~ublik H o e o n -  
)unLhir h e h t  und da dle ~ o s t &  und Prelle in 
faa allen Paitnerlandern stärker stetgen als bei uni, 
wird auth eine Abßd~wlldung der l%panslon in den 
Vereinigten Staaten. mit der vielfach g e r e c b ~ t  
rlrd. die a-6bedlngte Ubema&age nicht 
wesentlich mindern. 

7. Die Auftragslage LaBt &On JeW eine Voiiaus- 
lastung des FmduLUonspotentlals über dss J h -  
ende b a u i  als geddiert erwarten. so dsß w ~ r  h k  
19Eü mlt einem Zuwacbi des realen So7laiprodukti 
von etwa 6 VH rechen 

') Iii &I m l t e a  Jabwhalffe itahen unm .od.iim 
i o ~ d l u n g a o  in dar MetallLndutrla IJO. 91 
30. 10.). Ln &r S t o h l M M a  (30. 11.) und h Stab. 
kohlentmghu (31. 12.) bevor. 



B. hhhnhldrlunm und M6glLhU*n zu I h m  B..rltlgwig 

ö. Die au0enwirtamsftlicbe Pehlentwi&lung. vor sind vom November 1868 bis Mai I968 um 4,3 vH 
der der Sacbvenitändlgenrat im Sommer 1968 gestiegen. Wohl aucb auf G w d ' d e r  regen Kon- 
warnte, ist im Herbat akut geworden (SG 68; JG BB junktur und des anhaltenden Kosten- und h i n -  
Vorwort Ziffer 12: JG 68 Ziffer 230). Seither hat sie auftrieb im Ausland hat die ExwrluacMaae trob . ~ , ~~~~ - 
si& derart Vers&. da8 nun aucb die B&en- des Absicbewgsgesetzes unvermindert &&out- 
konlunkhu zunehmend der wirtscbsftapolitkhen men. Möglicbehe~neise hat das Absicbewgagesetz 
~ontrolle entgleitet. Das ~bs icberun~s~eÜetz~)  und sogar z u s ä ~ i d w  Exporlnacbfrage a q e l ö ü t .  well 
dle im Frühjahr 1968 ergriffenen tinanz- und kredit- die niedrigen Sätze und die Befrishrng wirkungs- 
politischen MaBnahmen haben die au6en- und bin- vollere und definitive Maanahmen erwarten lieBen. 
nenwirtscbsftlicben Fehlentwi&lungen zwar gemil- Die Wareneinhihr mude d u d  das Absicberungs- 
deti. aber nicbt beseitiat Da sicb der Kosten- und aesetz im W b d m i t t  um 3.5 vH steuerlld ent- 
preisauftrieb fasi überall in der Welt b d e u n i g t  iastet. indessen ist der Lndex der Einkaufspreise für 
bat. besteht mehr dem je die Gefahr einer dber- Auslandsgüter von November I868 bis Mai 1968 um 
stiinten Lohn- und Rehanpassung in der westdeut- 2.7 vH gestiegen. so da8 sicb eine fiihlbare Verbilli- 
scheu Wirtsdiaft. Nacb aller -hfahwg folgen 
auf solcbe Ubersteigewgen konjunkturelle Ru&- 
&läge. insoweit Ist iiir dle weitere Zukunft aucb 
das Ziel des stetigen Wacbatums bedroht. 

I. Die Enim<imning und ihn Colgui 

9. Ah die Bundesregierung im November 1968 an- 
stelle ehe r  Auhvertung steuerliche Maßnahmen zur 
auEenwirisduftlicben Absicberung ergriff, begrün- 
dete sie dies damit. d& es sicb im Gegensatz zu 
einer Paritätsändewg um elnen S h i t t  handle. der 
reversibel sei und damit eine gemeinsame Liisung 
der internationalen Wäluunasombleme erleihtere. 
~ d s i n d  die Umstände. untk'denen die Rewrsibi- 
Iitbt vorteilhaft gewesen wäre. bisber nicbt einge- 
treten. Die WeltwirtamaHslaqe und dle Wirihafts-  
oolitik der Partnerländer haben sicb nicbt einsdmei- 
dend geändert, und es kam aucb nicbt zu einem mul- 
tilateralen Realignment der ungleicbgewicbtlgen 
Paritäten. 

10. Gemessen an der Kosten- und hisdispariiät. 
die sicb bis November 1968 z w l d e n  dem Inland - ~~~ 

und dem Ausland herausgebildet hatte. war der 
Auhvemgsersatz nicbt ausrelcbend. um das au6en- 
wirtsmatllidw Gleicbgewicbt wieder benustellen. 
Erstens blieben wicbtiae Bereiche. wle der Handel 
mil l a n d w i ~ ~ i i a ~ l i c b &  ~arktordoungsgütern und 
der Dlenstleistungsverkebr. darunter der gesamte 
Reiseverkehr. von der steueriicben Regelung aus; 
genommen Zweltens waren die Sä& der steuer- 
Licben Be- und aitlastuna zu niedria: selbat eine 
edle-~ufwert iug von vi& Prozent biite n a d  dem 
damaligen Urteil des Sacbverstäudigenrates nlht  
ausgereicht, um ohne eine Besdeunl&g des Preis- 
auHdebs im lnnem dle Zahluugsbilm ins Gleich- 
gewicht zu bringen (JG 68 Ziffer M). 

11. Der Satz der steuedlcben Emortbelartuna 
(mein 4 vH) lag offenbar innerüalb i e r  Prelserb& 
bungsspieiräume auf den Expoportmärkten. Die Prelse. 
zu denen dle Inlandlscben Exporteure kontrahieren. 

gung d&~int;ihrgilter - statistisch - nlcbt ergeben 
hat 3. Einen überdurbdmittiicben Anstieg der Im- 
portpreise zeigt die Statistik bei Bmähningsgillern 
(4.1 vH) und Halbwaren (5.1 vH), einen relatlv ge- 
rinaen bei Feriiawaren IZ.7. vHI. Auf den Endstufen 
baben sicb dadkcb tel<wiii iirelnsenkuugen. tell- 
weise Minderungen des Preisaufirieba ergeben. 

12 Die preisdämpfende Wirkung des Absicbe- 
wgsgesetzes d e  bisher d a d u d  verstärkt. da8 
dle Erwartung von Paritätsändewgen zu Kursab- 
scbllgen auf den DevlsentermLimärkten iührte. Auf 
diese Weise bat der Markt die Unterbewertung der 
DMark teilweise ausgeglichen '1. Bei Au0enhan- 

') .Gesetz über Mallnahmen zur auEanwmmaftllQen 
AbsiQerung gemaß P 4 der Getzea nu P(Lrdmmg 
der SiabiliLät und der W&tumi der Winebail' vom 
30. November 19BB. 

9 in dem MJe. in dem tmpor<nirr Lhre Zahlunpver- 
pfllQtungen. umgeru6nei Ln DMuk. sp%er mit 
waenfflQ blliigemn Teminderlsen erlüUsn. Lmt der 
tauaalime RLliatutieg derdlng. ~Lnger .  als Ihn 
der lnda  d u  Einiauhpreile fllr Aiulandqüter an- 
mim. der riQ auf die bei Veriiagnabarhluü weh- 
buwn Preise bedeht. 
W a w  Anlang November 1968 die Teminab~dd6ga 
lilr Dollarfordeningen noQ reQt e n g .  so Mtug In 
der erstan Jvnihülfie 19ö9 der Abseblag hir Forderm- 
gen mit elnsr FlllUgkeit von drel Monaten eineinhalb 
Pr-t, mit aiw WUgkeit von semil Monaten Ilbm 
drei Rozent und mlt e h r  Wllgkdt von Z M U  Mo- 
naten fILnf Prmoiit. Die Tvmlnabdage Ku abwar- 
IungverdllQUge Wöbugen. wie etwa fUr den Iran- 
a ö s i d n  Praiilren und dar engU.rhe P M ,  waran 
noQ g d B 0 .  
In der rsltllQen Terrmiuunimmktur kommt zum A u -  
dm&. d J  das LnternaUmale W n q d l l b ,  da a nldrt 
allelii AuidniL der WeQmelLursBiidewpenruhin- 
pa. Irit, Absrhlllge bet dem Termlnkutmn iiw kure 
Fristen enger bqmmzts als Nr I-ri P r l w  und 
wohl auQ. d a  Wedmelkunändeningen aul längere 
SlQt iür wahreQelnlidtei gehalten mrdaa al# aul 
kurze SlebL 
Von äer defacto-Aufwertung am Rml-rkt Nr dle 
D-Mark dnd aha mittel- nnd !dngerlrl.Upe Aul)imh.n- 
delskontiatti Miiar äehdfen ali kunihUgi. 



delskontrakten mit Liefer- und ,Zahlungsfristen 
kommen die Partner nidil umhin. die Aufwertungs- 
erwartung, die sich in der Verteuerung der Termin- 
Mark niedersdilägt, zu benidrsiditigen. Ein Expor- 
teur hat beispielsweise aus einem Kontrakt auf 
Valutabasis einen sictieren D-Mark-Erlös nur in 
einer um den Terminabsctilag verringerten Höhe. 
Andererseits kann sidi ein Importeur einen entspre- 
dienden Vorteil .versctiaffen, wenn er - zum Bei- 
spiel von einem Exporteur - eine Terminfordemg 
verbilligt erwirbt. In der Wirkung ergibt sidi kein 
Untersctiied. wenn auf D-Mark-Basis kontrahiert 
wird I). 

Wie bei einer ectiten Aufwertung wird von der Ver- 
billigung der Termindevisen aucti der Außenhandel 
mit Marktordnungsgiitern erfaßt. Da jedodi - an- 
ders als bei einer editen Aufwertung - die D-Mark- 
Interventionmreise nidit aesenkt worden slnd, 
wurde in betiäditlictiem um%mge französisches Ge- 
treide gegen billige Terminfranken importiert und 
den deutsctien lnterventionsstellen angedient. 

13. Uberdies: Soweit die Unternehmen Warten ,  
da8 die gegenwärtige Kosten- und Preisdispatität 
zum Ausland nictit durdi eine Anpassungsinllation. 
sondern durdi Wechselkunünderungen korrigiert 
wird, werden sie dies audi in ihren längerfristigen 
Dispositionen benidrsiditigen, beispielsweise bei 
ihren Investitionsentsctieidungen oder bei Lohnzu- 
geständnissen in Tarifverbandlungen. 

14 Da das Absidiemgsgesetz weitbin für unzu- 
Iänglicti gehalten wurde und eine überrasctiend 
offene und intensive Diskussion über den künftigen 
geldwertpolitischen Kurs der Bundesrepubllk ein- 
setzte, blieb die D-Mark nadi wie vor im Gerede. 
Hinzu kam die verstärkte Spekulation auf eine 
Franc-Abwertung nadi dem Riidstritt des französi- 
schen Staatspräsidenten Ende April 1969. Als dann 
no& Aunerungen führender Politiker eine Ande- 
rung der deutsctien Haltung anzudeuten s ~ e n e n ,  
kam es sehr s h e l l  zu einer neuen Wähningskrise. 
Trotzdem entsdiied die Bundesregierung am 9. Mai 
1969. an der Parität der D-Mark festzuhalten; er- 
gänzend besdiloß sie am 14. Mai. die gesetzgeben- 
den Körpersctiaften zu enuctien. die Befristung des 
Absictiemngsgesetzes aufzuheben. 

15. Die Entsdieidung. nidit das Absictiemgsgesetz 
durm eine Aufwertung, sondern eine Aufwertung 
durcti eine unbefristete Verlängemg des Absictie- 
mngsgesetzes überiiüssig zu madien. hat den 
aunenvirtsctiafllidien Spielraum für MaBnahmen 
zur Dämpfung der Binnenkonjunktur nictit erweitert. 
Sie steht im Widerspmd zu der von der Bundes- 
regierung nocti im März 1969 bekräftigten These. es 
sei nidit zweb&Dig,  eln fundamentales außenwirt- 
schaftlidies Unaleidiaewidit mit steuedidien Man- - - 
nahmen zu bekämpfen (Bundestagsd~drsadie 
V/4015. Ziffer 14). 

Sie bedeutet eine definitive Abkehr von dem Prim- 
zip, die Konjunkhx mit globalen statt mit selektiven 

Mitteln zu steuern. Sie fuM direkt wea von dem - ~~ -- 

unter den EWG-Partnern VereinbMen Zlel, die 
Mehnrertsteuenysleme zu vereinheiilidien und da- 
bei audi die Satze der Steuer und des Steueraus- 
gleidis im grenzübersctireitenden Warenverkehr 
international mzugleictien'). Sie I601 behlrcbten, 
da0 es im Inland ebenso wie im Ausland zu Polae- 
ma0nahmen kommen wird. die die m a r k t ~ ä f l -  
lidie Ordnung stören und den freien Gilter. und 
Kapitalverkehr über die Greiwn beeinträctiHgen*). 

'1 In diesem ,Falle hat dar ausländlsma lmportw den 
Terminaufedüag für  dle D-Mark zu berll&l&ngaa 
mit der Folge. da8 der Prelserböbungaiptelraum da, 
deuts&en Exporteun. ln & M d  geredmet, eoüpre- 
&end geringer ist; der aiuländis&e E x p o m  erbillt 
eine aulgewemte Tarminfordening. so da8 er nur 
einen D-Mark-Prell zugestehen kam. der um den 
Termlnaufadüag niedriger 1st. 

') Tritt an dla Stelle einer valutarii&en Amfweriug du 
einseitiges. definitives Abrilaen vom Bestimmungs- 
landprlnzip beim Steuerausglel& Im grenaÜbersQrel- 
tenden Lelstungiverkebr. so barlrkt d l a  au& ehe 
Fehlleitung der Reriourcen Insofern, als produltivliäb- 
s&wa&e DlensUeimtungaberelQe wle die Touristik zu 
Lasten der WaQstumilnduatrlen be(y0naUgI werde& 

9 Zu wel&en dirigirUs&en Eingrilten In dem IntemaUo- 
nalen Handels- ~d Kapltalwrkebr er NM, wenn 
notwendig gewordeni We&relkursko&turen unter- 
bleiben, zeigen Beispleli aus der lhgstm Vergangen- 
bdt: 

In der Bundesrepubllk dudten Auahdei*onlcm von 
Ende November 1968 bls Ende Februar 1889 nur mlt 
Genehmigung geliihrt und verzinst werden. Dle stant- 
ll&m Einiubr- und VorratssteUen wurden auf Antrag 
der Bundeireglewg vom 9. Mai 1989 an von der 
Pfll&t enlbunden. Wei&weizen und Cffate aua M- 

deren EWG-YLndern auiaukaulen; damlt lst dar g a  
meinaame Agrarmarkt teUwelse auüer K d t  gesetzt. 

In Frankreib wurde naQ. wrüberqehender Llkall- 
sleru~g die DevlsemwangnrirU&ait Ende November 
1968 wieder eingeführt und achrittwelie v e n d M t .  
Dei Export wird trotr Wideripni&s der EWG-Korn- 
mission wlterbin dur& Kredite zu besonders niedrl- 
gen Zinssätzen itaaUi& gefördert. 
In Belgien -da der gemelnsama A g r m k t  teU- 
weise aulgehoben und den Bankm Anlang April 1888 
eins H b & r t q m e  hir Ihre Aushdsguthaben gemki 

In Ildlen vurdao die Banken Bnde März 1889 sufga 
fordert. Ihre Nettoguthaben im Aushd Lnnerbalb von 
drei Monslen vollsi&dlg abzubauen. 
Im Verelnlglen KBnlwrerelb ist seit der Nwmbffkrh  
der halbe Reduiungibetrag iür den Import von Halb- 
und Fertigwaren auf eln halbes Jabr ru blnterlepn. 
Im Rahmen bestebendei iiredilhöütslgnnran waden 
Exportkredite beßllnitlgt. 
In LMnemark wurden dle Gtlmllllibanken Ende P b  
bmar 1889 aufgefordert, Lhni Aumlm&guthaben zu 
verringern. Seit der Wühiungskrire Lm Mal 1888 slnd 
Vorauszahlungen hir Importe webmlgungspN&Ug. 
In den Vereiniglen Slmlen haben BI& die pmtektio- 
ni61b&en Strömungen rerstllrkt. Mltts Januar 1868 
sddosaen die europalsden und lapaiils&en Slabl- 
eiporteure Ln bnug auf den ametikanisb Markt 
ein Selbstbe&ankungaabkommen ab. Die amerlkanl- 
6&e Adminlstratlon verau&t. dtese Form der Welt- 
handelsdlriglenui auf den Textlliektor auanidahnen. 
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11. rioumite W n  dk ~uhinung 

lb Bei der Entsdieiduno der Bundesreaieruno vom 
Mai 1969 spielten offenbar die folgenden~rg&ente 
eine ausschlaggebende Rolle: 

- ein .fundamentales Ungleidigewicht" der Zah- 
lungsbilanz liege ni&t vor, weil die Nettowäh- 
rungsreserven der Deutschen Bundesbanlr Mitte 
April 1969 nidit höher waren als nadi der Auf- 
wertung von 1961; 

- selbst dann. wem es  sidi um ein .hindamentales 
Ungleidigewicht' handle, dütie man nidit unter 
dem DN& der Spekulation aufwerten; 

- wenn überhaupt eine Weduelkursanpassung 
jetzt notwendig sei. dann nicht bei den .Gesun- 
den'. sondern bei den .KrankenM; 

- der Geldwertstabilltät diene eine Auhvertuna - 
nidit. da bekanntlich die Preise nach der Aufwer. 
tung von 1961 starker gestiegen seien ah vorher. 

- mit dem Instrument der Weduelkursänderung 
ließen sich die währungspolitisdien Probleme 
der Gegenwart nicht lösen; ein Land, das einmal 
aufwerte. müsse immer wieder aufwerten; 

- eine Aufwertung führe zu unzumutbaren Be- 
lastungen der deutsdien Landwirtsdiaft '). 

17. Zum ersten Atgument: Ein fundamentales Un- 
gleichgewicht Iäßt sich nicht allein an der Entwidr- 
lung der Devisenreserven ablesen. Stellt man gleidi- 
wohl auf die Entwicklung der Devisenreserven ab, 
so muB man die kunlristigeo Nettoauslandsforde- 
rungen außerhalb des Zentralbmksystem, insbe- 
sondere die der privaten Banken, der Unternehmen 
und des Staates. zu den offiziellen Reserven hinzu- 
zählen. So geredmet waren die liquiden Auslands- 
forderungen vor der Wähmngshise 1969 um minde- 
stem 5 Mrd. DM höher als Ende 1961 '). 

Entsdieidend Mir die Diagnose. ob ein auflenwirt- 
s&altliches Unaieichoewidit vorlieai. ist daaeaen. 
ob zentrale binnenwi~adiaftliche Ziele wie die-Geld- 
wertstabilitdt vom Ausland her namhaltig gelähr- 
det sind. 

18. Das zweite Argument, man dürfe nidit unter 
dem Dmdr der Spekulation auhverten. weil sonst 
ungereditfertigte Gewinne auf Kosten des Steuer- 
zahlers entstünden. übersieht, 

- da6 Spekulation zum marktwirlschaftlidien Ver- 
halten gehör5 

- da8 die Bundesregierung selbst dur& die Be- 
fristung des Absidierungsgesetzes die Spekula- 
tion genährt hat. 

- daü es bei abrupten Paritätsämderungen aufgmnd 
fundamentaler Unglei&gewi&te fast immer zu 
einseitigen und ofi völlig risikolosen Spekula- 
tionen gegen die währungspolitismen Instanzen 
kommt und 

- da3 audi bei einer Wiederherstellung des auflen- 
wirtsdiaftlichen Gleidigewldits du& Preisstei- 
gerungen im Innern ~~ekula t ions~ewinne ent- 
stehen. 

Will man sich ein Bild von den Kosten versdiallen. 
die bei einer Aufweming auf dem Höhepunkt der 
Spekulationswelle vom Mai 1969 entstanden wären. 
so muli man folgendes in Belradit ziehen: 

- Vor der Spekulationswelle. also etwa Mitte April, 
hielt die Bundesbank Nettowährungsreserven im 
Werte von mnd 8 Mrd. US-Dollar. Da die Bun- 
desbank in D-Mark biianziert. muS sie im Falle 
einer Aufwertung eine Wertberiditlgung an 
Ihren Wthmngsreserven vornehmen: sle stellt 
damit in bemg auf die Kauikraft des Goldes und 
des Dollars gleichsam Bilanzwahrheit her. Von 
einem Verlust durch die Auhvertung kann keine 
Re& sein. weil die reale Werfmlnderuna der 
~ähmngskze rven  bereits d u h  die inflationäre 
Entwidrlung im Ausland entstanden ist - und 
sich weiter fortsetzt. 

- Im Zuge der Spekulationswelle erhöhten sidi die 
Nettowährungsreserven bis zum 8. Mai 1969 um 
mnd 4.5 Mrd. US-Dollar. Dom handelte es si& 
dabei nicht nur um Gelder. die in Ewartuna - 
eines Aulwertungsgewims einstromten. sondern 
vor allem audi um Vorauszahlungen auslhdi- 
scher Importeure und um Kredite, die deutsdie 
Exporteure zur Abdedrung des Auhvertungsrisi- 
Los in Ausland auloenommen hatten. also um - ~ ~ ~. . ~~~- 

Transaktionen zur Vermeidung privatwitisdisft- 
lidier Verluste, die eine Aufwertung bel bereits 
abgesflossenen ~ußenhandels~es&Ulten verur- 
sacht hätte. Solche Transaktionen wirken als eine 
Art Stoüdämpfer gegen eine abrupte Aufwertung. 
die h bestehende Verträge eingreift. Ebenso 
wie Termingeschäfte stellen sie eine Versidie- 
mng gegen die Einbeziehung von .Allkontrak- 
ten' in die Aufwertung dar und erlauben somit 
eine sanftere Anpassung an den neuen We&sel- 
kun.  

Nach ehe r  AufwPrIung hätte die Bundesbank nur 
iosoweit Gold oder Dollar verloren. wle Spekulan- 
ten ihre Gelder wieder abgezogen hätten. um Auf- 
wertunosoewinne in auslandisdier Währuna zu rea- 
lislerei Ijen Umfang dieser Gelder schätzen wlr auf 
hochstens 2 Mrd. US-Dollar. Je AufwerNngsprozent- 
punkt hhtte die Bundesbank also einen Verlust von 
maximal 20 Mili. US-Dollar himehmen müssen 

'I Weitete Argumente gegen die Aufwertung sind b 
Jabrergutachtm 1968169 beha~dell Wllem Zü1l.l. 

1 Zwar hat SI& sclldem der Wert unserer Immtte ver  
doppelt. so d a  man glauben Lannte, wir brauateu 
)eh1 audi doppelt so hohe Reserven; aber da ein h d  
mit der monethren Disziplin der Bundesrepublk nur 
selten auf vlne Währungsresemn zurü&greilen rnu8 
und sich auBardem intemllonale Liquidität jederzeit 
auf dem Kreditwege versdiaflen kann. ist dies ala 
FeblidiluB. Die Vorstellung, ein Land müsse aus sei- 
w n  Wahrungsnlerren die Elniuhr fsr mehrere MP 
nate bmireiien können - so als ob einmal die Ex- 
porie rum Erllegen kämen und pl6trllQ alle MoßUdi- 
keilen der Kredltauhshme Im Ausland ver&dosien 
wärm -, sismmt aus der Zeit dsr Dwisenbewirt- 
haflung o b  gar der Kriegswlrisdalt und verkennt 
den Charakter uneerm WTihningasyrlemr 



Nur für diese Gelder gilt das Argument von der Un- 
zwedrmäiligkeit einer Aufwertung auf dem Höhe- 
punkt einer Spekulationswelle. 

Aber: Wartet man mit einer unvermeidlidwn Auf- 
wertung aus diesem Grunde Wochen oder Monate, 
bis die S~ekulationsaelder wieder abqeflossen sind. 
so darf man die voliswirtschaftlichen~ Verluste. die 
mit dem Aufschub verbunden sind, nicht a u k r  acht 
lassen. Sie ergeben sich aus dem zeitweiligen Ver- 
zicht auf bessere Austauschrelatlonen mit dem Aus- 
land und auf mögliche Vorteile aus einer produkti- 
veren Anlage von Volksvermögen - immer abge- 
sehen von der gesell&aitspolitischen Bedeutung, 
die einen höheren Grad an Geldwertstabilität in der 
Bundesrepuhlik beigemessen wird. 

10. Das dntte Argument. daü nicht die iiberschu8- 
Iänder auf-. sondern die Defizitlander abwerten 
mu8ten. mündet sich auf die Vorstellung. Geldwert- 
stabilitäcsei eine international anerkannte Norm. 
die diejenigen Länder zum Handeln zwingt. die 
gegen diese Norm am meisten verstoBen haben. 
Eine solche internationale Verhaltensregel, so wün- 
schenswert sie wäre. um die Nomen des Stabilitäts- 
gesetzes obiie außenwirtschaftliche Absicherung 
glaubwürdig m machen. hat V i e r  weder in einer 
&ternationalen Konvention noch in der Praxis der 
internationalen Kooperation Geltung erlangen kön- 
oen. 

Daher ist allein entscheidend, was im eigenen Inter- 
esse der Bundesreoublik iieat. Wr die Geldwert- - - ~- - - -  . ~~ 

~ -~~ 

rtabilität und angemessene; ~irtschaftswachstum 
vorrangige Ziele sind. nämlich: das ,Uherschuüun- 
gleichGicht d u d  Aufwertung zu beseitigen, weil 
so gleichzeitig die Geldwertatabilität au0enwirt- 
sbit l ir t i  abgesichert und zugleich der iibemäilige 
Realkapitalexport - mgunsten eines verstärkten 
Ausbaus des heimischen Produktionspotentials - 
redressiert werden kam. 
Eine Auhvertung würde auch zur E n t z e m g  der 
Wechselkursrelationen und zur Aufrhterhaltuna 
des gegenwdrtigen Weltwahmgsystems beitragen-, 
mdem sie die Lage der üef~ritlander erleichterte. 
Doch erlangten bei einer einseitigen Aufwertung 
der D-~ark-die  Produzenten anderer ,Uberschußlän- 
der - wenn auch vielleicht nur vorübergehend - 
einen zusätzlichen gleichgewichtswidrlgen Wetthe- 
werbsvorteil. Da nicht gewährleistet ist, daß diese 
Länder nach einer D-Mark-Auhvemiiig ihremeits 
auhverten und die heutiaen Defizitllnder trotz einer 
D-Mark-Auhvertung do& noch irn nambinein über- 
mäilig abwerten, wäre ein konzertiertes Realignment 
im Grunde besser als eine unilaterale Wechselkurs- 
korrektur. Aber ein Warten aui den Tag weitweiter 
Einsicht kann. nachdem die Unaleichawichte sich - 
so verhärtet haben, einer Vertagung auf Jahre und 
damit einer Option Wr eine inflatorisdie Anpassung 
des ~innenpiisnlveaus gleidikommen. Lösungen. 
die elastischer und daher besser sind als das Instni- 
ment der Stufenaufwertung. werden in den Zif- 
fern 26 ff. behandeii 

10. Das vierte Argument, nach dem eine Auhver- 
tung eher preisstetgemdt als preisdamplende Wir- 

kungen habe. halte. wenn man es ernst nähme, die 
paradoxe Konsequenz. daü sich ein Land vor einer 
importierten Inflation durch eine Abwertung schilt- 
Zen mußte. Die Vorstellung, daß sich Exporteure 
nicht nur ganz kurzfristig, sondern auch auf Engere 
Sicht für Auhvertungsverluste im Auslandsgeschäft 
du& Preiserhöhungen im Inlandsabsatz %badlos 
halten könnten, ist nur verständlich. wenn man un- 
terstellt. da0 der Monopolisiemgsgrad inzwisdien 
eine Höhe erreicht hat. die es unanaebracht erschei- 
nen LäBt. unsere ~irts&aftsordnun~noch als Markt- 
wirtschaft zu bezeidmen. 

Was 1961162 anlangt. so wird leicht übmehen, da8 
die damalige Auhvertung nicht nur m niedrig aus- 
fiel, sondern auch erst zu einem Zeitpunkt erfolgte. 
als der PraeB der binnenwirtsdiaitlichen Lohn- und 
Preisanpassung schon in vollem Gange war. Es han- 
delte sich damals also um einen mittleren Weg wi- 
sdien einer vollst&ndigen auSenwirtschaftlichen Ab- 
sichema und einer -Ännassunasinflation. Deshalb 
überras& es nicht, daO das ~erbrauctierpreisniveau 
in der Bundesrepublik in den Jahren 1961 bis 1963 
immer noch um fast 3 vH gestiegen is t  Ohne Auf- 
wertung hätte sich das Preisniveau damals sicher 
noch stärker erhöht. 

Im November 1968 und selbst noch irn Mai 1968 
waren die VerhälWsse günstiger als im März 1961. 
Bis in die jüngste Vergangenheit gingen die Lohn- 
steigemgen nicht wesentlich über den gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivitiitsmwachs hinaus. Auch hat 
das Absicherungsgesetz die Erwartung auikommen 
lassen. daü die voUe Anpassung an die Auslands- 
preise eher durch weitere Maünahmen zur außen- 
wirischaftlichen Absichemng als dun3 einen be- 
sdeunigten Preisauftrleb herbeigeführt wlrd. 

2I. Das iünfte Argument. wonach eine Aufwertung 
der D-Mark den Zwang zu weiteren Auhverhmgen 
auslöse. ist insofern richtig, als die Auhvertung als 
BekenntniF zum Ziel der Geldwertatahilität In der 
Bundesrepublik aufgefant werden kann. In der Tat 
muü ein Land. das mehr heisstabilität erreichen 
wiU, als in der übrigen Welt herr&t. von Zeit zu 
Zeit seine Parität adjustieren oder den Werkselkurs 
gleitend anpassen I). Falsch ist das Argument. wenn 
damit zum Ausdnidr gebracht werden soll. es werde 
du& die Höherbewertung der DMark ein Preis- 
nlveauanstieg im Ausland veturracht. der dle jet- 
zige Kosten- und Preisdisparität wieder herstelle. 
Denn dies bieüe ja. da8 dle ausländischen Produ- 
zenten es darauf anlegten, auf den Weltmärkten 

'I Zwar hat der Sa&venitändl~nrat abrupte PadYts- 
aiiderungen von Jeher Mr elne wen@ bafrledigende 
Lösung gehalten; d d  ist nsd den Erfahahnuigen der 
letrlen Monate zu bedenken, da8 Auhertungen von 
Zeit ZU Zeit, die erwartet warden. weniger Störungen 
hervorrufen & die unerwarteten Aukeztungen, dle 
friiber Mti h Mittelpunkt der Wkusslon ataDdsh 
ain System erwarteter ParlYts6ndamgen von Zelt 
zu Zelt ist praktisd sin System nerlbler TemlnLune 
bel gebundenen Kassakunen. Mbglt&emlae WhR 
unter den herrsdenden polltlm&m Umständen der 
Weg su ehern System, In dem sowohl die Te&- als 
auL die Kasmkune flellblar sInd. nur aber dlae 
Z v l s h t a t l o e  
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stets etwaa teurer anzubieten als die deutschen Ex- 
porteure. 

22. Zum sechsten Argument: Da0 eine Auiwertung 
die Realeinkommen der deutschen Landwinwhalt 
sdxaälete. ist -auf kune  Sicht - nicht zu leuanen. 
Doch ist lolgendes zu bedenken: Die ~andwirtsdiafl 
unterscheidet sich von anderen unter Importkonkur- 
renz stehenden Bereichen in diesem Zusammenhang 
nur dadurcti, da0 ihr iiir zahlreiche Produkte Min- 
destpreise in Rechnungseinheiten - und damit bei 
unveränderter Parität auch in D-Mark - garantiert 
sind; nacti einer Auhvertung würden diese Mindest- 
preise automatiscti um den vollen Aufwertungssatz 
berabgesetrt. Dies wäre jedoch in erster Linie das 
Gegenstück zu den Vorteilen. die die deutJme Land- 
wirtschaft in den Jahren. in denen sich die allae- - 
meine Kosten- und Preisdispari!ilt rum Ausland her- 
ausgebildet bat. aus der relativen Stabilität der Ver- 
braucherpreise. der Löhne und der binnenmarkt- 
bestimmten Betriebsmittelpreise gezogen hat. Die- 
ser Vorteile ginge die Landwirtschaft auch ver- 
lustig. wenn das außenwirtsctiaftliche Ungleichge- 
wicht durch eine inflatorische Anpassung des all- 
gemeinen Kosten- und Preisniveaus im Inland be- 
seiligt würde. Der Untersdlled Liegt nur darin, daß 
die Anpassung im einen Fall abrupt erfolgt. im an- 
deren Fall zeillich gestreckt wird. Dabei ist unter- 

24. Wirkunaen. die schon von einer Aufwertunss- - . 
ewartung ausgegangen smd. konnen selbshler- 
standlich nicht noch einmal eintreten. wenn ihr eine 
tatsa-zhiictie Auhvertuna folgt (Ziffern 121 ) Weaen 
der Vorauswirkungen würde eine D - ~ a r k - ~ u f w e r -  
lung, die sicti im Rahmen der Envartungen hielte, 
ohne große Folgewirkungen fih Ausfuhr. Einiubr 
und Preise bleiben. Würden allerdinas die Besaüsse 
der Bundestegiemg vom 9. Mai 1869 an den Mark- 
ten doch noch als endgültig angesehen und damit 
die jetzt wirksamen Aufwertungsenvartungen weg- 
failen'l. aäbe es im Herbst oder Winter 1969. eben- 
so wie'.bei einer ersatzlosen Auihebung des Ab- 
sicherungsgesetzes. abwertungsähnlih Effekte. 

24 In der Offentlichkeit ist als Mittel der Wectisel- 
kurskorrektur in erster Linie eine Stufenauhvertung 
der D-Mark diskutiert worden. Sie ist jedocti nur 
eine unter mehreren Formen der au0enwirtschaft- 
lichen Absicherung; im Hinblick auf das Ziel einer 
dauerhaften Geldwetistabilität und eines stetiaen - 

Wachstums ist sie keineswegs die beste Form (JG 64 
Ziffer 240. JG 65 Ziffer 204, JG 66 Ziffern 261, 2?Z. 
JG 68 Ziffer 2171. Mi' -iner Stufenauiwertuna Iäßt 
sich der Import künftiger Preisteigetungen nur un- 
terbinden. wenn der Aufwertungssatz nictit aUein 
dem bereits eingetretenen Ungleictigewicht R d -  
nuna träat. sondem darüber hinaus dem Pteisan- 

stellt, da8 im Falle einer Anpassungsinflation keine stieg im-~usland vorgreift. So envünsdit in der 
allgemeine Erhöhung der Marktordnungspreise er- gegenwämgen Situation der konjunktutdämpfende 
folgt. 

So gesehen. isl es überwiegend eine Frage der pqli- 
tischen Zweäsmäßigkeit. ob man die Landwirtxtiaft 
- wie emogen - durch zeitlich begrenzte Anpas- 
sungsbilien vor den nachteiligen Folgen einer ab- 
tupten Stuienauhverhmg schützen will. Wenig 
spricht hingegen daiür, wie in letzter Zeit auch ins 
Auge gefaßt. der Landwirtsoiaft durch eine Erhö- 
hung der Umsatzsteuersätze für Ernährungagüter 
(einschließUch des fiktiven Vorsteuerabzuas. der - - - .  
Landwirten eingeräumt wird) zu helfen. Denn dann 
wiirde der pteis- und lohndampfende Effekt der Aui- 
wertung entsprechend gemindert. Auserdem ent- 
spräche eine solche ~eaeluna zuaunsten der deut- - 
when Landwirtschaft kaum dem S& des EWG-Ver- 
trages. weil sie darauf hinaugliefe, Agrareneugnisse 
deutscher Herkunft gegenüber ~gtaretzeu&issen 
aua anderen EWG-Ländern steuerlich zu begünsti- 
gen. 

III. Allemillnn vor um 
Mdnohmen zur auEenwirladi.fllidienaftlien Absi&erung 

23. Art und Ausmaß der Störung des gesamtwirt- 
sctiaftlictien Gleichgewichts laasen es angezeigt er- 
scheinen. den Kurs der D-Mark so bald wie möolich -~ -~ ~ ~ ~~~ ~ 

den ~arktverhältnissen anzupassen. Eine ~ e & s e l -  
kurskorrekhr wäre ein marktlronformes Mittel. um 
die U b e d ü s s e  in der Leishnwbilanz zu verrinaern 
und den Preisauftrieb im lnne-rn direkt zu bekäme- - ~~~~ ~~~ ~ - 

f e n  Sie würde zudem den Spielraum für ~ a ß i a i i -  
men zur rdtzeitigen Damphmg der Binnennach- 
frage vergrfißern und damit die Chancen für ein 
stetiges Wachstum verbessern. 

Effekt einer vorgreifenden Aufwertung ware, ist 
doch grundsätzlich zu bedenken, daß bei einer sol- 
chen Strategie - vor allem bei Padtälsändenuigen 
in großen Zeitabständen - die au8enhandelsabhän- 
gigen BereiQe in daa Wechselbad einmal zu gibb 
stiger und einmal zu ungiinstiger Wettbewerbs- 
bedingungen geschickt würden. 

21). Wenn man zudem bedenkt. daB es schon außer- - - - ~  

ordentlig-actiwierig ist. den ~ufwertungssatz zu 
bestimmen, der das bestehende Ungleichgewlcht be- 
seitigt - und diese ~chwieri~keiteü werden im Rah- 
men eines multilateralen Realignment nichl g e h -  
ger -, so spricht vieles dafür, den Kurs der D-Mab 
- zumindest vorübergehend - völlig freizugeben 
und damit die Neubewertung den Marktkräften zu 
überlassen. Flexible Wechselkurse haben viele Vor- 
züge, die der Sachverständigenrat zum Teil schon 
in seinem ersten Jahresgutachten dargelegt hat 
(JG 64 Ziffern 240f.). Hinsictitlich ihrer Wirkungs- 
weise sind i e d d  Vorurteile und Mißverstämdnisae. 
die der praktischen Vemirklichung dieser Alterna- 
tive entgegenstehen. noch weit verbreitet. 

2i. Sdieut man vor einer vollen Flexibilität des 
Wechselkurses zurück. so könnte man doch einen 
Schritt in dieser Richtung tun, indem man das Band, 
innerhalb dessen der Wechselkurs durch die Markt- 
kräfte bestimmt wird. verbreitert. Wie breit daa 

I) Damit dle Voraurwirkungen einer erwarteten Auf- 
wertung nidit nadilaisen. müssen die Aufwertungs. 
ewartungen dauernd bestätigl werden - sei e. durdi 
Signale des Marktes. sei es dur& wUhrvngspoUUrQe 
DIPLussiom~~. 



Band in der gegenwärügen Situation aein mü0te. 
hängt davon ab. 

- ob glei-tig das Absidienuigsgeretz aufge- 
hoben wlrd. 

- ob gleichzeitig eine Stufenaufweming erfolgt. 

- ob glei-tig mit einer Stufenauhvertung un- 
koordinierte Paritätaändemgen anderer Länder 
ZU erwarten sind. 

Am stärksten müßte die Bandbreite gedehnt werden. 
wenn das Absidierungsgesetz ohne kompensierende 
Stufenaufwemino fortfällen soll. Man k&e in die- ~~-~~ ~ 

Sem Falle einer ;ölligeo Freigabe der Wediselkurse 
redit nahe. Kombinierte man eine Bandbreitenenvei- 
t e m  mit einer Stufenaufwemina (bei Fortfall des 
~ b s i c i e m ~ s ~ e s s t z e s ) .  ao reidiie 'eine g e r i n g e  
Dehnung des Bandes aus. Dodi mllte das Band so 
breit sein. da0 auf einige Zeit e h e  Gefährdung der 
Geldwertstabilität durdi das Ausland neulralisiert 
werden kann. Eine Bandbreiteneweitemg mit Stu- 
fenaufweming hatte auQ den Vorteil. da0 sidi ein 
multilaterales Realignment auf eine Grobabstim- 
mung der Paritäten besduänken und der Markt die 
Feinabstimmung der Wediselkurse übernehmen 
könnte. Ebenso könnten unvorbergeaehene Wedisel- 
kursöndeningen anderer Wähmgen bis zu einem 
gewissen Grade e l a s t i h  aufgefangen werden. 

. Steigen Kosten und Prelle im Ausland auf 
Dauer Kader als in der Bundesreoubiik. so wiirde ~- ~-~ 

allerdings der geldwertpolitisdie Spieiraim. den das 
breitere Band vessdiallt. bald ausgenutzt sein. Dies 
lieBe sich vermeiden. wem man audi die Parität den 
Markiverbältnissen gleitend anpaßte. Eine aanite 
Anpaaaung wird beispielsweise erreidit, wenn man 
festlegt, da0 aiQ die Parität von Tag zu Tag nacb 
Mangabe der durdisdmittlidien Kasaakurse eines 
längeren Vergangenheitazeitraumes bildet (.seU- 
adjusting p q ' ,  etwa nadi der Formel, die jetzt iu- 
temational zur Diskussion steht: jeweilige Tages- 
Parität = Mittel der 250 vorangegangenen amtiidien 
Kassakursnotienuigen). Dle marimale Parltatahde- 
ning innerhalb einea Jahres Ist dann durdi die 
Bandbreite und die Anzahl der in die Formel ein- 
gehenden Notierungen bestimmt. Eine soldie lormel- 
gesteuerte Parltatsanpsssung ist elastisdier a b  der 
mittelfristia garantierte Pdritiitsanstleg. den der 
SadiverstäÜdiGenrat h seinem Jahresgutaditen 
tsbS167 zur Diskussion gestellt bat (JG 56 Ziffern 
268ft.). Gegenüber der Bandbreitenenveitenuig mit 
begrenzter, diskretiondrer Paritätsanpassung n a h  
oben (JG 56 Ziffern 275 ff.) bat sie den Vorteil der 
Automatik. Selbstverständlich kbnnte die Pormel 
der automatlschen Paritätsanpaspuog Gegenstand 
internationaler Vereinbaningen sein. 

24 Will man an der jetzigen Parität fesibalten und 
denn& das auEenwirlxhaftiib Unaleidiaewidit 

konJtmktur allerdings nur, wenn damit die Auiwer- 
tungaewartung aus der Welt wäre. Denn nur dann 
entstünde im VerbBlbia zum Ausland e h  gxünerer 
Spielraum für Zinaerhöbungen. Selbst wenn die er- 
höhten Ahsldiemgssätze ohne Befrlatung verkiln- 
det würden, dürfte dies nidit leicht zu erreidien 
sein. Unabbänaia davon aelten die Bedenken. die 
gegen umsatz&Üerlidie Üahahmen zur B&&- 
fung einea hindamentalen außenwirtsdiaftlidien Un- 
gleidigewidits vorgebradit werden können (Zif- 
fer 15). 

S h  Gering zu veransdilagen sind dle Cbancen f i r  
eine baldiae Wiederberstelluna des außenwlrtdmfi- 
UQen Glkhgewidits. wenn- die ~undesrep"blik 
- mit Zustimmung der EWC - vo~bergebend ihr 
Zolhiveau gegemiber Drittländetn senkte. E i e  
solche Ma0nabme ließe die Exporte unberühxt, hatte 
keine prelsddmplende Wirkung aul die Euüubren 
aus EWG-Ländern und tiihrte dazu. da8 die Partner- 
Iänder den Urapmg von Einfuhren aus der Bundes- 
republik kontrollieren müßten. Möglidiewehe 
ginge die Wikung kaum über elne bloße Umlen- 
kung von Handelsströmen blnaus. 

Bl~enwlrfadidilldie S l a b i l l a l e ~ ~ ~ ~ ~ o l i t l k  ohne 
solorilge a u ß e n w l r ß ~ U i d i e  ~ h a l - d ; e ~ n ~  

31. Die Bundesregierung hat mit lbrem Bescbiuö 
vom 9. Mai 1869 eine Kndenuig der DMark-Parität 
bis auf weiteres ausaesdilossen. Bilebe ea bierbel 
und käme es audi nimt zu e k r  blnreidienden Er- 
höhung der Sätze des Absicbeningsgeseizes, so 
mü0te hingenommen werden, da8 das auiienwirt- 
sdiaftlidie Gleidigewidit aber eine Aushöhlung der 
Biienkauikrait der D-Mark Wiederhergestellt wird 
(es sei denn. wicbtige Deiizitiänder entsddössen 
Si&. ihre W ä h g e n  Übermäßig abzuwerten). Der 
Versucb. alleh mit bianenwirtadiaftildien Mitteln 
gegen die akuten ~reisstei~enuigs~efabren anau- 
kämpfen. wird ohne namhaltigen Erfolg bleiben. 

Sollten dagegen wirksame Maßnahmen m r  auöen- 
wirtadiaftlidxa Absidierung lediglidi t<Lr einige 
Monate binausgesdioben seln. dann waren ohne 
V e m a  Mahahmen au ernreifen. die aeelanet dnd. 
dle ~tkmkonjunktur  zu dampfen. Ein-soI&es vor- 
geben Ware insofern aidit wirkungslos, als das Ab- 
sidrenuigsgesetz und die Auhvertungsenvaxhng 
n d  für einire Zeit einen gewisaen Flaohenimuiz 
n a h  außen gewähren (Ziffer I2 1.). 

32 Gleidiwohl blelbt bis zu einer editen Aufwer- 
tung vor allem der Aktionispielraum der Bundes- 
bank begrenzt, da die Aufwertungsewartung hohe 
Kurasidiemgskosten und hobe Zinsdifferenzen 
zwischen Inland und Ausland bedingt. 

Dom bat die Bundesbank ihren Spielraum wohl noQ 
p~~ .-- ~- 

ohne Anpassungsinllation beseitigen, -W bleibt im nidit voll genutzt. Die 2insaufIrlebstendenz-a im 
Rahmen der marktwirtsdiaftiidien Ordnung allen- Ausland haben sidi vemd&rft Das hlündisdie Zins- 
falls der Weg. die Be und En(lastungssätze des Ab- niveau wg  r& nah ,  dodi verringerte sidi dM 
aidiemgsgenetzes zu erhöhen. Dies brädite kredit- Zinsgefälle kaum. Mlt der Erhöhung des Diskont- 
politisdien Spleiranm zur Dämpfung der Binnen- satzes von 4 auf 5 Pmaent hat die Bundesbank dlese 
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Entwicklung zunädist nur konstatiert. Eine weitere 34. Obgleich gegenwärtig die Expansion der Kon- 
mäßige Zinsstelgening im Inland dürfte möglich sein. surnenlennadilrage nodi in relativ ruhigen Bahnen 
zumal im Ausland zur Zeit die Verknavriunu der verläuft. mau es zwedcraäüia sein. vm~hvlaLtisdi .. - 
Fmanzierungsmittel nodi grbßer ist. als der Anstieg Maßnahmen -zu ergreifen. die sind. dle 
der Marktzinsen erkennen laßt Sparneigung der pnvaten Haushalte zu s(arken. sei 

es durdi erhöhte Sparanreize, sei es durch Enchwe- 
Aber die kreditpolitischen Bremsen greifen nach mng d„ Aufnahme von KonsumentMkredlten. sei 
aller Erfahrung nur langsam, erst recht, wenn die es durch verehbarung vermögenswirksamer LO~,,- 
Banken - wie gegenwärtig - besonders liquide bestandteile in Ta"fverträgen, sei es durcti das ~ n -  
sind. Außerdem könnte der Versuch. die Liquiditäts- gebot attraktiver vermögenstitel auf der des reserven rasch und spürbar zu reduzieren, durch 6ffentlidien ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ö ~ ~ ~  (JG 68 ziffeni 304 ff.). 
Geldimporte konterkariert weiden. 

35. Für eine sdmelle Angebotsausweitung. mit der 

selbst wenn die Bundesbank den audi dem Preisauftrieb entgegengewirkt werden 
rungsspielraum der Banken alsbald merklim ein. könnte, gibt es außer einer Wediselkwmpassung 
engen müßte man hinsichtlich der konjunk- keine dur&&lagende Möglidikeit. Einen kleinen 

turdämpfenden Wirkungen rkeptisdi bleiben, So- Beitrag könnte eine Beseitigung aller nodi vorhan- 
wohl die als audi die öffentlidie Hand denen quantitativen I rn~or tbesd i rawwn.  ein- 
verfügen beute <iber soviel eigene liquide Mittel, sdiließlich aller Selbstbesdiränkungsabkommen aus- 

daß sie bei der Fimziemng geplanter Investitionen ländischer Exporteure zum Schutze deutsoier Kon- 

viel weniger von Bankkrediten abhängig sind als in kurrenten. leisten. Solche Malinahmen W Liberali- 

vergleichbaren Phasen früherer Wachstumszyklen '1. s i e m g  der Einfuhr hätten nicht nur konjunkturpoü- 
tisdie, sondern auch stnikturpolitisdie Vorteile; sie 

Daher kämen vor allem Malinahmen in Frage, weldie würden einen Stmkturwandel. der ohnehin wüu- 
die Liquidität der Investoren und die Rentabilität sehenswert und in der Hod&onjunktur em ehesten 
ihrer Projekte direkt beeinträchtigen. Sie mü8ten 
möglidist s h e l l  wirken und. zum Beispiel aus An- 
laB einer kräftigen Auhvertung, schell gemildert 
oder wieder aufgehoben werden können. 

Erwogen werden könnte, das Programm der bereits 
beschlossenen fiskalpolitisdien DämpfungsmaBnah- 
men zu erweitern durch 

- eine befristete Aussetzung oder Eisduänkung 
der degressiven Absdireibung (4 26 StWG) 

undIoder 

- eine vorübergehende Erhöhung der sogenannten 
Lnvestitionsteuer 

undIoder 

- die Prämiierung erhöhter freiwilliger Steuervor- 
auszahlungen 

undloder 

- eine befristete Steuerbefreiung bei der Bildung 
von Investitionsrüdrlam mit der Maßaabe. daß 
die Rüdrlagen im  alle elner ~bschwächun~ der 
Wirischaltstätigkeit aufgelöst werden könnens] 

- eine veninslidie oder unveninsüdie Zwangsan- 
leibe. die von allen Ergänzungsabgabeplliditigen 
zu z e i h e n  wäre. 

undIoder 

- die Einbeziehung aller Steuereinnahmen, die 
über die Haushaltsausätze des laufenden Jahres 
hinausgehen, in die Konjunkturausgleichsrüdr- 
lege 

undIoder 

- die Verrinuerunu der inlandswirksamen öffent- 
lichen ~ u & ä g e .  aei es du& Künung oder zeit- 
liche Streckung. sei es durdi vermehrte Vergabe 
von Aufträgen ins Ausland 7. 

ohne fühlbare ~eibungsverluste-zu bewerkstelligen 
ist, begünstigen. 

Eine vorübergehende Minderung der Lelsiuuga- 
bilanziibersdiüsse kbnnte dadurdi erzielt werden. 
da8 die Bundesregierung eine zeitlich befristete 
Sonderabschreibung auf alle Importläger gewährt. 

Notbremse Iür den Pa11 einer neuen Währungakriie 

38. Da der RegiemngsbewhluB vom 9. Mai 1968 lm 
In- und Ausland weithin für reversibel gehalten 
wird, könnte es in den nädisten Monaten abennals 
zu einem Run auf die D-Mark kommen. vor allem in 
den Wochen nach der Wahl zum 6. Deutsdien 
Bundestag. Es ist nicht ausgeddossen, da8 die Lage 
an den internationalen Devisenmärkten wodienlaÜg 
angespannt ist. Einzeine Länder könnten erheblidie 
Reserveverluste erleiden und zu direkten Eingriffen 
in den Zahlungsverkehr gezwungen sein. Der deso- 
late Zustand des jetzigen Weltwährungssystems 
wäre nicht weniger offenkundig, wenn die Reserve- 
verluste nur durch ein lortwäbrendes .re-cycling' 

'1 Die Gewinne und die Steuereinnahmen sind stark C- 
stiegen. In den AuBenhandelabeieidien haben riQ die 
Zahlungafrliten geändert. belm Export verkilnt. beim 
Import verlängert. In gr08erem Umfang sdialnen Voi- 
aurrahlungen auf Forderungen a u  Exprtkmirakiea 
vorgenommen worden zu rein. 

7 Du& enlsprehende Vordriften Ober die M der 
Anlage könnte nun riQeratallen. da0 der laiigfnitlge 
Kapitslerpori begilnatigt wird. 

') Da auslhndl~e Angebote angesiQts d a  bulbenden 
Reiadlsparität wohl im allgemeinen tauer sind alm 
Lnihdide. mUBten die gelteden Vergabevonduittmi 
sugwiatan der aualhndii&en Anbieter gelndat m- 
den. Volkaulrtidisftlldie Nahtalle entsteht! darau 
ddit, wenn die Allernative in einer Zdllbning dar 
Mittel an eine Konjunttoraiuglel&iii1d;lage üeitaht. 



verdeck1 würden. Versuchte man. den Ka~italzuflüs- so starke Kunischwankunaen auftreten. daE d a d u d  
sen durcb Ausnutzung aller Mdgli&eiten des flexiblere WeLhselkurse. hlr die m vlh spricht. W 
AuOenwirtschaftsgeset~s entgegenzutreten. m langer. Zeit diskreditiert werden. 
könnte dies nu Folge haben, daß die Auhveriungs- 
e r w a m g e n  erst recht genährt werden. Im übrigen 
könnte eine lückenlose Devisenbannwirtschaft kaum 
in kurzer Zeit eingerichtet werden. 

Ein sicherlich marktgerechter, wenn auch ungewöhn- 
I i h r  Weg. solcbe Smwierigkeiien zu vermeiden. 
bestünde darin. daß die Bundesbank den An- und 
Verkauf von Devisen bis zu einer erneuten E n t ~ e i -  
dung der Bundesregierung über Auhvertung oder 
Nichtaufwertung der D-Mark einstellt. sobald der 
Devisenrustrom eine Größenordnung überstelgt, die 
im vorhinein im Einvernehmen mit der Bundesreaie- 
rung festzulegen Ware. Die Spekulmten hätten d&n 
das Risiko zu gewärtigen, daß der D-Mark-Kurs vor- 
überaehend auch einmal sinkt. Auf ieden Fall stünde 
die Reoieruna dann weit weniaer inter dem Druck 

~ - ~ ~ ~ ~ ~ - - -  -- - ~ -  ~ ~ 

der Spekulanten als im November vorigen oder im 
Mai dieses Jahres. Daii eine soldbe Lösung unbefrie- 
digend ist, steht außer Frage. Denn es ist befiirch- 
ten, daii in der Phase politischer UnentJchiedenheit 

S7. Angesichts der seclenwäitlsen Kmlunlrturlsrre. 
der g e ~ g e n  ~rfol~sc&ichten G d  der Risiken &er 
Dhmpfung der Biaoenkonjunlrtur ohne auOenwlrt- 
schaltliehe Absichemg und der pwds81zllchen Be- 
denken gegen sleuer&he Ma~n~ahmen ~ i r  außen- 
wlrtschaftlichen Abslcherung gelangt der Sacbver- 
ständigenrat zu dem Ergebnis. daii die Ziele des 
Stabilitats- und Wachstumsaesehes - Stabllltat d a  
Preisniveaus. bober ~escbafigun~sstand und auOen- 
wirtschaftliches GleichgeMcht bei stetigem und an- 
gemessenem Wirtschaftswarhatum - i m  Rahmen 
der markhvirlschdtlich Ordnung gleichzeitig auf 
längere Sicht nur gesichert werden können, wenn 
die Bundesregiening sich zu einer Wechseikursan- 
passung entschlieEt. 

Je rascher dies gesaileht. um m größer sind die 
Chancen für eine Verstetigung des Warhatums bei 
hohem Auslastungsgrad des volkswirtsdiaftlichen 
Leistungsvermögens. 



S0ndergulrM.n vom JulllBM 

dem Herrn Bundeskander am 9. Jull19W 

miindlldi vogeiragen 

1. Die Wirtsdiaft der Bundesrepublik befindet sich 
seit Mitte 1967 in einem maßvollen Aufsdiwung, der 
Sidi audi in den nädisten Monaten und im Jahre 
1969 fortsetzen dürfte. 

2. Verglidien mit dem Leitbild. das der Sadiver- 
s thdigemat in seinem letzten Jahresgutactiten zur 
gleidizeitigen Venvirkiidiunq aller im Stabililalr- 
und ~ a r h s t u m s ~ e s e t z  genannten Ziele entworfen 
hat. ist jedodi die Nadifrageexpansion no& zu 
Sdiwadi. Dies zeigt sidi an zwei Tatsadien: 

a) Die Kapazitätsausiastung wird vielfadi nodi als 
Zu gering empfunden mit der Folge, daß über- 
wiegend Rationalisienqsinvestitionen (am bis- 
herigen Standort) und nur in geringem Umfang 
Erweiterunasinvestitionen lan neuen Standorten1 

deutsdien Wirtsdialt nidit möaüdi seln wird. dai 
~ <- ~~~ ~ ~ 

, 

außenwirtsdiaftlictie~n~leidi~ewidit anders zu be- 
seitigen als durdi eine Anpassungsidation im In- 
nern~oder durdi eine ~ufwertuna.  wie sie die Reaie- -. 
m g  Adenauer - wenn audi verspätet - im Höhe- 
punkt des dritten Wadistumszyklus vorgenommen 
hat. 

5. Wer Geidwertstabilität für die nädisten zwei 
Jahre verspredien will, mu8 nadi den gegenwarti- 
gen Umständen und bei den voraussehbaren Ent- 
widlungstendenzen im Ausland eine Wediselkun- 
korrektur ins Auge fassen. Man kann den Zeitpunkt 
der Entdeidung vielleiht etwas hinaussdiieben. 
indem die Politik Verhältnisse sdiafft oder zuläßt, 
die die deutsdien Unternehmer und S ~ a r e r  mehr als ~ ~~~ , - ~ -  ~ 

- ~~~~ 

voigenommen werden. Dies vermindert die bisher veranlassen, im Aiisland statt im hland zu 
Chancen fur die s tmkturdwadien Regionen. investieren. Dodi wäre eine künstlidie Versdilech- 

b) Die inländisdie Nadifragelüdce -vor allem beim 
Konsum, aber audi bei den öffentlidien Investi- 
tionen - findet ihr Gegmtüdc in Leistungs- 
bilanzübersdiüssen. die weit über das hinaus- 
gehen. was dem Ziel des auBenwirtsdiaftlidien 
Gleidigewidits entsprädie. Immer nodi dient der 
Export als Konjunkturstütze; immer nodi stei- 
gen die Importe weniger. als unsere Paherlän-  
der erhoffen. 

3. Was das bedeutet. wird bei uns immer nodi zu 
wenig erkannt: 

- Finanziemgsmittel. die die Bundesbank der 
Bundesregierung versagt, werden ausländirdien 
Zentralbanken und Regierungen zur Behebung 
akuter Zahlungsbilanzsdiwierigkeiten zur Ver- 
fügung gestellt. 

- Das Inlandsprodukt ist kleiner. als es sein 
könnte, und vom tatsädilidien P~odukt geht ein 
verhältnismäßig großer Teil anstatt an inländi- 
sdie Veibraudier und Investoren ins Ausland. 

4. Deshalb liegt es nahe. das auBenwirtsdiaftlidie 
Ungieichgewidit dadurdi zu beseitigen. da0 man auf 
eine stärkere Expansion der Inlandsnadifrage hin- 
wirkt. Diese Therapie empfiehlt zum Beispiel die 
OECD. Aber sie birgt die Gefahr einer Bimenpreis- 
steigenuig in sidi und wird infolgedessen von allen 
abgelehnt. die die GeldweNtabilität für ein voi- 

tening der Investitionsbedingungen im Inland dem 
Ziel eines angemessenen Wadistums genau ent- 
gegengeriditet. Ein fragwürdiger Zeitgewinn wäre 
teuer erkauft. 

(I. Viele Widerstände gegen eine Aufwertung be- 
mhen auf einer Illusion: Man glaubt. daB es  weder 
einer Anpassungrinflation nodi e h e r  relativen Ver- 
d l d t e n i n g  der inländisdien Investitionsbedingun- 
gen bedarf, um das außenwirtsdiafllidie Gleidige- 
wicht henustellen: und man alaubt weiter. da0 ein ~~~~. 
anhaltendes Ungleidigewidit auf die internationale 
Wahmngsspekulation ohne Einfluß bleiben und Ab- 
wertun&-anderer Länder. die die Wettbewerbs- - 
position unserer Exporteure ebenso berühren wie 
eine Aufwertung, nidit erzwingen werde. Soldie 
falsdien Hoffnungen lassen eine Aufwertung als ein 
groBes Ubel e rde inen ,  das man vermeiden könne, 
und nidit als das kleinere Ubel, das man der Stabili- 
tät wegen in Kauf nehmen mu0. 

7. Je fniher eine als unvermeidlidi erkamte Wem- 
selkurskorrektur erfolgt. um so geringer werden 
die privatwirtsdiaitlidien Verluste und Fehlinvesti- 
tionen sein. Denn je länger man die Investoren im 
Glauben läßt, daß der Wechselkurs nidit geändert 
werden wird. um so mehr Dispositionen werden 
fehlgeleitet und um so grö0er ist der Vertrauens- 
bmdi. wenn der Wediselkurs dodi geändert wird. 

r&giges Ziel halten. 
Es besteht dann die Gefahr, dafi die Aufwertung 

Es gibt G ~ n d e ,  die uns erwarten lassen. daß es - wie 1961 - auf eine sdion in Gang gekommene 
audi in diesem fünften W a ~ t u m s z y k l u s  der West- Anpassungsinnation trifit und beider zusammen 



Anhang IV 

eine neue Rezession auslöst. Dieser kritixhe Zeit- Niger ist der Bedarf an e rgkenden  expansiven 
punkt Liegt vermutlich im Jahre 1970. Maßnahmen. 

8. Die konjunkturdämpfende Wirkung. die von 
einer Aufwertung ausgeht. wäre gegenwartig uner- 
wünscht. Sollte man sich für eine stabilittitspolitl- 
sche Prophylaxe entscheiden oder sollte die inter- 
nationale Lage im Sommer oder Herbst 1968 eine 
derartige Wehelkurskorrektur erzwingen. so müB- 
ten gleichzeitig expansive Mafinahmen im Lnlande 
ergriffen werden. Deshalb sollten nisätzlictie MaB- 
nahmen vorbereitet werden, die sowohl den priva- 
ten Verbrauch als auch die orivaten und öffentlichen 

ü. Ein Mitglied des Rates meint, da8 widiöge An- 
nahmen. auf denen die Beiürchtunaen des Sachver- 
ständigenrates beruhen, nicht so fAt hindiert sind. 
daß dem Dilemma zwischen Geldwertstabilität im 
Innen und auBenwirtsoiaftlichem Gleichaewicht in 
den nächsten zwei Jahren eine gmße ~ k h a l i t ä t  m- 
kommt. Indes Ist dieses Mitglied mit den übrigen 
Mitgiiedern des Rates der Meinung, daß prophylak- 
tisdies Handeln wichtig sei. 

Investitionen anregen, seien es globale. seien es 
regionale oder bran&enmäßig gezielte Maßnahmen. 10. Wer versprden will. daD er der Geldwert- 
Welche Sofortmaßnahmen man auch immer ergrei- Stabilität im Inland bei angemessenem Wachstum 
fen mag. es mü8ten auch die Grenzen Hir die Neu- des Sozialprodukts M die nächsten beiden Jahre 
versctiuldung des Bundes erweitert werden Eine den Vorrang einräumen werde, der kann nach den 
erhöhte Neuversctiuldung des Bundes wäre nur das gegenwärtigen Umständen und bei den vorausseh- 
Geaenstüdr zu der nach einer Aufwertuna aerinaer baren Entwidrlunastendeazen Im Ausland den Wech- 
weidenden Kreditgewährung an awländL&e Z&- selkum nicht a ls -~abu ansehen. Er muß daher in 
tralbanken und Regierungen Je kräftiger sich alter- der jetzigen Siiuation au& Wechselkursänderungen 
dings die ~innenlronjunktur entwidrelt, desto ge- ins Auge fassen. 



SondargulicMin vom 25. Septimber 1969 

Zur lohn- und prelrpolltlnchen Sltuatlon Ende September 1969 

1. Die spontanen Arbeitsniederlegungen seit An- 
fang September 1968 haben eine Lohnrunde in Gang 
gesetzt. Es muö damit geredmet werden, da0 inner- 
halb kurzer Zeit die Tarif- und Effektivlöhne fast 
überall kriftig angehoben werden, im Durchschnitt 
um kaum weniger als 10 vH. Weitere Kostensteige- 
rungen kommen auf die Unternehmen mit der Ein- 
führung der Lohnfortzahlung für Arbeiter und mit 
der erneuten Anhebung der Sozialversichemgsbei- 
träge am I. Januar l9i0 zu. 

2 Da sich die Produktivität nicht mehr so kräftig 
erhöhen wird wie bisher, werden die Lohnkosten je 
hodukteinheit, die I967 und 1968 konstant geblie- 
ben sind und auch im ersten Halbjahr 1969 nur 
mäßig zugenommen haben. in den nächsten Monaten 
fühlbar ansteigen. 

3. Die Lohnwelle ist eine Reaktion auf die Aus- 
weitung der Gewinnmargen seit Beginn des kon- 
junkturellen Aufschwungs. die nicht zuletzt durch 
die zuoidrhaltende Tarifpolitik der Gewerkschaften 
ermdglicht wurde. Nach unseren Schätzungen war 
bereits 1968 ein Rückstand der Reallöhne von 2 bis 
2'1: vH (Basis 1965) aufgelaufen; er  hat sich im 
ersten Halbjahr 1969 auf über 3 vH vergrößert. 

Geht man davon aus, daß in den närhsten zwölf 
Monaten der Pmduktivitätszuwachs etwa 4 bis 5 vH 
betragen wird und da0 sich der Preisauflrieb 1970 
auf 2 bis 3 vH begrenzen Iäßt, so würden Iahn- 
erhöhungen von 10 vH nur die Verteilungspropor- 
tionen des Hochkonjunkturjahres 1965, in dem nach 
Ansicht des Sachverständigenrates die Verteilungs- 
quoten ungefähr im mittelfristigen Gleichgewicht 
waren, wiederherstellen. 

4. Obne wirksame wirt~aftspolilische Mannah- 
men wird jedoch der Preisanstieg 1970 nicht auf 2 
bis 3 vH begrenzt bleiben: Die Unternehmen werden 
nicht bereit sein, eine Reduktion ihrer Gewinnmar- 
gen hinzunehmen; die Marktlage fordert sie gerade- 
zu heraus. aus Anlaß der Kostensteigerungen die 
Preise zu erhähen. Damit entsteht die Gefahr preis- 
und lohnpolitischer Uberreaktionen. Niemand ver- 
mag vorauszusagen. wie lange und wie rasch sich 
die Preis-Lohn-Spirale drehen würde. zumal wenn 
es Schule machen sollte, da8 Tarifverträge entweder 
de jure oder de facio jederzeit aufgekündigt werden 

gendes und marktwirtschaftlidiei Mittel: Die wech- 
selkurspolitische Intensivierung des Preiswettbe 
werbs von außen. Eine Aufwertung in der GröDen- 
ordnung von 10 vH - bei Fortfall der steuerlichen 
Absicherungsmaßnahmen - entsprlche dem Aua- 
maß sowobl des au0enwirtschaftlichen Ungleidqe- 
wichts als auch der drohenden Preiswelle. AUerdings 
wäre auch dann noch ein Anstieg der Verbraucher- 
preise um durchsdmiltlich 2 bis 3 vH in den nächsten 
zwölf Monaten unvermeidlich. 

6. Rasch wirksam wäre zwar auch eine Erhöhung 
der Be- und Entlastungssätze des Absicherungsge- 
setzes. Neben den Bedenken, die der Sachverständi- 
genrat in seinem Sondergutachten vom 30. Juni 1969 
(Ziffer 15, 2. Absatz) angeführt hat, ist dabei jedoch 
U. a. zu benidrsichtigen, daß 

- selbst eine Erhöhung der Sätze auf I1 (5.5) vH 
sich auf die Leistungsbilanz und auf das inlän- 
dische Preisniveau weniger stark auswirken 
würde als eine Aufwertung um 10 vH bei Fort- 
fall der steuedichen Absicherungsmaßnahmen, 

- die Ablösung einer steuerlichen AuEenabsiche- 
rung durch Werhselkursänderungen, sofern sie 
überhaupt angestrebt würde. um so problemati- 
scher ist, je höher die Absicherungssklhe sind, 
beispielsweise wegen der Wirkungen auf die 
Landwirtschaft. 

Neben den Alternativen: nur Aufwertung oder nur 
steuediche Absicherung sind Kombinationen zwi- 
schen heiden vorstellbar. Auch sind (freilich noch 
weniger belnedigende) Lösungen denkbar. die die 
steuerliche Absicbening mit anderen flankierenden 
Maßnahmen verbinden. 

7. Es ist nicht auszusddießen, da8 bei einer Auf- 
wertung die Absatzerwartungen unserer Unterneh- 
men mehr als nötig gedämpft werden; auch mag es 
sein. daß die Restriktionspolitik unserer Partner- 
Iänder die Auslandskonjunktur spürbar drosselt. 

Die Binnenkonjunktur brauchte jedoch d a d u h  nicht 
namhaltig beeinträchtigt zu werden, wenn unver- 
züglich die kreditpolitischen Bremsen gelockert wBr- 
den. Für den Fall, da8 die Umkehr der Kreditpoliilk 
zu wenig oder zu spät wirkt, kämen Steueredeich- 
terungen oder zusltzlich Staatsausgaben als Kon- 
junktuntützen in Betracht. 

5. Uberreaktionen sind nur zu vermeiden. wenn Aber selbst wenn sich konjunkturpolliisd, eine 
die Preiaerhöhungss~ielräume der Unternehmen L e e r u n g  des restriktiven Kurses nicht als erforder- 
unverzüglich begieizt werden. Angesichts der lich erwiese, müßte eine Revision der gegenwariigen 
auEenwirtschaftlichen Uberschu8position der Bun- Kreditpolitik ins Auge gefa8t werden. weil eine Auf- 
desrepublik gibt es darBr nur ein rasch durchschla- wertung (oder eine andere Maßnahme der au8en- 



Anhang V 

wirtsdiaftlidien Absidierung, die vom Publlkum als (L Wenn si& eine Zeitlang Defizite in der Zah- 
endgültige Lösung angesehen wird) dwdi den RüB- lungsbilanz der Bundesrepublik ergeben sollten. so 
strom der Spekulationsgelder und du16 die zu er- bedeutete dies angesimts unserer akkumulierten 
wartende Normalisierung der terma of payment zu Währungsresemen nur ein Beitrag zur Wiederher- 
einer übermäßigen Verknappung der Bankenliqui- stellung des internationalen Währungaglei&ge- 
dität führen könnte. wi&ts. 

25. September 1969 



DER SACHVERSTANDIGENRAT 
zur Begutamtung der gesamtwi-aftlidien EntwiBlung 

DER VORSmENDB 43 Essen-Heisingen, 9. Oktober 1969 

Einschreiben 

An den 
Herrn Bundesminister iür Wiitsdiaft 
Prof. Dr. Kar1 Schllier 

5300 Bonn-Duisdorf 
Lengsdorfer StraBe 

Sehr aeehrter Herr Minister: Zwischen dem im SC 69 11 anaeführten Aufwertums- 

der Sachverständigenrat hat dem Herm Bundeskanz- 
ler mit gleicher Post die endgültige Fassung des 
Sondergutaditens vom 4. Oktober 19% [SG 69 111) 
übermittelt (Gutachten gemeD 8 6 Abs. 2 Satz 1 des 
Gesetzes über die Bildung eines Sadiverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschafilidien 
EntwiBlung). 

Idi beehre midi, Ihnen anbel einen AbdmB zu 
iiberreidien und gestatte mir die folgenden Eri&ute- 
u g e n .  

In seinem Gutachten vom 25. September 1989 (SG 
69 11) hat der Sachverständigenrat die Auffassung 
vertreten. da8 ein Aufwertungssaiz in der GröBen- 
ordnung von zehn Prozent [bei Aufhebung des Ab- 
sichemgsgesetzes) notwendig sei. wenn der Prels- 
anatleg in den kommenden zwölf Monaten suf 2 bis 
3 vH begrenzt bleiben SOU. In der Offenilimkeit 
wird zwar eine Aufwertung der D-Mark fast immer 
mit einer Stufenaufwertung gleidigesetd. Der Sadi- 
verständigenrat hat es in seinem SG 68 11 jedom 
völlig offen gelassen. auf weldie Weise der genannte 
Aufwertungssaiz erreicht werden kann: durdi eine 
Stulenaufwertung, du?& eine kleinere SNenauf- 
Wertung mit Bandbreitenerweiteug oder durdi 
eine Freigabe des Wediselkunes. Nachdem aller- 
dings die Bundesregierung am 29. September 1969 
beschlossen hat. den D-Mark-Kurs freizugeben. 
sdieint uns vieles daiür zu spredien. eine neue Pari- 
tät vorläufig nidit zu fixieren. Bereits in seinem 
ersten Jahresgutaditen hatte der Sachverständigen- 
rat auf die Vorzüge eines ungebundenen Wedwel- 
kurses hingewiesen; er hat diese Auffassung mlebt 
in seinem Gutaditen vom 30. Juni 19% bekraftigt. 

rat. von zehn Prozent G d  di r  im SG ö9 111 erörter- 
ten Möglichkeit, die Entscheidung aber den tatsäch- 
lidien ~ufwer tun~ssatz  den längerfristigen Markt- 
kräften zu überlassen, besteht nach unserer Ansicht 
kein Widerspruch. Der im SC 69 I1 genannte Auf- 
wertungssatr ist ein Orientieningswert innerhalb 
einer wirtsdiaftspolitisdien Konzeption. die anstrebt, 
den Preisanstieg in den n ä h t e n  zwölf Monaten 
trotz der in Gang befindlichen Anpassungsinfiation 
auf 2 bis 3 vH zu begrenzen. Dasselbe geldwertpoli- 
tisdie Ziel kann selbstverständlidi bei frelem 
D-Mark-Kurs erreidit werden; dazu bedrlrfte es einer 
stabiliiätsorientierten Geld- und Wechselkursoolitik. 
die den DMark-Kurs alsbald ebenfalls in ein 
Niveau herantührt. das etwa zebn Prozent über der 
alten Parität liegt. 

Idi hatte Ihnen am 4. Oktober 1969 vorgesdilagen. 
das Gutaditen vom gleidien Tage sa bald wie m6g- 
lidi zu veröffentlidien. Da in der Ilffentlidikeit der 
Eindrudr entstanden ist. es bestünden nvisdien die- 
sem Gutaditen und dem Gutaditen vom 25. Septem- 
ber L969 Widersprüdie. möchte idi lhnen nunmehr 
vorschlagen, da0 beide Gutaditen zusammen mit 
diesem SQeiben sofort veröffenilidit werden. Ich 
wäre mnen dankbar, wenn Sie mir mitteiiten. ob 
Sie damit einverstanden sind. 

Dem Herm Bundesminister der Finanzen habe idi 
ebenfalls ein Exemplar der endgültigen Fassung des 
Gutoditens vom 4. Oktober 1969 übermittelt. 

Mit verbindlicher Empfehlung Ihr sehr ergebener 

Prol. Dr. W. Bauer 



8ond.rguticht.n vom I. Okiabor 1- 
Zur wllhrungspolltlschen Situation Anfang Oktober 1989 

1. Mit Besdiluß vom 29. September 1969 ersuchte 
die Bundesregierung die Bundesbank. .die Interven- 
tionen am Devisenmarkt zu den bisherigen Höchst- 
und Mindestltursen vonübergehend einzustellen'. 
Gegenüber dem internationalen Währungsfonds er- 
klärte sie gleichzeitig. die deutschen Stellen wütden 
möglichst bald wieder lnterventionspunkte einhal- 
ten. Vom Währungsfonds ist die Freigabe des 
D-Mark-Kurses mit großem Verständnis aufgenom- 
men worden. 

2. Die Entsdieidung der Bundesregierung vom 
29. Seotember 1969. die Interventionsntlicht der Bun- 
desbaDk aufzuheb&. dedft sich mit ~;wägun~en.  die 
der Sadivenitändigenrat in seinem Sondergutachten 
vom 30. Juni 1069 ISG 69 11 für den fall einer neuen 
Wähmngskrise angesteilt hatte: 

.Da der Reglerungsbesdiluß vom 9. Mai 1969 im In- 
und Ausland weithin tür reversibel aehalten wird. 

vielen Politikern und Raktlkern fiir vninachensarert 
gehalten wird 

5. in der ersten Woche nach der Freigabe d w  
Wecbseikurses bat sich die D-Mark unter dem Ein- 
fluß der Marktkräfte um mehr als 5 vH aufgewertet. 
Der amtlich festgestellte Dollar-Kurs betrug am 
Ende der Bbrsenwoche 3.7560 DMi er lau damit um 
rund 6 vH unter der blaherigen ~aritat: Auf diese 
Entwidrlung bat die Bundesbank kaum dlrekt ein- 
rpwirkt. Sie war zwar bereit. Dollars zu verkaufen, 
aber m den von ihr gestellten Kursen kam es nu; 
zu geringen Abgaben. obwohl der Bundesbank w r  
der Prelgabe des Wechselkutses erhebliche Betraae 
an ~ e v i s e n  zugeflossen waren. 

Es ist deshalb sehr w W e i n l i c h .  da8 in diesem 
K m  die Iängerfrlstigen Tendenzen nur unvolikom- 
men nun Ausdmdr gekommen sind. 

- 
könnte es in den nächsten Monaten abermals zu b Vor aUem bemchte UngwrlEibeit darüber, 
einem Run auf die D-Mark kommen, vor aUem in 
den Wochen na& der Wahl zum 6. Deutstiten Buo- 
destag. Es ist nicht ausgesdilossen, da0 die Lage an 
den intematlonalen Devisenm&rkten wochenlang 
angespannt ist. Einzelne &der könnten erhebliche 
Reserveveriuste erleiden und zu dlrekten Eingriffen 
in den Zahlungsverkehr gezwungen sein. . . . 

ob nicht doch - und m6glichewelse en19elen 
den Iängerfristlgen ~ a r k t t i n d e a r m  - el&neue 
Parität kunfrlsUg festgesetzt würde; 
wie die neue Bundeweglenuig auf die sich at- 
zetcbnende Lohn- und PmisweUe reagieren 
würde. abo ob fiir die Zukunft mit einer euer- 
a i d e n  Stabilitämoiitlk und infolaedeasen mit ~- - ~ ~ - ~ -  ~. ~~~~P P~ P~ -~ 

Ein sicherlich marktgerechter, wenn auch ungewöhn- geringeren Binnenpreiasteigenuigen und einem 
licher Weg. solche Sdiwierigkeiten zu vermeiden. höheren A h n w e r t  der D-Mark zu r e h e n  istr 
bestünde darin, daE die Bundesbank den An- und 
VeAauf von Devisen bis zu einer erneuten - ob und in welcher Art die steuerlichen Absiche- 

sdieidung der Bundesregierung über Aufwertung rungsmaßoahmen vom November 1968 beselllgi 
oder Nichtaufwertun. der D-Mark einstellt. sobald 

~ ~ 

der~ev i senzus t ro i~ ine  ~r66enordnung ~bersteigt, 
die im vorhinein im Elnvemehmen mit der Bundes- 
regierung festzulegen wäre' (Ziffer 36). 

3. Die Freigabe des D-Mark-Kurses ist nicht nur 
eine Noima0nahme zur Abwehr einer Spekulations- 
welle: sie ist ein marktwirtschaftUdier Weg zur 
Neubewertung der D-Mark. Dazu gleichfalls SG 69 1: 

.Wenn m a n . .  . bedenkt. da8 e s . .  . auhrordeut- 
lich sd~wlerig ist, den Aufwertungssan zu bestim- 
men. der das bestehende Ungleichgewicht besei- 
tigt . . . . so spricht vieles d a f a ,  den Kurs der 
D-Mark - zumindest vorübergehend - völlig frei- 
zugeben und damit die Neubewertung den Markt- 
kräften zu Uberlassen' (Ziffer 26). 

4. Die Entscheidung der Bundesregterung trügi 
auch zu eher  B n t z e m g  der internationalen Wäh- 
mngsrelationen bei. Sie fäUt in eine Zeit. in der an- 
gesichts der anhaltenden Spannungen im Weltwäh- 
rungssystem allenthalben eine größere Flexibüität 
der Wechselkum erwogen und nunmehr auch von 

7. Diese Uwewiahelten werden sich so lanae auf 
die Enhviddiig des D-Mark-Kurses auswirk&, bis 
die Bundesregierung sie durch Entscheidungen oder 
Absichtserklamgen ausräumt. Piir die Kumentwi&- 
lung in der näheren Zukunft werden dle Normall- 
slerung der .lern-of-payment' und der RüMuß 
der spekulaiiven Kapitallmporte von besonderem 
Gewicht sein. Aus dtp~em Grunde Ist wllbrend eher  
Periode. die eher Monate als Wochen dauern wbi ,  
mit einer verstärkten Narhtrage nach Devisen zu 
redmen. Soll wrmleden werden. daE der D-Mark- 
K m  vorübergehend unter den sonst zu erwarten- 
den Kurs shkt, so mu0 die Bundesbank diese Son- 
dereinilüsse neutralisieren; sie müßte also berelt 
seh,  Devisen abzugeben. 

Mit einer solchen Neutrallsierungspolitik trtige die 
Bundesbank dani bei. die Kosten- und Preisdlspari- 
tat gegenüber dem Ausland rasch einzuebnen. 
Gleichzeitig würde der hflatorlsche Anpassung.- 
prme0. der sich in letzter Zelt zu bedeunigen 
drobte. gebremst. Einen Anhaltspunkt daiür. mit 
wieviel Devisen die Bundesbank neutralisierend 



Sondeiguladiien vom 4. Oklobei 1969 

eingreifen sollte, gibt die Höhe der Devisenreser- 
ven; diese wäre etwa bis auf den Stand vor Beginn 
der Spekulationswelle im ApriVMai 1969 abzubauen. 
Wenn die Bundesbank ihre Bereitsdiaft hierzu 
öffentlidi bekannt gäbe, würde sie helfen. die gegen- 
wärtige Unsidierbeit zu beseitigen, die .terms-of- 
payment' zu normalisieren und den Rüdsfluß des 
spekulativen Kapitalimports beschleunigen. Doch 
stellte selbst eine soldie Neutralisierungspolitik 
nidit sidier. daß sich am Markt ein D-Mark-Kurs 
ergibt, dessen Höhe ausreidit. den Pneisauitrieb im 
Jahre 1970 auf 2 bis 3 vH zu begrenzen. 

1). In der Zeit. in der die Devisenresewen abgebaut 
werden, verknappt sidi zwangsläufig die Banken- 
liquidität; der AbfluB der Spekuiationsgelder und 
die Normalisierung der .termsaf-payment' wirken 
ähnlidi wie eine Mindestreserveerböhung. Das ist 
gegenwärtig, angesidits der Liquiditäts&iille, kon- 
junkturpolitisdi envünsdit. Sollte jedodi durdi den 
Devisenabfluß der Liquiditätspielraum so stark ein- 
geengt werden. da8 sich daraus die Gefahr eines 
Konjunkturriidrschlags ergibt. dann mü8te die Bun- 
desbank ihren kreditpolitisdien Restriktionskurs 
lodsern. 

a Geldwertpolitisdi ließe aidi die Lockerung der 
Kreditpolitik reditfertigen. wenn die Tarilpartner 
bereit wären, sidi zu einer stabilisie~n~skonfomien 
Lohnpolitik zu bekennen und wenn sich die Gefahr 
von übermäßigen Preiserhöhungen - infolge ge- 
stieaener Kosten oder aus andenen Gründen - 
weiioehend aussdiließen Ließe. Die Mitwirkuuo der - ~ 

~a"f~arLner an einer stabilisierungskonformen ~ i r t -  
schaftspolitik wird jedodi nur zu erlangen sein, 
wenn diese darauf vertrauen können. da8 audi die 
Steuer- und Ausgabenpolitik mit der Einkornmens- 
politik in Einkldg gebracht wird. Der Sadiverstän- 
digenrat verweist in diesem Zusammenhang auf sein 
Sondergutaditen vom 25. September 1969 (Ziffern 
5. 7). 

10. Sollte es sidi hingegen zur Infiatiwsbektimp- 
fung als notwendig erweisen, eine restriktive Kre- 
ditpolitik m steuern, so könnte dies bei freiem 
Wechselkum wirkungsvoller gesdiehen als hn 
System der festen Paritäten. Denn solange der 
Wediselkurs frei ist. bewirken Kreditrestriktionen 
- automatisch - einen Aufwertungseffekt; es wür- 
den also nicht nur die Kredite teurer. sondern auch 
die Ausfuhren ersdiwert und die E i u h i e n  verbil- 
ligt. Für Preis- und Lohnerhöhungen bliebe den 
Unternehmen dann sehr viel weniger Raum. 

11. Es besteht nach der Freigahe des D-Mark- 
Kurses kein Bedarf mehr an wiihrungspolitisdien 
Ersatmiaßnahmen. Infolgedessen wäre es an der 
Zeit, das auBenwirtschaftliche Absidienuigsgesetz 
aufzuheben, damit sidi mögiiäut bald ein marktge- 
rechter Wediselkurs herausbilden kann'). Eigentlidi 
wäre es am meckmä8igsten gewesen. das Gesetz 
mit dem Ubergang zum freien Kun aufzuheben Da 
dies nidit gesdiehen ist, bleibt. wenn man das Ge- 
setz überhaupt beseitigen will, eine baldige Auf- 
hehung als nädiat beste Lösung. 

Sollte sich die Bundesregierung dazu binnen k m r  
Frist nicht entsdiließen können, wäre zu prüfen, ob 
es nidit ratsam ist. die Be- und IbUastungssUtze 
nadi einem öffentlich angekündigten Plan stufen- 
weise abzubauen. Dieser Vorschlag wäre unter dem 
Gesiditspunkt erwägenswert, da0 auf dieae Welse 
abmpte Anderungen des freien D-Mark-Kurses ver- 
mieden werden können. 

12. Am wenigsten befriedigend wäre es. wenn die 
Bundesregiemng eine neue Parität auf der Basis 
eines D-Mark-Kurses fixlerte, bevor sie das Absiche- 
rungsgesetz aufgehoben hat  In diesem Falle käme 
die Auihebuua des Absicherunasaesetzes einer 
de-fac to-~bwe&~ für den ~ a r & e r k e l u  gleldi; 
sie hätte inflatorisdie Konsequenzen. Will man sie 
vermeiden. so wäre bei der Festsetzung der neuen 
Parität zu dem dann gegebenen heien Kurs ein 
Aquivalent f i r  den Fortfall des Abaidienrngsge- 
setzes hinzunisduagen. Doch wäre es  sehr schwierig. 
ein soldies Piauivalent zu berechnen. zumal nicht be- 
kannt ist. wie weit der ~evisenmarkt den Fortfall 
der AbsidiemngsmaEnahmen antizipiert hat. 

13. Eine neue Parität zu fixieren. ist erst angezeigt, 
wenn man sidier sein kann, daB der freie Kurs die 
längerfristigen Marküräite einigermaüen rlditig 
widerspiegelt. Das ist nicht der Fan. solange die 
Vorstellung verbreitet ist, da0 es sich bei der heien 
Kursbildung um eine Art .Straiaktion gegen die 
Spekulation' handele. Mit Sidrerheit wird die Her- 
ausbildung eines richtigen D-Mark-Kurses audi dann 
verhindert. wen. von offizieller Seite bestimmte 
Werte für eine demnächst zu erwartende Paiität 
genannt werden. Erwartet nllmlidi der Markt. da8 
die neue Parität in der Nähe dieser Werte lieg(, so 
würde sidi audi der Marküurs dabin bewegen. 
selbst wenn den längerfristigen Tendenzen eln hö- 
herer oder niedrigerer D-Mark-Kurs entspradie. 

1 Selbst wenn eine neue Paritlit mit den Markt- 
kräften in Einklang stünde. so ware zu bedenken, 
daD bei einer RüMebr zum IWF-Standard (feste 
Parität. kleine Bandbreite) auf die Dauer die Ziele 
des Stabilitäts- und We<hstumsgesetzes ~ d i t  gleldi- 
zeitig verwirllidit werden können. solange im A u -  
land die Geldwertstahllität nimt ebenso hoch be- 
wertet wlrd w k  in der Bundesripuhlit. i h h i b  
wäre bei der Festsetzung einer neuen Parität Hir 
entsprediende Möglichkeiten der Wechseüunan- 
pmsung Sorge zu tragen, sei es in der F o m  einar 
Bandhieitenerweiterung, sei es in einer Pom den 
.crawlina peg' 1% 68 I Ziffern 27f.. JG 58 Uffern - .  - 
275 ff.). 

15. Vieles spricht dalUr, auf die Fixienuig einer 
neuen Parität gänzlich zu verzichten. Damit hatte 
man sich für die der Markhvirtsmalt ang-ie 
Form der außenwirtschaftiidien Abslchemg ent- 

1) Auf prinzipielle Bedenbn gegen da8 Absidtenuig* 
geneiz hat d u  Sadtveritbdigenrat bemtt. Ln ialnen 
Sondergutadib vom 30. Junt 1969 Glffern 10. 151 
hingewiesen. 



schieden; zugleich würden die gegenwärtigen Be- 
mühungen internationaler Gremien um e h  elasii- 
scheres Wediselkurssystem beispielgebend unter- 
stützt. 

16. Aus den Erfahningen während der kurzen Zeit 
nach Freigabe des D-Mark-Kurses Iaßt aich kein um- 
fassendes Urteil über die Funktionsweise flexibler 
Kurse ableiten. Au& nach dem Fortfall der bewn- 
deren Unaicherbeitsfaktoren M t e  geraume Zeit 
verstreichen, bis die Marktteilnehmer alle Vorteile 
eines solchen Systems erkamt haben und bis die 
zwebäßigen organisatorischen Lösungen gefunden 
worden sind. Zu seiner vollen Funktionsfähigkeit 
benötigt das System vor eUem gut entwidcelte Ter- 
minmärkte, auch Kir Fristen von wesentlich mehr 
als einem Jahr I) .  

17. Der Kapitalverkehr mit dem Ausland wird 
dur& die BeweglicbLeit des D-Mark-Kurses nlcht 
beeinträchtigt; er wird im Gegenteil gefördert. so- 
weit ein freier D-Mark-Kurs zu einem Abbau der 
Konvertibilitätsbesdiränlrungen bei unseren Hau- 
delspartnern führt. Wenn gesagt wird, ein freier 
Wechselkurs störe den internationalen Kapitalver- 
kehr. so wird übersehen. daB wegen der Z h -  
arbitraae sehr enue Zusammenhiinue zwischen den 
interna¿onalen ~i;udiflerenzen ucd-den erwarbeten 
Wecbseikursanderungen hir die vendlledenen 
Fristen bestehen. Entscheidend für die Rlcbtung der 
Kaoitalströme sind vielmehr die tendenziellen Un- 
ter;i&iede in der Reaivenin-g (in den nationalen 
Nominaizhiveaus s&iagen sich auf längere SiQt 
sowobl die ieweilise Realverrinsuw als auch die 
erwarteten iinatioi%raien nieder). - 
So deuten die Erfahningen der Bundesrepublik in 
den letzten zwölf Monaten darauf hin. da8 der Ka- 
pitalexport unter ständigen ~uiwerhiugserwartun- 
gen nicht zu leiden braucht. Der Eiiluß der Aufwer- 
tungserwariungen in bezug auf die DMark wurde 
für die Ausländer dadurdi ausuealichen. daB das 
Niveau der Nominalzinsen in der- Bundesrepublik 
niedriger war als in den Läudem mit höherer Inila- 

18. Beim Ubergang zu einem freien Wedurelkurs 
(oder bei der Festsetzung einer neuen Pariiät) ver- 
ändert sich die Edös-Koaten-Relation der Landwlrt- 
d a f l  anders als im Falls einer AnpassungsinflaUon 
abrupt. Da der Landwirtschaii bestimmte Mindest- 
preise in D-Mark zugesihert sind, ist es vertretbar, 
daß die Landwirtsmaft v o ~ b e q e h e n d  von der mdc- 
artigen Erhöhung des DMark-Kurses a b g e s a m i  
wird. Die aeoenwiirtiae Reoe1um.l miiüte aber in- " ~ -  - - 
nerhalb eines angemessenen Zaliaumes abgebaut 
werden. wenn nidit die Vorteik. die die Landwirt- 
scbaft aus der Unterbewertung der D-Mark gezogen 

hat. konserviert werden sollen - zum Nadi(el1 der 
Exportwirtsmaft und der mit Importen konkurrie- 
renden Industrien. Denn der freiie D-Mark-Kura liegt 
wegen der Ausgleidisabgabe höher, als wen. der 
Agrarbereich den übrigen Wirtsmaiisberdchen 
gleichgestellt würde. 

Ist die Sonderegelung abgebaut. wird sldi die Erlös 
Kosien-Relation der Landwirtsdmft bel einem freien 
D-Mark-Kurs und bei Geldwertatabilität ebenao ent- 
widceln wie im FaUe einer festen Paritht und bei In- 
flationauleicbsduitt mit unseren Partnerlhdem 
@denfalls solange es bei den jetzigen EWG-Rege- 
lungen bleibt. die von fixierten DoUarmhdestprei- 
sen Wr landwirtschaftliche Produkte ausgehen): 

- Bei freien Wechselhirsen und stabilem Preis- 
niveau im lnnem sänken zwar die landwhtdatt- 
licben Erzeugerpreise (in D-Mark) tendenziell in 
dem MaBe. in dem sicb dle D-Mark aufwertet; 
andererseits lagen aber auch dle landwirtsdmft- 
lichen Betriebsmittelprelse. die Löhne und dle 
Verbrauderpreise entsprechend niedriger. 

- Bei festen Wechseikursen und IanatlonagWch- 
schritt mit den Partnerländem mUßte die Land- 

~ ~. 
wirtscbaft dagegen bei kaum verämderten E;- 
zeugerpreisen stllrkere Lohnstelgerungen und 
hohere Betriebsmittel- und Verbrauchemreise 
hinnehmen. 

') Dle Bunderbank kante bei dem A u h u  dlesn Ter- 
mlnmhrkte beUen. Indem sle dle Erridihuig einer m- 
tralen Claarinpteue fnr I&gegermatige Termlibihkm 
unterstatzt. Ohne genügend ausgedehnte Wnsarhitrage 
könnten 8 t h  audi an d m e n  a d g s i e u e n  ~ermin- 
absrhläge oder -aufsctil- ergeben. die - selbst unter 
Eirirerhnung von Transferkosten und unlsriaed- 
l l b n  Gedäfbldsikm - erhablldi von dni nrlshen 
den betreiienden Ländern bestehenden Wnidilfersnren 
a b w e i h .  In ml&n PlUen würde dle Tarmlnddm. 
rvna aeltens des Außdandeli - iewells für eine 
~ a h e i t e  - unverbllbismlllllg teu& endieinen. Es 
milüte deshalb für elm hmktloniemda Zimrbltrage 
w o q i  werden. Wenn dle Geidiäilsbanken heute 
nidit immer in dem e t i o r d e r l l ~  Umfang dle Ge- 
wlnndiancen aiu der Zlnsarbihaga nutzen, so llest 
dia. außer M den Unvollkommenbdten der Geid- 
und Kapitalm&rktc. an den po l l t i sh  Rlsiken der 
Geldantsge in veniddedeoen Löndern und an den 
bestehenden und befhxhteten Konvertlbllltlblbb 
~dubkungen. E. kann nldit Aufgabe der Bunderbank 
eh. die polliIi&n Risiken zu aberneben; dleae 
Risnken beatehsn unabhängig davon. ob die Weduei- 
kurm hei oder tlrlart sind Dsl Risiko der Inlonver- 
Ublllttit hin#- könnte die Bundesbank aherneh- 
men, wohel sie midi selbst durdi bilaterale Konvertl- 
blllttitsgaranllen mit anderen Zentralbanken sldiern 
mute. 

'I Auf alle AgrarlmpDrte wird zunfidut eine pausdiale 
Ausgleiduabgahe von SS vH erhoben, dle spllter ent- 
apredtend dem tataadiltdien KMsnkun vadlert wird 



VII. 

Mlitellung an dle Presse 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- Rat der Uffentlidikeit und den wirtschaftspolitisch 
samtwirtschaftlichen Entwiddung gibt bekannt: verantwortlichen Instanzen gegenüber vertretenen - ~ 

Herr Staatsminister a. D. Dr. Harald Koch hat dem 
Herrn Bundespräsidenten am 19. Mai 1969 mitgeteilt, 
da8 er sein Amt als Mitglied des Sachverständigen- 
rats niederlege; er hat diesen Schritt wie folgt be- 
gründet: 
.Herr Bundesfinanzminister Franz Josef Strauß hat 
den Sachverständigenrat - ebenso wie die 99 Pro- 
fessoren - nach Pressemitteilungen in der Olfent- 
lichkeit der .Meinunosmanioulation' und der .ter- . - .  
ronsuschen Beeinllussung' anderer bezichtigt. Ich 
mochte nicht langer einem Gremium angehoren. des- 
sen Arbeit. die ein vertrauensvolles Verhältnis ge- 
rade auch zu den zuständigen Fadministern voraus- 
setzt, in so unerträglicher Art gestört und erschwert 
wird. 
Träte der Rat in seiner Gesamtheit zurüdr, so ent- 
spräche das den Wünschen derer. die die bisher vom 

Ansichten für falsch halten. Dabei ist in dieser wirt- 
schaftspolitischen Situation unabhängiger und unbe- 
einilußter Rat wohl besonders wichtig.' 

So aehr die übrigen Mitgiieder des Rates die Gründe 
verstehen. die Dr. Koch zu diesem Schritt veranlaBt 
haben, so aehr bedauern sie sein Ausscheiden. Sie 
sind Herm Dr. Koch. der dem Sachverständigenrat 
von Anfana an anaehörte. zu aroSem Dank ver- - " - 
pfllchtet fur Sem persönliches Engagement fur die 
Aufgaben des Rats und für seine allezeit kollegiale 
Haltung. 

Da jetzt die Vorbereitungsarbeiteo für dar Jahres- 
gutachten beginnen. hat der Vorsitzende des Sach- 
ventändigenrats den Bundeskanzler gebeten, die 
Bundesregierung möge so bald wie möglich dem 
Bundespräsidenten einen Nachfolger für Dr. Kodi 
vorschlagen. 



M e t h o d l h  Erlfiute~ngen zur Bertlrnrnung der gesarntwlrt- 
schaiilldien Plod~ktiO~pOt~ntlalr (Sadikapazltälen) 

I. Es beze ihen  für die Jahre I, t + I , .  . .. t + n Der Auslastungsgrad des Produktionspotentials 

rc< das Bruttoaniagevermogen am Jah- ist dann 
resanfang. 1 . = k = <  Y 

+ K , + , I  das jahresdurdwimittlictie Brutto- 
anlagevermägen. 

das reale B~ttoinlandsprodukt. 

das gesamtwirtsctiaftlidie Produk- 
tionspotential, 

die statistisdi gemessene Kapital- 
produktivität, 

k't die von Auslastungssdiwankungen 
bereinigte Kapitalproduktivität. 

I r  den Auslastungsgrad dea gesamt- 
wirisdiaftlidien Produktlonspoten- 
tials. 

2. Das gesamiwirtadiaftlidie Roduktionspotential 
erglbt sich aus dem Produkt von jahresdurdi- 
sdinitllidiem Bruttoaniagevermögen und von 
Auslastungssdiwankungen bereinigter Kapital- 
produktivität (JG 68 Anhang W): 

Y ~ = + ( K ~  + K,+I). 

Die Sdiätzwerte Kir die von Auslastungssctiwan- 
kungen bereinigte Kapitalproduktivität werden 
mit Hilfe einer linearen Trendfunktion aus den 
Logarithmen der statistisch gemessenen Kapital- 
produktivitaten gewonnen: 

log k't = ao + ai log kt + ut . 
Die Trendfunktion wird soweit parallel ver- 
xhoben, da8 sie du* den höduten im Beob- 
aditungezeitraum festgestellten Wert der Kapi- 
taiproduktiviiät geht (1960). 

- k; Y',' 
3. Die Sdiatzung des Produktionspotentials erfolgte 

nur für den Sektor Unternehmen (ohne Woh- 
nungsvermietung). Beim Staat und bei der Woh- 
nungsvermletung wurde dagegen angenommen. 
daD deren Produktionspotential stets voll ausge- 
lastet. das helßt mit den Beiträgen dieser Sekto- 
ren zum B~ttoinlandsprodukt identisdi ist. 

Das gesamtwirtridiaitlictie Produktionspotential 
erreämet sicb aus dem Produktionspotential der 
Unternehmen zuzüglidi den Beiträgen des Staa- 
tes und der Wohnungsvermietung zum Bruttoin- 
landsprodukt. 

4. Uber die Entwidrlung der einzelnen Komponen- 
ten des Kapazitatswadistums wurden folgende 
Annahmen gemactit: 
- Die von Auslastungssdiwankungen bereinigte 

Kapitalproduktivität wird bestimmt aus den 
Logarithmen der Trendwerte fUr die Periode 
1858 bis 1968. 

- Bei der Fortsdireibung des Bruttoanlagever- 
mögens') bis 1. 1. 1871 wurde davon auage- 
gangen. da8 die realen Bruttoanlageinveati- 
tionen der Unternehmen 1966 um 20 vH und 
1SlO um 10 vH zunehmen 

- Die redmerisctien Abgänge vom Bruttoanlage- 
vermögen wurden anhand der von Kirner er- 
mittelten Absterbeordnung (quaailogistisdie 
Verteilungsfunktion) gesdiätzt. 

') W. Kimer, Zeltniben für das Anlagwermögen der 
Wirtsdmftsbeni&e in der Bundesiepublik. Deuls&- 
land. Beiuäge zur StniLlurloridiun~. DIW, Heft 5. 1968 
(von Klrner fiu den Zeitraum 1962 bis 19ES korrigiert 
und aknialisien]. 
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Eriiiuie~ng von Bogrithn dar Volimwl~ii i i ldmn Ganmimchnungan 

1. Sekiaren der V o l L . ~ ä m i i  

Die inländischen wirtschaftlichen lnstitutionen sind 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnunsen zu 
Sektoren zusammenaefaßt. In der ~rundeinceiluna ~~~ ~ 

werden drei !Sektoren unterschieden, nämlich ~ n t e ;  
nehmen, Staat und private Haushalte einsdil. priva- 
ter Organisationen ohne Ewerbdarakter.  

Zu den Unlernehmen rechnen alle Institutionen, die 
vorwiegend Waren und Dienstleistungen produzie- 
ren bnv. erbringen und diese gegen spezielles Ent- 
gelt verkaufen. das in der Regel Uberschüsse ab- 
wirft oder mindestens die Kosten dedrt. Hienu ge- 
hören unter anderem auch landwirthctiaitliche Be- 
triehe. Handwerksbetriebe und Freie Bemfe. ferner 
Bundesbahn. Bundespost und sonlige offentliche 
Unternehmen. unabbhngig von ihrer Rechtsform. 
Einbezogen in den Unternehmenssektor ist auch die 
Wohnungsvermietung einhctil. der Nutzung von 
Eigentümewohnungen. 

Der Staal umfaDt folgende öffentliche Körperschaf- 
ten: Bund einschl. Lastenausglelchsfonds und ERP- 
Sondervermögen, Länder einschl. Stadktaaten, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände, und zwar Hoheits- 
und Kämmereiverwaltungen (also nicht ihre Unter- 
nehmen), ferner Zweaverbände, soweit sie Auf- 
aaben erfüllen die denen der Gebietskörnerschaften 
entsprechen. und die ~ozialversicher&~ einschl. 
der ZusaLzvenorquag im öffentlichen Dienst. tn die 
Sozialvenictrenuig einbezogen ist ein fiktiver Pen- 
sionsfonds iitr Beamte. der unterstellt werden mu8. ~~ ~~ ~ ~~ 

um das Einkommen der Beamten mit dem andere; 
Arbeitnehmergmppen vergleichbar darstellen zu 

~ ~ 

können. 

In den Sektor der prlvaten Haushalle sind die pri- 
vaten Organisationen ohne Ewerbscharakter ein- 
geschlossen. wie Kirchen. religiöse und weltanschau- 
liche Omanisationen. karitative. kulturelle und wis- 
senschaftliche Omanisationen. aolitische Parteien. -, r~~~~~~~~~ -~ . 
Gewerkschaften. Sportvereine, gesellige Vereine 
usw.. die wie der Staat ihre Leistungen übewiegend 
ohne Entgelt .verkaufens, 

der Bereiche zum Bmlialnlmdsprodukl zu Mukt- 
preisen 

Erhöht man das Bmttoinlandsprodukt um die Er- 
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländide 
Institutionen von der übriqen Welt beoqeg haben. 
und zieht man die Erwerbs- und Vermöaenselnkom- 
men ab, die an die übrige Welt gezahlt Gorden sind. 
ergibt sich d d ~ ~ d a l p r o d u l i t  zu MukQnisea 

Das Bmttosozialprodukt zu Marktpreisen ist. von 
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Summe 
aus dem (privaten und Staats-)Verbrauch, den In. 
vestitionen und den Ausfuhren von Waren und 
Dienstleistungen [einschl. der Erwerbs- und Vermö- 
genseinkommen aus der übrigen Welt) nach Abzu 
der Einfuhren von Waren und Diem e s  ungen 
[einschl. der Ewerbs- und Vermögenseinkommen 
an die übrige Welt). 

Zieht man vom Bmttosozialprodukt zu Marktpreisen 
die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaffungs- 
weisen bewerteten ~bschreibunaen ab. erhält & 
eas Nettoroaldprdukt zu ~arktprelaen. Hieraus 
leitet sich durch Kürzung um die indirekten (bei der 
Gewinnermittlung abzugsfähigen) Steuern und durch 
Addition der für die laufende Produktion aezahlten 
staatlichen Subventionen das ~etialorlilpmdukt zu 
Pakiarkosten ab. Es ist identisch mit dem Volks- 
einkommen. 

Die einzeinen Begriffe hängen, schematisch darge- 
stellt. wie folgt zusammen: 

Bmttoinlandsprodukt 

+ Saldo der Ewerbs- und Vermögenseinkommen 
zwischen Inländern und der übrigen Welt 

= Bmttosozialprodukt 

- Abhctireibungen 

= Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

- Indirekte Steuern 

+ Subventionen 

= Nettosozialprodukt zu Faktorkosten = Volksein- 
2. Das Soriaiproduki und sehe  Eiitslebung kommen - 
Dai Sozlalpmdukl gibt in zusammengefa8ter Form 

Leistung der Volkswirt- a vedellun. d" Vo&seMommm 
I ( schalt. 

- 

I Das Volkseinkommen ist die Summe aller Ewerbs- 
Von seiner Entstehun her gesehen wird das Sozial- V„ögenseinkommen, die Inländern zugeflos- 

d s p m d u k t  beredmet. Aas- sen sind, produkt über as 
gangsgrö8e Mr die Ermittlung des Inlandsprodukts 
sind in der Reget die Produktionswerte (Umsatz; Be- In der Verteilungsrechnung des Volkseinkommens 
standsverändemng an Halb- und Fertigfabrikaten. werden zwei wichtige Einkommensarten unterschie- 
selbsterstellte Anlaaenl der Wirtschaitsbereiche. den. nämlich Einkommen aus unselbständiaer Arbeit 

I 
Zieht man hiervon die 'sogenannten Vorleistungen und Einkommen aus ~nternehmertäti~keiiund Ver- 
(Materialeinsatz usw.) ab, erhält man den Beitrag mögen. 



Das Bmlbelnliommei ans unaelbstandlger Arbelt Ieistung9k.3ufe des Staates (ohne Kaufe von hvesti- 
umfaßt die Bnttolohn- und -gehaltssumme zuzüglich tionsgiitern für zivile Zwe&e). die Einkommen der 
der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversihmng. 
Wegen fehlender statistischer Unterlagen sind be- 
stimmte freiwillige Sozialleistungen. wie Auhven- 
dungen zur zusätzlichen Alters- und Krankenvor- 
sorge. noch nicht einbezogen. 

Das Bnitainaommen aus UntemahmerliUaLelt und - ~ 

Vermcigen enthält das Einkommen der-privaten 
Haushalte und des Staates aus Gewinn, Zinsen, 
Nettomieten und -pachten. und w a r  nach Abzug 
der Zinsen auf Konsumentensctiulden bzw. auf die 
öffentliche Schuld. Dazu kommen die .nicht ausge 
schütteten Gewinne der Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlidikeit (Kapitalgesellschafben, Genos- 
senschaften usw.). 

Die Anteile der Sektoren am Volkseinkommen ent- 
halten noch die direkten Steuern. derjenige der 
privaten Haushalte außerdem die Beiträge zur So- 
zialversicherung. 

Erhöht man den Anteil der privaten Haushalte (und 
privaten Organisationen ohne Emerbscharakter) 
am ~olkseinkmmen um die Renten. Pensionen. 
Unterstützungen und ähnliches. die die privaten 
Haushalte usw. vom Staat und von der Übrlgen 
Welt bezogen hbben, und zieht man von dieser 
Summe die von ihnen an den Staat geleisteten 
direkten Steuern, SozialversichemngsbeitrBge und 
sonstigen laufenden Ubertragungen suwie die an die 
übrige Welt geleisteten laufenden Ubertragungen 
ab. ergibt sich das vsnt lgbm Einkommen des 
Haushaltssektors. Das verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte kann sowohl einschl. als auch 
ohne nichtentnommeae Gewinne der Einrelunter- 
nehmen und Penonengesellsrhaften dargestellt 
werden. Dasselbe gilt hir die Enpuala der privaten 
Haushalte. die man erhält, wenn man vmver füa -  
baren Einkommen den Privaten Verbrauch abzieht: 

4. Vemendung dem Soaialprodukta 

I! In der Verwendungsrechnung werden der Private 
Verbrauch. der Staatsvehrauch, die Investitionen 
und der Auüenbeitrag unterschieden. 

Der F'rivate Verbrau<h umfaBt die Güber- und 
Dienstleistungskäufe der inländisdien privaten 
Haushalte für Konsumzwecke sowie den Eigenver- 
brauch (iiäufe minus Verkäufe. ohne Investitions- 
güter) der privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter. Neben den tatsächlichen Kaufen sind 
auch bestimmte unterstellte Käufe einbeariffen w k  
der Eigenverbrauch der Unternehmer, der wert der 
Nutzung von Eigentümerwohnungen und ahnliches. 
Der Verbraudi von Gesdiaftskosten wird nicht zum 
Privaten Verhraudi geredinet, sondern zu den Vor- 
leistungen der Unternehmen. Nicht enthalten sind 
ferner die Käufe von Grundstü&en und Gebäuden, 
die zu den Investitionen zählen. 

Der Siaatsverbraud entspricht den Aufwendungen 
des Staates für Verwaltunasleistunaen. die der All- - - -  - - .  
gemeinheil ohne spezielles Entgelt zur Verfügung 
gestellt werden. Zu den Aufwendungen fur Vemal- 
tungsieistungen zählen die Waren- und Dienst- 

im Staatsdienst Beschäitigten, ferner unterstellte 
Nettomieten für die vom Staat benutzten eigenen 
Gebäude und Abschreibungen auf diese Anlagen 
und das bewegliche Sachvermögen. Um den Staats- 
verbrauch zu ermitteln, wird von den Aufwendun- 
gen der Wert der Staatsleistungen abgesetzt. die 
verkauft oder für die Gebühren erhoben werden. 
Zu den laufenden Aufwendungen für Verteidigungs- 
zwedre zählen auch die Käufe von Rüstungsgülern 
und militärischen Bauten. Sachkislungen der So- 
zialverslchemng. der Sozialhilfe usw. an private 
Haushalte zählen zum Staatsver<brauch und nicht 
zum Privaten Verbrauch. 

Die Investltbnen setzen sich aus Anlageiovesti- 
tionen (Ausrüstungen und Bauten) und der Vorrats- 
veränderung zusammen. 

Die AniageinveNUmn umiasxn die gesamten pri- 
vaten und staatlichen Käufe dauerhafler Produk- 
tionsmittel sowie die selbsterstellten Anlaaen. Als - 
dauerhafl werden in diesem Zusammenhang die- 
jenigen F'roduktionsmitbel angesehen. deren Nut- 
zungsdauer mehr 91s ein Jahr beträgt und die 
normalerweise aktinert und abgedrieben werden; 
ausgenommen sind geringwertige Güter. 

Die Anlageinvestitionen werden unterteilt in Aum- 
~ l n n a i I U o o a i  Mas&en und maschinelle 
h l ag&.  Pabneuge "W.) und Bauinvertliionea 
(Wohngebäude. Vewaltungsgebaude, sonstlge ge- 
werbliche Bautai. StraEen, Brü&en. Wasserweae - 
USW.). 

Die V n m b v e f i d c n i g  ist zu Wiedehdaf fungs -  
preisen bewertet und damit frei von Shingewin- 
nen und -verlusten. die aus den preisbedingten 
Amiemngen der Buchwerte resultieren. 

Als AuBenbelirag wird die Difierenz zwischen der 
Ausfubr und Einfuhr von Waren und Dienstlelstun- 
gen bezeidmet. ErfaBt werden die Waren- und 
Dienstleistungsumsätre zwischen InläDdern&der 
übriqen Welt. Eidbaogm in die Ausfuhr sind 
Erwerbs- und Vermögenseinkommen. die Inländer 
von der übrigen Welt bezogen haben; in der E i -  
tuhr slnd die an die (Ibrige Welt geflossenen 
Erwerbs- und Vermögenseinkommen enthalten. I 
Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der 
Zahlunashilanz ist zu beachten. da8 in den Volks- 1 
wirlschafllichen ~esarnt r&un~en die übrige Welt 
neben de A-d auch das Währungsgebiet der 
d a E t  . 
Ci--- 

--I 
5. Du SorWpmäuki In komhuten Reben rnd dle 

P r e h e a t w l ~  dea Sodalproa&ta 

Das Sozialprodukt und die wichtigsten Teilgrößen 
der Entstehungs- .und Verwendungsrechnung wer- 
den auch In konstanten Preisen (von 1954) be&- 
net. Man spricht in diesem Fall auch vom realen 
Sozialprodukt im Gegensatz zum nominalen. das in 
jeweiligen Preisen auage$ni&t Ist. Dividiert man 
nominale durch die entsprechenden realen Größen, 
erhalt man Preisindices auf der Bark 195.4. Wese 



E ~ l d u l e ~ ~ n g  von Begriffen der Volkswirladiorilidien Geaßrnlredvurngen 

Preisindices haben eine wediseinde Wägung. das 
heii3t. ihnen lieg1 de r  .Wareukorba des jeweiligen 
Beriditsjahres zugrunde. Sie zeigen den ~reisrtänd 
im Beriditsjahr v w t  dem von 1954; die 
Entwickluno ieweiiiaen 7- & 
aus ihnen - wegen der wediselnden Wäqunq - 
nur mit Einsdir&&- 

P__-I-- Sen. 

Weitere Hinweise rum Inhalt der in den Volks- 
wirtshaftlidien Geramlredinungen verwendeten 
Begriffe werden in den FuOnolw zu den einzelnen 
Tabellen gegeben. 
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I)  Ant~ll der Emeibaprsonlm IBrireibillUge + Arbellil-) an d u  Wobnbevakeniig, 
9 Jahreszahlen: BIS 1- SLand End. Jull. lWl Sland Ende Junl. - HalbIahieizableni: .?I- S h l b g .  
9 ~ n t e l l  der ~ihellslr>.oi an den abbhgign Eiwerhipnonlm (abhlngige Erwerhilluge + regiatderle Azbelblose). 
4) ohne S a a r l d  md Bcrlin. 

Zeitraum 

Einwohner 
'Wohnbe 

ve ibmg)  
A:tt'C 
quote *) 

VH 

EMerbstiiUge 

46908 21 577 46,O 19997 13 674 1580 10.4 

47413 21 952 4 , 3  20 520 14 286 1432 8 1  
47 728 22 289 4 .7  20910 14 754 1 37B 8,s 
48 172 22 684 47.1 21 425 15 344 1258 7.6 
48 710 23 216 47,7 21 995 15968 73 1221 7.1 
49 203 U 758 48.3 21 830 16 840 80 818 5 2  
49 797 24 196 48.0 23 43.5 17483 89 761 4.2 
50 434 24 M2 48.8 23940 17 992 108 662 3 3  
51 ll% 24 807 48.0 24 124 18 188 127 683 3.6 
51 634 24 857 48.1 24 381 I8 531 167 476 2 3  
52 183 25 ü43 48.0 24808 19 067 U 5  1.2 

55 433 26 518 47.8 26 247 Po 331 27B 271 1,s 

56 175 26 772 47.7 26 591 20 730 507 161 O,@ 

56 938 26 938 47.3 26 783 21 053 628 155 &T 
57587 n 0 5 6  47.0 26880 21 303 773 186 0.0 

58% 27148 46.6 26 979 21 517 937, 169 0.8 

59 012 n m  46,3 27 153 21 811 1118 147 0,7 
59 638 nw 45.7 27 m 21 8 m  1244 161 0,7 

59 m 3  26 751 44.7 26 292 21 180 1014 458 2.1 

M 184 26 665 44.3 26 342 21 330 1019 323 1.5 

55246 26 387 ns 26 MZ 7.0076 385 L@ 
55 6Zl 26W 479 2649l 20 5BB 156 0.8 

55 984 26 665 47.6 26121 PO 511 238 1.1 
56 486 26 879 47,6 26 755 20919 124 0.6 

56 752 26 887 47.4 26 690 20 917 5 m  197 0.9 
57 124 26988 47.2 26 815 21 188 688 113 0.5 

57 403 27017 n.1 26 770 21 IM 734 z« 1.2 
57 771 n 114 4 .9  26990 21 44.5 812 124 0.6 
58061 n ~4 46.6 26 833 21 364 810 221 1.0 
58 471 Z i  242 46.6 27 125 21 7SJ 964 1 17 0.5 

58811 27 215 46.3 n m  21 682 1053 193 0.9 
59212 n 3 8 5  46.2 n28( UOOO 1184 101 0.5 

59 481 27 253 45,8 n 0ai 21 839 1222 LW 0.8 
59 794 27 233 45.5 nom 21 901 1 266 153 0.7 
59 824 26806 44.8 Zö 270 21 140 1 049 536 L 5  
59 922 26 697 44.6 26 314 21 220 978 383 1.8 

W 036 26 548 442 26099 21 W7 955 449 2.1 
60 333 26 783 44.4 26 585 21 5BJ 1 083 198 09 
W 678 26811 442 26 589 21 677 ... 242 0.0 

hg„t 

1950 ' 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1956 

1957 

1958 
1958 

1960 

Ewerba- 
e r  

darunter Abhängige 
~egistr ierte 

dar. nidit- ~ , b ~ i t ~ l ~ ~ ~  
deutadie -1 nehmer A M I -  9 I 

.V 

Ewerba- 
quote '1 

1 CO0 1 OOO 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

8 8 ~ 1  I.Hj. 
2. HJ. 

1961 1. HJ. 
2. Hj. 

1962 I.HJ. 
2. HJ. 

1 x 3  1 . ~ 1 .  
2. Hj. 

1964 1.HJ. 
2. Hj. 

1965 I.Hj. 
2. Hj. 

1955 1.HJ. 
2. H]. 

1967 1.Hj. 
2. Hj. 

1968 I.Hj. 
2. Hj. 

1959 1.Hj. 

vH 
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I )  hnd- und PoriMrUdiilt. TLorhiliung und Pis&arel. 
1 Enelglc.rlrUdiilt und Wali~ner.oiymng. Bergbau, Vlrarbe i t~dl l  Gewerbe. Beugewerbe. 
1 Handel. Verkehr und Ni&rl&t.niiberrditlung (ab 1860. rweile Zeile). 
4) KiedllinlUNLL ood V e r s l & e ~ ~ n g . ~ e w ~ r b ~ .  DiensUeisN~ge~. Orginlialionen ohne Erwcibsmaiakter und PiIVah 

GebIeUkamrri&aiIe~ und Smlaheril&-g. ohne Angabe de. Wirti&all.berel&u (ab 1880. rwlle Zelle). 
a) Ab 1 W  (Bundcigeblet) gedndute Abgremuog du,& LlnlOhmog der ruum Wlrls&almweigiystemat~ 118611. 
3 e h s ~ ö l i &  rdlhdtende Psmilienangeb6ilge. 
3 Ohne S i r i i l d  und Biilh. 

Jahr 

Alle WLrllmaftr 
bere lde  

Abhan- 
dige ') giga 

1950 \ 

1951 

1952 

1953 

LW 

1955 

1958 

1951 

1958 

1859 

1860, 

Land und Produzierrodes Handel und Ubdge 
Porrtwirts&aft ') I Gewerbe I) I Verkehr 'J I) I Berelcha4) 7 

Ewerbstötige 

ins- 1 er. Ab- 1 ins- ( dar. Ab- 1 Ina- 1 dar. Ab- 1 .Ins- 1 dar. Ah- 
geasrnt haogige gesamt h&nglge gesamt hängige gesamt hängige 

.'I 

31,6 68,4 24,8 5.0 42,6 37.3 16.0 11,6 16,6 14.5 

30.4 M,6 23,4 4,s 43.3 38,2 16.8 12.5 16.5 14.4 

29,4 70.6 ~a 4.2 43.8 38,7 17.5 13.2 16,6 14.5 

28.4 7 6  21.0 3,9 44.5 39.6 18.1 13.8 16.5 14,3 

27.4 72.6 19.8 3.6 45.6 40.9 18.1 13,9 16.4 14.3 

26.2 7x8  18.6 3,2 46.7 U ,2  18.5 14,3 16.2 14.1 

25.4 74.6 17.7 3.0 47.5 43.1 187 14.5 16.2 141) 

24.8 75.2 17,O 2.8 47.4 43,O 19.3 15.1 16,4 14.2 

24,6 75.4 16.3 2.6 475 43.2 19.4 15.1 16.7 14.5 

24.0 76,O 155 2.4 47.7 43.4 19.6 152 17,2 15.0 

23P 769 14.4 2.2 48.2 43,9 19.9 15,7 17.5 15.2 

21,5 775 1x8 2.0 4 7  43.7 172 13.2 21.3 18.6 

22.0 78.0 13.0 1.8 48.1 442 174 13.3 21,6 18,7 

21.4 78.6 12.6 1.7 l s , 2  44.6 17.3 13.3 21.8 19.0 

20.7 79.3 12.0 1.6 46.2 7 17,6 13.6 21.1 19.3 

20.1 79,9 11.4 1.4 48.3 7 17.6 13.8 22.7 19.9 

19.6 80.4 10.9 1.4 4 8  45.1 17.6 13.9 P . 8  20.0 

19.2 808 10.6 1.3 48.4 45.0 7 7  14.0 23,3 20.5 

19.4 80.6 10.4 1,2 47,l 43.7 18.0 14.2 24.5 21.4 

19.0 81.0 10,O 1.2 47,4 U ,  1 7  142 24.8 21.5 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 
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Beim6 z w ~ g a t a 8 t u  Wirtsihalt. 

Mrd. 

11 EinsmiieBlim TlerWhuia und Firmerrl. 
j EirumlieBllm wosieneriorgung. 
9 Eviadilieüiim Namrimtonübermittluaq. 
41 Kreditlnlitul. und verridieniwsgererbe. Wohnungisermietung. DienstlelsNn~iuntemebm~ und Freie Benile 
6) Gebietrkarperi~aiim und Soziilvcrsidi~mg. 
*] Hauslime Dienste und prisal. Organiialionen ahne EnerbsmarsLler. 

Zeitraum 
Bnitta- 
inlands- 
Produkt 

1950 . 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1% 
1957 
1958 
1959 
1960 , 

.'J 

In jeweiligen Preisen 

97.82 10.18 48.48 5.41 38.02 5.05 19.43 10.31 7.65 1.77 
119.43 1227 61.27 667 48.38 6,22 23.06 12.01 898 2,M 
136.49 13.33 69.29 7 54.31 7 1  27.78 13.58 10.19 2.32 
147.01 1343 76,11 9,lZ 58.46 8.53 28.55 15.19 11,06 2.67 
158.24 13.76 82.56 9,75 63.64 9 7  30.22 16.41 11.89 2.87 
180.83 14.54 95.78 1 0 , s  7385 1199 35.20 19,15 13,06 3.10 
199,W 14,97 105,19 1 1 , s  W.60 12.63 39.07 2198 14.60 3.39 
216.39 15.62 113.24 1Z96 87.13 13.15 43.49 24.24 16,15 3.65 
231,21 16.52 120.39 13,38 9292 1429 46.24 26.54 17.58 3.93 
250.75 16.88 131,70 13,68 lOlPl 17.01 50.31 29.50 18.16 4.12 
279.42 17.52 148.44 14.56 114.66 19.22 55.36 33.44 20.25 4.40 

296.64 17.72 158.08 15.67 122.18 20.23 58.49 35.66 22.04 4.65 
326.60 17.41 174.70 15.98 135.55 23.17 63.40 40.26 25.34 4.96 
354.88 17.97 189.91 16,76 146.82 26.33 66.67 44-27 27.79 527 
377.96 19.28 199.00 17.60 352.83 28.57 73.92 49.10 30.92 534 
414.60 20.51 218.91 17.61 168.42 32.88 W.61 54.39 33.98 620  
453.83 20.13 238.87 18.23 186.23 34.41 88.37 61.00 38.68 6,78 
rl~1.61 m , n  ua.n 1 8 , s  193.77 35.97 93.93 68.70 43.16 718 
&,W 20.89 242,16 18.39 190.69 33,08 95.07 7 4 0  46.22 7.59 
530,W) 2l , l3  271.47 20.84 215,20 35.43 102,02 81.61 49.02 8P3 

139.81 8.57 73.83 7,75 57.12 8.96 27.50 17.04 10.62 225  
156.83 9,iS 84.25 7.92 65,06 1 l . n  30.99 18.62 11,U 2.40 

155.94 9.24 82.90 77.1 64.80 10.19 29.72 19.37 12.31 2.40 
170.66 8.70 91.80 8.07 70.75 1238 33.68 2089 13.03 2 , s  

16851 8.79 89.36 8.20 69.83 11.23 33-01 21.40 13.41 2.54 
186.37 9,18 100.55 8,56 76.33 15.00 36.66 22.87 1 4 3  38-73 

176.89 9.14 91,72 8.67 71,TI 11,28 34.50 23.70 14.98 2.77 
201.07 10.14 107.28 8 9 3  81.06 17.W 39.34 25.40 15.N 2.97 

194.76 lO,l8 101.88 8.58 B.21 14.08 37.41 26.13 16.20 2.96 
21984 10,33 117,03 9.m 89.21 18.80 4320 28.16 17.78 3.24 

214.14 10,19 112.W 9,Ol W56 14.72 40,83 29.13 18.46 3,24 
23969 9.94 126.58 9.22 97.67 19.69 47.54 3187 20.22 3,54 

230.32 9.93 119.17 9.21 93.99 15.97 44.40 3296 20.38 3.40 
251.29 10,34 129.10 9,32 99,78 20.00 4953 35.74 22,78 3.60 

210.52 10.63 113,81 8.99 90.04 14.78 44.28 35.74 22.41 3.65 
255.40 10.26 128.35 9.40 100.65 18,30 50,79 38.33 23.81 3,41 

247.31.) 10.00 125.W 10.05 99,5l 15,44 47.m 39.73 23.38 3.82 
283.3lil 11.13 145.47 10.79 115.69 19,99 55.W 4 2 , s  25.64 4.21 

275.07.) 10.88 141,89 .. . ... . . . 51,lZ 4 3 , s  29.M 

Land 
und 

Forst- 

~rnar t  $1 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 3 
19683 

1960 1.Hj. 
2. H). 

1961 1. Hj. 
2. Hj. 

1962 1. Hj. 
2. Hj. 

1963 1. Hj. 
2. Hj. 

1964 1.Hj. 
2. Hj. 

1965 1.Hj. 
2. Hj. 

1966 1.Hj. 
2. Hj. 

1967 1.Hj.q 
2.Hj.O) 

1968 1. Hj.') 
2.Hj.v) 

1969 1.Hj.') 

Rodurierendei Gewerbe 

Hypdel 
Ver. 

*ehr 8) 
insge- 
lllmt 

Dienst- 
leistun- 
gen') 

berg ie-  
wirt- 

syJi.) 
Bergbau 

s t a a t v  V erar- 
bei,e,,- 
dm G- 

Prlvate 

)E 
"SV.? 

Bauge. 
werbe 



berelae zum Bmtiolnlaodrprodukt 
DM 
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in Preisen 

39.55 
15.35 
51.48 
57.30 
63.64 
74.19 
79.68 
84.88 
88.47 
95.83 

107,W 

114,15 
121.80 
127.28 
130.83 
142.33 
15367 
156.86 
154.66 
171.41 

~ n i t t o -  
inlan&. 
produkt 

von 1954 

5.88 
6.54 
7.28 
8.73 
9.17 

10.77 
11.44 
11.25 
1 1 , s  
12.90 
13,46 

l4,16 
15.18 
15.73 
16.16 
17.81 
18.30 
18.76 
17.86 
18.42 

Land 
und 

Forst- 

adiall I)  

IM.94 7.52 66.96 6.69 53.95 6.32 23.43 13.18 8 . 2  1.62 
134.04 8.57 74,92 6.88 60.20 7.84 26.58 13.89 8.50 1.58 

130.27 8.74 72.50 6.82 58.77 6.91 24.68 14,OI 8 7  1,57 
13890 7-62 78.30 7.00 63.03 8.27 27.57 14.87 8.97 1.57 

134.25 7.48 74.97 7.09 60.98 6.90 25.96 14.95 9.30 1.58 
145.93 8.23 82,49 7.36 66.30 8.83 28.62 15.53 9.47 1.58 

137.23 8.07 75.67 7.43 61.80 6.44 26.44 15.66 9.78 1.61 
152.63 8.91 86.33 7.58 69.03 9,72 29.62 16.19 9.96 1.62 

147.40 9.01 82.71 7.60 67.41 7.70 27.64 16-25 10.18 1.61 
162.00 8.88 92.95 7.92 7482 10,ll 31.15 16.98 10.39 1 , s  

157.09 8.80 89.43 7.75 73.77 7 9  Z9.30 17.22 10.72 1.62 
169.72 7.98 98.11 7.82 7 9 9  10,39 U.15 17.90 10.92 1.66 

162.17 7.93 92.96 7.79 76-81 8.36 30.38 t8,W 11.18 1.65 
171.99 8.80 98.28 7.83 80.05 10.40 33.16 18,71 11.36 1.68 

158,73 8.73 89.20 7-58 73.67 7.95 29,92 18.60 l l d l  1.67 
175.38 9.64 98.n 7.87 80.99 9.91 34.00 19,35 11.92 1.70 

169.69 9 , s  %,I5 8.02 79.99 8.14 31.45 19.07 11.98 1.69 
190.11 9,78 110.22 8.52 91,42 10.28 36,40 19.78 12.19 1.74 

184.60 9,34 107,74 . . . ... . . . 0.04 19,M 14.04 

1960 1.HI. 
2. H]. 

1961 1.H). 
2. Hj. 

1962 1.Hj. 
2. Hj. 

1963 1.Hj. 
2. H,. 

1964 1.H). 
2. H,. 

I965 I.Hj. 
2. Hj. 

1966 I.Hj. 
2. H,. 

1967 1. Hj.7 
2. Hj. g, 

1968 I.Hj.7 
2. H,. $) 

1% 1.Hj.') 

Handel 
Und 
Vei- 

8 )  

Produzierendes Gewerbe 

1) ohne Saarland und Berlin. 
1 Voilaufiga Ergebnisse. 
*I Lrste voilaulige Ergebnisse. 
a) Die summe der Beiträge der Wirts&dialtrbsmidia zum Brulloinlandipmdukf In jeweiligen Pieiren ist um den Voriteuerabru 

Umrafriteuern eul Investitionen in der Goiamtnrtsdian. vermindert um die Invelllllonsteuer. iIberh6bt; diese Difleienr 
iidi nidil aul dle einzelnen Wirt~diaftsbereidie aulteileo (19W 1. H).: 1.1 Mrd. DM; 2. H).: 1.5 Mrd. DMi 1989 1. 
2.0 Mrd. DMJ. 
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~ t a a t ' )  
~ i ~ ~ ~ t .  
leirtuo- 
gen0 

Private 

","E 
usw. 7 

insge- 
veiai. 
beiten- 
des 

=ergie- 
wirb 
Shz 7 
Bergbau 

Bauge- 
werbe 
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19M) 
1961 
1902 
1963 
1 w  
1865 
1966 
1967'1 
1968') 

1 w  I. H). 
2. H]. 

1861 1. H). 
2. H). 

I 1962 1.H). 
2. H). 

2. H]. 1 
1964 1.HJ. 

2. Hj. 

1965 1. HJ. 
2. H]. 

I 1966 1.Hj. 
2. Hj. 

1967 1.Hj.') 
2.Hj.') 

195s 1.Hj.') 
2. HJ. 'J 

1969 l .H j .~ )  

Saido der 
Erwerbs- 
und Ver- 

Bnitt* mögiensein- 
kommen Inlands- nilsdien pmdukt Inlandern 
und der 
Lbrlgen 

Welt 

'1 BnimlkBllm der L. den Sim~ai i lmcmi ig~pr~en  enthalt-n PidLointeilc. 
I) einrmlieBlim der einnahmen dci Staates ius dem Pieiiiuagkim, der Beltrme zur geullli&an Unld l~r i l~cn ing  tind 

der von der Europliimen Gcrndnsmelt fiir Kohle und Stahl pGKn erhobenen Umlagm. 

138 

Nett* 
Bnitto- sozial- 
wdal- pmdnkt 

produkt bungen') zu Markt- 
preisen 

lndlrekte 
Steuern 7 
abragllm 
Siibven- 
tlonen 

Netlo- 
mzlal- 

Produkt zu 
Faktor- 
kosten 

(Volbein- 
kommeol 
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in Preisen von 

+0.11 112.90 
+0.10 125.20 
+0.12 13650 
+O.W 147.30 
-0.34 157.90 
-0.44 176.90 
-0.23 189.30 
-0.12 200.20 
+0.13 206.80 
-0.07 221.00 
+O,m 240.40 

120.94 +0.13 121.07 
134.04 -0.21 133.83 

130.27 -0,Il 130.16 
138.90 -0.46 130.44 

134.25 -0.17 134.08 
145.93 -0.41 145.52 

137.23 -0.33 136.90 
152.63 -0.23 152.40 

147.40 -0.50 146,90 
162.00 -0.40 161.60 

157.W -0.68 156.40 
159.72 -0.42 159.30 

162.17 -0 .n  161.m 
171.89 -0.49 171.50 

159.73 -0.33 159.40 
175.38 -0.68 174.70 

169.ES -0.09 169.50 
190.11 -0.21 1 0 9 9  

IU,50 -0.10 l s l 5 0  

1 Ohne Saarland und Bellin. 
.I Vorlluiige Eigebnlina. 
'1 Ein* roilamligr Biaeb.lsia. 
Bqdlfl ide Erldutcrungen Selle 131 

1960 1.Hj. 
2. H,. 

1962 1.Hj. 
2. Hj. 

1963 1.Hj. 
2. H,. 

1964 1. Hj. 
2. Hj. 

1965 1. Hj. 
2. H,. 

1966 1.Hj. 
2. Hj. 

1967 l.Hj.'l 
2. H,. '1 



Anhang I X  
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1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 ') 

19687 

1960 1. Hj. 
2. Hj. 

1961 1. Hj. 
2. Hj. 

1962 1.Hj. 
2. HJ. 

1963 1.Hj. 
2.Hj. 

1964 1.Hj. 
2. Hj. 

1965 1.Hi. 
2. Hj. 

1966 1.Hj. 
2. Hj. 

1967 I. H]. ') 
2. Hi. '1 . . 

L968 L. Hj. 7) 
2. H]. '1 

1%9 L. H]. '1 

3) Bmtlolob~e und -g&ebPter und Arbeitgebeibeltdge zu Yfmllld~en Btirl&tungen der eodal1.n SI&-g d w  Aibeiinehm.i. 
Nimt einbnogon slnd iu i  Mangel an stiUill~dnm Untwlagin W i m m l e  Lob-beeolh. der Arbeli&ei. dle 
aus umelbstlndiwr Arbeit diii1111ii. wle Auhendunpni IGi d t d i h e  Yrankbeiir c d  Altern-. Vepüegupuu- 
s ~ Ü ~ s ~ ,  uileritüt-en U. A. - weibungst~.ten i t id  nimt atqslogea. 

1)  Einsmiieuidi priralei Organisationen ohne E n r r r b ~ i r a t l i i .  - Einnmiie41im be.llmmler Lobwieatostetu, dlc nl&t In d i i  
Einkommen aus unrrlbtlndigei Arbeit elnbcaopm weiden konih. Iv.1. Anmertnw I). - Ni& A h g  der 21- aul Km- 

Voltaeln- 
kommen 

iumootrriidiulden. 
E i d l i e l l i m  der in Iflmlli&m H.ushib.111i netlo vrrbudalim UIeiUlmen Uibrnabmen &L dg- PlmUpiibil(&tdl. 

1) Vor Ahun der direkten Steuern U. 8. dri Untemhmai mll d w m r  Remt.pinbdldiiol~ 
51 Na& A h u g  der Unim auf äffentll&e Wlde i i .  
-I Ohne Saarland und Beilii. - 1) Vor!Auflge Eigebmiur. - EI Ente roilaufipl lbgebni..e. 
rwafiiime Qliutenin~ri  Seite 131 

Einkommea aus 
unse lbsWdigu  

Arbeit 1) 

Binlrommm a w  Untemebmertatlgkeil und Vernagen 

lnsgesaml 

b ~ l i o  I n Y  I *yU1 I neII0 

Qr 
privaten 

H a u -  
h Y L l  

du Unter- 
nehmen mit 

eigener 
üedliper- 

h l i d i -  
ke i t l  

unverleille 
Gerian.4 

des 
Staalea? 



T a b e l l e  32 

Volkselnkommen und Produktlvi läl  

Zeitraum 

1960 1.Hj. 
2. H,. 

1961 1. Hj. 
2. Hj. 

1962 1.HJ. 
2. Hj. 

1963 1. Hj. 
2. Hj. 

1964 1.Hj. 
2. Hj. 

1965 1.Hj. 
2. Hj. 

1966 1.Hj. 
2. Hj. 

1967 1.Hj.') 
2. Hj. I) 

I968 1.Hj.O) 
2. Hj. 4 

1969 I.Hj.') 

1 M2 39 3 759 43 3 223 47 5 647 58 81 
1921 46 4 439 51 3 740 51 6 104 63 87 
2 174 52 4 963 57 404a 59 6 533 67 88 
2 328 55 5 234 M 4 286 62 6 883 71 88 
2 486 M 5 50.5 61 4 501 65 7 2-37 74 88 
2 834 68 61W 70 4 866 71 7 781 80 89 
3 100 75 6 587 75 5 252 76 8 104 81 92 
3 337 80 7 030 80 5 587 81 8 308 86 94 
3 528 85 7 467 85 5 992 07 8 624 88 98 
3 757 90 7 956 91 6 3M 91 9 141 94 98 
4 157 I00 8744 100 6891 100 9759 100 iW 

je 
s&niltli& Erwerbr- 

tätigen '1 
(Pioduktivitäi) 

Bruttoeinkommen 
aus unreibrländiger 

d,,P,'~$~~li& 
bes&afligten 

Arbeitnehmer 'I 

Volkseinkommen 

1955 94 4 157 95 3 271 95 4 68ü 96 
2188 106 4555 105 3 m  105 5088 104 

2141 103 4 535 104 3664 l m  4954 101 
2 332 112 4924 112 3916 114 5220 lo'i 

2260 1W 4805 110 3960 115 5059 104 
2515 I21 5345 122 4296 125 5458 112 

2329 112 4995 114 4 175 I21 5154 105 
2689 130 5755 131 4 579 133 5683 116 

2538 122 5491 125 4534 132 552-3 113 
2 893 140 6237 142 4947 144 5998 123 

2740 132 5964 136 4915 143 5838 120 
3112 150 6754 154 5420 158 6244 128 

2898 140 6365 145 5325 155 6011 123 
3217 155 7 103 162 57ffl 168 6376 130 

2853 138 6436 148 5552 161 61W 125 
3221 155 7336 168 5938 173 6696 137 

3 114 150 7162 164 5856 170 6533 134 
3613 174 8199 107 6379 186 7182 147 

3411 165 7782 I78 6336 184 6970 143 

Lohnka- 

Gt::Le(. 
ei"heit41 

je Einwohner 

'I Inlhderkoruepl [nadi dem Wohnort]. 
*I Bmlloinlandipiodnkt In Pieisui ran  1934. 
I) InI~l.ndlkonzep1 (oadi dem Ber&6fli(lungiort). 
'I BruILoeiniommen aus unselb3ländiger Arbeit je durdirdinilllidi berdiältigleo Arbeitnehmer [inlandskmizept) 

Bruttoinlandsprodukl in Preisen von 1954 je duidiadiniiilidi Erueibstäiigen [Inlandrkonrepl) 
4 Ohne Saarland und Beriio. 
*I Vo~lbufige Eqebni8.e. 
'I Erb10 voilaunse Ergebnisse. 
Begrilnime Erllulerungen Seite 131 

DM I 1960=1W 

je durm,&nittlidi 
ErwerbrlAtigen 'J 

D U  11960=100 D U  !1960=100 DM 11960=100 
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vemaldimg d a  
Mrd 

Zeitraum 

1965 1. Hj. 
2. Hj. 

19.50 \ 

1951 

1952 

1953 

I954 

1955 

1956 

1957 

19.50 

1959 

1960 . 

1968 l.H,.') 
2. H,. ') 

. q 

Jeweiiigeii Preisen 

9.29 8.85 

11.97 1035 

1392 11&5 

15.15 13.95 

17.26 1550 

21.56 19.10 

23.43 ZlCO 

a n  22,70 

25.63 U m  

28.46 2950 

33.80 33.13 

35.0 35,m 

40.86 10n5 

44.66 15,s 

45,97 49.37 

51.0 57% 

5820 80.n 

5 7 . 0  M,30 

3,20 5820 

58.31 6297 

16.53 15.76 
19.07 19-26 

19.52 18.üü 
21,14 21.96 

21.47 20.02 
23.19 25.52 

21.63 19,u 
U.34 29.53 

7.4.30 25.18 
2 7 3  32.37 

27.90 26.56 
30.30 34.16 

29.m 29.33 
28.60 34,m 

24.30 27.M 
2780 31.20 

2585 27.95 
32A6 2402 

3388 30.05 

19w 

1961 

1862 

1963 

19M 

1965 

1966 

1967 ') 

1968') 

19W LHj. 
2. Hj. 

1961 1.Hj. 
2. Hj. 

1962 1.H). 
2. H,. 

1963 1.Hj. 
2. Hj. 

i) Waren- uod ~irolUalstungiv~rkeb~ b i t  d u  abilgen Welt 
9 Auhhr Einhihi. 
B4111111&e Eil&uterungen Seile 131 
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